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Diplomatie sucht neuen Stil Seite 27 


Willy Brandt will den Auswärtigen Dienst „umstrukturieren“. Eine 
Reform-Kommission unterdem früheren Botschafter vonHerwarth 
fand, die Diplomatie sei „kopflastig“ und die AA-Personalpolitik 
lebe „von der Hand in den Mund“. Vorschläge von Professor 
Eschenburg, die Zahl der Botschaften zu verringern und AA- 
fremde Spezialisten heranzuziehen, lehnt Diplomat Herwarth ab. 


Strafende Engel _ Seite 31 


Demonstration in Saarbrücken 


In seltener Eintracht werfen Professoren und Studenten, Staats- 
anwälte und Demonstranten dem saarländischen Innenminister 
Schnur (CDU) grobe Rechtsverstöße vor. Mit Schnurs Billigung 
hatten Polizisten „wie strafende Todesengel“ (so ein Ober- 
landesgerichtsrat) geprügelt und widerrechtlich inhaftiert. 


Krages schockt Waldhof-Aktionäre Seite 32 


Deutschlands berühmtester Börsenspekulant macht wieder von 
sich reden. Hermann D. Krages gab sich in der Hauptversamm- 
lung des Mannheimer Papierkonzerns Zellstofffabrik Waldhof 
als Mehrheitsaktionär zu erkennen und düpierte Management 
und Aktionäre: Er verweigerte Vorstand und Aufsichtsrat die 
Entlastung und verhinderte die Ausschüttung einer Dividende. 


UntergrundNugbeätter | in der CSSR Seite 71,72 


Elf Monate nach der Okkupation hat 
sich die Lage in der CSSR noch nicht 
normalisiert: Für den 21. August be- 
fürchtet die Führung Unruhen. Im 
Untergrund werden Flugblätter der 
Reform-Kommunisten verbreitet. Der 
SPIEGEL veröffentlicht eine Auswahl 
(Seite 72). Die Wirtschaftslage ver- 
schlechtert sich von Tag zu Tag; 
Banknoten tauchen auf, die für Fäl- 

schungen gehalten werden. Eine 
Prager Karikatur Währungsreform droht (Seite 71). 


Hochschul-Medizin: Reformen blockiert Seite 86 


„Man hat es schlampen lassen“, sagt Gotthard Schettler, Prä- 
sident des Medizinischen Fakultätentags (SPIEGEL- -Gespräch 
Seite 96). Ordinarienkult mit 
Millioneneinkünften für die 
Chefs, aber nur Almosen für 
die Mitarbeiter, klägliche Ar- 
beitsbedingungen für junge a 7; 
Forscher — auch die nunmehr g: BEN “. 
geplante neue Approbations- . 

ordnung und die neuen Hoch- 

schulgesetze werden die Miß- u 
stände der deutschen Medizi- 

ner-Ausbildung vorerst kaum beheben können: dies in der 
neuesten Folge der SPIEGEL-Serie über die Hochschulen. 


Chetfarzt-Visite 
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Neu: Stereo im Äuto! 
Von Philips. 


„nur ein Gag für Playboys 
und andere 
„unvernünftige‘ Leute? 


Dieses neue Klangerlebnis fasziniert jeden, und es paßt 
auch zu Ihnen. Musik nach Wunsch, die Freude macht und 
munter hält. Sie sind „mittendrin“. Die Musik klingt nicht mehr 
„ach“. Sondern wirklich in Stereo. Ein hinreißender Sound. 


Woher kommt Ihr Stereo-Programm? Von MusiCassetten! 
Ein überwältigendes Repertoire aller Schallplatten-Hersteller 
hält der Händler ständig bereit! Ihre Lieblingsmusik ist dabei! 
In Stereo — fabelhaft! 


Musik, Musik, Musik... . in Stereo. 
Sie brauchen gar nicht hinzusehen, so leicht ist das. 


Akustische Abschirmung und Ablenkung vom Straßen- 
verkehr? Nein, Stereo-Klang isttransparenter und wird unwill- 
kürlich mit geringerer Lautstärke gehört als herkömmlicher 
Mono-Klang. Sie sind so von den Signalen des Verkehrs nicht 
so stark abgeschirmt. Außerdem: Stereo im Auto wirkt 
besonders entspannend und macht Sie fit für alle Verkehrs- 
situationen. 


Sie sollten sich’s anhören! Philips lädt Sie dazu ein. Fordern 
Sie mit dem anhängenden Coupon das Anschriftenverzeichnis 
der Spezial-Händler für Philips Stereo-Musik im Auto. Bestimmt 
ist einer davon in Ihrer Nähe. Er ist mit allem ausgerüstet. 

Gern wird er Ihnen die Stereo-Musikanlage vorführen. 

Philips können Sie vertrauen — denn Philips hat Erfahrung! 
Philips hat das Compact-Casselten-System entwickelt und 
schon über 4 Millionen Cassetten-Recorder gebaut, und 
natürlich stammt auch die erste Autoradio-Cassettenspieler- 
Kombination von Philips. Und jetzt die Krönung: Stereo im 
Auto. 


Coupon: Ich interessiere 
mich für Stereo im Auto. Bitte 
senden Sie mir kostenlos und 
unverbindlich das Händler- 
Anschriftenverzeichnis und 
Ihren Katalog. 

An Deutsche Philips GmbH, 
2 Hamburg 1, Postfach 1093, 


Autoradio-Abteilung. er 


Wählen Sie unter zwei Geräten... 


AUTO-CASSETTA STEREO -— ein Stereo-Abspiel- 
gerät für MusiCassetten. Funktioniert unabhängig 
vom Autoradio in Verbindung mit zwei Lautsprechern. 


AUTORADIO CASSETTA STEREO — ein Autoradio 
(UKW und MW) mit Stereo-Cassettenteil. 
Programm nach Wunsch: Mono vom Radio, Stereo 
von MusiCassetten. 


Des eloen. PHILIPS 


SPIEGEL-VERLAG /HAUSMITTEILUNG 


Datum: 21. Juli 1969 Betr.: Defregger 


Hundertmal gesagt: die Redensart, kein Vogel be- 
schmutze das eigene Nest, wird in nahezu jedem bekann- 
ten Fall nicht gegen den Vogel gerichtet, dem's doch 
passiert ist, sondern gegen den, der bekanntmacht, 
dass es passiert ist. Mit anderen Worten, zum Fall des 
Weihbischofs Defregger, der im Juni 1944 ein Kom- 
mando zu Geiselerschiessungen gab, eine Woche bevor 
die Alliierten das italienische Dorf hatten besetzen 
können: Die „Münchener Katholische Kirchenzeitung" 
(MKKZ) beginnt ihren Bericht über den Fall — 

und Döpfners Ordinariats-Korrespondenz verviel- 
fältigt deren Text als „Unsere Meinung" — mit wüsten 
Vorwürfen gegen den SPIEGEL, der sich das Material „am 
Rande der Legalität" beschafft, der die „militärischen 
Verantwortlichkeiten" verschwiegen und auch ver- 
schwiegenhabe, „ursprünglich" sei nicht gegen Defreg- 
ger, sondern gegen einen anderen ermittelt worden. 
Schliesslich sei zum „Gesetz des Verschweigens" — 
alles zuLasten des SPIEGEL — „das Gesetz der Unterstel- 
lung" getreten (dass nicht Frankfurt, sondern der 
SPIEGEL Ermittlungen angestellt habe) — und so „ent- 
steht schliesslich das, was manche als SPIEGEL-Wahr- 
heit empfinden mögen, was aber der Sache nach wohl 
trefflicher als SPIEGEL-Lüge zu charakterisieren ist" 
—-nunistesheraus. 

Ein Oberleutnant a. D., Kamerad Defreggers, schreibt 
andenSPIEGEL, er sei bis heute „trotz vielemstolz (ge- 
wesen), Deutscher zu sein", aber „ab heute bedaure ich 
zutiefst" — weil die SPIEGEL-Mitarbeiter Deutsche 
sind. Der Kollege Horlacher, der dem Fall Defregger 
eine Seite des „Münchner Merkur" konsakriert, schreibt 
zur Sache: „Es ist schwer nachzuweisen, wie vielen 
Menschen die militärische Tätigkeit des Leutnants 
Rudolf Augstein an der Ostfront das Leben gekostet 
hat." Die Frankfurter Staatsanwaltschaft, die gegen 
Defregger ermittelte und einstellte, hat zwar den Leut- 
nant nicht gefunden, an denDefregger denBefehl weiter- 
gab (die „SüddeutscheZeitung"schafftees),, hatDefreg- 
gers Adjutanten-Burschen nicht gefunden, einen Tat- 
zeugen, der in Frankfurt wohnt. Aber inzwischen haben 
ein Oberstaatsanwalt und eine Staatsanwältin den 
SPIEGEL in Hamburg aufgesucht — um herauszufinden, ob 
der SPIEGEL sich Beweise nicht etwa auf angreifbare 
Weise verschafft habe. Und noch einmal die „MKKZ": 
„Nur der SPIEGEL selbst könnte auch klären, ob und was 
er sich die Akten hat kosten lassen, die er so genüss- 
lichausschlachtet" - genüsslich. Antwort: Keine Mark. 
Die eigentliche Frage lautet, wer den ehemaligen Haupt - 
mann, den gegenwärtigen Weihbischof Matthias De- 
fregger die Ungeschicklichkeit, ja die Verlogenheit 
mancher seiner Verteidiger entgelten lässt. Döpfners 
Appell, seinem Untergebenen Defregger könne „man 
menschliches Verständnis nicht verweigern" — wer will 
dieser Passage widersprechen? 

Aber Döpfners Ordinariats-Korrespondenz weiss: „Auch 
die Utopisten sollten sehen, dass es dem SPIEGEL nicht 
darum geht, die Kirche zu heiligen und sie von ihren 
Flecken zu befreien. Sondern ausschliesslich darum, 
die Welt von der Kirche zu befreien." Es ist wahr, das 
Heiligen und Befreien der Kirche ist weder Aufgabe 
noch Sache des SPIEGEL - das sieht die Kirche zweifellos 
genauso. Mitunter hört es sich aber an, als betreibe 
die Kirche auch jenes andere Geschäft in eigener Regie. 


DER SPIEGEL, Nr. 30/1969 


Aluminium-Landistrund 


Im Aluminium-Land geht die Sonne nicht unter. 
Denn überall auf der Welt ist Aluminium — und 
überall hilft Aluminium, die Zukunft mitzugestalten. 
Kaiser Aluminium, der viertgrößte 
Aluminium-Hersteller der Welt, arbeitet auf allen 
5 Kontinenten: plant, entwickelt und produziert 
für eine freundlichere Zukunft — mit Aluminium. 

Der weltweite Kaiser Aluminium Konzern produziert in Europa in folgenden Tochtergesellschaften — 
DEUTSCHLAND: Kaiser Aluminium Werke Inc., Koblenz und Recklinghausen, Kaiser Aluminium 
Kabel Werk GmbH, Berlin . ITALIEN: Nyffeler, Corti SpA : SCHWEIZ: Nyffeler, Corti AG - 
und Beteiligungsgesellschaften -— DEUTSCHLAND: Kaiser-Preussag Aluminium GmbH*: BELGIEN: Phenix 
Aluminium S.A.- GROSSBRITANNIEN: James Booth Aluminium Ltd., Anglesey Aluminium Ltd. 
SCHWEDEN: Skandinaviska Aluminium Profiler AB : TURKEI: Turkkablo AO... 


*im Bau .und in 4 anderen Kontinenten in 97 weiteren Werken. 


WIR DIEFERN ALUMINIUM MIT IDEEN KAI 5 E AR 
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BRIEFE 


JUNGER DES HERRN 
(Nr. 28/1969, Kriegsverbrechen) 


Wenn es noch eines Beweises bedurft 
hätte, wes Geistes Kind der SPIEGEL 
ist, wurde er mit dem Bericht über den 
Bischof Defregger erbracht. Sie schä- 
men sich nicht, die reichlich anzwei- 
felbare Erzählung eines italienischen 
Bauern als Grundlage schwerer Be- 
schuldigungen gegen einen deutschen 
Staatsanwalt und einen deutschen Bi- 
schof zu benützen. Und gleich finden 
Sie einen „Experten“, der freudig be- 
scheinigt, daß eine Hinrichtung sieben 
Stunden nach dem Urteil grausamer 
Mord ist. Im übelsten Zusammenhang 
damit nehmen Sie noch den Herrn 
Kempner mit. Den hätten Sie lieber 
fragen sollen, wie lange er und seine 


Einweihung des Gedenksteins in Filetto 


feinen Genossen die Rotjacken war- 
ten ließen. 


Wien RupoLr HUBERT 


Ob Defreggers Tatbeitrag in Filetto 
am 7. Juni 1944 als Beihilfe zum Mord 
auszulegen ist, mag Oberstaatsanwalt 
Rahn während der noch folgenden 
Nachforschungen ermitteln. Es er- 
scheint mir jedoch höchst fragwürdig, 
ob ein solcher Mann auch weiterhin 
das Amt eines Bischofs bekleiden 
sollte; Befürworter könnten natürlich 
einwenden, daß die Gefahr für De- 
fregger, eine Predigt über das Fünfte 


Gebot halten zu müssen — was ihm 
bei diesem Sachverhalt schon als 
Blasphemie vorzuwerfen wäre —, 


äußerst minimal sei; und in diesem 
Punkt müßte ich Ihnen recht geben... 
Hamburg WOLFGANG VOOSEN 


Die Heilige Mutter Kirche, die so gar 
keinen Spaß kennt, wenn es um Ver- 
hütungspillen oder um Abtreibungs- 
geschichten armer Dienstmädchen 
geht, versteht sich vielleicht durchaus 
zur Gnade und Nachsicht, wenn einer 
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ihrer Auserwählten unter menschlich 
ach so begreiflichen Umständen hat ein 
bißchen töten lassen müssen. 


Nürnberg Dr. HeıLmuT HÄUSSLER 


Bist Du in Gewissensnöten, 
kommandierst Du: „Töten, töten.” 
Und mit einem Heil’genschein 
wirst Du dennoch Vorbild sein. 


München KARL MÜLLER 


Die Bevölkerung von München ist ge- 
spannt, wie Papst Paul seinen „ge- 
liebten Sohn“ Matthias Defregger ver- 
teidigen will. 


München Dr. Ruporr PEETZ 


Dieses Mal hat der SPIEGEL wirklich, 
im wahrsten Sinne des Wortes, „ins 
Schwarze getroffen!“ Wenn dieser Herr 
nicht freiwillig auf 
seine Bischofswürde 
verzichtet, so muß er 
hierzu gezwungen 
werden. Auch sollten 
alle Möglichkeiten 
ausgeschöpft werden, 
dieses Verbrechen zu 
sühnen. Es heißt zu 
verhindern, daß der- 
artige Taten „mit 
einer Elle gemessen 
werden, die aus dem 
Holz eines Krumm- 
stabes gefertigt 
wurde!“ 
Frankfurt 

JoacHım BECKERT 


Nichts gegen Defreg- 
ger, wenn er als 
Karmelit oder Trap- 
pist seine Untaten 
sühnt, aber als Weihbischof untragbar 
samt Mitwisser Döpfner als Dirigent 
des Ganzen. 

Freising (Bayern) 


(1950) 


MARIE HERMANN 


Da möchte man doch lieber in die 
Hölle kommen, als die Ewigkeit in 


solch illustrer Gesellschaft zu ver- 
bringen! 
München ANGELIKA WITTMANN 


...einen tüchtigen deutschen Rechts- 
anwalt prüfen zu lassen, ob Herr De- 
fregger noch zivilrechtlich wegen 
Schadenersatzes in Anspruch genom- 
men werden Kann. i 


Boppard (Rhld.-Pf.) B. Boos 


Nicht ganz ohne Betroffenheit habe ich 
Ihren Bericht gelesen. Ich bin nie in 
Filetto di Camarda gewesen, kann da- 
her zu diesem Vorfall nichts sagen. Ich 
habe aber als deutscher Gefreiter des 
Zweiten Fallschirmjäger-Bataillons 
den italienischen Kriegsschauplatz 
1943/44 kennengelernt, bin selber in 
der Schlacht um Cassino verwundet 


OS9P 


ur 
Kenner: 
Perlen ... 


... Perlen des Kamerabaus — 
mamiya-Kameras! 


Von Könnern mit Ideen für Kenner 
konstruiert: 

mamiya-Kameras sind Kostbar- 
keiten unter den besten 
Spiegelreflexkameras der Welt. 
Zukunftweisend in der Technik, 
unübertroffen in der Präzision 
und im Aussehen ein Schmuckstück 
— mit einer solchen „Perle” 
gehören Sie nicht mehr zu den 
„Auch-Fotografen”. 


Fragen Sie Ihren Foto- 
händler nach mamiya-Kameras 
— Perlen des Kamerabaus. 


mamiya/sekor 
en; _ 


Erste und einzige Kleinbildspiegelreflex-Kameras 
der Welt mit zwei voneinander unabhängigen 
CdS-Meßsystemen - selbstverständlich durch das 
Objektiv. 


Schnell- 
verbindung 


ASIA 69 
2. Asiatische Internationale 
Handelsmesse 

TEHERAN — IRAN 

5. bis 24. Oktober 1969 


Hamburg — Abadan 


Sowie: 
Hamburg — Teheran 
Frankfurt — Teheran 


IRAN AIR verbindet 
Deutschland mit den 
wichtigsten Städten 
des Mittleren Ostens. 
Buchungen durch alle 
IATA-Fiugreisebüros 
oder die Büros der 


IRAN AIR 
k»uuldähle 


Frankfurt/Main, 
Baseler Straße 48, T. (0611) 252648/49 


Hamburg, 
Ernst-Merck-Straße 12-14, 
Telefon (0411) 245500 -245588 
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worden und kann aus eigener Erfah- 
rung bezeugen, daß sich die Hitlersche 
Wehrmacht spätestens nach dem „Ab- 
fall“ Badoglios gegenüber der italieni- 
schen Zivilbevölkerung oft genug 
wandalisch benommen hat. Partisa- 
nenkrieg? Ach, ich habe Bilder in Er- 
innerung, wo deutsche Offiziere flüch- 


tende Bauersfrauen ausplünderten, 
vergewaltigten, Kinder zu mörderi- 
schen Schanzarbeiten heranzogen, 


Männer, die in der Schanzarbeit eine 
Pause machten, schlankweg erschos- 
sen. Es herrschte damals in der deut- 
schen Wehrmacht die gleiche wütende 
Verachtung den „Katzelmachern“ ge- 
genüber, wie sie heute noch, abgemil- 
dert, in der Verachtung der Gastarbei- 
ter wiederkehrt. Merkwürdigerweise 
ist dieses Stück Kriegsgeschichte nie 
geschrieben worden: die teutonische 
Wut über die gebrochene „Achse“, Daß 
ein Vollstrecker dieser Wut heute in 
der Bundesrepublik als Weihbischof 
fungiert, ist wohl nicht ganz ohne so- 
zialpsychologische Auf- 
schlüsse über die innere 
Verfassung unseres Ge- 
meinwesens. Mit Weih- 
rauch soll diese Vergan- 
genheit vernebelt werden. 
Wenn Brecht das heute als, 
Theaterstück beschriebe, 
wäre das natürlich blan- 
ker Kommunismus. 


Frankfurt Horst KrÜGEr 


Als Katholik und Ange- 
höriger der Resistance in 
Italien während der deut- 
schen Okkupation im 
Zweiten Weltkrieg habe 
ich, im weiten Land um Rom, Kennt- 
nis von zahlreichen Bestialitäten, die 
auf das Konto der Okkupation gehen. 
Wer das Grauen miterlebt hat, wird es 
lebenslang nicht mehr vergessen kön- 
nen. Und ebenso weiß ich von — nicht 
so häufigen, doch tief beeindruckenden 
— Fällen, wo einfache Soldaten und 
auch Offiziere der unglücklichen Be- 
völkerung unter Lebensgefahr gehol- 
fen und rettend eingegriffen haben — 
und zwar „im Bewußtsein, daß diese 
Maßnahme“ eben doch noch unmöglich 
gemacht werden konnte. Ein Unteroffi- 
zier aus Freising, der zu den Helfern 
des Dorfes San Oreste am Monte So- 
racte bei Rom gehört hat, ist gleich- 
falls nach dem Kriege Priester gewor- 
den und heute von allen geliebter Pfar- 
rer in San Oreste. Solche Menschen 
dachten also wesentlich christlicher als 
seine Hochwürdigste Exzellenz, der 
Herr Weihbischof von München, der 
von Kardinal Döpfner in der Schwei- 
zer Presse soeben leidenschaftlich ver- 
teidigt wird. Das Verfahren ist einge- 
stellt, das heißt gar nicht eröffnet wor- 
den. Es spielt für mich keine Rolle, ob 


BRIEFE 


Defregger 


bei Seiner Hochwürdigsten Exzellenz, 
dem Herrn Weihbischof von München, 
auf Mord oder verjährten Totschlag 
plädiert wird. Massaker ist Massaker. 
Berg (Schweiz) 

Da. Hans KÜHNnEr-WOLFSKEHL” 


Woher nehmen Sie die moralische Be- 
rechtigung, den „Fall Defregger“ wie- 
der aufzurühren und an die Öffent- 
lichkeit zu bringen, obwohl der Staats- 
anwalt bereits ermittelt und ihn als 
erledigt angesehen hat? 


Gstadt (Bayern) E. M. Zepter 
Das war wieder ein Fressen für Sie: 
ein Katholik, ein Bischof noch dazu 
und obendrein ein Bayer. 


München Hanns WINTERSTEIGER 


Jetzt nehmen Sie auch noch den armen 
Herrn. Bischof aufs Korn, als hätten 
Sie noch nie gehört, daß ein Jünger 
unseres Herrn doch gar nicht böse sein 
kann! Und trotz ihrer angeblich inter- 
nationalen Nachrichten- 
beziehungen scheinen Sie 
keine Ahnung davon zu 
haben, daß für solch böse 
Zungen wie Sie die Hölle 
zur Zeit extra tiefer aus- 
gebaggert und von Kohle 
auf Öl umgestellt wird. 
”avor graut Ihnen wohl 
gar nicht? 
Nürnberg 

GERHARD Kr OHMER 


Hat ein Theologiestudent 
ein Mädchen angelächelt, 
dann schaßt man ihn, 
klebt aber Blut an seinen Händen, so 
wird er Bischof. So wenigstens in 
München. 

z. Z. Huttwil (Schweiz) 

Louis AMRHEIN 


Mehr Empörung aber erweckt der Um- 
stand, daß Defregger trotz dieser Ver- 
gangenheit, die ihm angeblich Schmerz 
bereitet, bei Soldatentreffen predigt 
und an jene für den Rest Europas 
furchtbare Zeit als eine Zeit der Ideale 
erinnert und der heutigen Jugend das 
Soldatentum von damals zum Vorbild 
geben will, jene Männer, die auch 
in schwersten Stunden ihrem Gewis- 
sen treu geblieben sind, wie er sagt. 
Man fragt sich hierzulande mit Recht, 
was dies heißen soll und wie es ge- 
meint ist. 
Rom ADOLF ALFRED Lenski 
Es ist ein Skandal, daß Döpfner für 
Defregger noch eine Ehrenerklärung 
abgibt. Auch darf es nicht damit abge- 
tan sein, daß — wie man heute hört — 


* Präsident des Internationalen Schutzver- 
bandes deutschsprachiger Schriftsteller 
(ISDS) Sitz Zürich, 


Wer sich einmal treiben lassen kann, weil er kein 
Getriebener ist. Wer auch ohne zu steuern nicht 
außer Kurs gerät. Wer sich auf einem fröhlichen 


Floß freier fühlt als auf einer bestückten Fregatte. Der liebt das Echte — | ie | | | SIES 
und raucht Gauloises. 1a 
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Die kühle, 
frische 
Blonde aus 


Tuborg. 
Selbstbewusst. 


Zum Durstlöschen. Erfahren. 
Besteht neben jedem 
Longdrink. Hoflieferant für die Königs- 
häuser von Dänemark, Schweden und 
Griechenland. 


Wenn Sie Erfrischung brauchen, egal 
wann, egal wo, nehmen Sie die kühle, 
frische Blonde. Überall zu Hause. 


TUBORG 


- in 160 Ländern der Erde 


Anfragen: H. Hagedorn, Hannover 
Hagedornweg 23, Ruf.: 52 25 66 
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es für Herrn Defregger seit 25 Jahren 
eine schwere Belastung gewesen sei 
und er noch bei den Einwohnern von 
Filetto um Verständnis für seine Ohn- 
macht bittet. 
Ratingen (Nrdrh.-Westf.) 

WILHELM SEIDEL 


Als ehemaliger Angehöriger der Divi- 
sionsnachrichtenabteilung der 114. Jä- 
gerdivision kann ich nur sagen, daß 
ich von den von Ihnen behaupteten 
„blutrünstigen Einsätzen“ keine 
Kenntnis habe. Zu dem Vorfall in Fi- 
letto ist es nur gekommen, nachdem 
Partisanen etwa 25 Nachrichtensolda- 
ten, die an diesem Ort Nachrichtenge- 
rät zu bewachen hatten, hinterhältig 
überfallen hatten. Die Haltung der von 
Ihnen befragten Einwohner des Dor- 
fes ist verständlich, doch sollten Sie 
äuch die Situation und die Erregung, 
in der sich die Truppe befand, in Be- 
tracht ziehen, die an diesem Nach- 
mittag— nach meiner Erinnerung waren 
es vier — Tote und Verwundete zu 
beklagen hatte. Auch haben Sie nicht 
erwähnt, daß zuerst sämtliche Männer 
des Dorfes erschossen werden sollten. 
Daß dies nicht geschah, ist wohl Herrn 
Bischof Defregger zu verdanken. 


Darmstadt WERNER KRÄMER 


WAHL-REKLAME 
(Nr. 28/1969, Kandidaten-Titel) 


Es ist der große Irrtum der Jungrebel- 
len zu glauben, sie könnten den völlig 
entarteten Parlamentarismus von in- 
nen knacken und reformieren. Späte- 
stens nach Ablauf einer Legislatur- 
periode werden diese Westentaschen- 
revolutionäre vom Establishment ent- 
weder integriert oder absorbiert. Nur 
eine zielbewußte Abmagerungskur der 
Parteien und die politische Mündigkeit 
der Wähler können diesem Hinter- 
treppenparlamentarismus den Garaus 
machen. 
Hückeswangen (Nrdrh.-Westf.) 

Ernst DITTRicH 


Ihr zutreffender Bericht sollte beson- 
ders die politisch interessierten, aber 
nicht in einer Partei aktiv tätigen 
Bürger ansprechen. Das Übel liegt in 
der Unwilligkeit vieler Deutscher be- 
gründet, Mitglied einer Partei zu wer- 
den. 


Marburg LupwıG LUCKEMEYER 


Sie zitieren meine Meinung, daß „die 
Generation der 30- bis 40jährigen ihre 
Überzeugung, daß Weltanschauungen 
aller Art uns nicht weiterbringen 
werden, gegenüber nicht wenigen 
20jährigen zu verteidigen haben“ wird. 
Im nächsten Satz erwecken Sie den 
Eindruck, als ob ich diese 20jährigen 
als wildgewordene Neo-Marxisten und 


Anarchisten ansehen würde. Sie ha- 
ben zwei Zitate miteinander gekoppelt, 
die ich bei verschiedenen Anlässen, 
gezielt auf verschiedene Personen- 
gruppen gebraucht habe. Das erste Zi- 
tat bezog sich auf jenen Teil der Ju- 
gend, der eine Re-Ideologisierung be- 
fürwortet. Das zweite Zitat stammt aus 
einer Rede, die ich vor der Karlsruher 
SPD über den bevorstehenden Wahl- 
kampf gehalten und in der ich ohne 
jeden Bezug auf irgendeine Alters- 
gruppe gefordert habe, daß sich die 
SPD im Wahlkampf eindeutig von 
linksradikalen Gruppen distanzieren 
müsse. 
Bonn Peter CORTERIER” 
Es war keineswegs so, daß MdB Haage 
seine „notorische*“ Abwesenheit von 
seinem Wahlkreis in der Hauptsache 
vorgeworfen wurde. Vielmehr wurde 


SPIEGEL 28/1969 


seine Haltung bei der Verabschiedung 
der Notstandsgesetze von mir und 
einer größeren Gruppe innerhalb der 
SPD in "Rosenheim nicht akzeptiert. 
Ferner wurde sein Eintreten für die 
Große Koalition kritisiert. Aus diesen 
und auch aus anderen Gründen trat ein 
Teil der Delegierten für eine Kandi- 
datur von Hans Schneider ein. Die 
„Niederlage“ desselben bedauere ich. 
Ungeachtet dessen ist es für mich und 
andere selbstverständlich, im diesjäh- 
rigen Wahlkampf den demokratisch 
gewählten Kandidaten unserer Partei, 
der SPD, voll zu unterstützen und 
mitzuhelfen, möglichst viele Staats- 
bürger von der guten Arbeit der so- 
zialdemokratischen Bundesminister 
(so zum Beispiel Schiller) zu überzeu- 
gen. 

Rosenheim (Bayern) Jos. A. PIRCHMOSER 
Durch Ihren Bericht über meine Bun- 
destagskandidatur in Münster kann 
der falsche Eindruck entstehen, ich sei 
ein Befürworter der Großen Koalition. 
Ich möchte deshalb darauf hinweisen, 
daß ich schon Ende 1966, damals gerade 
seit einem Jahr Mitglied der SPD, der 
Nottrauung der zum gemeinsamen 
Bund entschlossenen Partner SPD und 


* Bundesvorsitzender der Jungsozialisten. 
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„Am Flughafen von Athen wurde ich in 
einer Menschenmenge angerempelt. 
Als ich in meinem Hotel ankam, merkte ich, 
daß meine Brieftasche mit 1000 Drachmen 
und meinem Reise-Kreditbrief weg war. 


Jetzt nehme ich American Express 
Travelers Cheques.“ 


Wenn Sie ins Ausland fahren, gibt es oft Probleme mit 
dem Geld. 

Bargeld kann verlorengehen oder gestohlen werden. 
Um Bankschecks und Reise-Kreditbriefe einzulösen, müs- 
sen Sie erst mal eine zuständige Bank ausfindig machen. 
(Auch da gibt es oft noch langwierige Formalitäten, bevor 
Sie Ihr Geld haben.) Und Barschecks werden meist über- 
haupt nicht eingelöst. 

Aber kein Problem mit American Express Travelers 
Cheques. Denn... 

Sie sind das sicherste Geld für Ihre Reise. Wenn Ihre 
American Express Travelers Cheques verlorengehen oder 
gestohlen werden, können sie Ihnen sofort ersetzt werden. 
(Dafür sind die Filialen und Vertragsniederlassungen von 
American Express zuständig, die Sie überall auf der Welt 
finden.) Ihre Reise geht genauso weiter, wie Sie das ge- 


plant haben. 
American Express Travelers Cheques sind die bekann- 
testen Reiseschecks. — Auf der ganzen Welt werden sie 


anerkannt. In Hotels, Restaurants, Geschäften, Nightclubs, 
Flughäfen, Bahnhöfen und Tankstellen können Sie damit 
bezahlen. In kleinen Orten genauso wie in Weltstädten. 

American Express Travelers Cheques brauchen Sie 
nicht umzutauschen, wenn Sie von einem Land ins andere 
fahren. 

Sie bekommen die Travelers Cheques bei Ihrer Bank 
oder im nächsten American Express-Büro. In Werten zu 
10, 20, 50, 100 und 500 US-Dollar. 

Wenn Sie also das nächste Mal verreisen — geschäft- 
lich oder privat — nehmen Sie das sicherste und bequemste 
Geld mit. American Express Travelers Cheques. 
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Das einzige Geld, das ein Reisender braucht. 


2.-Hand- 
pulter 


haben keine 
Lieferfristen und 
viele Vorteile! 


Vom Handlocher bis zur 
Großrechenanlage, z. B. 
IBM 360/20/30/40/50/65 
oder UNIVAC 1108, 
liefern wir jedes System. 


Wir bieten u. a.: 


e Originalmaschinen der Hersteller, 
» Attraktive Preise, 

e Wartungsgarantie, 

» Neutrale Beratung und Auswahl, 
» Eintauschmöglichkeit. 


Wir informieren Sie gern 

über unsere Liefermöglichkeiten 
und bisherigen Leistungen. 
Fordern Sie unsere Druckschrif- 
ten an! 


Alle bekannten Fabrikate — 
Lochkartenmaschinen — 
EDV-Anlagen 


Ankauf — Verkauf — Vermittlung 
Import — Export 
Eigene Aufarbeitungsstätten 


puler 
GmbH 


Erstes kontinental-europäisches 
Beratungs- und Vertriebsunterneh- 
men für Datenverarbeitungsanlagen 


4032 Lintorf, Bahnhofstraße 2 
Postfach 110 
Telefon (02102) 230 16/17/18 
Telex 8 585-140 


1000 Berlin 45 
Jägerstr. 13a 
Telefon 0311/73 31 55 
Telex 183 233 


10225 Stockholm 
N-Mälarstrand 102 
P.O.B. 121716 
Telefon: 52 52 90 


8125 Zürich-Zollikerberg 
Keltenstr. 2 
Tel.: 637856 u. 639250 
Telex: 55147 
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CDU/CSU mit Skepsis und Kritik be- 
gegnet bin. 


Münster Karı-Heınz WALKHOFF 
SPD-Bundestagskandidat in Münster 


Zur Hebung des Informationsniveaus 
des SPIEGEL gestatten wir uns, dar- 
auf hinzuweisen, daß nicht — wie Sie 
schreiben — Wolfgang Flad, sondern 
der NPD-Kandidat Uwe Klaas (geb. 
1943) der jüngste Bundestagskandidat 
ist. Klaas, der im Wahlkreis Iserlohn 
direkt kandidiert, ist im Gegensatz zu 
Flad auf der Landesliste abgesichert, 
so daß er aller Voraussicht nach als 
jüngster Abgeordneter in den Bundes- 
tag einziehen wird. 

Erlangen (Bayern) 


1. MooRrDIEk 
Nationaldemokratischer Hochschulbund 


Der von Ihnen herausgestellte Wolf- 
gang Flad aus Stuttgart ist zwar ein 
junger, aber keines- 
wegs der jüngste 
Bundestagskandidat. 
Das ist vielmehr der 
Volkswirtschaftsstu- 
dent Hermann Ven- 
nebernd (geboren 29. 
Mai 1944), der im 
Wahlkreis Münster! . 
Land - Tecklenburg Flad 
für die Aktion Demo- 

kratischer Fortschritt (ADF) kandi- 
diert. 


Münster Dr. W. SÜNKEL 


Sie sprechen davon, daß es im Wahl- 
kreis 68 in Gelsenkirchen II den „Lin- 
ken“ überraschend gelungen sei, die 
vorgeschlagene Wiedernominierung 
des Mandatsinhabers zu verhindern 
und einen eigenen Kandidaten durch- 
zubringen. Ich hätte gern gewußt, was 
Sie unter der Einreihung „Linke“ oder 
„links“ verstehen. Wenn Sie damit 
gemeint haben sollten, daß darunter 
diejenigen zu verstehen sind, die nicht 
nur für politische Grundsätze in den 
Kampf zogen oder sich die „Selbst- 
herrlichkeit“ des Vorstandes zunutze 
machten, sondern in erster Linie not- 
wendige Neuerungen und Änderungen 
in ihrer Partei sowie in der Politik 
anstreben, dann wäre ich mit der Ein- 
reihung einverstanden. Bitte, gestatten 
Sie mir diesen Hinweis, da es sich bei 
mir um den Kandidaten handelt, von 
dem Sie schreiben, daß er von den 
„Linken“ vorgeschlagen worden sei. 


Gelsenkirchen WırLıBalp HEINRICHS 


KRIEGSGEWINNLER 

(Nr. 28/1969, Augstein - Wahlen [V] Kiesinger) 
Mag sein, daß Bundeskanzler Kiesin- 
ger Ihnen nicht gefällt. Sie machen 
ihn in letzter Zeit so schön madig. Ge- 
ben Sie acht, daß es ihm nicht so er- 
geht wie Franz Josef Strauß, vor dem 
viele Leute Respekt empfanden, als er 
trotz der von Ihnen gegen ihn einge- 


BRIEFE 


setzten schweren Artillerie wieder auf- 
tauchte. Jedermann sagte sich: „Hut 
ab! Wer gegen den kleinen Giftzwerg 
Augstein gesiegt hat, der muß ein 
Kerl sein!“ 
München Hans FE. WiLkens 
Etwas michelig — wie es sich gehört — 
habe ich mit dem prickelndem Ge- 
fühl einer an sich unanständigen Zu- 
stimmung zu Ihrem Artikel leider Ihre 
Staatstreue vermißt. Haben wir nicht 
den Bundeskanzler, den unsere Ge- 
sellschaft verdient? 


Berlin Orro LEDEREK 
Zu Ihrem Artikel über „Kiesinger“ 
darf ich Ihnen sehr herzlich gratulie- 
lieren. Sie haben meinen Freunden 
und mir aus der Seele gesprochen. 
Troisdorf (Nrdrh.-Westf.) 

Dr. Hans Kazspach 


Carl von Ossietzky schrieb in der 
„Weltbühne“ vom 18. Oktober 1927, 
der Feind stehe nicht mehr rechts, 
„sondern er ist inzwischen ganz be- 
denklich in die Mitte gerückt und 
streift die Linke hart“, War er 1927 
in den Parteien des Bürgerblocks 
(Zentrum, DVP) zu suchen, so ist er 
1969 zu rinden, wo man von „Bürger- 
kriegssituation“ und „heulenden Der- 
wischen“ redet. Je bedenklicher, desto 
heftiger protestieren die Studenten, 
und je heftiger sie protestieren, desto 
bedenklicher rückt er in die Mitte. 
Circulus vitiosus? Nein. Infame Tak- 
tik, ausgetüftelt von den Siegern des 
28. September 1969, von „Bürger- 
kriegs“-Gewinnlern. 
Freiburg GEORG HOoLLENKAMP 
Respekt vor diesem journalistischen 
Fingerspitzengefühl! Der Dank der 
Unionsparteien für diese handfeste 
Wahlhilfe wird Ihnen sicher sein. 
Hamburg GEORG GOBBERT 
Wie gut und groß muß dieser Kanzler 
doch sein, wenn Deutschlands Super- 
Schreiberling und Denker eigner Gna- 
den solch unqualifizierte Tiraden los- 
läßt: oh, Beate hilf, schlag nochmal zu, 
dann wählen alle CDU. 
Recklinghausen (Nrdrh.- Westf.) 

VEr JAEGER 


Kiesingers beste Reden sind in ihrer 
falschen Rhetorik fataler als manche 
von Hitlers schlechtesten. Wofür hält 
er uns eigentlich? Wenn er die Hände 
in den Abgrund des Podiums bohrt, 
wirkt er wie eine schlechte Kopie von 
Daumiers Winkeladvokaten; und wenn 
er sie in die Höhe reckt, sieht er aus 
wie der Duce mit dem Schwert des 
Islam. Wo schon so viel — auch von 
ihm selbst — von Historie die Rede 
ist: Wäre es nicht einmal des Ein- 
satzes einer Wochenendmuße wert, in 
einem Geschichtsbuch zu blättern und 
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BB 
Sa ety-F urst 
Ein Heizöltank der auch nach Jahren ohne Pflege sicher ist. 
Keine Korrosion, kein Auslaufen. Denn er ist aus Hostalen. 
Durch und durch. Darum kann er nicht rosten. Nie! Und er braucht 
keinen Schutzanstrich außen und keinen Schutzmantel innen. Und 
keinerlei Pflege oder Wartung. Er ist aus Hostalen. Und das genügt. 
Und selbstverständlich ist dieser Tank aus Niederdruckpolyäthylen 
amtlich zugelassen. Aber schreiben Sie uns doch mal: 
Farwberke Hoechst AG, Verkauf Kunststoffe, 
Entwicklungsgruppe, 6230 Frankfurt (Main) 80 ®Hostalen 
Wenn Sie einen Heizöltank suchen, 
der auch nach Jahren wirklich sicher ist. 


Hostalen-einKunststoffvonHoechst 


Für den Fachmann: 


Der Heizöltank aus Hostalen hat ein Fas- einem Arbeitsgang im Blasverfahren herge- 


sungsvermögen von ca. 1100 Litern. Er ist 
1290 mm hoch, 1360 mm tief, 700 mm breit 
und wiegt ca. 37 kg. Der Behälter wird in 


stellt. Nachbearbeitungsvorgänge sind nicht 
erforderlich. Dieser Großbehälter ist bestän- 
dig gegen fast alle Säuren und Laugen. 


Außerdem ist er sehr steif, schlagfest und 
bruchsicher. Der Heizöltank aus Hostalen 
kann im Keller aufgestellt, als Einzel- oder 
Batterietank verwendet werden. 
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BERLINER FESTSPIELE ’O 9 


Ich bitte um Informationsmaterial 


Name: 


Ort: 
Straße: 


SITRANS RSTER EHESTEN 
Berliner Festspiele GmbH 

1 Berlin 15 

Bundesallee 1-12 


33. Internationaler Salon der 
Schuhwaren, Lederwaren, 
ähnlicher Produkte und Maschinen 
— Vigevano — 


MAILAND 


auf dem Gelände der Mailänder 
Messe v. 30. Aug. bis 2. Sept. 1969 


INTERNATIONALE 


AUSSTELLUNG 
DER SCHUHWAREN, 
ÄHNLICHER 
ERZEUGNISSEU. 
MASCHINEN 


Die italienische Produktion 
im Schaufenster 


Auskünfte: 

Segreteria Generale MICAM 
Via Ippolito Nievo 33 

20145 Milano (Italien) 
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sich nach anderen Vorbildern umzu- 
sehen — Mirabeau, Freiherr vom Stein, 
Disraeli... Wie gerne ruft man sich 
die Zeiten ins Gedächtnis zurück, als 
in Württemberg ein einzelner Lan- 
desfürst der Königin Elizabeth stilvoll 
zu begegnen wußte. 
Köln FELIX INNIEN 
Ihr Artikel über Kanzler Kiesinger be- 
wegt sich im Stil derartig unter der 
Gürtellinie, wie er von keinem östli- 
chen Journalisten erreicht wird. 


Düsseldorf Dr. K. WiEGAUR 


Es war in Deutschland noch nie popu- 
lär, an einmal etablierten Trägern der 
Macht Kritik zu üben. Deshalb wohl 
diese Zurückhaltung der Parteien in 
Sachen Kritik an Kiesinger; sie wür- 
den sich nur selbst damit schaden. 


Stuttgarter Zeitung 


BRIEFE 


zu arbeiten. Landespräsident war 
schon zuviel. Verstehen kann ich nicht, 
warum die CDU nicht die Konsequen- 
zen zieht und einen integren Mann an 
die Spitze stellt — entschlußkräftig, 
durchgebildet, energisch und nüchtern. 
Dennoch hat mich der Aufsatz von 
Herrn Augstein aufs höchste schok- 
kiert, zeigt er doch von neuem, wie 
selbst Männer wie er sich nicht frei 
machen können von der Mißachtung 
der Frau. Er schreibt: „Kiesinger wird 
seine runden 45 Prozent, und sei es mit 
Hilfe der Alten und der Frauen, wohl 
einfahren.“ Diese unverschämte Frech- 
heit der Männer, sich einzubilden, sie 
hätten Intelligenz und politisches Ver- 
mögen für sich gepachtet, obgleich sie 
jahrhundertelang bewiesen haben und 
täglich beweisen, wie schlecht sie mit 
der Macht umzugehen wissen. Zank 


„Jetzt geht es nicht mehr um die Sache, jetzt geht es um die Person — 
dreimal dürfen Sie raten, um welche...” 


Leute, die Kritik üben, sind bei uns 
wenig erwünscht, sie stören die Har- 
monie und sind gar geistig unterent- 
wickelt, „infantile Rauschebärte“ (Kie- 
singer beim letzten Landtagswahl- 
kampf in Baden-Württemberg). Der 
Wahlkampf muß bei einer solchen Hal- 
tung ein politisches Scheingefecht blei- 
ben, das von Werbe-Instituten ausge- 
führt wird. Eine Debatte über politi- 
sche Alternativen findet nicht statt. 
Vaihingen (Bad.-Württ.) 

BARBARA FRITSCH 


Dieses offene Wort begrüße ich, denn 
offenbar sind alle Anwürfe gegen Kie- 
singer in bezug auf Entschlußlosigkeit, 
Eitelkeit, nicht vorhandene Substanz 
gerechtfertigt — ganz zu schweigen von 
seiner NSDAP-Vergangenheit, die ihn 
— wäre er wer — im Interesse West- 
deutschlands unbedingt hätte davon 
abhalten müssen, derartig exponiert 


und Hader und wenig Format — 
Stammtischniveau —, das ist das, was 
Männer im allgemeinen entwickeln 
können. Deshalb lassen sie die Frauen 
unter keinen Umständen ran — sie 
könnten es besser machen. Es ist 
schamlos, die Frauen derart zu miß- 
achten, wo sie die Hälfte aller Wähler 
darstellen und durch Jahrhunderte 
von den Männern zu dem gemacht 
wurden, was sie sind. Man sollte eine 
Partei der: Frauen gründen, wo nur 
Tüchtigkeit, Intelligenz und Redlich- 
keit entscheiden. — Wenn sich darin 
die Frauen einig wären, dann ade das 
ganze Bonner Parlamentstheater. 
Bad Kreuznach (Rhld.-Pf.) Sasse 


Herr Augstein sollte dankbar sein, 
solch einer „angefaulten” CDU. 
Sein wöchentlicher „Gallenstein” 
war doch bisher ein Kassen-Clou! 
Wie wandelbar ist manche Schose, 
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Heute das beliebteste Getränk: 
Whisky-Soda. Überall in der Welt. 
Die Jungen, Junggebliebenen, 
Unkonventionellen haben ihn entdeckt. 
” Sie gestalten die Welt von morgen. 
" Und lieben den harten Longdrink. 
In seiner aktuellsten Form heißt er »rauchzart mit«. 
Kontrollierter Genuß — harmonischer Drink. 


zwei große 
»Racke rauchzart« 
mit prickelndem 


Soda 4 Von Könnern trinkfertig gemikxt. 
2 »rauchzart mit« — schmeckt uns allen! 
pMf75 m 
ee rauchzart mıt 


Whisky-Soda in der aktuellsten Form 


Bis 31. Oktober 
können Sie uns noch kaufen. 


Danke, Staat. 


Am 31. Oktober ist es aus mit den 
schnellen, aggressiven Fonds, mit den 
Hechten im Karpfenteich. Dann geben die 
behäbigsten Karpfen das Tempo für alle an: 
z Wir haben ein neues Gesetz. 
Über den Vertrieb ausländischer 
Investmentanteile. Es sorgt sich um den 
deutschen Sparer. Es sorgt für die deutschen 
Investment-Gesellschaften: 

Gleiche Bedingungen für alle, 
sagt das Gesetz. Auch wenn sie schlechter 
sind.Vor allem für den Sparer: Der Staat 

erspart ihm das Risiko — 
und damit die Chance auf höheren Ertrag. 

Der Ascot Fund ist ein schneller 
Hecht, auf schnelles Wachstum konzipiert. 
Hochleistungs-Anlagetechniken: Leverage, 
Investitionen mit Hilfe von Fremdkapital. 
Hedge, Sicherung gegen Kursrisiken. 

Am 1. November ist alles vorbei: 


Ascot Securities GMBH, 68 Mannheim, Kunststraße O 7, 18 


Hegde-Fonds I 
dürfen dann Wohnort ( } 


Telefon 


bei Ihnen anlegen. 


|] Ich bitte um kostenfreie Übersendung Ihres Angebots-Prospektes. 
7} Ich bin an einem Sparplan interessiert, 
werden. In der N — mit monatlicher Einzahlung von DM 
Binnen 12Monaten kann die gleiche Anzahl von Fund-Aktien zum jeweiligen 
mE EEE IE mE mE IE Hm Hmmm Hm ME DE 


nicht mehr == —— 
Bundes Unseren Kunden, die bis 31. Oktober 1969 im Ascot Fund investieren, 
Tageskurs, jedoch zum halben Spesensatz hinzugekauft werden. Und zwar 


angeboten [[] Ich möchte sofort DM 
bieten wir — Sparpläne ausgenommen - folgendes Bezugsrecht an: 
D 
republik n über die Ascot Securities AG, Mühlebachstraße 45, Zürich, Schweiz. $1/2 
®. 
THE ASCOT FUND LIMITED 
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sieh, Schreibers Heinemann-ldylie; 

voll rosaroter Himbeersoße 

- fast Gartenlaube - sanfte Stille! 

Wenn stolz des SPIEGELS „Politik-Recken”, 

dann SPIEGEL hintern Spiegel stecken, 

weil er nun säuselt, statt zu raufen; 

kann man sich gleich den „Vorwärts“ 
kaufen! 


Volkmarsen (Hessen) Hans FıLkE 


AKTIONSCHE 

(Nr. 27/1969, Marcuse) 

Wir haben in Rom den Professor Mar- 
cuse stets als Genosse Marcuse ange- 
sprochen. Wir haben ihm vorgeworfen, 
daß sein Philosophie-Spektakel im 
Eliseo-Theater zu teuer sei (5 DM Ein- 
tritt). Deswegen haben wir es uns er- 
laubt, ohne zu zahlen reinzugehen. Wir 
haben ihm vorgeworfen, daß er eine 
reaktionäre und bürgerliche Kommu- 
nikationsform gewählt habe. Wir 
haben ihm vorgeworfen, daß er zuviel 
allgemein philosophisch sprach und 
nicht genügend über die Vorfälle in 
Berkeley informierte. Trotzdem haben 
wir ihn immer als Genossen angespro- 
chen. Wir haben ihn also weder als 
CIA-Agent noch als Agent der Bour- 
geoisie bezeichnet. Dies taten andere. 
Zuschauer, für die wir natürlich nicht 


Cohn-Bendit in Aktion 


verantwortlich waren. Wir müssen uns 
vorwerfen, daß wir dieses Aktiönsche 
(mal wieder!) ohne ihre Auswirkungen 
bedacht hatten. Wir waren (mal wie- 
der!) die Hofnarren der bürgerlichen 
Presse. Ich halte eine Auseinanderset- 
zung mit den Ideen des Genossen 
Marcuse für notwendig, allerdings 
nicht in einem bürgerlichen Theater, 
wo die Hälfte der Zuschauer aus den 
höheren Kreisen der römischen Ge- 
sellschaft bestand. Ich wünsche dem 
Genossen Marcuse schöne Ferien in 
Frankreich und hoffe, daß er nicht 
ausgewiesen wird, wie sein Übersetzer 
ins Französische, Boris Fraenkel, der 
wegen dieser Übersetzung irgendwo in 
Frankreich von der Polizei zur 
Zwangsresidenz gezwungen wird. 


Frankfurt DAnıeL CoHn-BENDIT 


Herbert Marcuse hat ein beneidens- 
wert schlechtes Gedächtnis. Er war von 
Beginn an zu einer Öffentlichen Podi- 
umsdiskussion an der Hamburger Uni- 
versität geladen (unabhängig davon zu 
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einem Abendessen in privatem Rah- 
men, um Ernst Fischers siebzigsten 
Geburtstag zu feiern). Es gab weder 
bei dieser Einladung noch bei der Zu- 
sage die Möglichkeit irgendeines Miß- 
verständnisses über den Charakter 
der Veranstaltung, geschweige denn 
war irgend etwas umstrukturiert wor- 
den. Noch in einem Telephonat, das 
vor seiner Rede in Rom geführt wur- 
de, äußerte er auch keinerlei Bedenk- 
lichkeiten; die Absage zur Teilnahme 
an der Hamburger Podiumsdiskussion 
wurde dann expressis verbis mit den 
„Erfahrungen in Rom“ und mit dem 
Versprechen an die nun aus La Jolla 
in die Korrespondenz eingreifende 
Frau Inge Marcuse begründet, „an so 
etwas nie mehr teilzunehmen“. 

Reinbek (Schl.-Holst.) 


Dr. F. ]J. Ranparz 
Rowohlt Verlag GmbH. 


Die Redaktion des SPIEGEL behält sich 
vor, Leserbriefe gekürzt zu veröffentlichen. 
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Besser geht’s mit... 


KLIMAANLAGEN 


Wir liefern Fenster-Klimageräte, 
Klimatruhen und -schränke in 
einer Leistung von 1280 bis 
45000 kcal/h. 18 preisgünstige 
Modelle, modern, robust und vor 
allenDingen geräuscharm stehen 
zu Ihrer Verfügung. Unsere Ver- 
triebsfirmen beraten Sie gerne: 
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Rudolf Augstein: Wahlen (VII) 


VOR UNS DIE SINTFLUT 


D as Bilden einer Regierung aufgrund 


vorhergegangener Wahlen ist 
auch für den gelernten Regierungs- 
bildner zuweilen kein Zuckerschlek- 
ken. 1961 etwa brachte der Wahlver- 
sprecher der FDP, den 85jährigen 
Adenauer nicht wieder zum Kanzler 
zu wählen, sieben quälerische Wochen 
voller Ulk und Dollerei, durch den Um- 
fall der FDP nur provisorisch beendet. 
Aber der Herbst 1961 dürfte demnächst 
als ein schwacher Vorausschein jener 
Ereignisse gelten, die heute schon für 
die Zeit nach den Bundestagswahlen 
zu erwarten sind. 


Der Kanzler der CDU und die Partei 
FDP haben sich mittlerweile derart 
festgelegt, daß nur noch entweder ein 
Durchbruch ins Freie oder die quälend- 
ste Stagnation.oder der schwächlich- 
ste Umfall, entweder des Kanzlers 
oder der FDP-Führung, offenstehen. 
Das sind noch immer beträchtlich viele 
Möglichkeiten. Aber auf das Ergebnis 
darf man neugierig sein. 


Kanzler Kiesinger hat in der Nürn- 
berger Messehalle vor 4000 Zuhörern 
bekanntgegeben, laut Stenogramm des 
dpa-Korrespondenten: „Koalitionen 
bringen schwerste Probleme mit 
sich... Mit der SPD würde ich nur 
koalieren, wenn eine klare und ver- 
bindliche Vereinbarung eines mehr- 
heitsbildenden Wahlrechts in der näch- 
sten Legislaturperiode zustande kä- 
me.“ Das ist hinreichend deutlich. Be- 
vor er die Koalition eingeht, muß die 
verbindliche Vereinbarung da sein, und 
nach dem neuen Wahlrecht würde 
1973 gewählt. 


Natürlich denkt er nicht an das ver- 
fassungsrechtlich einwandfreie Mehr- 
heitswahlrecht nach englischem Muster, 
das auch innerhalb der CDU/CSU um- 
stritten ist, sondern an das Dreier- 
Kreis-Wahlrecht, das gute Aussicht 
hätte, vom Bundesverfassungsgericht 
verworfen zu werden. Solch ein Wahl- 
recht würde mit dem Hintergedanken 
vereinbart, daß es entweder wegen 
festgestellter Verfassungswidrigkeit 
gar nie in Kraft tritt oder, sollte es 
Karlsruhe passieren, die beiden großen 
Parteigruppen einseitig und proporz- 
gerecht auf Kosten von FDP und NPD 
begünstigt. Jedenfalls wäre man die 
Diskussion los, könnte weiter Große 
Koalition machen und müßte gleich- 
wohl kein Risiko tragen. 


Immerhin, Kiesinger hat sich ein- 
deutig festgelegt, und ohne prinzipielle 
Zusage der SPD, ein neues Wahlrecht 
diesmal nicht an die Wand zu malen, 
sondern zu verabschieden, kann er 
schwerlich eine neue Auflage der jetzi- 
gen Koalition eingehen (obwohl Poli- 
tiker und sonstige Menschen ja vieles 
können). Andererseits hat Kiesinger 
sich aber auch zur FDP hin, um den 
Löwen in sich loszumachen, die Hände 


Koalition, hat er in Nürnberg gesagt, 
würden in Fragen der Ostpolitik „ra- 
dikal zusammengehen und Entschei- 
dungen treffen, vor denen ich mich im 
Interesse unseres Volkes fürchten 
würde“. 

Was sind das für Entscheidungen? 
Bruno Heck, in Kiesingers Partei Ge- 
neralsekretär, hat sie umrissen. Ist die 
SPD bereit, so hat er auf dem Essener 
Wahlkongreß und im Pressedienst 
seiner Partei gefragt, die „DDR“ anzu- 
erkennen, falls sich deren Regierung 
zu sachlichen Verhandlungen bereit er- 
erklärt? Dazu ist die CDU/CSU näm- 
lich nicht bereit, und also hat die Re- 
gierung der DDR recht, wenn sie sich 
zu solchen „sachlichen Verhandlungen“ 
nicht bereit erklärt. 


Wie stehen die Sozialdemokraten zur 
Oder-Neiße-Linie? fragt Bruno Heck 
weiter. Es ist wahr, sie sind nicht wil- 
lens, das Geheuchel und Gemeuchel 
der Namens-Christen uneingeschränkt 
weiter mitzumachen, sogar Herbert 
Wehner hat diesmal die polnische 
Extra-Tour des Berliner Bürgermei- 
sters Klaus Schütz gedeckt. 

Dennoch ist die Deutschlandpolitik 
der SPD laut Kanzler Kiesinger kein 
Hindernis, mit dieser Partei weiter 
zusammenzugehen, solch eine Koali- 
tion brächte nur „schwerste Probleme“ 
mit sich. Wohl aber betrachtet er die 
Deutschlandpolitik und die Ostpolitik 
der FDP als Hindernis. Er hat für de- 
ren Vorstellungen das Wort „Konzep- 
tionslosigkeit“ gefunden, ist sich wohl- 
bewußt, daß man ihm dieses Wort in 
FDP-Kreisen übelnehmen wird, aber 
er muß es sagen, da es doch nötig ist, 
eine „klare Linie“ zu ziehen, gemäß 
jener Geradlinigkeit, mit der die Große 
Koalition etwa in Belgrad und Kam- 
bodscha verfahren ist oder sich ver- 
fahren hat. 

Nach wie vor, die „Anerkennung der 
SBZ“ (für jüngere Leser: „sowjetische 
Besatzungszone“) bedeutet „einen un- 
freundlichen Akt gegen das ganze 
deutsche Volk“, so neuerdings wieder 
der CDU-Bundestagsabgeordnete 
Friedrich Kühn aus Hildesheim in 
Hecks Pressedienst. Die FDP aber, in 
all ihrer Konzeptlosigkeit, hat eine 
Deutschlandpolitik in ihr Programm 
geschrieben, die von der CDU, so. Kie- 
singer, nicht mitgemacht werden kann: 
„Ihre Deutschlandpolitik*, sagte er 
über die FDP der „Welt am Sonntag“, 
„ist für uns unannehmbar.“ 

Was sagt die FDP in ihrem Pro- 
gramm zur Deutschlandpolitik? Die 
DDR sei ein Staat, der sich selbst ver- 
treten müsse; die Bundesrepublik solle 
ihr Verhältnis zur DDR vertraglich re- 
geln, solle ihren Anspruch, alle Deut- 
schen zu vertreten, und die Hallstein- 
Doktrin aufgeben, solle eine Berlin- 
Regelung anstreben, solle die Auf- 
nahme der Bundesrepublik in die Uno 
betreiben, auch um den Preis, daß die 


Das sind in der Tat Forderungen, 
die ein CDU-Kanzler fürchten muß, 
wenn auch nicht „im Interesse unseres 
Volkes“. Sie orientieren sich nämlich 
an den Realitäten. Je mehr die FDP 
anerkennt, was ist, desto weniger bie- 
tet sie sich laut Kiesinger als Alterna- 
tive an. „Dann armes Deutschland!“ 
rief Strauß in der Nürnberger Messe- 
halle einfältig und perfide wie nur je 
ein Christen-Häuptling, als er auf eine 
mögliche Koalition seiner beiden mög- 
lichen Regierungspartner ohne die 
CDU/CSU zu sprechen kam. 


Aber wenn Kiesinger die SPD nicht 
zu einer Änderung des Wahlgesetzes 
bewegen kann, und nur ein außer- 
ordentlicher SPD-Parteitag könnte 
darüber entscheiden, dann muß er dem 
FDP-Vorsitzenden Walter Scheel das 
Außenministerium überlassen, und 
dann wird kein Botschafter mehr aus 
einem Land abberufen, das Beziehun- 
gen zur DDR aufnimmt. 


Freilich, Kiesinger könnte in der 
Wahlrechtsfrage umfallen, aber Scheel 
in seiner Deutschlandpolitik kann 
nicht, auch wenn er noch so gerne 
wollte. Würde Kiesinger ihm das 
Außenministerium nicht geben wol- 
len, um wenigstens den personellen 
Schein zu wahren, müßte er ihm das 
Wirtschaftsministerium anbieten und 
gleichwohl die Deutschlandpolitik der 
FDP übernehmen. 


Da trifft es sich ungünstig, daß 
Strauß mit der bei ihm mittlerweile 
nicht mehr unüblichen Direktheit für 
sein Finanzministerium die Abteilun- 
gen I (Wirtschaftspolitik) und VI (Geld 
und Kredit) aus dem Wirtschaftsmini- 
sterium herausschneiden und die 
Steuerung der Konjunktur überneh- 
men will. Das Wirtschaftsministerium 
des Kollegen Schiller will er auf ein 
Fachressort für Industrie, Handel und 
Gewerbe reduziert sehen. 


Daß Schiller und die SPD da nicht 
mitmachen würden, liegt auf der Hand. 
Aber auch die FDP würde nicht mit- 
machen, wenn sie das Wirtschafts- 
ministerium übernehmen würde. Sie 
will die „produktive Konkurrenz“ zwi- 
schen beiden Ministerien aufrechter- 
halten wissen, will keinen „Konjunk- 
turminister“ Strauß zulassen, der, so 
der FDP-Pressedienst, „sehr schnell 
der Chef im Ring“ wäre. 


Die FDP rügt den „penetrant ego- 
zentrischen Zuschnitt“ des Strauß-Vor- 
schlages, sie hat den Eindruck, die per- 
sönliche Unrast dieses Ministers drän- 
ge „nach einer Komplettierung seiner 
politischen Laufbahn“. Ablehnung sei 
„zwingendes Gebot“, denn: „Strauß, 
der alleinverantwortliche Mann für die 
Währung? Das wäre ein Vorge- 
schmack auf die Sintflut.“ In ent- 
scheidenden politischen Augenblicken 
renne sein „Trieb-Werk“ alle sachli- 


| gebunden. SPD und FDP in einer DDR mit hineingelange. chen Argumente nieder. 
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Man geht wohl nicht fehl in der An- 
nahme, daß auch Kanzler Kiesinger 
nicht vorhat, Strauß zum Konjunktur- 
minister zu machen. Aber tut er das 
nicht, Konzediert ihm Strauß nicht die 
Deutschlandpolitik der FDP unter dem 
Außenminister Walter Scheel. Wollte 
er aber Strauß trosteshalber zum 
Außenminister machen, so hätte der 
die Kabinetts-Richtlinien solch einer 


kleinen Koalition — keine Diskrimi- 
nierung der DDR — durchzuführen. 
Dazu enthält das CSU-Wahlpro- 


gramm 1969 die „Forderungen“: 


„Ablehnung der Anerkennung der 
sowjetisch-besetzten Zone als zwei- 
ten deutschen Staat“ (wunderbares 
Deutsch, nebenbei); 


> „Klarstellung, daß die Anerkennung 
eines zweiten deutschen Staates 
eine Leugnung des Selbstbestim- 
mungsrechts und einen unfreund- 
lichen Akt gegen die deutsche Na- 
tion beinhaltet“. 


Da muß man. Strauß schon etwas 
bieten, damit er sein Wahlprogramm 
etwas zusammenstreicht. Wendet sich 
aber Kanzler Kiesinger wieder der 
SPD zu, kann Strauß weder Außen- 
minister werden, das ist nämlich Willy 
Brandt, noch die Abteilungen I und VI 
des Bundeswirtschaftsministeriums 
bekommen. Mit seinem „penetrant 
egozentrischen Zuschnitt“ wird er den 
Kanzier in der Wahlrechtsfrage trie- 
zen und als einen rechten Gummi- 
Mann abmalen. 


So, und nicht anders, könnte doch 
noch entweder ein neues Wahlrecht 
oder eine neue Deutschlandpolitik 
herauskommen; wahrscheinlich ist das 
allerdings nicht. Wahrscheinlich wird 
Kiesinger nach der Wahl nicht mehr 
wissen, was er vorher gesagt hat, und 
mit der SPD nach endlosem Gehakel 
ohne verbindliche Wahlrechtsabspra- 
che weitermachen, in einer Regierung, 
deren wichtigste Fachminister Schiller 
und Strauß einander mehr Schaden 
zufügen wollen als je der alte 
Adenauer den Ministern der FDP. 
Wahrscheinlich ist ein weiteres Stück 
Selbstruin der zweiten deutschen Re- 
publik. 

Denn natürlich meint Kiesinger sei- 
ne Attitüde, am mächtigsten allein 
bleiben zu wollen, so wenig ernst wie 
nur irgendwas in seinem Leben. Das 
Schlimmste, was ihm passieren könn- 
te, wäre ja immer noch, wenn er es 
schaffte, die NPD unter der Fünf- 
Prozent-Hürde zu halten und, trium- 
phierend wie Konrad Adenauer :1957, 
die absolute Mehrheit der Sitze zu 
angeln. 

Dann würde sich herausstellen, daß 
die beiden Parteien CDU und CSU so 
sehr und so wenig regieren könnten, 
wie sie das von SPD und FDP glauben. 
Über ein verfassungsgerechtes Mehr- 
heitswahlrecht würden sie sich nicht 
einigen, über Konjunktur-Fragen 
nicht, nicht über soziale Gerechtigkeit 
noch „participation“, und schon gar 
nicht über eine zeitgemäße Deutsch- 
landpolitik. Wer Mut zum Gräßlichen 
hat, sollte sich die Klarstellung wün- 
schen. 


Fern 


Sm 
ost- 


Spezialisten 


(...sie kommen aus Dänemark, Norwegen, 
Schweden - und Thailand.) 


Sawadi 
der charmante Willkom- 
mensgruß des Fernen 


Ostens. Bei SAS erleben 
Sie die Gastfreundschaft 
Süd-Ost-Asiens schon auf 
der Reise. SAS-Hostessen 
kennen Asien von vielen 
Flügen. 

Denn 9mal wöchentlich 
fliegen die supermoder- 
nen DC-8-Super-Fan-Jets 
der SAS auf drei verschie- 
denen Routen nach Fern- 
ost. 


4mal wöchentlich mit 
dem TRANS-ASIEN- 
EXPRESS 


Das gibt es nur bei SAS: 
Kopenhagen Bangkok 
(bequeme Anschlüsse von 
allen deutschen Flughä- 
fen} in 12 Stunden mit nur 
einerZwischenlandung,in 
Taschkent, der einstigen 
Residenz von Dschingis 
Khan. Und weiter nach 
Singapur 3mal, nach Dja- 
karta, Kuala Lumpur, Ma- 
nila je imal. 


2mal wöchentlich über 
die Südroute 


Über Indien führt dieser 
SAS-Flug. Mit zahlreichen 


Zwischenlandungen in 
den verschiedensten Städ- 
ten. Interessant für Wel- 
tenbummler,die aufihrem 
Weg nach Tokio noch an- 
dere Ländersehen wollen. 


3mal wöchentlich über 
den Nordpol 


SAS-PilotenhabendiePol- 
Route erschlossen, sie be- 


sitzen die größte Erfah- 
rung. Heute geht es von 
Kopenhagen jeden Diens- 
tag, Donnerstagund Sams- 
tag über den Pol nach 
Anchorage und Tokio. 


Übrigens: Der SAS-Ser- 
vice endet nicht bei der 
Landung, sondern geht in 
denSAS und THAI Boden- 
stationen weiter. Erfah- 
rene Fernostspezialisten 
nennen Ihnen z.B. gern 
günstige Hotels, exquisite 
Restaurants, interessante 
Sehenswürdigkeiten oder 
wichtige Adressen für Ihre 
Geschäftsverbindungen. 


Viel Platz ist auch für Ihre 
Fracht nach l’ernost. 

Ihr TATA-Flugreisebüro 
wird Sie gern beraten, 


9 x wöchentlich auf drei verschiedenen Routen in den Fernen 
Osten: Nordpolroute- TRANS-ASIEN EXPRESS - Südroute 


SCANDINAYTAN AJRLINES 
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PANORAMA 


WIRD ABGELEHNT. Im Machtbe- 
reich von Finanzminister Strauß 
darf die SPD nicht werben. Die 
SPD-Wahlkampfleitung hatte in 
der vergangenen Woche beschlos- 
sen, ihr „Ferienmagazin“ (Preis: 80 
Pfennig) kostenlos durch hübsche 
Studentinnen an Grenzübergängen 
und auf Flughäfen verteilen zu 
lassen. Da Zollbereiche dem Haus- 
recht des Finanzministeriums un- 
terstehen, stellte die SPD einen 
entsprechenden Antrag, über den 
der zuständige Hilfsreferent je- 
doch nicht entscheiden mochte; er 
reichte ihn an den Referenten wei- 
ter, der Referent gab das Gesuch 
dem Abteilungsleiter, der Abtei- 
lungsleiter schob die Verantwortung 
dem Staatssekretär zu, und der 
Staatssekretär bemühte den Mini- 
ster. Strauß entschied: „Wird ab- 
gelehnt! Die Verteilung würde eine 
erhebliche Behinderung des Dienst- 
betriebs bedeuten.“ 


TAKTISCHE VORSICHT. CDU- 
Chef Kiesinger soll sich hüten, im 
Wahlkampf den CSU-Vorsitzenden 
Strauß für seine Finanzpolitik allzu 
sehr zu loben, so empfahlen christ- 
demokratische Wahlmanager dem 
Kanzler in einem Papier über die 
taktische Strategie der Partei. Be- 
gründung: Andernfalls könnte 
Strauß nach der Wahl zu große 
Forderungen stellen. 


ÄUSSERST BEFREMDET. mMit 
propagandistischem Aufwand hat 
die CDU den Alten etwas verspro- 
chen, was CSU-Postminister Dollin- 
ger drei Tage zuvor verworfen 
hatte. Die Anregung kam von der 
FDP-Abgeordneten Hedda Heuser: 
Am 10. Juni bat sie Dollinger in 
einem Brief, „den Fernsprechan- 
schlüssen von Rentnern, Pensionä- 
ren und entsprechenden Bevölke- 
rungsgruppen eine spürbar er- 
mäßigte Grundgebühr einzuräu- 
men“. Dollingers Antwort kam am 
1. Juli: „...wäre abgesehen vom 
finanziellen Ausfall schon aus 
Gründen des Verwaltungsaufwan- 
des bei dem Massenbetrieb des 
Fernsprechdienstes nicht möglich.“ 
Am 4. Juli verkündete die CDU: 
„Wir treten dafür ein, daß allein- 
stehende und bedürftige ältere 
Menschen einen Telephonanschluß 
zu tragbaren Bedingungen erhal- 
ten.“ Daraufhin schrieb Hedda Heu- 
ser dem Postminister: „Es hat mich 
verständlicherweise äußerst be- 
fremdet, ein paar Tage später aus 
der Presse entnehmen zu müssen, 
daß die CDU/CSU einen ‚Alten- 
plan‘ vorgelegt hat, der genau diese 
Vergünstigungen enthält.“ 


ALTERS-RECHT. Falls die NPD in 
den Sechsten Deutschen Bundestag 
einzieht, wird ein NPD-Abgeordne- 
ter die erste Sitzung des neuge- 
wählten Parlaments eröffnen: Li- 
nus Kather, als Vertriebenen- 
Funktionär einst Rechtsaußen in 
der CDU, heute NPD-Bundestags- 
kandidat und auf der nordrhein- 
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Als politischen „Bulldozer“, „jovial“ 
und „ehrgeizig“ charakterisierte das 
französische Nachrichten-Magazin 
„L'Express” den interviewten CSU-Chef 
Franz Josef Strauß. „In seiner abrupten 
Art” — so fand „L’Express” — antwortete 
Strauß auf Fragen des französischen 
Publizisten Michel Salomon („Muß man 
Angst vor Deutschland haben?"). Aus- 
züge aus dem im „L’Express“ veröffent- 
lichten Interview: 


FRAGE: Muß man Angst vor 
Ihnen haben? 


STRAUSS: Was man über mich 
sagt, überrascht mich nicht, ich 
weiß es... Ich rufe mit meiner offe- 
nen Art zu reden natürlich mehr 
Emotion hervor als diejenigen, die 
hohle Reden halten oder nur 
Schmeicheleien austeilen. Ich habe 
selten so viele Dummheiten gelesen 
wie in den meisten Kommentaren 
der Journalisten über mich. Ich bin 
in München nicht anders als in 
Bonn... Alle diese Idioten, die 
nicht die geringste Vorstellung da- 
von haben, was Bayern in Wirk- 
lichkeit ist, reden buchstäblich ir- 
gend etwas daher. 


FRAGE: Und die SPIEGEL- 
Affäre? 

STRAUSS: Ich geniere mich kei- 
neswegs, darüber zu sprechen, im 
Gegenteil. Sie und 99 Prozent der 
Leute wurden absichtlich mit 
vorfabrizierten Geschichten ge- 
täuscht... Die Weltmeinung ist hin- 
tergangen worden. Ich habe gegen 
den SPIEGEL keine Untersuchung 
eingeleitet... Man wird in Deutsch- 
land lange nach einem Richter su- 
chen, der sich mit der furchterre- 
genden Zunft der Journalisten an- 
legt, um einem Minister einen Ge- 
fallen zu tun... 


FRAGE: Wenn man auch glaubt, 
man könne sich in Ihrem Lande 
sehr wohl fühlen, bekommt man 
doch manchmal einen Schlag ver- 
setzt. Heute früh lese ich in der 
Zeitung, daß ein Berliner Gericht 
sieben Gestapo-Mörder freigespro- 
chen hat. 

STRAUSS: Es sind kleine De- 
tails, die uns von anderen Nationen 
unterscheiden. 

FRAGE: Der Freispruch dieser 
und so vieler anderer Verbrecher 
ist eine Tatsache. 

STRAUSS: Tausende von Massa- 
kern sind woanders begangen wor- 
den, und es hat keine Anklage ge- 
geben, das ist auch eine Tatsa- 
che... Ich habe nie geleugnet, daß 
zahllose Verbrechen von den Deut- 
schen begangen worden sind... 
Aber wissen Sie, was mit der Ar- 
mee Wlassows geschehen ist, mit 
den Kosaken, mit der kroatischen 
Armee? Was ist mit 20000 Gefan- 
genen Titos geschehen? Die Jugo- 
slawen sind sehr vorsichtig, denn 
wir besitzen eine umfangreiche Do- 
kumentation über diese Angelegen- 


„EINE ENGE BEZIEHUNG ZU GOTT" 


heit. Tausende von Unglücklichen 
wurden lebendig in Bergwerken 
eingemauert, deren Ausgänge mit 
Dynamit gesprengt wurden... 

FRAGE: Welche Persönlichkeit 
der Geschichte bewundern Sie? 


STRAUSS: Ich glaube keine... 
Allenfalls Perikles .,. 


FRAGE: Wie sollte Ihrer Mei- 
nung nach der ideale deutsche Bun- 
deskanzler aussehen? 


STRAUSS (lacht schallend): 
Wenn Sie wollen, daß ich meinen 
Feinden einen Gefallen tun soll, 
muß ich sagen, daß er um 50 sein, 
aus Bayern stammen, Leutnant im 
Zweiten Weltkrieg gewesen sein 
soll und so weiter? Aber bleiben 
wir ernst. Ich glaube, er muß in 
seinem Denken und Handeln vor 
allem eine moralische Basis haben, 
eine enge Beziehung zu Gott, die 
Verantwortungsbewußtsein gegen- 
über den Menschen einschließt. Das 
ist grundlegend. Aus diesem we- 
sentlichen Grunde konnte ich nie- 
mals mit meinem Innersten verein- 
baren, ein Nazi zu sein... 


FRAGE: Entspricht Bundeskanz- 
ler Kiesinger einem so schönen 
Image? 

STRAUSS: Sollte ich eine unan- 
genehme Bemerkung über Kiesin- 
ger machen müssen, so würde ich es 
nicht hier tun. Aber ich würde 
ebensowenig günstige Aussagen 
über unseren Bundeskanzler ma- 
chen, wenn das nicht meine Über- 
zeugung wäre. Kiesinger ist zu sehr 
Christ, um ein überzeugter Anhän- 
ger eines unmoralischen Systems 
gewesen zu sein, und er war zu 
intelligent, um das stupide Gerede 
des Nationalsozialismus zu glauben. 


FRAGE: Warum wurde er dann 
überhaupt Parteimitglied? 


STRAUSS: In den Jahren von 
1933 bis 1938 war ich angeekelt und 
rasend vor Wut, wenn ich sah, mit 
welchem Eifer verschiedenste Per- 
sönlichkeiten aus den demokrati- 
schen Ländern rivalisierten, Hit- 
ler Komplimente zu machen. Was 
sagte 1933 ein Mann wie Winston 
Churchill, den ich sehr bewundere, 
von Hitler? Ich zitiere aus dem Ge- 
dächtnis, denn ich habe keine ge- 
naue Bezugsquelle, aber das hieß 
ungefähr wie folgt: „Wenn eine 
Nation den Krieg verloren hat und 
in den Abgrund der Geschichte ge- 
fallen ist, dann kann sie sich be- 
glückwünschen, daß sich ein Mann 
erhebt, der die Nation zu Ruhm und 
Macht führt, wie es Hitler tut.“ 
Wenn ein erfahrener Mann wie 
Churchill... solche Dummheiten 


aussprach, konnten wir dann von 
dem Jurastudenten Kiesinger zu 
jener Zeit mehr Übersicht erwar- 
ten? 


DER SPIEGEL, Nr. 30 
21. JULI 1969 


westfälischen NPD-Landesliste 
durch Platz zwei abgesichert. Nach 
der Geschäftsordnung des Bundes- 
tages übernimmt das älteste MdB 
den Vorsitz, bis der Parlaments- 
präsident neu‘ gewählt ist. Von 
allen Kandidaten der jetzigen vier 
Bundestagsparteien ist der Berliner 
Fabrikant und FDP-Abgeordnete 
William Borm, 74, der Älteste — 
NPD-Kandidat Kather kann dage- 
gen am 22. September bereits sei- 
nen 76. Geburtstag feiern. ° 


KRANKEN-BESUCH. Moskaus 
DDR-Botschafter Pjotr Abrassi- 
mow mußte auf Kreml-Weisung 
den SED-Chef Walter Ulbricht 
besänftigen. Der Kreml-Führung 
war bekanntgeworden, daß ihre 
Ost-Berliner Gefolgsleute nicht nur 
ungehalten über Rumäniens Einla- 
dung an US-Präsident Nixon, son- 
dern auch verstimmt über die So- 
wjet-Union seien, weil sie die DDR- 
Delegierten während der Kommu- 
nistischen Weltkonferenz in Mos- 
kau (5. bis 12. Juni) nicht von 
den Bukarester Plänen informiert 
habe. Der Botschafter eilte an Ul- 
brichts Krankenbett und versicher- 
te ihm, daß Moskau ebenfalls über 
Nixons Bukarest-Besuch (er wurde 
am 28. Juni bekanntgegeben) über- 
rascht gewesen wäre, aber den ru- 
mänischen Alleingang nachträglich 
gebilligt habe, um das amerika- 
nisch-sowjetische Gespräch über 
größere Fragen nicht zu gefährden. 
Abrassimow bat den grippekran- 
ken Ulbricht, die DDR möge doch 
ihre Pläne für eine Propaganda- 
Offensive gegen Rumänien nicht 
realisieren und die Bedeutung des 
Nixon-Besuches herunterspielen, 
am besten in einen Friedensbeitrag 
ummünzen. 


INTERESSANTER MANN. CDU- 
MdB Hans Edgar Jahn entwickelte 
eine eigene Methode der Eigen- 
Werbung: Er bestellte 10000 Son- 
derdrucke der Zeitschrift „Limes“, 
die von der parteipolitisch unab- 
hängigen „Bundeszentrale für poli- 
tische Bildung“ herausgegeben und 
den Abgeordneten kostenlos zur 
Verteilung in ihren Wahlkreisen 
angeboten wird. Doch bevor Jahn 
die durch Steuergelder finanzierte 
Zeitschrift unter seine Braun- 
schweiger Wähler brachte, ließ er 
acht Seiten über seine Kollegen 
Annemarie Renger (SPD), Fritz 
Bauer (CDU) und Josef Ertl (FDP) 
herausnehmen und ein Faltblatt 
über Jahn „nahezu. rund um die 
Uhr“ einfügen. Seine Begründung: 
„Was interessieren meine Wähler 
die anderen Abgeordneten. Für die 
bin doch ich nur interessant.“ Als 
die „Bundeszentrale für politische 
Bildung“ sich über Jahns eigen- 
mächtigen „Limes“-Beitrag ent- 
rüstete und das Innenministerium 
um Prüfung der Rechtslage bat, 
reagierte er gelassen: „Ich Kann 
nicht sehen, was da zweifelhaft 
war.“ 


Eine Kuh mit Namen Liese 


oder: Wie sehr sich Stahl auch um Kühe kümmert 


Eine Kuh mit Namen Liese 
weiß gar nicht, wie gut sie’s hat. 
Den Tag vertut sie auf der Weide, 
die andre Zeit im Stall. 

Wasserpumpe, Harke, Gabel 
sorgen für ihr eigenes Wohl. 
Melkmaschine, Zentrifuge 
sorgen für der anderen Wohl. 
Und alles ist aus Stahl. 


Kette, Geschirr und der Drahtzaun 
sichern Liesens Tageslauf. 
Aus Stahl, von Stahl, mit Stahl. 

Das Auto, in dem der Tierarzt kommt. 
Das Radio, das den Landfunk bringt. 
So vieles ist aus Stahl. 
Auch der Eimer, liebe Liese. Re 

ga] 


Stahl - die kleine und die große Welt 


Beratungsstelle für Stahlverwendung, 4 Düsseldorf, Walzstahlhaus, Postfach 161 I 
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SIEMENS 


Es gibt Dinge,dieman . 
niemals automatisieren wird. 


Ein Bild malen, einen Fisch an die Angel holen, einen Baum ver- 
edeln - Dinge, die man niemals automatisieren wird. Dinge, die 

der Mensch tut, weil er sie gern tut, weil sie ihm Spaß machen. 
Man könnte sie auch automatisieren. Aber das hieße, dem Men- 
schen den Spaß nehmen. Und Automatisierung soll doch geben. 
Kernstück der Automatisierung: der Computer. Wo es darauf 

ankommt, hohe Qualität und optimalen Durchsatz mit geringst- 
möglichen Kosten und bei größtmöglicher Schonung der Anlage 

zu erreichen, ist die Prozeßautomatisierung mit Rechnern die 

höchste Stufe der Automation: Der ganze Fertigungsablauf 

- vom Rohmaterial bis zum Fertigprodukt - wird von Computern 

gesteuert, geregelt und überwacht. 


Und solche, 
die man 
automatisieren 
muß 


3-SAT-005/d 


Pay 50 


Der Markt fordert: Prozeßautomatisierung, ganz gleich, ob ein 

Unternehmer Rohre herstellt, Flugzeuge, Möbel, Puddingpulver, 
Medikamente. Siemens hilft ihm dabei. Wir analysieren den Pro- 
zeß, durchleuchten die physiologischen, chemischen, technolo- 
gischen Zusammenhänge, erfassen die qualitativen und quan- 
titativen Gesetzmäßigkeiten, entwickeln Modellgleichungen, mit 

denen wir den gedachten Prozeßverlauf „durchspielen” können, 
bis die praktische, die wirtschaftliche Lösung gefunden ist. Auto- 
matisierung nutzt der Wirtschaft, nutzt dem Menschen. 

Es gibt Dinge, die man automatisieren muß. Damit immer mehr 

Menschen immer mehr Zeit für immer mehr Dinge haben, die 

Spaß machen. 


Automatisieren mit Siemens 
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DEUTSCHLAND 


BONN 


SCHILLER 
Kritische Masse 


Ein Sieg der SPD ist der Untergang 
Deutschlands. 


Konrad Adenauer 1957 


Wir kehren Politik Konrad 


Adenauers. 


zurück zur 
Kurt Georg Kiesinger 1969 


ie Christenunion wollte ein letztes 
Mal von Karl Schiller profitieren: 
durch seinen Sturz. 

Mehr als zwei Jahre lang war der 
sozialdemokratische Wirtschaftsmini- 
ster der Kiesinger-Partei nützlich ge- 
wesen, weil er die unter CDU-Herr- 
schaft ramponierte Wirtschaft sanier- 
te, Arbeitsplätze sicherte und höhere 
Einkommen garantierte. Nur so konn- 
te die CDU als Koalitionspartner der 
SPD ihre tiefste Parteikrise seit der 
Adenauer-Dämmerung überwinden. 

Im Wahljahr 1969 aber versucht die 
CDU, dem erfolgreichsten Minister der 
Großen Koalition seine Meriten zu 
stehlen. Im Stil ihres Lehrmeisters 
Konrad Adenauer diffamiert sie nun 
den einstigen Nothelfer in der Rezes- 
sion, der gegen die Industrieinteressen 
der CDU mit einer Markaufwertung 
die Preise stabil halten will, als kopf- 
losen Hasardeur. 

CDU-Wahlkämpfer Kurt Georg 
Kiesinger: „Währungsmanipulationen 
sind gefährlich. Zickzackkurs und 
schöne Worte schaffen nur Wirrwarr 
und Illusionen.“ 

Franz Josef Strauß stempelte den 
Professor Schiller zum halsstarrigen 
Querulanten: „Die Aufwertungsdebat- 
te wurde künstlich entfesselt, und zwar 
von Leuten, die ohne Rücksicht auf 
Folgen mit dem Kopf gegen die Wand 
rennen und sich durchsetzen zu müs- 
sen glauben.“ 

Schiller wehrte sich: Er bezichtigte 
Kiesinger in einer offiziellen Doku- 
mentation, vor dem starken CSU-Fi- 
nanzminister und Aufwertungsgegner 
Strauß gekuscht zu haben, und apo- 
strophierte die Kiesinger-These, die 
Mark sei durch die Nichtaufwertung 
härter geworden, korrekt als „schiere 
Volksverdummung“. Da wollte die 
CDU/CSU den SPD-Erfolgsmann aus 
dem Kabinett kippen. 

Nachdem der Bundeskanzler den Mi- 
nister vergebens ermahnt hatte, den 
Kabinettsbeschluß vom 9. Mai gegen 
die Aufwertung zu respektieren und 
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„endlich den Mund zu halten“, nahm 
Schiller-Rivale Strauß auf der CSU- 
Wahlkampfpremiere am vorletzten 
Sonntag in Nürnberg Maß: Schiller 
solle „seinen Hut nehmen“. 

Was Strauß offen forderte, dachte 
auch Kiesinger. In einer Leih-Jagd- 
hütte des Elektro-Industriellen Hans 
Wolfgang Fein bei Genkingen im 
Schwäbischen nahm sich der CDU- 
Kanzler vor, den unbequemen SPD- 
Minister abzuschießen. Die Schußbahn 
schien frei, denn Schillers Partei-Chef 
Willy Brandt hatte im norwegischen 
Urlaubsquartier einem „Arbeiderbla- 
det“-Journalisten anvertraut, „daß zur 
Zeit die Aufwertung der D-Mark nicht 
aktuell ist“. 

Die koalitionsfromme . Formel des 
Außenministers funktionierte „Bild“- 
Chefredakteur und Strauß-Duzfreund 
Peter Boenisch wahltaktisch in eine 
Schiller-Ohrfeige um: „Auch Brandt 
gegen DM-Aufwertung“. 

„Bild“-Leser Kiesinger sah die Ge- 
legenheit, einen von der SPD-Spitze 
desavouierten Schiller aus dem Kabi- 
nett zu entlassen, ohne zugleich seine 
Große Koalition zwei Monate vor der 
Wahl zu sprengen. 

Der Kanzler vertraute letzte Woche 
Beratern an, daß er sich nun wohl von 
Schiller trennen werde. Seinem Bonner 


Stallwächter, Staatssekretär Karl Car- 
stens, gab er Order, die Aktion pro- 
pagandistisch vorzubereiten. Zusam- 
men mit Strauß-Staatssekretär Walter 
Grund prüfte der Kiesinger-Gehilfe 
Schillers Rolle in der Aufwertungs- 
diskussion. Die beiden Beamten kamen 
zu dem Ergebnis, die von Schiller er- 
stellte Dokumentation über das zwie- 
lichtige Verhalten des Kanzlers in der 
Währungsfrage sei „in ihrem wesent- 
lichen Inhalt falsch“, 


In der Stunde der Not besann sich 
Schiller, der zuvor stets allein ent- 
scheiden und siegen wollte, auf die 
Solidarität der Genossen. Der Profes- 
sor analysierte: Die Parteiregimenter 
draußen im Lande stehen hinter mir, 
nur bei den Chefs der Armeekorps 
weiß man es nicht so genau.“ 


Schon Anfang Juli hatte er bei Par- 
tei-General Brandt um Flankenschutz 
gegen die CDU/CSU-Kampagne gebe- 
ten: „Willy, so geht es nicht. Wenn die 
Reihen nicht stehen, dann hat alles 
keinen Zweck.“ Brandt, der die Ran- 
küne der CDU noch nicht durchschaut 
hatte, wiegelte ab. Hanseat Schiller: 
„Er hat mich nur begöscht.“ 


Anfang letzter Woche, als offen- 
kundig wurde, daß die CDU/CSU ihren 
Wahlkampf allein gegen Schiller füh- 


"a 


Frankfurter Rundschau 
„Dämpfung, Dämpfung — ich sehe keinen Grund zur Dämpfung!” 
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Sn EN "" BE + 
SPD-Minister Wehner, Schiller 
Blauer Brief 


ren wollte, gab es für den SPD- 
Minister nur noch eine Zuflucht bei 
Politkommissar Herbert Wehner. 


In Brüssel, wo beide Europa-Konfe- 
renzen besuchten, trafen sich die so- 
zialdemokratischen Minister auf neu- 
tralem Boden. Wehner im Hotel 
„Amigo“ zu Parteifreund Schiller: „Der 
Kiesinger will dir einen blauen Brief 
schreiben.“ 

Schiller: „Das glaube ich nicht, so- 
lange die Partei geschlossen hinter mir 
steht.“ Dann schworen die beiden: 
Falls Kiesinger einen sozialdemokra- 
tischen Minister entlasse, werde die 
ganze Mannschaft mitgehen. Schiller: 
„Er kann uns doch nicht wie die Ton- 
pfeifen einzeln rausschießen.“ 


Damit zerbrach Kiesingers Kalkül, 
Schiller und die SPD auseinanderzu- 
dividieren. Nach der SPD-Strategie 
des „begrenzten Konflikts“ mit dem 
Koalitionspartner sollen die Minister- 
genossen freie Hand in der Kritik am 
Kanzler und der CDU bzäAalten, vor 
Einzel-Entlassungen aber durch die 
Solidarität der Mannschaft geschützt 
sein. Wehner düster drohend am Frei- 
tag letzter Woche: Ein Bruch des 
Bündnissess mit der CDU/CSU _ sei 
möglich. 

Prompt trat Kiesinger den Rückzug 
an. Er ließ von seinem Presseamt 
kundtun, er wolle die Große Koalition 
bis an die „Schwelle der Wahl“ heran- 
führen. .. 

Nach der gelungenen Mutprobe 
triumphierte Schiller: „Ich bin die Kri- 
tische Masse der Großen Koalition.“ 


Er will es auch bleiben; damit aber 
droht der Wahlkampf 1969 zum politi- 


schen Pop-Theater auszuarten, denn: 


D> Um nachzuweisen, daß die abge- 
lehnte Aufwertung das einzige Re- 
zept gegen eine Inflation gewesen 
wäre, muß der für Preisstabilität 
verantwortliche Wirtschaftsmini- 
ster ständig neu Teuerungen vor- 
aussagen und damit seinen eigenen 
Erfolg schmälern; 


> um nachzuweisen, daß es auch ohne 
Aufwertung gehe, muß die 
CDU/CSU Preissteigerungs-Ten- 
denzen leugnen und damit indirekt 


24 


die Politik des SPD-Wirtschafts- 

ministers loben. 

Einzige Gemeinsamkeit: CDU/CSU 
und SPD haben sich selber dazu ver- 
urteilt, das heikelste Thema einer 
Volkswirtschaft — den Wert der 
Währung — in den Wahlkampf zu 
zerren. 

Vorgeblich, um solche Gefahren von 
der deutschen Wirtschaft abzuwenden, 
haben die CDU-Strategen für diesen 
Mittwoch zu einer Koalitions-Frie- 
denskonferenz nach Bonn geladen. In 
Wahrheit wollen sie dort den unbe- 
quemen Wahlkampfgegner Schiller, da 
sie ihn schon nicht schassen konnten, 
wenigstens mundtot machen. 

Doch Schiller will auch nach einem 
Diktatfrieden nicht schweigen. Denn 
nur indem er im Wahlkampf Tag für 
Tag das Kiesinger-Veto gegen die 
Aufwertung als Hauptursache der zu 
erwartenden Preissteigerungen verur- 
teilt, kann er den CDU-Vorwurf ad 
absurdum führen, sein Wachstumsfa- 
natismus sei allein Schuld an der be- 
vorstehenden Teuerungswelle. 

Schiller: „Das große Vergessen 
würde allein der CDU nützen.“ 


OSTPOLITIK 
Milder Wind 


r7 wei Monate vor der Bundestags- 

wahl hat sich bei Deutschlands 
Christenparteien ein bewährter 
Wahlhelfer noch immer nicht zum 
Dienst gemeldet: die Sowjet-Union. 
Vielmehr agiert Moskau bislang eher 
zugunsten Willy Brandts. 


In drei Wahljahren hatte sich die 
CDU/CSU daran gewöhnt, daß ihr die 
Sowjets furchtsame Wähler zutrieben. 
Harte Attacken gegen die Bundesre- 
publik schürten jeweils die von der 
CDU gehätschelte Russenfurcht der 
Bundesbürger, und bis heute glauben 
die meisten deutschen Menschen ihre 
Sicherheit vor östlicher Aggression 
am besten durch die CDU gewahrt. 

Moskaus Entwicklungshilfe für die 
Bonner Christdemokraten kam immer 
zur rechten Zeit: 
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Aus „Stern“ 


„So wie der russische Botschafter uns in letzter 
Zeit begrüßt, braut sich an der chinesischen Grenze 


noch mehr zusammen“ 


> 1957 entfachte die Sowjet-Union vor 
der Wahl einen Notenkrieg, in dem 
sie — ein Jahr nach der Nieder- 
werfung des Ungarn-Aufstands — 
die Bonner Politik unter anderem 
als „eins der Haupthindernisse auf 
dem Wege zur Schaffung einer 
europäischen kollektiven Sicher- 
heit“ bezeichnete; 


D> 1961, als Konrad Adenauers gelas- 
sene Reaktion auf den Berliner 
Mauerbau CDU-Verdrossenheit be- 
wirkt hatte, drohten die Sowjets 
noch kurz vor der Wahl in einer 
Note an die Westmächte mit der 
Sperrung der Berliner Luftkorri- 
dore; 


> 1965 warf der sowjetische Partei- 
chef Leonid Breschnew Christ- 
und Sozialdemokraten vor, sie be- 
trieben eine „Politik der Revan- 
che“, und nannte sie „Kräfte des 
Krieges“. 


In diesem Wahljahr jedoch, so regi- 
strierten Diplomaten im Auswärtigen 


Moskau-Reisende Möller, Schmidt: Geheime Kommandosache 


Amt des SPD-Vorsitzenden Willy 
Brandt, verhielt sich die östliche Füh- 
rungsmacht gegenüber Bonn bisher 
ungewohnt friedfertig. 

Seit Jahresbeginn gibt sich der Bon- 
ner Sowjet-Botschafter Zarapkin Mü- 
he, das bisher übliche, eher rüde Auf- 
treten sowjetischer Missions-Chefs 
durch Sachlichkeit zu ersetzen. Mehr- 
fach übermittelte er Konziliantes aus 
Moskau: etwa das sowjetische Memo- 
randum zum Atom-Sperrvertrag, das 
der Bundesrepublik versicherte, sie 
werde nach Unterzeichnung des Ver- 
trages in keinem Punkte diskriminiert; 
oder die Bereitschaft, den Dialog über 
Gewaltverzicht wiederaufzunehmen 
und bilaterale Abkommen über Luft- 
verkehr, Handel, Touristik, Kultur so- 
wie Erdgas-Lieferungen nach Bayern 
auszuhandeln. 

Als weitere Anzeichen für milden 
Wind werteten die Brandt-Beamten 
vor allem 


[> den Verzicht auf eine große Krise 
bei der Berliner Bundespräsiden- 
tenwahl Anfang März; 


[> die Unterrichtung Bonns über den 
sowjetischen Konflikt mit Rot- 
China; 


> Außenminister Gromykos Angebot 
friedlicher Zusammenarbeit mit der 
Bundesrepublik vom Donnerstag 
vorletzter Woche. 


Russische Gesprächsbereitschaft be- 
weist auch eine Einladung, die bislang 
in der SPD-Baracke und im Bundes- 
haus als geheime Kommandosache 
behandelt wurde: Noch vor der Wahl, 
im August, wollen SPD-Fraktionschef 
Helmut Schmidt und sein Vize Alex 
Möller auf sowjetischen Wunsch nach 
Moskau reisen und mit Partei- und 
Regierungsbeamten sprechen. 

Aus Furcht, vom Koalitionspartner 
und Wahlkampf-Gegner einseitiger 
Sympathien beschuldigt zu werden, 
schaltete Sozialdemokrat Schmidt dem 
Moskau-Trip eine Reise zu Präsident 
Nixon nach Washington vor. 

Aber nicht nur die Sowjet-Führer, 
auch andere, bisher besonders eisige 
Ostblock-Regierer zeigten sich plötz- 
lich an Bonn interessiert. Polens Par- 
tei-Chef Gomulka ließ der westdeut- 
schen Handelsmission in Warschau die 
Zügel etwas lockerer und schlug di- 
rekte Kontakte vor; Ungarns Partei- 
chef Kadar bekundete Interesse an 
einem besseren Verhältnis zur Bun- 
desrepublik. 


In der Klima-Veränderung sehen 
Brandts Berater im Bonner Außenamt 
zum Teil ein Ergebnis des sowjetisch- 
chinesischen Konflikts und der bevor- 
stehenden sowjetisch-amerikanischen 
Gespräche über eine Begrenzung stra- 
tegischer Waffenarsenale. 

Aber sie entdeckten darin auch einen 
Hinweis, daß die Sowjet-Union ge- 


genwärtig, ohne allerdings grundle- 
gende Positionen aufzugeben, ihre 
Deutschland-Politik überprüft und 


engere wirtschaftliche Zusammenar- 
beit mit Bonn erwägt. 


Deutschlands Wähler können jeden- 
falls aus der östlichen Wahlkampf- 
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Untermalung bislang kaum den Schluß 
ziehen, sie müßten die militante CDU 
stärken. Eher den, daß Brandts Ost- 
Politik honoriert wird. 

Das jugoslawische KP-Organ „Bor- 
ba“ lobte am Dienstag letzter Woche 
die außenpolitische Konzeption des 
Ministers, „die trotz der Hemmnisse 
innerhalb und außerhalb des Landes 
bewiesen hat, daß Westdeutschland 
nicht die europäische Vogelscheuche 
des Kalten Krieges zu sein braucht“. 


BEAMTE 
Gängige Ware 


ünf Legislaturperioden lang taten 
die Christdemokraten wenig, um 
den öffentlichen Dienst, der zuviel „19. 
Jahrhundert“ (Bundeskanzler Kiesin- 
ger) enthält, für das 20. Jahrhundert zu 
reformieren. 
Sie schmierten den Verwaltungsap- 
parat allenfalls mit Gehaltszulagen, 


Beamten-Chef Krause 
Verkrustete Verwaltung 


damit er reibungslos auf Unionsgleis 
lief. 

Erst jetzt, zehn Wochen vor der 
nächsten Wahl, präsentierte die CDU 
— zwischen einem Fürsorgeplan für 
die vier Millionen deutscher Rentner 
und einem (noch nicht fertiggestellten) 
Fahrtenbuch für die 15 Millionen 
deutscher Autofahrer — „Leitsätze“ 
für die 1,4 Millionen deutschen Be- 
amten. 

Darin verspricht die Partei, „eine 
angemessene, der Amtsstellung ent- 
sprechende Besoldung zu sichern“, den 
„Aufstieg befähigter Kräfte“ zu för- 
dern und die Leistungen künftig „nach 
objektiven Maßstäben zu beurteilen“. 
Darüber hinaus sollen den Beamten 
„einmalige Zuwendungen bei der Ehe- 
schließung und bei der Geburt von 
Kindern“ gewährt werden. 


Freilich — auf die Frage, wie das 19. 
Jahrhundert aus deutschen Amtsstu- 


DEUTSCHLAND en 


ben raus- und das 20. reingezwungen 
werden könnte, haben die Sprüche- 
Macher bislang nur Allgemeinplätze 
parat: 


> „Der Leistungsgrundsatz muß der 
beherrschende Grundsatz im öf- 
fentlichen Dienst sein.“ 


> „Aus- und Fortbildung müssen sich 
nach den steigenden und wandeln- 
den Anforderungen im öÖffentli- 
chen Dienst ausrichten.“ 


> „Der wechselseitige Übergang von 
qualifizierten Kräften in Wirtschaft 
und Verwaltung ist durch entspre- 
chende Ausgestaltung der dienst- 
rechtlichen Vorschriften zu erleich- 
tern und zu fördern.“ 


> „Die jetzige Mehrgleisigkeit des Ööf- 
fentlichen Dienstrechts ist zu besei- 
tigen.“ 


Dennoch belobigte Beamtenbund- 
Chef Alfred Krause die Leitsätze als 
„eine gute und weitreichende Grund- 
lage, auf der man weiterarbeiten 
kann“. Überdies, so rühmte CDU-Mit- 
glied Krause, habe seine Partei „als 
erste ein beamtenpolitisches Pro- 
gramm entwickelt“. 


Indes, das Wahlbonbon, das sich die 
CDU jetzt an die Jacke klebt, ist in 
Bonn längst gängige Ware. SPD-Pro- 
grammatiker Justizminister Horst 
Ehmke: „Wir freuen uns, daß die CDU 
hier wenigstens auf dem Papier den 
progressiven Vorstellungen der sozial- 
demokratischen Perspektiven gefolgt 
ist.“ 

Denn in ihren — allerdings auch 
eher allgemein gehaltenen — „So- 
zialdemokratischen Perspektiven im 
Übergang zu den siebziger Jahren“ 
hatte die SPD im Januar vorigen Jah- 
res gefordert, „im Interesse der Lei- 
stungsfähigkeit unserer Verwaltung“ 
das aus dem vorigen Jahrhundert 
stammende, „strikt bürokratisch-hier- 
archische Prinzip“ aufzugeben und 
einen „personalen Austausch und 
Wechsel zwischen Wirtschaft, Wissen- 
schaft, freiem Beruf und öffentlichem 
Dienst“ anzustreben. 


Außerdem, so erinnerten sich die 
Sozialdemokraten, habe die CDU be- 
reits vor sechs Jahren einen Antrag 
der SPD im Bundestag abgeschmettert, 
sich gemeinsam Gedanken über eine 
Neuordnung des öffentlichen Dienstes 
zu machen. 


Selbst in der Regierung der Großen 
Koalition sind die als brandneu ge- 
priesenen CDU-Parolen ein alter Hut, 
Zur Zeit kursiert ein Entwurf des In- 
nenministeriums in den Ressorts, den 
Planungs-Chef Werner Krüger vom 
Bundeskanzleramt verfaßt hat. Er 
sieht — vorerst allerdings nur für die 
Bundesbeamten — eine Änderung des 
starren Laufbahnsystems vor, um be- 
fähigten jüngeren Beamten ohne Rück- 
sicht auf das Dienstalter einen schnel- 
leren Aufstieg zu ermöglichen. 


Gleichwohl — Beamten-Boß Krause 
ist skeptisch: „Ich kann mir viele Auf- 
gaben vorstellen, die Krüger erfolgrei- 
cher lösen könnte.“ 

Auch die Leitsatz-Formulierer vom 
CDU-,„Bundesfachausschuß Öffentli- 
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cher Dienst“ haben in einjähriger Ar- 
beit das Kardinalproblem nicht gelöst, 
wie das Leistungsprinzip in der ver- 
krusteten Verwaltung verwirklicht 
werden könnte. 

Die Ausschuß-Promoter, CDU-MdB 
und Stadtamtmann a. D. Ulrich Berger 
und Ministerialdirigent Finger vom 
Bonner Verkehrsministerium, bestätig- 
ten lediglich Kiesingers Skepsis, daß 
von Beamten „kaum reformfreudige 
Vorschläge erwartet werden können“. 

Sie schlossen ihre Überlegungen, 
wer Beamtenleistungen nach welchen 
Kriterien prüft, mit der lapidaren 
Forderung: „Das Beurteilungswesen 
ist nach modernen Bewertungsmetho- 
den zu gestalten.“ 


Daß Bundesregierung und Parla- 
ment in der nächsten Legislaturperiode 
dem öffentlichen Dienst so viel Gutes 
tun, wie ihm die CDU jetzt vor der 
Wahl verspricht, hält Beamten-Krause 


nur dann für möglich, wenn die 
Große Koalition nicht fortgesetzt 
wird: „Bei einer Regierung aus 


CDU/CSU und SPD fehlt im Parla- 
ment ein durchschlagskräftiger Ver- 
treter all derer, die sich übergangen 
fühlen.“ 


Alfred Krause: „Den Beamten geht 
es am besten bei einer starken Opposi- 
tion.“ 


LEBER 


Offensive im Sommer 


n den blauen Rauch einer 80-Pfen- 

nig-Zigarre der Marke „Brasil-Per- 
le“ gehüllt, besah Bonns oberster 
Verkehrslenker wohlgefällig sein 
Werk aus der Höhe. 


Mit einem Hubschrauber der Bun- 
deswehr war Georg Leber, 48, am vor- 
letzten Freitag zum Frankfurter Kreuz 
geflogen. Der SPD-Minister, der erst- 
mals in diesem Jahr ein Verkehrsver- 
bot für schwere Lastwagen an fünf 
Urlaubs-Wochenenden durchgesetzt 
hatte, wollte sich am meistbefahrenen 
Autobahnknoten der Bundesrepublik 
selbst vom Erfolg seiner Maßnahme 
überzeugen. 

Der Frankfurt-Flug lohnte sich. 
Denn, so Lebers Staatssekretär Karl 
Wittrock, „der Verkehr floß trotz des 
Ferienbeginns im volkreichsten Bun- 
desland Nordrhein-Westfalen weiter, 
wenn auch oft nur zäh. Wenn Lastwa- 
gen dabeigewesen wären, dann hätten 
wir mit Sicherheit einen Zusammen- 
bruch erlebt“. 

Mit seinem Laster-Stopp und mit 
sich selbst „über alle Maßen“ (Leber) 
zufrieden, machte der Verkehrsmini- 
ster Urlaub von der Bonner Szene. Er 
zog sich, bis Mitte August, nach St. 
Stefan ob Stainz in der Steiermark 
zurück und beendete den bislang 
spektakulärsten Vorwahlkampf eines 
Bonner Ministers. 


Bis zu diesem Zeitpunkt hatte Leber 
ein Füllhorn verkehrspolitischer Zu- 
kunftshoffnungen über seine poten- 
tiellen Wähler ausgeschüttet. Mit Hilfe 
aller Massenmedien, von den Rund- 
funkanstalten über die „Bild-Zeitung“ 
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bis hin zum Fernsehen, stellte er 
ihnen nebst freier Fahrt in die Ferien 
bis 1985 für 64 Milliarden Mark 7700 
Kilometer neue Autobahnen und auto- 
bahnähnliche Bundesfernstraßen sowie 
Eisenbahn-Reisen zwischen Hamburg 
und München im 400-Kilometer-Tem- 
po in Aussicht. 


Um die 12,5 Millionen westdeutschen 
Pkw-Fahrer zu beeindrucken, ließ sich 
der ehemalige Bau-Gewerkschafts- 
führer Leber auch von ergrimmten 
Fuhrleuten und Obstbauern nicht 
bremsen. Gegen die Zentralarbeitsge- 
meinschaft des Straßenverkehrsge- 
werbes, die sein Fahrverbot mit einer 
einstweiligen Anordnung überrollen 
wollte, half ihm das Bundesverfas- 
sungsgericht. 

Gegen Badens Erdbeer-Züchter half 
Leber sich selbst. Über das bundes- 
bahneigene Telephonnetz beauftragte 


Verkehrsminister Leber 
„Er macht eine sehr gute Show” 


er, ohne Rücksicht auf den Dienstweg, 
den Bamberger Generalagenten der 
Bahn, er möge sich zu einer Protest- 
versammlung im badischen Kreis 
Forchheim bemühen und dort Kühl- 
waggons als Ersatz für die gestoppten 
Lastwagen anbieten. 


Selbst bei einer Verkehrs-Katastro- 
phe gewann der Minister neue Ehre. 
Als Ende Juni in Hannover ein Muni- 
tionswaggon explodiert war, setzte 
sich Leber an die Spitze des Trauer- 
zuges. Er hielt eine Gedenkrede für die 
toten Bundesbahner und Feuerwehr- 
leute und sorgte dafür, daß ihren Hin- 
terbliebenen unbürokratische Hilfe 
zuteil wurde. Ein Beamtenstab des 
Verkehrsministers zahlte in Hannover 
Übergangshilfen sowie Entschädigun- 
gen für Sachschäden so zügig aus, daß 
die private Assekuranz das Tempo 
nicht mithalten konnte. 


Von dem Endspurt des Sozialdemo- 
kraten wurde die christdemokratische 
Konkurrenz überrascht. Denn lange 
hatte es so ausgesehen, als könnten die 


CDU/CSU-Parlamentarier dem ge- 
lernten hessischen Maurer Georg Le- 
ber durch ihren Verkehrsexperten, den 
gelernten Bremer Speditionskaufmann 
Dr. Eınst Müller-Hermann, den 
Schneid abkaufen: 


Nachdem Leber, Mitbegründer der 
Großen Koalition, im ersten Amtsjahr 
sein verkehrspolitisches Programm als 
sogenannten Leber-Plan offeriert hat- 
te, zog die Union ihm — so ihr Dis- 
kussionskreis Mittelstand — „die diri- 
gistischen Zähne“. Sie durchlöcherte 
die Beförderungssteuer für den 
Güterfernverkehr mit zahlreichen 
Ausnahmen, und sie verhinderte das 
von Leber geplante Verbot, Massengü- 
ter wie Kohle, Kies und Bauholz auf 
langen Strecken mit Lastwagen zu 
transportieren. 

Doch hatte die CDU/CSU Lebers 
taktisches Geschick unterschätzt. Es 
gelang dem Minister, die autofahrende 
Öffentlichkeit, darunter das „BMW- 
Journal“, nachträglich glauben zu ma- 
chen, „daß er dieses Verbot seinen 
Gegnern als Köder vorgeworfen hat, 
an dem sie ihre ganze Wut austoben 
konnten, so daß wesentliche andere 
Ziele des Planes ungeschoren blieben“. 


Mehr noch: Aus den Farbresten 
seiner verkehrspolitischen Palette ließ 
Sonntagsmaler Leber einen bunten 
Wahlprospekt herstellen, der als „Ex- 
tra“-Faltblatt in einer Auflage von 
vier Millionen Exemplaren an allen 
westdeutschen Tankstellen verteilt 
wird. 

Neben Übersichtskarten des Fern- 
straßennetzes und seiner am stärksten 
belasteten Strecken, der Ferienord- 
nung für alle Bundesländer und 
Nachbarstaaten, den Sendern für Ver- 
kehrsmeldungen und „10 Goldenen Re- 
geln für den Urlaubsverkehr“ ließ der 
Minister in dem Prospekt auch ein 
Farbphoto von sich selbst drucken, 
im Stile des „Mannes mit dem Gold- 
helm“  «(Ministerial-Jargon: „Unser 
Rembrandt“). Kosten der Aktion: 
400 000 Mark. 


Leber-Konkurrent Müller-Hermann, 
der gern selber Verkehrsminister wer- 
den möchte, befand in seinem Sylter 
Urlaubsquartier, Leber biete in der Tat 
eine „sehr gute Show“. 


Um den „propagandistischen Push“ 
(Müller-Hermann) des SPD-Ministers 
abzufangen, will die CDU/CSU schon 


Anfang August ein eigenes „ver- 
kehrspolitisches Schwerpunktpro- 
gramm“ vorlegen. Darin zielt die 


Union besonders auf die Verkehrsmi- 
sere innerhalb der Städte und Ge- 
meinden sowie in den Ballungszentren. 


Für die Zeit danach hält dann Georg 
Leber wieder wahlträchtiges Druck- 
werk bereit. Gleich nach seiner Rück- 
kehr aus dem Urlaub will das Ver- 
kehrsministerium den „Start in den 
Straßenverkehr der Zukunft“ ver- 
künden. Sein „in Europa einmaliges 
Straßenbauprogramm“ (Text des zwei- 
ten Wahlprospekts) verheißt gleich- 
falls bessere Verkehrsverbindungen 
zwischen den Ballungszentren. 


So will Leber versprechen: Zwischen 
den beiden westdeutschen Industrie- 


gebieten Rhein/Ruhr und Rhein’ 
Main/Neckar werden zu den vier 
bestehenden Fahrspuren binnen 15 
Jahren 18 neue Rollbahnen hinzuge- 
baut. 

Die überraschende Sommeroffensive 
Georg Lebers hat Bonns von der 
wahlkampferfahrenen CDU/CSU _ be- 
drängten SPD-Regierungsmannschaft 
neuen Mut gegeben. Schillers Parla- 
mentarischer Staatssekretär Arndt: 
„Leber verkauft sich wirklich erst- 
klassig. So sollten wir es alle machen.“ 


AUSWÄRTIGER DIENST 


Futter fürLeoparden 


AR der „Prawda“ wurde die traurige 
Wahrheit deutlich. 
SPD-Parlamentarier Hermann 
Schmitt-Vockenhausen, Ende Mai zu 
Besuch bei der Deutschen Botschaft in 


Moskau, bat den amtierenden Bot- 
schafts-Pressereferenten Jürg von 
Studnitz, ihm aus der sowjetischen 


Parteizeitung einen Artikel über die 
Visite des KP-Chefs Breschnew im 
deutschen Pavillon der Moskauer In- 
dustrieausstellung zu übersetzen. 

Der Presse-Diplomat paßte: „Ich 
selber kann leider keine russischen 
Zeitungen lesen. Unser Übersetzer ist 
auch noch nicht im Haus.“ Doch Stud- 
nitz wußte Abhilfe: „Ich kann meinen 
Kollegen von der britischen Botschaft 
anrufen. Der spricht russisch und hilft 
mir in solchen Fällen öfter.“ 


AA-Chef Brandt 
„Ich mache Sie zum Lord” 
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Schmitt-Vockenhausen war als 
Kundschafter einer Kommission an die 
Moskwa gereist, die im Auftrag des 
Auswärtigen Amts Vorschläge zur Re- 
form des diplomatischen Dienstes 
ausarbeiten soll. Nach der Studnitz- 
Panne testete er die Sprachkenntnisse 
der leitenden deutschen Missionsan- 
gehörigen; das Ergebnis: Von 16 Ange- 
hörigen des höheren Dienstes be- 
herrschten nur vier die Sprache des 
Landes, zu dessen Vertretern sie Kon- 
takte pflegen und über dessen Ge- 
schehnisse sie der Bonner AA-Zentra- 
le berichten sollten. 


Ähnliche Sprachstörungen verzeich- 
net das deutsche Generalkonsulat in 
Hongkong. Drei Jahre lang waren die 
Beamten in Mandarin-Chinesisch ge- 
drillt worden — aber dann konnten sie 
Pekings Blätter dennoch nicht entzif- 
fern: Mao hatte seit langem die alte 
Schrift von über 3000 Zeichen durch 
eine modernere von rund 1500 Zeichen 
ersetzen lassen. 

Mangelnde Befähigung, Organisa- 
tionspannen, traditioneller und perso- 
neller Ballast des Auswärtigen Amts 
hatten AA-Chef Willy Brandt auf Re- 
formen sinnen lassen. Zum Chef-Re- 
formator ernannte er den damaligen 
Botschafter in Rom, Hans-Heinrich 
Herwarth von Bittenfeld. 

Herwarth hatte sich bei Brandt dar- 
um beworben, Staatssekretär in der 
Bonner Zentrale zu werden. Brandt in- 
des wußte eine andere Verwendung für 
den drahtigen Herrenreiter: „Ich 
mache Sie zum deutschen Lord Plow- 
den. Dann sind Sie sogar Lord. Mehr 
können Sie gar nicht werden.“ 


Lord Plowden hatte in zweijähriger 
Arbeit einen „Report on British Re- 
presentation Overseas“ zu Papier ge- 
bracht, der 1965 zu einer gründlichen 
Reorganisation des britischen diplo- 
matischen Dienstes führte. 


Der anglophile Brandt wollte nach 
diesem Muster den schwerfällig und 
unökonomisch arbeitenden Auswärti- 
gen Dienst, dem in Bonn und in 194 
Auslandsvertretungen insgesamt 6251 
Bedienstete angehören (Etat 1969: 733 
Millionen Mark), so umstrukturieren, 
daß die „heute gestellten und in der 
nächsten Zukunft zu stellenden Auf- 
gaben im Interesse unseres Landes 
möglichst wirksam erfüllt werden 
können“ (Brandt). : 

Um ein unparteiisches und unab- 
hängiges Votum zu erhalten, entließ 
der sozialdemokratische Außenmini- 
ster den Botschafter von Herwarth aus 
dem aktiven Dienst und gab seinen 
Kommissären*, die sich im September 
1968 konstituierten, das Planziel: „Sie 
sollen Ihre Arbeit frühestens einen 


* Weitere Mitglieder; CDU-MdB Hermann 
Kopf, FDP-Vorsitzender Walter Scheel, 
Schmitt-Vockenhausen, Professor Theodor 
Eschenburg, Ex-DGB-Chef Ludwig Rosen- 
berg, der Präsident des Deutschen Indu- 
strie- und Handelstages Ernst Schneider, 
der Präsident der deutschen Forschungs- 
gemeinschaft Julius Speer, Regierungsspre- 
cher Günter Diehl, Wirtschafts-Staats- 
sekretär Klaus von Dohnanyi, Ministerial- 
direktor Theodor Brockmann (Bundes- 
innenministerium), Ministerialdirektor Hans 
Clausen Korff (Bundesfinanzministerium). 


AA-Reformer von Herwarth 
„Davon halte ich nichts” 


Tag nach der 
wahl abliefern.“ 

Die Kommission leistete Übersoll. 
Weil „endlich einmal ein Minister Zeit 
fand, sich mit unseren Nöten und Sor- 
gen zu beschäftigen“  (Herwarth), 
mochten die Reformer nicht das Risiko 
eingehen, ihre Vorschläge möglicher- 
weise erst dem Brandt-Nachfolger zu 
präsentieren, und bereiteten einen 
Zwischenbericht an den Minister vor. 

Umfangreiche Sucharbeiten waren 
nicht nötig. Eines der Hauptübel des 
Auswärtigen Dienstes nannte gleich 
der ranghöchste Beamte, Staatssekre- 
tär Georg Ferdinand Duckwitz: „Wird 
ein Botschafter abberufen, kann der 
Nachfolger erst kommen, wenn der 
Abreisende weg ist und — in den mei- 
sten Fällen — seinen Heimaturlaub 
hinter sich hat... Mancher wichtige 
Posten bleibt so über Monate unbe- 
setzt. Erfahrungen: können nicht 
weitergegeben, wertvolle Kontakte zu 
Persönlichkeiten des Gastlandes nicht 
übertragen werden.“ 


Der Grund: Nach dem Haushaltsge- 
setz kann niemand aus einer Inlands- 
stelle auf eine noch besetzte Aus- 
landsstelle zur Einarbeitung geschickt 
werden, weil jemandem aus der In- 


nächsten Bundestags- 


landsstelle keine Auslandsbezüge 
bezahlt werden dürfen. 
Reformer Herwarth wußte aus 


eigener Erfahrung ein Beispiel: „Am 
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Kulmbacher 
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620 Jahre Bier-Genuß! 
Seit 1349 
„noch’nKulmbacher!” 


Als anderswo noch selbstgebrau- 
ter Gerstensaft getrunken wurde, 
lieferten Pferdegespanne Kulm- 
bacher Bier schon über die Lan- 
desgrenzen. 

Edelste Gerste aus idealem, hei- 
mischem Anbaugebiet. Hopfen 
aus den besten bayerischen Kul- 
turen. Kühles, wunderbar reines 
Quellwasser aus dem Felsgestein 
des Fichtelgebirges. 

Daran hat sich nichts geändert. 
Kenner-Devise blieb: 

noch'n Kulmbacher 


Erste Kulmbacher Actienbrauerei 
Kulmbacher Mönchshof-Bräu 
Kulmbacher Reichelbräu 
Kulmbacher Sandlerbräu 
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31. März 1965 beendete ich nachts um 
zwölf mit einem Besuch beim briti- 
schen Botschafter meine Tätigkeit als 
Staatssekretär des Bundespräsidial- 
amtes. Am nächsten Nachmittag mußte 
ich in Rom als Botschafter bereits eine 
Demarche beim Auswärtigen Amt un- 
ternehmen.“ Herwarths Vorgänger 
Herbert Blankenhorn war längst ab- 
gereist. 

Anders halten es, seit Lord Plow- 
dens Bericht, die Engländer. Ihre Bot- 
schafter haben drei Monate Vorberei- 
tungszeit im neuen Gastland, und ihr 
Vorgänger führt sie auf einer Ab- 
schiedsparty ein. 

Auf Inspektionsreisen im Ausland 
fanden Herwarths Kontrolleure noch 
weitere alte Zöpfe, Das Besoldungs- 
system der AA-Bediensteten beispiels- 


weise ist durch unterschiedliche Auf- 


wandsentschädigungen und Auslands- 
zulagen so kompliziert geworden, daß 
allein 120 Beamte die Gehälter und 
Reisekosten für die rund 2000 Aus- 
landsdiplomaten berechnen. 

So wurde zwischen der AA-Zentrale 
und einem Botschafter in Asien lange 
Zeit darüber korrespondiert, ob wäh- 
rend des Heimaturlaubs des Botschaf- 
ters ein Leopard, den der Diplomat 
sich im Gastland hielt, im Sinne der 
Bestimmungen ein Wachhund sei, des- 
sen Futter- und Pflegekosten während 
des Botschafter-Urlaubs von Bonn zu 
tragen seien. Die Kosten wurden 
schließlich bezahlt. 


Schmitt-Vockenhausen: „Das Ab- 
rechnungssystem ist archaisch.“ Die 
Auslandsbesoldung müsse vereinfacht 
werden, „um die Berechnung der Be- 
züge durch datenverarbeitende Anla- 
gen zu gestatten“. 

Andere Mängel, die reformiert wer- 
den sollen: 
> Die durch den Dienst in tropischen 

Ländern strapazierten Beamten 

werden in der AA-Zentrale oder 

europäischen Vertretungen bis zum 

Ruhestands-Alter mitgeschleppt; es 

fehlt an elastischen Pensionie- 

rungsvorschriften und an einer 

„Majorsecke für Botschafter“ 

(Schmitt-Vockenhausen). 


> Zahlreiche höhere Auslandsbeamte 
fühlen sich durch bürokratischen 
Kleinkram belästigt, den auch ein 
Sekretär erledigen könnte; sie 
müssen zum Teil ihre Post selbst 
ablegen. 


Zopf-Abschneider Schmitt-Vocken- 
hausen (Parteikürzel „HSV“) erkann- 
te: „Der Auswärtige Dienst ist kopfla- 
stig, der mittlere Dienst ist zu dünn 
besetzt.“ 


Deshalb verfiel HSV auf das Stan- 
dardrezept deutscher Reformer: zu- 
nächst noch mehr Leute 120 Beam- 
te des gehobenen Dienstes — zu be- 
stellen. Dafür könnten im Spitzen- 
dienst Kräfte eingespart und dadurch 
ein Teil jener Reservestellen finan- 
ziert werden, die nach Ansicht der Re- 
formgruppe eine zeitweilige Doppelbe- 
setzung bei Botschafter-Wechseln so- 
wie mehr Sprach- oder Bildungsurlaub 
ermöglichen würden. 

Der SPD-Beobachter, Leiter der Un- 
terkommission „Organisationsfragen, 
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Personal, Haushalt, Verwaltung“, ana- 
lysierte in seinem 25-Seiten-Papier an 
Herwarth den jetzigen Zustand so: 
„An die Stelle der Personal-Planung 
tritt weitgehend der Zwang, Löcher zu 
stopfen... Der Auswärtige Dienst lebt 
heute von der Hand in den Mund.“ 


Progressivere Ideen als die schlichte 
Personal-Vermehrung trug der Tü- 
binger Polit-Professor Theodor 
Eschenburg vor. Er riet, für bestimmte 
zusammenhängende Regionen (etwa 
Zentralafrika) künftig nur noch einen 
Botschafter zu benennen, anstatt in 
jedem kleinen Land Missionen zu un- 
terhalten. Herwarth fürchtete Ver- 
luste für die angestammte AA-Domä- 
ne und widersprach dem Outsider: 
„Dann müssen wir erst die DDR ab- 
schaffen.“ 

Abstriche an der Zahl von rund 
2000 Auslandsposten an den insgesamt 
194 westdeutschen Botschaften, Gene- 
ralkonsulaten, Konsulaten, Handels- 


AA-Reformer Eschenburg 
„Majorsecke für Botschafter” 


vertretungen sowie Vertretungen bei 
internationalen Organisationen treffen 
notwendig auf den erbitterten Wider- 
stand der AA-Diplomaten. Denn: Der 
Lebensstil eines Botschaftsangehöri- 
gen wird durch Gehaltszulagen, reprä- 
sentative Wohnungen und internatio- 
nales Flair derart aufgewertet, daß 


"alle Bonner AA-Beamten die Tätigkeit 


im Ausland als höchstes Karriere-Ziei 
erstreben. 


Eschenburg will außerdem die deut- 
sche Diplomatie ihren gewandelten 
Aufgaben besser anpassen. Anstelle 
traditionellen Botschafterwirkens tritt 
mehr und mehr die Bewältigung von 
Fachproblemen — vor allem der Ent- 
wicklungshilfe, der Vertretung um- 
fangreicher Industrie- und Handelsin- 
teressen sowie moderner Public Rela- 
tions, 


Von den seit 1950 eingestellten Atta- 
ches sind aber fast 70 Prozent Juristen 
und weitere 17 Prozent Geisteswissen- 
schaftler sowie Theologen und Medi- 
ziner. Der Professor schlägt deshalb 


vor, Spezialisten aus anderen Ministe- 
rien in den Auswärtigen Dienst zu 
übernehmen. Der standesbewußte Di- 
plomat Herwarth zu dem Eschenburg- 
Plan: „Davon halte ich nichts, das sind 
meist keine Spezialisten in der Be- 
handlung von Ausländern, oder es 
fehlen Sprachkenntnisse. Besser ist, 
ich schicke AA-Leute in andere Mini- 
sterien zur Spezialausbildung.“ 


Dagegen Eschenburg: „Wenn ich 
Botschafter wäre und hätte die Wahl 
zwischen einem guten Diplomaten 
juristischer Herkunft oder beispiels- 
weise einem Journalisten, der in sei- 
nem Verfahren und Auftreten unkon- 
ventionell und daher für viele Beamte 
des AA ‚etwas anrüchig‘ ist, dann 
nähme ich den Journalisten.“ 


Auch das würde freilich die Zahl 
der Posten für das angestammte AA- 
Korps verringern, das ohnehin Außen- 
seiter bestenfalls mit Herablassung 
betrachtet. 


Auftraggeber Brandt bastelt inzwi- 
schen selbst an einem Reformmodell. 
Allerdings will Brandt einschneiden- 
de Veränderungen erst nach der Wahl 
vornehmen: „Das wäre sonst mißver- 
standen worden.“ 


NPD 


Schlicht vornehm 


dolf von Thadden will Bonn zur 

Hauptstadt seiner Bewegung ma- 
chen. „Wenn wir im Bundestag sind“, 
so entschied der NPD-Chef, „kommt 
der ganze Laden von Hannover nach 
Bonn.“ 


Schon für den 1. Oktober dieses 
Jahres, unmittelbar nach der Bundes- 
tagswahl am 28. September, planen die 
Nationaldemokraten den Umzug. ih- 
rer Parteizentrale von der Leine an 
den Rhein. NPD-Vorstandsmitglied 
Hans-Joachim Richard weissagte am 
Dienstag letzter Woche: „Es besteht 
kein Zweifel mehr daran, daß wir in 
den Bundestag einziehen. Dann muß 
auch die Parteileitung sofort in Bonn 
arbeitsfähig sein.“ 


Seit dem 1. März sucht NPD-Platz- 
halter Karl-Ludwig Pollak als Leiter 
eines „Büros von Thadden“ in der 
Bonner Kronprinzenstraße im Polit- 
Establishment Fuß zu fassen. Ihn wies 
der NPD-Vorstand an, sich im Zen- 
trum der Macht am Rhein nach einem 
Domizil für das neue NPD-Haupt- 
quartier umzusehen. Pollak holte bei 
allen erreichbaren Maklern Angebote 
ein. 

Drei Immobilienvermittler lehnten 
es brüsk ab, mit den rechten Deutschen 
Geschäfte zu machen. Die anderen aber 
präsentierten bereitwillig Dutzende 
von Offerten. Richard: „Wir wußten 
gar nicht, daß in Bonn so viele alte 
Villen zu haben sind.“ 


Statt einer alten Villa möchte 
Thadden aber lieber ein baureifes 
Grundstück in der Nähe des Bundes- 
hauses und des neuen Regierungsvier- 
tels zwischen Bonn und Bad Godes- 
berg kaufen. „In dieser phänomenalen, 
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NPD-Repräsentant Pollak 
„YYenn wir im Bundestag sind... 


modernen Fertigbauweise“, schwärmte 
NPD-Richard, soll dann „ein schönes, 
solides, unserer Größe angemessenes, 
schlicht-vornehmes Bürohaus von drei 
bis vier Etagen“ für die nationalde- 
mokratische Parteiführung sowie für 
Verlag und Redaktion der NPD- 
Postille „Deutsche Nachrichten“ gebaut 
werden. 


Für ihr „Braunes Haus in der Bun- 
deshauptstadt am Rhein“ (so die „Tat“, 
das Organ der Vereinigung der Ver- 
folgten des Naziregimes) schienen 
Thaddens Leuten zwei Grundstücke 
besonders geeignet: 


D ein Gelände neben der kanadischen 
Botschaft im Bonner Süden, nur 
wenige hundert Meter von der 
SPD-Baracke entfernt und in 
Sichtweite des Bundeshauses; 


> ein rund 5000 Quadratmeter großes 
Grundstück an der Kölner Straße 
99, der „Diplomaten-Rennbahn“ 
zwischen Bonn und Bad Godesberg, 
wo das evangelische Diakoniewerk 


NPD-Führer von Thadden, Richard 
...kommt der ganze Laden nach Bonn” 


Düsseldorf-Kaiserswerth bis zum 
30. Juni ein Heim für Mütter mit 
unehelichen Kindern unterhielt. 


Während Bonner Ministerialbeamte 
sich auf scharfe Proteste der Kanadier 
gefaßt machen, wenn diese von Thad- 
dens Bauplänen in ihrer Nachbarschaft 
erfahren, hat die evangelische Diako- 
nie schon erschrocken dementiert, daß 
sie jemals an die NPD verkaufen 
wollte. 


Diakonie-Verwaltungsdirektor Tho- 
mas Berron erfuhr in der Tat erst 
von der Deutschen Kommunistischen 
Partei (DKP) und vom Bundesvertei- 
digungsministerium, daß die Natio- 
naldemokraten zu den Kaufinteres- 
senten gehörten: Ein Redakteur der 
Essener DKP-Zeitung „Unsere Zeit“ 
wollte von dem ahnungslosen Kir- 
chenmann Näheres über den Verkauf 
wissen. Und Verteidigungsminister 
Schröder ließ besorgt anfragen, ob die 
Gerüchte über das Geschäft der Kirche 
mit der NPD stimmten; denn zwei 
Häuser neben dem Kirchengrundstück 
residiert die Bonner Standortverwal- 
tung der Bundeswehr. 


Berron wußte nicht, daß sein Makler 
mit der NPD verhandelt hatte. „Wir 
haben keine Grundstücksverhandlun- 
gen mit der Partei geführt, führen 
keine und werden auch keine führen“, 
beteuerte er. Außerdem schien ihm das 
NPD-Angebot von 1,3 Millionen Mark 
zu niedrig: „Wir hoffen mehr heraus- 
zuholen.“ 


NPD-Vorstandsherr Richard gab 
sich gelassen: „Wir haben im Bonner 
Raum noch ein halbes Dutzend andere 
Grundstücke an der Hand. Bei einem 
wird es schon klappen.“ Auch die Fi- 
nanzierung des nationalen Zentrums 
macht ihm keine Sorgen: „Wir können 
eine ganze Menge Geld ausgeben.“ 


Tatsächlich sind die Nationaldemo- 
kraten trotz ihres kostspieligen Wahl- 
kampfs zur Zeit recht flüssig. Erst 
kürzlich erhielten sie aus der Bundes- 
kasse gemäß Parteiengesetz 1,2 Mil- 
lionen Mark Wahlkampfkosten-Er- 
stattung. Überdies werden alle NPD- 
Mitglieder seit langem zum Kauf von 
„Bausteinen“ angehalten, und die Par- 
tei verfügt zudem über finanzielle 
Gönner. 


So erschien unlängst ein 1913 aus 
Herford nach den USA ausgewander- 
ter Deutschamerikaner bei NPD-Ju- 
rist Karl Lamker in Bielefeld. Statt 
seiner undankbaren Erben wolle er 
lieber die NPD bedenken, eröffnete er 
dem erstaunten Nationaldemokraten 
und bot ihm 9900 Quadratmeter erst- 
klassiges Bauland im Wert von 500 000 
Mark in Isernhagen bei Hannover als 
Geschenk an. Lamker griff sofort zu. 
Drei Tage später hatte er auch eine 
Bank gefunden, die bereit war, den 
Baugrund zu beleihen. 

Unterdessen beobachtet das Bundes- 
innenministerium nicht ohne Sorge 
Thaddens Baupläne Freiherr von 
Lersner, Referent für Links- und 
Rechtsradikalismus, sieht freilich kei- 
ne Möglichkeit, die bauwütige NPD zu 
stoppen: „Wir können und wollen den 
Kauf eines Grundstücks nicht verhin- 
dern.“ 
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PRESSE 


RECHT 


Alles heiß 


wi es für einen Schweizer „einfach 
zur Demokratie gehört, daß man 
als Staatsbürger die politische Überle- 
gung mit einer politischen Aktion ver- 
bindet“, wurde Peter Noll, 43, aus Ba- 
sel stammender Ordinarius für Straf- 
recht und Gesetzgebungslehre an der 
Universität Mainz, in Bundesdeutsch- 
land aktiv. 


Bekümmert um „die wachsende Be- 
drohung der Pressefreiheit durch wirt- 
schaftliche Macht“, sammelte der Pro- 
fessor ein Gremium renommierter 
deutscher Hochschullehrer, das derzeit 
in aller Stille „ohne Auftrag und ohne 
Honorar“ (Noll) ein „Bundesgesetz zum 
Schutz der Pressefreiheit“ entwirft — 
so der Arbeitstitel, 


Zum Teil dieselben Professoren, die 
auch den progressiven Alternativ-Ent- 
wurf für ein neues bundesdeutsches 
Strafgesetzbuch ausarbeiteten — nebst 
Noll beispielsweise die Ordinarien 
Jürgen Baumann (Tübingen) und Wer- 
ner Maihofer (Saarbrücken) —, feilten 
in bislang vier vertraulichen Sitzun- 
gen in Mainz sowie in abgelegenen 
Taunus-, Rheingau- und Odenwald- 
Örtchen an einem Paragraphenwerk, 
vor dem sich das Bonner Parlament 
seit je drückt: 


D> kartellrechtliche Regelung gegen 
die Pressekonzentration und 


> arbeitsrechtliche Regelungen für 
das. „innere“ Verhältnis zwischen 
Verlag und Redaktion, 


Beide Themen werden in den Lan- 
despressegesetzen ausgeklammert — 
mangels Gesetzgebungskompetenz der 
Bundesländer. Der Bund aber, zwei- 
felsfrei kompetent, unterließ bislang 
gesetzgeberische Anläufe. Und weder 
Regierung noch Parlament zogen Kon- 
sequenzen aus dem Presse-Konzentra- 
tions-Bericht der sogenannten Gün- 
ther-Kommission (SPIEGEL 22/1968), 
die beispielsweise den Presse-Pressure 
des Hamburger Springer-Konzerns für 
kontrollbedürftig hielt. Professor Noll: 
„Die Politiker sind zu sehr abhängig 
von den Zuständen, die sie ändern 
sollten, um den Mut zu den nötigen 
gesetzgeberischen Aktionen aufzu- 
bringen.“ 


Wie schon bei der Strafrechtsreform 
wollen die Professoren nun auch beim 
Presserecht den Politikern mutig vor- 
angehen. Ihr Entwurf — der noch 
nicht endgültig formuliert ist, aber bis 
zum nächsten Frühjahr vorlagereif 
sein soll — will „neben das Grund- 
recht der Pressefreiheit den Schutz der 
Institution Presse, die objektiv-recht- 
liche Verbürgung der Pressefreiheit 
durch den Staat, treten lassen“ — so 
Mitautor Professor Wolfgang Fikent- 
scher, 41, Kartellrechtler an Tübingens 
Uni. Erreicht werden soll das bei- 
spielsweise durch kartellrechtliche 
Sonderparagraphen für die Presse. 


Denn, so Strafrechtler Noll, „auch 
vom Prinzip der Gleichbehandlung her 
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ist eine Sonderbehandlung der Presse- 
unternehmen im Kartellrecht erlaubt, 
weil hier die Meinungsfreiheit hinein- 
ragt. Eine Automobilfabrik etwa Kann 
kein Grundrecht verletzen“. 


Anders als die Günther-Kommission, 
die Verlagskonzentration und Macht- 
zusammenballung an „Marktanteilen“ 
bei den Auflagen gemessen wissen 
wollte („Gefährdung der Pressefrei- 
heit“ bei 20 Prozent, „unmittelbare 
Beeinträchtigung der Pressefreiheit“ 


Presse-Reformer Noll 
Ohne Auftrag und Honorar... 


bei 40 Prozent Marktanteil eines ein- 
zelnen Unternehmens), wollen die 
Presserechts-Professoren vom Krite- 
rium „Auflagendichte“ ausgehen. 


Beim Dividieren der Zahl von Zei- 
tungs- und Zeitschriftenexemplaren 
durch die Einwohnerzahl des Verbrei- 
tungsgebiets würden mithin auch lo- 
kale Monopole kartellrechtlich bean- 
standet werden können. Der Kleinver- 
leger, der in einem eng umgrenzten 
Gebiet mit einem Blatt geringer Auf- 


Presse-Reformer Fikentscher 
... gegen Manipulation und Monopole 


lage 80 oder 90 Prozent des Marktes 
beherrscht, würde ebenso die Auf- 
merksamkeit des Kartellamts erregen 
können wie der Großverlag überregio- 
naler, auflagenstarker Blätter. 

Weiter erwägt das Professoren-Kol- 
legium: 


D> kartellrechtliche „Ent£flechtungsver- 
fahren“ und „Verkaufsauflagen“ 
für Presse-Unternehmen, 


> „Neugründungsverbote“ 
stimmte Verlage, 


für  be- 


> „Genehmigungspflicht“ für Zei- 
tungs-Zusammenschlüsse, j 
> staatliche Subventionierung von 


Konkurrenzblättern in monopoli- 
stisch beherrschten Regionen. 


Zeitungs- und Zeitschriftenverleger 
sollen nicht gleichzeitig Eigentümer 
von Funk- und Fernsehanstalten sein 
dürfen. Hingegen soll den Presseher- 
ren möglicherweise auferlegt werden, 


> die mittelbaren und unmittelbaren 
Beteiligungsverhältnisse der Ver- 
lage im Impressum jedes ihrer 
Druckwerke zu offenbaren, 


> in jedem Blatt auch ihre eventuelle 
Mitbeteiligung an anderen Blättern 
kundzutun, 


bei sogenannten „Kopfblättern“ im 
Impressum und Zeitungstitel auch 
das Hauptblatt zu nennen und 


>» bei Redaktionsgemeinschaften und 
Maternblättern im Impressum die 
Herkunft des sogenannten Zei- 
tungs-„Mantels“ nachzuweisen. 


Auch die innere Pressefreiheit in 
den Verlagshäusern soll nach dem 
Willen der Professorenrunde mobili- 
siert werden. „Was wir ausschließen 
wollen“, erläutert Noll, „ist der Ver- 
leger, der in Teneriffa wohnt und von 
dort aus seiner Redaktion telepho- 
niert: Jetzt müßt ihr einen Artikel 
über das und das bringen, und jetzt 
muß der und der Politiker forciert 
werden.“ 

Statt solcher Manipulation möchte 
die Reformer-Riege eine gesetzlich ab- 
gesicherte „Gewaltenteilung“ zwischen 
Verleger und Redaktion — etwa mit 
Hilfe eines „Redaktionsbeirats“, der 
beispielsweise vor einer Änderung der 
Verlagsbesitzverhältnisse und vor 
einer Kürzung der Redaktions-Etats 
gehört werden müßte. 


Noll: „Wir wollen dem Verleger be- 
lassen, den allgemeinen publizistischen 
Charakter der Zeitung zu bestimmen, 
doch die redaktionelle Gestaltung muß 
bei der Redaktion liegen.“ 


„In unseren kommenden Sitzungen“, 
glaubt der Mainzer Rechtsprofessor, 
„werden wir noch hitzig diskutieren.“ 
Denn „fast noch nichts haben wir end- 
gültig beschlossen“. Und auch sein Tü- 
binger Mitstreiter Fikentscher ist vor- 
sichtig: „Das sind alles sehr heiße 
Eisen.“ 


Immerhin erhofft sich Fikentscher 
von dem zu erwartenden Gesetzes- 
entwurf „eine Belebung der Diskus- 
sion“, und er ist zuversichtlich, „daß 
sich dann doch die Sachgesichtspunkte 
durchsetzen werden“. 


Wenn schon nicht ideelle Unter- 
stützung, so ist den Reformern doch 
finanzieller Beistand sicher. 

Als die Professoren an ihrem Alter- 
nativ-Entwurf zur Strafrechtsreform 
arbeiteten, stellte die Thyssen-Stif- 
tung Mittel zur Verfügung. Jüngst 
steuerte für die noch ausstehenden 
Kommissionssitzungen zum Presse- 
freiheits-Papier die VW-Stiftung 
40 000 Mark Spendengelder bei. 


BUNDESLÄNDER 


SAARLAND 
Waffen frei 


Vr Lichtmasten, Häusern, Bäumen 
in Saarbrücken blickte am Don- 
nerstag letzter Woche das Bildnis 
eines Bekannten. Was sich bei flüch- 
tigem Blick wie verfrühte Wahlpropa- 
ganda ausnahm, waren Steckbriefe der 
Apo: „Gesucht“ — so der Text — wur- 
de „Ludwig Schnur alias Fahnen- 
Louis wegen Anstiftung zum Aufruhr 
und Kidnapping“. 

Doch schon am Nachmittag war der 
Mann rehabilitiert. CDU-Ministerprä- 
sident Franz Josef Röder verkündete 
nach einer Kabinettsitzung: „Die gan- 
ze Landesregierung steht hinter ihm.“ 
Und der Gesuchte — CDU-Innen- 
minister Ludwig Schnur, 60 — be- 
teuerte vor der regierungstreuen Hei- 
matpresse seine Unschuld. 


Gleichwohl erscheint ein Freispruch 
kaum möglich. Denn nicht nur die Apo 
klagte an. Saarbrückens Universitäts- 
Rektor Werner Maihofer bezichtigte 
den Verfassungsminister „des Verfas- 
sungsbruchs“, und Professor Herbert 
Wehrhahn legte ihm „massive Frei- 
heitsberaubung im Amt“ zur Last. 


Und nicht nur Schüler, Studenten 
und Professoren, Jungdemokraten, 
Jungsozialisten und Kommunisten for- 
dern Schnurs Rücktritt. Universitäts- 
Senat und evangelische Kreissynode 
protestierten gegen Schnur — sogar 44 
Richter und Staatsanwälte des Saar- 
landes ergriffen öffentlich für die Apo 
Partei. Rektor Maihofer, Ordinarius 
für Strafrecht, erläuterte den breit- 
gefächerten Protest: „Was Schnur und 
seine Leute mit Demonstranten und 
neutralen Passanten gemacht haben, 
spricht dem Rechtsstaat Hohn — das 
war praktizierte Vorbeugehaft.“ 

„Wie strafende Todesengel“ — so 
der Saarbrücker Oberlandesgerichtsrat 
Helmut Leonardy, ein Augenzeuge — 
waren Polizeitrupps mehrere Nächte 
lang durch die Straßen der Landes- 
hauptstadt gezogen. Wahllos schlugen 
sie mit Gummiknüppeln auf Studenten 
und Bürger ein. Uniformierte Greif- 
kommandos (mit Karate-Ausbildung) 
nahmen arglose Passanten auf dem 
Trottoir und fröhliche Biertrinker in 
der Kneipe fest. 

An der katholischen Saar, wo 
Deutschland am frömmsten und am 
ärmsten ist, regierte über Nacht ein 
Polizeistaat. Grundgesetzwidrig mach- 
te Schnurs Landespolizei-Präsident 
Wilhelm Botz Gefangene: 57 Erwach- 
sene und Jugendliche, darunter ein 
14jähriger und zwei l5jährige Knaben, 
wurden ohne ausreichende Rechts- 
grundlage bis zu 18 Stunden lang ein- 
gesperrt. Helmut Leonardy, der Vor- 
sitzende des saarländischen Richter- 
bundes, kommentierte knapp: „Wir 
sind bestürzt.“ 

Begonnen hatte es wie in Hannover 
und Heidelberg: Die Saartal AG woll- 
te die Bustarife erhöhen — Schüler 
und Studenten organisierten die Ak- 
tion „Roter Punkt“. Einige Tage lang 
wurden Omnibusse blockiert. 
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Zwar gab FDP-Wirtschaftsminister 
Reinhard Koch am 1. Juli bekannt, daß 
er die Tariferhöhung nicht genehmi- 
gen werde, doch das Aktionskomitee 
„Roter Punkt“ hatte von Anfang an 
mehr gefordert: Einheitstarife und 
„langfristig einen Null-Tarif“. Sympa- 
thisanten unter den Bürgern, die nun 
rote Fahnen in den Demonstrations- 
zügen entdeckten, mochten plötzlich 
nicht mehr mitdemonstrieren. Aktion 
und Demonstration ebbten ab. 


Doch dann provozierte die Polizei 
neue Unruhen: Am Abend des 1. Juli 
standen sich plötzlich einige hundert 
Polizisten, Demonstranten und Schau- 
lustige gegenüber. 

Polizeirat Brill machte zunächst 
einen Kompromiß-Vorschlag: Die Ord- 
nungshüter würden sich zurückziehen. 
wenn auch die Demonstranten nach 
Hause gingen. Der Vorschlag fand in 
der Menge Gehöi' -- aber über Polizei- 
funk meldete sich nun die Einsatz- 
zentrale im Präsidium. „Hier Biene“, 
quäkte es aus Brills Funkgerät, „An- 
weisung 21.55 Uhr Minister des Innern, 
Weitergabe durch Präsident: kein Zu- 
rückweichen der Polizei.“ Auch die 
Bürgersteige, inzwischen von Hunder- 
ten von Schaulustigen blockiert, seien 
frei zu machen. 


Befehligt von Minister Schnur und 
Präsident Botz räumten die Polizisten 
an diesem und an den folgenden 
Abenden mit dem Knüppel brutal die 
Straße. 


Als etwa ein Polizist von einem 
Wurfgeschoß getroffen wurde, bedroh- 
te er den daran unschuldigen Demon- 
stranten Leo Hess mit der Dienstpi- 
stole: „Ich schieß’ dich kaputt. Wer war 
das?“ Und ein Polizeiführer, der zur 


späteren Identifizierung photogra- 
phiert werden sollte, gab — von einer 
Menschenmenge umringt — kalt den 


Befehl „Schußwaffen frei“. 


Herbert Wender, 19, Mitglied der 
christdemokratischen Jungen Union, 
erlebte die Polizeiaktion so: „Polizei- 
fahrzeuge kamen angerast, die Poli- 
zisten sprangen heraus und ergriffen 
auf dem Bürgersteig wahllos 21 Perso- 
nen, worunter auch ich mich befand.“ 


a 


Demonstration in Saarbrücken 
„Ich schieß' dich kaputt“ 


In einer Polizeistelle fanden sich laut 
Wender wieder: „Ein ausländischer 
Pressereporter, dessen Kamera be- 
schädigt wurde; zwei Bundeswehrsol- 
daten aus Lebach auf Wochenendur- 
laub, die zum Tanzen wollten, ein gut- 
angezogener, weder bärtiger noch 
langhaariger Italiener“; zudem Stu- 
denten, Schüler und Arbeiter. 


Elf der Inhaftierten, darunter der 
Saarbrücker SDS-Sprecher Volker 
Wolf, waren beim Biertrinken im 
Lokal Förstereck kassiert worden — 
angeblich, so Schnur, „als Rädelsfüh- 
rer“. Doch Schnur-Gehilfe Botz ver- 
gaß die Vorführung beim Richter. Erst 
14 Stunden später kamen die Bier- 
trinker wieder aus der Polizeihaft frei. 


Vorher schon hatten sich die Saar- 
brücker Rechtsanwälte Arno Walter 
und Heinrich Hoppe zwölf Stunden 
lang um die Freilassung von 13 Man- 
danten bemüht, die ein Greiftrupp am 
Mittwoch um Mitternacht eingesam- 
melt hatte. 

Als Hoppe früh um 7.30 Uhr bei 
Polizeichef Botz intervenieren wollte, 


Polizei-Einsatz in Saarbrücken: „Wie strafende Todesengel” 
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Saar-Innenminister Schnur 
„Gesucht wird Fahnen-Louis” 


erfuhr er auf der Wache, „der Herr 
Präsident“ habe sich die Freilassung 
„persönlich vorbehalten“ und sei nicht 
zu erreichen. Um elf Uhr hörte Hoppe 
von Botz, Generalstaatsanwalt Bruno 
Persch sei zuständig. Persch am Tele- 


phon zu Hoppe: „Ich kenne die Sache 


gar nicht.“ 

Gegen 15.30 Uhr teilte Botz mit, er 
wolle die Inhaftierten „anderntags in 
beschleunigtem Verfahren aburteilen 
lassen“ — wegen Aufruhrs, Auflaufs, 
Landfriedensbruchs, Beschädigung öf- 
fentlicher Sachen und gefährlicher 
Eingriffe in den Straßenverkehr. Wal- 
ter und Hoppe verlangten die umge- 
hende Freilassung ihrer Mandanten 
oder die sofortige Vorführung vor 
einen Richter — vergeblich. 

Anwalt Walter, der sich auf Artikel 
104 Absatz 2 des Grundgesetzes („Uber 
die Zulässigkeit und Fortdauer einer 
Freiheitsentziehung hat nur der Rich- 
ter zu entscheiden“) berufen hatte, 
alarmierte das Verwaltungsgericht des 
Saarlandes in Saarlouis, um gegen die 
Botz-Verfügung eine einstweilige An- 
ordnung zu erwirken. 

Gerichtspräsident Hans Harald Mül- 
ler erkundigte sich darauf bei Botz, 
„was denn los“ sei, und erst nach die- 
sem Telephonanruf der Dritten Ge- 
walt, der gerichtliche Gegenmaßnah- 
men signalisierte, zog der Polizeiprä- 
sident seine mit Innenminister Schnur 
abgestimmte Verfügung zurück. Vor- 
her ließ Botz die Inhaftierten eine 
(gesetzwidrige) Erklärung unterschrei- 
ben, daß sie „in der folgenden Nacht 
keine Gewalttätigkeiten. begehen“ 
würden. Dazu Walter: „Die Unter- 
schrift war Bedingung für die Frei- 
lassung.“ 

Für 44 Richter und Staatsanwälte 
an der Saar war derlei Privat-Justiz 
„ein grober Verstoß gegen das im 
Grundgesetz garantierte Recht der 
persönlichen Freiheit“. In einem offe- 
nen Brief erinnerten die Juristen den 
Minister Schnur daran, daß „unver- 
züglich nach einer Festnahme eine 
richterliche Entscheidung über die 
Fortdauer der Freiheitsentziehung 
herbeizuführen“ sei. „Keineswegs“ 
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dürfe die Polizei „den Festgenom- 
menen bis zum Ablauf des folgenden 
Tages in Haft halten und sich dann 
erst entschließen, ob sie ihn freiläßt 
oder nicht“. Energisch, forderten die 
Richter und Staatsanwälte nach der 
Aktion Freiheitsberaubung „Konse- 
quenzen“. 

Doch Christdemokrat Schnur erwies 
sich als so hiebfest wie seine Polizei: 
Er stellte sich vor Botz und dachte 
auch „nicht an Rücktritt“. Der Röder- 
Rivale und Exponent der einstigen 
Joho-Partei CVP in der Saar-CDU, der 
1955 als Bürgermeister von Fried- 
richsthal die  schwarz-rot-goldene 
Fahne herunterreißen ließ und seit- 
her „Fahnen-Louis“ genannt wird, 
verläßt sich auf seine „starke Haus- 
macht“ (Schnur). 

Und schon im Innenausschuß des 
Saar-Landtags, der alles prüfen soll, 
stand letzten Donnerstag nur die be- 
schönigende Version von Schnur und 
Botz zur Debatte. 

Ausschußmitglied Karl Wust (FDP) 
resignierte: „Hier an der Saar wird 
halt alles unter den Teppich gekehrt.“ 
Über die Ferien, so schätzt er, „läuft 
sich die Sache tot, und dann gibt es 
eine Beerdigung erster Klasse“. 


AKTIONÄRE 


KRAGES/WALDHOF 


Briefe aus Bremen 


ee Dr. Friedrich Dorn 
begriff: Die Rechnung bedeutete 
Ungemach — vielleicht gar das Ende. 

Briefe aus Bremen hatten das Un- 
heil angekündigt. Fast täglich meldete 
ein Bremer Rechtsanwalt namens Si- 
ber neuen „Fremdbesitz“ für die 
Hauptversammlung des Mannheimer 
Papierkonzerns Zellstofffabrik Wald- 
hof. Als Dorn letzten Montag die Ak- 
tienposten des Anwalts addierte, wur- 
de ihm klar, daß er zusammen mit 
seinen Vorstandskollegen auf eine 


Kündigung gefaßt sein mußte. 
Denn Anwalt Siber verfügte mit 
39,6 Millionen Mark Zellwald-Aktien 


eG 
Zellwald-Großaktionär Krages 
„Es wird Veränderungen geben” 


über die absolute Mehrheit — und Si- 
ber verfügt nur so, wie es der eigent- 
liche Besitzer befiehlt: Hermann D. 
Krages. 

Deutschlands bekanntester Nach- 
kriegsspekulant hatte bis Februar 
1969 an der Börse heimlich eine 25pro- 
zentige Beteiligung am Mannheimer 
Unternehmen aufgekauft (SPIEGEL 
8/1969). Auskünfte über seine Pläne 
verweigerte Krages sogar dem Zell- 
wald-Generaldirektor Dorn: „Für die 
Antwort gibt mir niemand etwas.“ 


Der überraschte Dorn tröstete sich 
zunächst, der ehemalige Bremer Holz- 
händler werde es bei einem Viertel- 
Anteil bewenden lassen. Denn Krages, 
seit 1963 im schweizerischen Chur an- 
sässig, demonstrierte in den folgenden 
Monaten Desinteresse: Zweimal schlug 
er einen angebotenen Sitz im Auf- 
sichtsrat aus. 

Aber die Enthaltsamkeit des alten 
Spekulanten, der nach dem Kriege 
durch gewiefte Börsenmanöver ein 
Millionen-Vermögen zusammenge- 
bracht hatte und im Herbst 1962 ein 
Opfer seiner waghalsigen Aktien-Ope- 
rationen wurde, war Tarnung. Nach 
bewährtem Muster kaufte er sich bei 
Zellwald unbemerkt weiter hoch. 


Als im Mai dem Aufsichtsratsvor- 
sitzenden Dr. Wilfried Guth, im Haupt- 
beruf Vorstand der Deutschen Bank, 
das Gerücht zugetragen wurde, Kra- 
ges habe die Mehrheit, lachte er nur: 
„Das müßte ich doch wissen.“ 


Guth wußte zuwenig. Ahnungslos 
war der Bankier sogar noch 14 Tage 
vor der Hauptversammlung, als Kra- 
ges plötzlich für sich und seinen Ver- 
trauensmann Siber gleich zwei Auf- 
sichtsratssitze verlangte. 

Die Aktionärs-Versammlung im 
Mannheimer „Rosengarten“, am Don- 
nerstag vergangener Woche, wurde 
dann für Generaldirektor Dorn, Auf- 
sichtsratspräside Guth und den Ehren- 
vorsitzenden Hermann Josef Abs zur 
verlorenen Schlacht. Eine Viertel- 
stunde vor Beginn hatte Anwalt Karl 
Siber mitgeteilt, Krages lehne die Aus- 
schüttung von sechs Prozent Dividende 
an die Aktionäre ab. Krages zum 
SPIEGEL: „Die sind doch gar nicht 
verdient.“ 

Zum zweiten Schlag holte der Kra- 
ges-Mann aus, als er in der Hauptver- 
sammlung Vorstand und Aufsichtsrat 
die Entlastung verweigerte; nur Tech- 
niker Edmund Drasen fand Gnade vor 
den Augen des Mehrheitsaktionärs. 


Nach dem vierstündigen Streit 
schworen sich die düpierten Manager, 
weiter auf ihren Posten auszuhalten; 
die Kleinaktionäre forderten Dr. Guth 
und seine Deutsche Bank auf, eine 
Waldhof-Beteiligung von 25 Prozent 
zusammenzubringen, um im Ernstfall 
Krages blockieren zu können. 

Denn im Herbst will Zellwalds neuer 
Herr in einer außerordentlichen 
Hauptversammlung über Management 
und Dividende endgültig entscheiden. 
Bis dahin läßt Hermann D. Krages 
Vorstand und Aufsichtsrat auf ange- 
sägten Stühlen sitzen. Zu dunklen An- 
deutungen ist er jedoch gern bereit: „Es 
wird einige Veränderungen geben.“ 


PROTESTANTEN 


KIRCHENTAG 


Freiheit genommen 


„“oviel ist sicher: Einheitlich wird das 
Bild nicht werden“, prophezeite 
Hans Hermann Walz, Berufs-Prote- 
stant und Kirchentags-Generalsekre- 
tär, am Dienstag vergangener Woche, 
einen Tag vor Beginn des großen 
Festivals protestantischer Christen in 

Stuttgart. 

Und er behielt recht: Es war der 
bislang kontroverseste, konfliktreich- 
ste und bunteste Deutsche Evangeli- 
sche Kirchentag: 

!> Drei Tage lang trugen modernisti- 
sche und konservative Eiferer vor 
8000 Gläubigen mit Bibel-, Barth- 
und Bonhoeffer-Thesen vehement 
einen „Streit um Jesus“ aus und 
mußten sich gleichwohl vom „Pro 
Test“-Blatt der evangelischen Stu- 


Demonstration auf dem Kirchentag 
„Den Glauben abschaffen” 


denten sagen lassen: „Der Streit um 

Jesus lohnt sich nicht“; 
> linksgerichtete  Kirehentags-Teil- 

nehmer pfiffen Polit-Stars wie den 

Justizminister Horst Ehmke (SPD) 

und den Bonner Entwicklungshil- 

fe-Experten Walther Leisler Kiep 

(CDU) aus, attackierten in den Ar- 

beitskreisen das Tagungspräsidium 

unablässig mit Anträgen zur Ge- 
schäftsordnung und riefen nach 
einem totalen „Baustopp für Kir- 
chenbauten“; 

> Mini-Mädchen und bärtige Barfüß- 
ler schreckten alte Fromme, das 

„Jugendcafe“ hielt Mao-Bibeln und 

Che-Plakate feil, und schon beim 

Eröffnungsgottesdienst in Stutt- 

garts Bundesliga-Stadion wurden 

die 30 000 Besucher mit roten Fah- 
nen und zwölferlei Flugblättern 
traktiert. 

Jungen Protest-Protestanten gelang 
es mit taktischem Geschick, in: der 
Kirchentags- „Arbeitsgruppe Demo- 
kratie“ einige Anträge über sämtliche 
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Saalmikrophone beharrlich bis zum 
Volks-Votum durchzubringen. 

So erkämpfte eine „Projektgruppe“ 
der Evangelischen Studentengemein- 
den nach stundenlanger Debatte die 
Annahme einer Resolution, die vom 
Bundestag einen Amnestie-Schluß- 
strich unter alle Studenten- und De- 
monstranten-Verfahren fordert. 

Wiewohl Bonns Justizminister 
Ehmke heftig widersprach („Einige 
Demonstrationen waren klare krimi- 
nelle Akte“), folgte die Versammlung 
— mehr als zweitausend Kirchentägler 
— bei nur vier Gegenstimmen den 
Amnestie-Anhängern. 

Am Freitagmittag gar zeigte eine auf 
Aktionen erpichte Tagungs-Apo „den 
widerlichen Pilgerköpfen, wie Demo- 
kratie praktiziert wird“: Per Mehr- 
heitsentscheidung setzte linkes Jung- 
volk in der „Arbeitsgruppe Demokra- 
tie“ zunächst durch, daß im Saal ein 
Riesentransparent mit Parolen gegen 
das Uni-Ordnungsrecht angebracht 
werden durfte. Dann wurde auch noch 
ein Demonstrationszug zum Stuttgar- 
ter Landtag entsandt, der just an je- 
nem Morgen das Ordnungsrecht be- 
schlossen hatte, 

Bochums Universitäts-Rektor Kurt 
Biedenkopf, der sich noch kurz zuvor 
über „Macht in der Demokratie“ ver- 
breitet hatte, lehnte das Mitmarschie- 
ren ab: „Sie sind doch bekloppt. Jetzt 
rennen sie wie die Hammel dorthin.“ 

Biedenkopf-Koreferent Helmut Rid- 
der hingegen, linker Professor aus 
Gießen, demonstrierte mit und ver- 
focht im Parlaments-Palast beredt die 
Sache der Demokratie-Praktikanten. 
Ein dritter Gelehrter, der CDU-ver- 
bundene Waldemar Besson aus Kon- 
stanz, seufzte gequält: „Ein Kinder- 
kreuzzug!* Und Kirchentags-Funktio- 
när Siegfried von Kortzfleisch konnte, 
nachdem seine „Arbeitsgruppe Demo- 
kratie“ so total umfunktioniert wor- 
den war, nur noch weinerlich kund- 
tun: „Diese Demonstration ist nicht in 
der Verantwortung des Deutschen 
Evangelischen Kirchentages!“ 

Die Dissonanzen hatte Kirchentags- 
Präsident Richard von Weizsäcker in 
einem massenhaft verteilten CDU- 
Traktätchen mit dem Hinweis ver- 
harmlosen wollen, „selbstverständ- 
lich“ habe diese ganze Protestanten- 
Parade „kein politisches Mandat“. 
Doch sie nahm sich die Freiheit, es sich 
zu nehmen: Sie 
> tadelte, daß in der offiziellen Kir- 

chentags-Broschüre auch NPD- 

Führer Adolf von Thadden zu Wort 

gekommen war, „als hätte die NPD 

zur Diskussion um die Demokrati- 
sierung unserer Gesellschaft etwas 
beigetragen“, 

l> ließ Unterschriftenlisten („An das 
polnische Volk und die deutsche 

Bundesregierung“) zirkulieren, in 

denen die Oder-Neiße-Grenze gut- 

geheißen wurde und 
[> ließ den DKP-Funktionär Hans 

Adamo ebenso wie den schwäbi- 

schen Edelkommunisten Eugen 

Eberle an die Kirchentags-Mikro- 

Phone. 

Mit eigenwilligen Meinungsäuße- 
rungen freilich hatten die Kirchen- 


tags-Regisseure rechnen müssen: Es 
gab 25 Monologe, aber 46 Diskus- 
sionsveranstaltungen; es sprachen 50 
Referenten (davon nur 18 Theologen), 
aber hunderte Disputanten auf den 
Podien und im Parkett. Und selbst auf 
Plakaten war alles erlaubt — auch 
Thesen wie: „Gott wird rot“ oder „Die 
Theologen haben den Glauben nur in- 
terpretiert, es kommt darauf an, ihn 
abzuschaffen“. 

Chef-Protestant Weizsäcker milde: 
„Ein Kirchentag der Kommunikation.“ 


KRIEGSVERBRECHEN 


BISCHOF DEFREGGER 
Herde gemieden 


ni ür letzten Sonntag schrieb Julius 

Kardinal Döpfner ein Hirten-Wort 
und ordnete an, es von allen Kanzein 
seines Erzbistums zu verlesen. Es 
sollte eine Art Schlußwort zum Fall 


Bene eerneren 


Weihbischof Defregger 
„Ich rettete, was zu retten war” 


Matthias Defregger sein: Döpfners 
heutiger Weihbischof hatte im Juni 
1944, wie der SPIEGEL aufdeckte, als 
Hauptmann und Kommandeur einer 
Nachrichtenabteilung im italienischen 
Dorf Filetto die Erschießung von 
Zivilisten befohlen. 


Döpfner verteidigte seine Entschei- 
dung, Defregger „trotz der Kenntnis 
der Vorgänge um Filetto“ erst zum 
Generalvikar zu ernennen und dann 
für das Amt des Weihbischofs vorzu- 
schlagen. Die Erklärung des Kardinals 
endete wie eine Predigt: „Wir als 
Christen müssen wissen, daß die Ge- 
meinschaft der Kirche nur aus der 
gegenseitigen Vergebung leben kann, 
weil wir durch Selbstgerechtigkeit den 
Weg zueinander, zur Welt und schließ- 
lich zu Gott versperren.“ 


Doch der Kardinal hatte nicht das 
letzte Wort. Erst am Sonnabend erfuhr 
Döpfner aus der „Süddeutschen Zei- 
tung“: Der Leufnant ist offensichtlich 
gefunden, dem Defregger den Schieß- 
befehl gab. Und erst aus diesem SPIE- 
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GEL erfährt Döpfner: Es gibt einen 
neuen Zeugen der Tat. 


Die Frankfurter Staatsanwaltschaft 
hat jahrelang — bis Mai 1969 — gegen 
Defregger wegen des Verdachts auf 
Beihilfe zum Mord ermittelt. Der be- 
schuldigte Weihbischof gab zu, vom — 
inzwischen verstorbenen — Komman- 
deur der 114. Jägerdivision den Befehl 
erhalten zu haben, alle Männer von 
Filetto zu erschießen. „22 bis 24“ habe 
er ausgesondert und dem Zugführer 
der 1. Kompanie, einem Leutnant Paul 
Ehlert, zur Ausführung des Befehls 
übergeben. Das Verfahren wurde ein- 
gestellt, weil Defreggers Tat „allen- 
falls Totschlag“ gewesen und deshalb 
verjährt sei. 


Den Leutnant Ehlert hat die Staats- 
anwaltschaft trotz mehr als zweijähri- 
ger Ermittlungen nicht gefunden. Aber 
sie hätte ihn finden Können, wie es 
ihr in der vergangenen Woche die Re- 
porter der „Süddeutschen Zeitung“ 
zeigten. 


Sie fanden binnen drei Tagen her- 
aus, daß der einstige Leutnant als 55- 
jähriger Beamter in Schleswig-Hol- 
stein lebt. Jedenfalls stimmen Vor- 
name, Geburtsdatum und Heimat- 
adresse während des Krieges, Dienst- 
grad und Ostpreußen-Aufenthalt in 
den letzten Kriegsmonaten überein. 

Ehlert allerdings bestreitet, einen 
Erschießungsbefehl von dem damali- 
gen Hauptmann Defregger erhalten zu 
haben: „Ich kenne keinen Defregger.“ 
Er kann sich auch nicht mehr erinnern, 
ob er der 114. Jägerdivision angehörte: 
„Die Nummer weiß ich wirklich nicht.“ 


Ob und wann Ehlert sein Schweigen 
über Filetto bricht, steht dahin. Aber 
schon gesprochen hat ein Zeuge, der 
wie die Staatsanwälte in Frankfurt 
wohnt. 


Es ist Bruno Michaelis, 61, einst 
Obergefreiter und Bursche des De- 
fregger-Adjutanten Oberleutnant 
Werner Appelt. Michaelis war 1944 
„fast täglich“ mit Defregger zusam- 
men. 

Dieser Zeuge ist eher für als gegen 
den heutigen Weihbischof eingestellt. 
Er galt damals als NS-Gegner (heute 
gehört er der SPD an) und wurde von 
dem Hauptmann Defregger, wie Mi- 
chaelis berichtet, „stets vor den zahl- 
reichen Nazis in der Division in Schutz 
genommen“. Noch heute schildert er 
den damaligen Hauptmann als korrek- 
ten und frommen Menschen, der Plün- 
derungen und Vergewaltigungen nicht 
geduldet habe. 


Hinsichtlich des Massakers von Fi- 
letto allerdings gibt Michaelis eine an- 
dere Darstellung als Defregger, der 
sich in der vergangenen Woche zum 
erstenmal öffentlich in eigener Sache 
zu Wort meldete. 


Defregger: „Ich versuchte zu retten, 
was zu retten war. Das schreckliche 
Töten gänzlich zu verhindern, fehlte 
mir die Möglichkeit.“ Es dränge ihn, 
„die Einwohner von Filetto um Ver- 
ständnis und Vergebung dafür zu bit- 
ten, daß ich ihnen so wenig zu helfen 
imstande war“. Doch dies ist, wie sich 
der damalige Obergefreite Bruno Mi- 
chaelis erinnert, wohl nicht wahr. 
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Die Situation des Exekutionskom- 
mandos unter Leutnant Ehlert schil- 
dert Michaelis so: „Die Leute waren 
fertig mit den Nerven, die haben nur 
auf den Knopf gedrückt. Die hätten 
aber auch nichts gesagt, wenn Defreg- 
ger befohlen hätte: Laßt die Leute 
abhauen.“ 


Der Zeuge Michaelis hält es zwar 
durchaus für denkbar, daß Defregger 
gezögert hat, den Schießbefehl weiter- 
zugeben. Er erinnert sich aber daran, 
daß der Hauptmann andererseits em- 
pört gewesen sei über den Partisa- 
nenüberfall, bei dem ein deutscher 
Soldat (nicht vier, wie der heutige 
Weihbischof behauptet) getötet wor- 
den war. Michaelis über Defregger: 
„Er hat darauf gelauert, daß sie (die 
Zivilisten) umgelegt werden.“ 


Der Hauptmann sei allerdings nach 
der Tötung der 17 Italiener „tagelang 
nicht ansprechbar gewesen“. Das er- 
klärt Michaelis aber damit, daß zahl- 


Filetto-Zeuge Michaelis 
„Warum noch kurz vor Toresschluß @” 


reiche andere Offiziere — darunter ein 
Oberleutnant Vogt und Defreggers Ad- 
jutant Appelt — die Weitergabe des 
Befehls mißbilligt hätten. Tenor der 
Kameraden-Kritik: „Wie konnten Sie 
das kurz vor Toresschluß noch ma- 
chen?“ Die Exekution geschah eine 
Woche bevor die Alliierten Filetto be- 
setzten und zwei Wochen bevor De- 
ireggers Einheit sich den Amerikanern 
ergab. 

Daß die Staatsanwälte gegen Ehlert 
ermitteln müssen, ist sicher. Frank- 
furts Oberstaatsanwalt Dietrich Rahn: 
„Das Könnte ein neues Licht in die 
Sache bringen.“ Und man wird auch 
den neuen Tatzeugen Michaelis ver- 
nehmen müssen. Ob die Staatsanwälte 
auch erneut gegen Defregger ermitteln 
werden, ist ungewiß, 


Der noch immer nicht abgeschlossene 
Fall Defregger hat kirchentreue deut- 
sche Katholiken in zwei Lager gespal- 
ten — pro und kontra Defregger. Zur 
Pro-Partei zählen Kardinal Döpfner, 
der Priesterrat („Auch künftig zu De- 
fregger stehen“) und der Diözesanrat 
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(„Vorwürfe unbegründet“) des Erzbis- 
tums München. Zur Kontra-Partei, die 
Defregger den Rücktritt anrät, gehört 
die katholische Wochenzeitung „Pu- 
blik“. 

Die Meinungs-Spaltung geht bis in 
katholische Verbände hinein, bei- 
spielsweise in den deutschen Zweig der 
„Pax Christi“-Bewegung* (dem Kardi- 
nal Döpfner präsidiert). Die Münchner 
Diözesanstelle dankte dem Kardinal 
dafür, „einen aus dem Krieg belasteten 
Mann in die öffentliche Verantwortung 
zu berufen“. Die Limburger und die 
Mainzer Diözesanstellen forderten 
von Döpfner das „offene Eingeständ- 
nis, in diesem Fall falsche Maßstäbe 
angelegt zu haben“. Und „erschüttert“ 
bedauern diese Katholiken, „daß das 
Verhalten des ehemaligen Haupt- 
manns Defregger kein Hindernis für 
die Bischofsweihe war“, 

Wie sehr der Fall viele Katholiken 
beschäftigt, wurde in München offen- 
bar. Zwei Elternpaare, deren Kinder 
der Weihbischof Defregger gefirmt hat, 
erkundigten sich im Ordinariat, ob die 
Firmung womöglich wiederholt wer- 
den müsse. Auskunft: nein. 


Daß seit vergangener Woche katho- 
lische Priester sich — wenn überhaupt 
— nur noch vorsichtig gegen Defreg- 
gers Verbleib im Bischofsamt äußern, 
ist die Folge des Falls Ludwig Nieber- 
le. Der Präses der bayrischen Kol- 
ping-Familie hatte sich laut dpa für 
den Rücktritt Defreggers ausgespro- 
chen. Daraufhin geriet er in München 
unter „massiven Druck“ (Nieberle) und 
erklärte selber seinen Rücktritt. Und 


das, was er laut dpa gesagt haben 
soll, will er nun nicht mehr gesagt 
haben. 

Zu denen, die Defregger verteidi- 
gen, zählen auch die sogenannten 


Spielhahnjäger der einstigen 97. Jä- 
gerdivision. Ihr hatte Defregger ange- 
hört, bevor er zur 114. Division kam. 
Und an den 97er Traditionstreffen 
nahm er 15 Jahre lang jedesmal teil 
und zedebrierte Feldmessen. 


Die Spielhahnjäger bestärkten am 
vorletzten Wochenende auf ihrem 
Treffen in Bad Reichenhall den Kame- 
raden Defregger, weiter durchzuhalten. 
Den Rücktritt hingegen legten ihm in 
der vergangenen Woche unter anderem 
nahe: die christkatholische „Rheinische 
Post“, die gutbürgerliche „Frankfurter 
Neue Presse“ und die reputierliche 
„Stuttgarter Zeitung“. j ” 

Daß Defregger gern im Amt bleiben 
möchte, deutete er selber an: Er bitte 
und bete darum, daß seine Katholiken 
ihm „auch weiterhin verbunden“ blei- 
ben. 


Doch wann Defregger aus dem Al- 
pen-Kloster zurückkehrt, in das er 
sich zurückgezogen hat, hängt — so der 
erzbischöfliche Presse-Prälat Anton 
Maier vergangene Woche — „vom 
Stand der Diskussion“ ab. 

Erst muß wieder Ruhe in die Herde 
einziehen, ehe dieser Hirte heimkehrt 
und sie hütet. 


* „Pax Christi“ ist eine internationale ka- 
tholische Organisation, deren Mitglieder sich 
laut Satzung zum „Einsatz in einer Friedens- 
bewegung verpflichtet“ fühlen. 


Oma’s Klima in Oma’s Zimmer 


Kinder-Klima im Kinderzimmer 


Komfortabler heizen geht nicht. 


Komfortabler sparen schon gar nicht. 


Ihre Kinder haben’s warm beim Spielen. 
Oma friert nicht beim Stricken. Sie schwitzen 
nicht beim Schlafen. Jeder fühlt sich wohl. 


Kohlen- und Ölvorräte. Kostspielige Mauer- 
durchbrüche und Rohrleitungen sind über- 
flüssig. Einfach aufstellen und ans Stromnetz 
anschließen lassen. 

Sie tut Ihrem Hausfrieden gut. 

Sie stehen morgens gern nackt vor'm Rasier- 
spiegel? Ihre Frau kocht den Frühstückskaffee 
am liebsten im Neglige? Ihre Schwiegermutter 
findet’s unter 25 Grad „wiedermal eiskalt 
hier”? 


586 Iserlohn, Barbarossastr. 17 

Ich möchte gern mehr über die Witte-Heizung 

| wissen. Bitte ‘gleich Spezialprospekt schicken. 

O Ich bin Althausbesitzer und möchte 
renovieren. 


| 

Und dieser Luxus paßt zu Ihrer Brieftasche, | 
| 

ke) Ich bin Mieter und hab’ die altmodische | 
| 

K 


denn die Witte-Heizung spart, weil sie mit 
billigem Nachtstrom arbeitet. Und sie arbeitet 
komfortabel, weil sie Ihnen Arbeit und Ärger 
erspart. Und weil sie keinen Dreck macht. 


Wie wäre eine Kellerbar statt eines 
Kohlenkellers? 
Die Witte-Heizung braucht keinen Keller für 


Heizung satt. 
|O Ich baue demnächst und suche eine ei 
fortable und sparsame Heizung. 


| Anschrift . 


Keiner braucht =) mehr vorschreiben zu 
lassen, wie warm für ihn „gemütlich warm” ist. 
Ein Wetterfühler an der Hauswand reagiert 
auf die kleinste Witterungsschwankung und 
sorgt dafür, daßjede Nacht genau so viel 
Wärme gespeichert wird, wie die Witte- 
Heizung in Ihrer Wohnung am nächsten Tag 
braucht; vollautomatisch und für keinen 
Pfennig zuviel. In der Wohnung paßt ein 
Raumthermostat auf, daß jeder es in seinem 
Zimmer immer haargenau so warm hat, wie er es 
gerade haben möchte. 


Jhr Fachhändler hat die Lösung für Sie. 

Er sagt Ihnen gern und unverbindlich, wie Sie 
mit einer Witte-Heizung sparen und wie 
angenehm Sie's damit haben. 

Wenn Sie uns in den nächsten Tagen den 
ausgefüllten Coupon schicken, bekommen Sie 
sofort einen Spezialprospekt über die Witte- 
Heizung. 


Wärme zum Aussuchen 


— TI 


ein 
Unternehmen 


BABCOCK-Gruppe 


SCHULEN 


FÜNFTAGEWOCHE 


Kumpanei im Lügen 


er Samstagsunterricht ist ein Är- 

gernis“, maulte Lehrer Walter Na- 
gel aus Steinfurth in einem Einge- 
sandt an die „Frankfurter Rundschau“, 
Und Verwaltungsangestellter Karl 
Maaß aus Frankfurt forderte für Toch- 
ter Marlies die Schul-Fünftagewoche 
„im Interesse der Förderung des Fa- 
milienlebens“. 


Während Familienoberhäupter ih- 
ren Verdruß über das beschnittene 
Wochenende seit Jahren in den Leser- 
brief-Spalten der Tagespresse abla- 
den, läßt die Schülerschaft es bei ver- 
balen Protesten nicht bewenden: An 
sonnigen Samstagen schwänzen bis zu 
40 Prozent der Schüler den Unterricht. 
— oft mit phantasiereichen Entschul- 
digungsschreiben ihrer Eltern. 


Diese „Kumpanei im Lügen“, so 
Oberstudienrat und Diplompsychologe 


Meinolf Schönke aus Münster, wird 
künftig seltener werden: 
D> In Hamburg haben die 175000 


Schüler aus allen 398 Haupt-, Real- 
und Oberschulen ab 1970 an 16 
Samstagen im Jahr schulfrei: sechs 
Wochen vor und zehn Wochen nach 
den großen Ferien, 


> In Bayern sind sämtliche allge- 
meinbildenden Schulen bereits vom 
Herbst, dem Beginn des neuen 
Schuljahres, an zuweilen geschlos- 
sen: an jedem zweiten Samstag 
eines jeden Monats. 


D> In Rheinland-Pfalz können vom 
kommenden Schuljahr an die Schu- 
len selbst den schulfreien Samstag 
einführen: allerdings nur für die 
Oberstufen der Gymnasien. 


> In Nordrhein-Westfalen sollen die 
Schüler von zunächst 41 Grund- 
schulen samstags zu Hause bleiben 
dürfen: Das Kultusministerium 
will die Erfahrung von Lehrern, 
Eltern und Schülern auswerten, 
bevor es den schulfreien Samstag 
für alle Schulen einführt. 


Diese Schulversuche laufen seit Sep- 
tember 1957, als an Kassels Carl- 
Schomburg-Realschule erstmals in 
Deutschland die Fünftagewoche einge- 
führt wurde. Außer Schleswig-Hol- 
stein, Rheinland-Pfalz und dem Saar- 
land haben sich seither alle Bundes- 
länder an solchen Versuchen betei- 
ligt. 

Doch trotz bald zwölfjähriger Praxis 
sind sich noch immer Ministerial- und 
Schulbeamte nicht darüber einig, ob 
die am Samstag ausgefallenen Schul- 
stunden gestrichen oder verlegt wer- 
den sollen. 


Hamburg und Bayern haben sich für 
die erste Möglichkeit entschieden: 
„ohne Verlagerung der wegfallenden 
Unterrichtszeit auf die übrigen Wo- 
chentage*, wie Bayerns Kultusminister 
Ludwig Huber versicherte, Und Ham- 
burgs Schulsenator Wilhelm Drexelius 
erklärte, wie in der Hansestadt Un- 
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Bayerns Kultusminister Huber 
An sonnigen Samstagen... 


terrichtsausfall wettgemacht werden 
soll: „durch Differenzierung und In- 
tensivierung des Unterrrichts und 
durch geringere Klassenfrequenzen“, 

Die Hamburger „Welt“ vermutete 
hinter dieser Lösung „schlicht und ein- 
fach einen Skandal“. Denn: „In Wahr- 
heit steht hinter der Entscheidung 
einzig und allein die Forderung der 
Lehrergewerkschaften... nach einer 
Senkung der Pflichtstundenzahlen für 
die Lehrer“ — wodurch „das Ausbil- 
dungsziel der Schule in Frage“ ge- 
stellt sei. Denn die schulische Fünf- 
tagewoche sei „untrennbar mit dem 
Projekt ‚Ganztagsschule‘ verbunden — 
mit jener Schule also, die die Kinder 
bis zum späten Nachmittag besuchen“, 
Doch eben diese Ganztagsschulen wer- 
den von vielen Pädagogen Deutsch- 
lands bejaht. 

Schulen, in denen die Schüler vor- 
mittags unterrichtet, mittags beköstigt 
und nachmittags zum Sport und Spie- 


Hamburgs Schulsenator Drexelius 
... sind die Klassen halb leer 


len, Basteln und Lesen angeleitet sowie 
bei den Schulaufgaben beaufsichtigt 
werden, gibt es bereits vereinzelt in 
den meisten Bundesländern. Ihre ge- 
nerelle Einführung scheitert jedoch an 
den höheren Kosten für zusätzliche 
Lehrer, Räume und Spielgeräte. 

Allein 46 800 Mark jährlich muß der 
Staat beispielsweise für das Schul- 
essen der Kasseler Schomburg-Schule 
zuschießen, obwohl jedes Kind 1,20 
Mark täglich dafür abliefert. 

So helfen sich manche Schulbehör- 
den probeweise mit kostenlosen Lö- 
sungen, um den Lehrplan zu bewälti- 
gen und trotzdem den Samstag schul- 
frei zu halten: Sie lassen die Schüler 
zusätzlich an einem Nachmittag in 
die Schule kommen, oder sie kürzen 
die Pausen und verlängern die Vor- 
mittagsschulzeit um eine Stunde, 


Dieses Verfahren wird vielfach kri- 
tisiert: Die Schüler würden überfor- 
dert oder lernten zuwenig, wenn 
Stunden gestrichen würden, 


Aber selbst in Versuchsschulen, wo 
die am Samstag verlorene Unter- 
richtszeit nicht an anderen Tagen auf- 
gestockt, sondern durch Straffung der 


Lehrpläne eingeholt wird, ist — so 
Horst Glänzel, Rektor der Frankfurter 
Holzhausenschule — „kein Leistungs- 


ausfall zu verzeichnen“. 

Für Lehrer und Leserbrief-Schrei- 
ber Nagel bedeutet Straffung Strei- 
chung, denn: Bei den musischen 
Fächern seien zwei Wochenstunden 
„völlig ausreichend“ und bei Religion 
sei „Kürzung auf die Hälfte ange- 
bracht“. Wenn dann auch noch die vor- 
geschriebenen acht Wandertage im 
Jahr „der Familie überlassen“ würden, 
wäre das Problem gelöst. 

Mit der Kürzung des Religions- 
unterrichts sind jedoch die Kirchen 
nicht einverstanden — obschon auch 
sie für die Fünftagewoche plädieren. 
Der schulfreie Samstag solle dann dem 
Sport vorbehalten sein, forderten im 
Oktober vergangenen Jahres 150 ka- 
tholische und evangelische Mitglieder 
der Arbeitsgemeinschaft „Kirche und 
Sport“ — allerdings nicht ganz un- 
eigennützig —, „damit der Sonntag den 
Kirchen freigehalten werden“ kann. 

Das wiederum lehnen die meisten 
Eltern ab, die sich erst in jüngster Zeit 
mit dem längeren Wochenende ihrer 
Sprößlinge angefreundet haben. 

Noch vor elf Jahren, so fanden Mei- 
nungsforscher damals heraus, hieß nur 
ein Viertel der Bevölkerung die 
Schul-Fünftagewoche gut. Sechs Jahre 
später forderten schon 41 Prozent aller 
Gymnasiasten-Eltern ein verlängertes 
Wochenende für ihre Kinder. Und in 
diesem Jahr wollen 83 Prozent aller 
Kölner und 92 Prozent aller Düssel- 
dorfer Eltern, die sich an einer Rund- 
frage beteiligten, ihre schulpflichtigen 
Kinder am Samstag, wenn auch die 
Väter nicht arbeiten müssen, zu Hause 
haben. 


Von so viel Aufbruchstimmung 
wurde selbst die konservative „Pas- 
sauer Neue Presse“ mitgerissen. 


Das Blatt beschloß: „Der Ruf nach dem 
freien Samstag gehört,,. zu den dis- 
kussionswürdigen Forderungen der 
aufbegehrenden Jugend.“ 


Hopfen aus den besten 
Hopfengärten - davon 
wird das Bier der 
König-Treuen ”schlank” 


nl} ® 
und würzig. 
| A ) Viel guter Hopfen und nicht zuviel Malz — 
S FL: 1 


davon wird König-Pilsener so „schlank”. 
Viel guter Hopfen, von den König-Treuen ganz 
er speziell gemischt — davon wird König-Pilsener 
; so würzig. 
Schmeckt königlich, sagen die Kenner. 


wien P H \ GERT 


schlank eingebraut - speziell gehopft 


BERLIN 


WEHRFLUCHT 
Großer Topf 


Mt Grashof — vormals Schüt- 
1. ze beim Panzer-Aufklärungs-Ba- 
taillon 6 in Eutin, derzeit „aus Pro- 
test gegen die Verabschiedung der 
Notstandsgesetze* Bundeswehr-Deser- 
teur in Berlin — bat im Polizeirevier 
26/27 in der Moabiter Stephanstraße 
30 um Aufnahme ins Melderegister. 


Der Revierbeamte nahm das Anmel- 
deformular entgegen und notierte die 
neue Grashof-Adresse: „Berlin-Moa- 
bit, Stephanstraße 60, bei Langhans“ 
— dem Kommunarden und einstigen 
Teufel-Kumpan. 

Hinter dem Schützen Grashof, 22, 
marschierten die gleichfalls fahnen- 


flüchtigen Werner Müller, 20, Heinz 


Zirk, 22, und ein weiterer Untermie- 
ter der „Kommune I“ an die Melde- 
theke — zwei von ihnen in Bundes- 
wehruniformen, die sie gegen Gebühr 
dem Kostümverleih „Neue Theater- 
kunst GmbH“ in der Eisenstraße ent- 
nommen hatten. 


Der Auftritt erzielte genau den Ef- 
fekt, den der Regisseur, Apo-Anwalt 
Horst Mahler, erhofft hatte, Wie auf 
Drehbuch-Stichwort erschienen in der 
Meldestelle West-Berliner Kriminal- 
polizisten, verwiesen auf Haftbefehle 
westdeutscher Gerichte und nahmen 
die Kameraden Grashof und Zirk fest 
— wegen Fahnenflucht. 

„Wir haben“, so erläuterte Mahler, 
„diese Verhaftung provoziert, weil wir 
der Öffentlichkeit die Rechtssituation 
von Wehrpflichtigen und Bundes- 
wehrdeserteuren vor Augen führen 
wollen, die sich nach West-Berlin ab- 
gesetzt haben.“ 


Diese Rechtssituation ist seltsam. 
Denn sie wird von zwei entgegenge- 
setzten Rechtsnormen bestimmt; ei- 
nerseits vom Bonner Wehrpflichtge- 
setz, das alle männlichen Bundesbür- 
ger vom 18. Lebensjahr an unter 
Dienstpflicht stellt, andererseits vom 
Berliner Besatzungsrecht der drei 
westlichen Alliierten, das — gestützt 
auf das Potsdamer Abkommen — al- 
len West-Berlinern den Dienst an der 
Waffe, Waffenbesitz und Waffenpro- 
duktion untersagt. 

West-Berliner — und darüber gab 
es weder in Bonn noch Schöneberg je- 
mals Zweifel — unterliegen mithin 
der westdeutschen Wehrpflicht nicht 
und dürfen zur Bundeswehr nicht ein- 
gezogen werden, Strittig hingegen 
blieb in den 13 Jahren seit Verab- 
schiedung der Wehrgesetze, ob wehr- 
pflichtige Bundesbürger, die nach 
West-Berlin übersiedeln, weiter wehr- 
pflichtig bleiben oder nicht. 

Den westdeutschen Wehrerfassungs- 
behörden war von vornherein klar: 
Ein Wohnortwechsel auch nach Berlin 
entbinde keinesfalls von militärischer 
Dienstpflicht; sie schickten den Neu- 
berlinern Einberufungsbefehle ins 
Haus. Viele Einberufene aber — über- 
wiegend Studenten — verweigerten 
den Dienstantritt mit der Begründung, 
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die westdeutsche Wehrpflicht gehe sie 
als West-Berliner nichts mehr an. 
Und um sich aller weiteren Nachstel- 
lungen der Rekruteure zu erwehren, 
bemühte einer der nach Berlin abge- 
wanderten Kommiß-Kandidaten die 
Justiz. 

Das Bundesverwaltungsgericht je- 
doch, das diesen Fall 1959 in letzter 
Instanz zu entscheiden hatte, schlug 
sich auf die Seite der Wehrerfasser, 
Die in Berlin etablierten Bundesrich- 
ter beriefen sich auf den Wortlaut des 
Wehrpflichtgesetzes, das in seiner 
damaligen Fassung alle deutschen 
Männer zwischen 18 und 45 Jahren 
für wehrpflichtig erklärte, sofern sie 
ihren „ständigen Aufenthalt“ im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes hätten. 

„Seinen ständigen Aufenthalt“, so 
definierte das Bundesverwaltungsge- 
richt mit Blick auf wehrflüchtige Ber- 
lin-Studenten, begründe jemand allein 
„dort, wo er sich mit dem Willen nie- 
derläßt, auf die Dauer zu bleiben und 


Rekruten-Anwalt Mahler 
Amtshilfe oder Rechtsbeugung ? 


den Schwerpunkt seiner Lebensver- 
hältnisse zu bilden“, 

Deshalb: „Junge Leute können in 
der Regel dadurch, daß sie an einem 
Orte ein Studium oder eine sonstige 
Ausbildung beginnen, dort nicht ihren 
ständigen Aufenthalt im Sinne des 
Wehrpflichtgesetzes begründen, und 
zwar auch dann nicht, wenn sie die 
Absicht hegen, nach Abschluß des 
Studiums oder der Ausbildung dort 
ihrem Beruf nachzugehen.“ 

Die Wirkung freilich, die sich die 
Bundeswehr von diesem Urteil ver- 
sprach, blieb aus, Statt in die Kaser- 
nen zogen wehrunwillige Neu-Berli- 
ner vor die Verwaltungsgerichte und 
forderten juristische Feststellung 
ihres „ständigen Aufenthalts“. Und 
ihre Erfolge waren so beträchtlich, 
daß sich Bonns Bundestag 1965 ent- 
schloß, die Maschen des Wehrpflicht- 
gesetzes enger zu knüpfen. 

Um der Ausgereisten wieder hab- 


haft zu werden, verfügten die Parla- 
mentarier, daß 


> ständiger Aufenthalt außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes nur 
noch dann von der Wehrpflicht ent- 
binde, wenn der Umzug vor Zu- 
stellung des Einberufungsbefehls 
vollzogen worden sei, und 


> prinzipiell alle Wehrpflichtigen, 
„die einem aufgerufenen Geburts- 
jahrgang angehören“, den Gel- 


tungsbereich des Gesetzes nur dann 
länger als drei Monate verlassen 
dürften, wenn eine Genehmigung 
. des zuständigen Kreiswehrersatz- 
amtes vorliege, 


Die Wehrflucht nach Berlin nahm 
gleichwohl kaum ab, Zwar holte die 
Bundeswehr mit Hilfe westdeutscher 
Gerichte Jahr für Jahr rund zwei 
Dutzend Deserteure und Dienstun- 
willige aus Berlin heim ins Reich der 
Wehrpflicht. Doch bereits 1967 
bremste ein neues Grundsatzurteil den 
Eifer der Rekruten-Fänger. 


Diesmal entschied das Bundesver- 
waltungsgericht für die Bedrängten 
und gegen die Bundeswehr. Ein „In- 
landdeutscher“, der „seinen ständigen 
Aufenthalt in ein Gebiet außerhalb 
des Geltungsbereichs des Wehrpflicht- 
gesetzes verlegt hat“, so die Richter in 
den lila Roben, müsse auch dann nicht 
einrücken, wenn er dieses Gebiet „ohne 
die nach Paragraph 3 Absatz 2 (Wehr- 
pflichtgesetz) erforderliche Genehmi- 
gung verlassen hat“. Der Verstoß ge- 
gen die Genehmigungspflicht bedeute 
allenfalls eine Ordnungswidrigkeit, 
und die dürfe lediglich mit einer Geld- 
buße, nicht aber mit Haft geahndet 
werden, 


Die Ohne-mich-Rekruten nutzten 
ihre Chance, und schon im Frühjahr 
1968 beklagte der Staatssekretär im 
Verteidigungsminsterium Karl-Günter 
von Hase die sprunghafte Zunahme 
der Abwanderungsquote, Er bezifferte 
die Zahl der ohne Genehmigung in die 
Frontstadt abgerückten Wehrflüchtlin- 
ge auf nahezu 5000. 


Abermals reagierte der Bundestag. 
Der Verteidigungsausschuß konzipierte 
Ergänzungsvorschläge, die der CDU- 
Abgeordnete Johann Peter Josten dem 
Plenum ausdrücklich mit Hinweis auf 
den Fluchtpunkt Berlin schmackhaft 
zu machen suchte, Unions-Christ Jo- 
sten: „Die bisherige Rechtslage bot 
keine ausreichende Handhabe gegen 
solche Wehrpflichtige, die sich — of- 
fensichtlich gerade im Hinblick auf die 
Wehrpflicht — entweder ins Ausland 
oder nach Berlin (West) begeben hat- 
ten.“ Josten weiter: „Mit der Ände- 
rung... soll dasnun wirksam verhin- 
dert werden.“ 

Und wunschgemäß änderte der Bun- 
destag. In seiner 244. Sitzung am 27. 
Juni dieses Jahres verstopfte er die 
Schlupflöcher mit einer Sorgfalt, die 
manch anderem und womöglich wich- 
tigerem Gesetzeswerk gutgetan hätte. 


Paragraph 1 Absatz 3 erhielt eine 
Neufassung, die — im Gegensatz zum 
Text von 1965 — die Wehrpflicht nicht 
nur für bereits Einberufene, sondern 
für alle männlichen Bundesbürger 
über 18 Jahre auch dann aufrechter- 
hält, wenn sie — gleichgültig, zu wel- 
chem Zeitpunkt — ihren „ständigen 


Aufenthalt“ ohne Genehmigung „aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hinausverlegen“, 

Tritt dieser neue Text demnächst in 
Kraft, vermag nicht einmal mehr der 
juristisch einwandfreie Nachweis des 
ständigen Aufenthalts in Berlin die 
Wehrpflichtigen vor westdeutschen 
Haftbefehlen zu schützen — solange 
West-Berlins Polizei widerspruchslos 
Gesetze zu wahren hilft, die in West- 
Berlin nicht gelten. 


Die letzte Möglichkeit, wehrunwilli- 
gen Bundesdeutschen den Weg nach 
Berlin offenzuhalten, sieht Anwalt 
Horst Mahler deshalb in einer bislang 
nie versuchten juristischen Definition 
der Amtshilfepflichten, die Berlin ge- 
genüber dem Bund hat, Schon vor der 
Verschärfung des Wehrpflichtgesetzes 
reichte Mahler beim Berliner Verwal- 
tungsgericht wie beim Berliner Land- 
gericht Klagen gegen den Polizeiprä- 
sidenten ein. Der Anwalt will festge- 
stellt wissen, daß „ein Haftbefehl in 
Wehrdelikten in West-Berlin nicht 
vollstreckt werden darf, weil das 
Wehrpflichtgesetz hier keine Gültig- 
keit hat“. 

Außerdem forderte Mahler die drei 
westlichen Stadtkommandanten und 
den Ost-Berliner Sowjetbotschafter 
schriftlich auf, „sicherzustellen, daß die 
Verhafteten nicht gegen ihren Willen 
in die Bundesrepublik Deutschland 
verbracht werden“. 

Berlins Justiz steht vor einem Di- 
lemma: Bestreitet sie, im Sinne Mah- 
lers, die Gültigkeit der im Grundge- 
setz verankerten Amtshilfepflicht der 
Bundesländer für Berlin, so gibt sie 
ein Kernstück der staatsrechtlich. nicht 
fixierten, tatsächlich aber weithin 
praktizierten Rechtseinheit zwischen 
Bonn und Berlin preis. Erklärt sie je- 
doch die Amtshilfe in Bundeswehr- 
strafsachen für Rechtens, riskiert sie 
die Kassation des Urteils durch die 
Alliierten, die auf Bewahrung des Vier- 
Mächte-Status bedacht sind. 


Auch das Bundesverfassungsgericht 
kann die Berliner Richter nicht aus 
ihrer mißlichen Lage befreien. Denn 
ein Bürger West-Berlins darf, weil die 
Halbstadt nach alliierter Auffassung 
kein Bundesland ist und „nicht vom 
Bund regiert wird“ (Erklärung der 
drei westlichen Militärgouverneure 
von 1949), das bundesdeutsche Ver- 
fassungsgericht mit Berlin-Problemen 
nicht behelligen. Und ein Bundesbür- 
ger wiederum hätte mit einer Klage 
keinen Erfolg, weil sich die Karlsruher 
Rotroben, gleichfalls auf alliierten Ein- 
spruch hin, jedes Urteils über Berliner 
Belange enthalten müssen. 

Berlins Juristen machen aus ihrer 
Ratlosigkeit kein Hehl, Ein Rechtsge- 
lehrter der Freien Universität: „Die 
Grenzen zwischen Amtshilfe und 
Rechtsbeugung zu definieren ist 
äußerst schwierig, wenn es sich um 
Gesetze handelt, die aufgrund alliier- 
ter Vorbehalte in West-Berlin nicht 
gelten,“ 

Berlins Polizei freilich ist deshalb 
nicht verlegen. Einschließlich der 
Festnahmen von Moabit brachten es 
die Kriminalisten mittlerweile auf 
acht Wehrflüchtlinge, die nun bis zum 
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Abschub in die Bundesrepublik im 
West-Berliner Untersuchungsgefäng- 
nis hocken. 


Zweifel an der Rechtsgrundlage die- 
ses Verfahrens hegen die Fahnder vor- 
derhand nicht. Einer von ihnen fand 
gar eine simple Lösung des Problems: 
„Wir schöpfen aus dem großen Topf 
der Rechtseinheit,“ 


GEWERKSCHAFTEN 


SPD-WAHLFONDS 


Kasse kontrolliert 


ve Schadenfreude erfüllt 
einige Genossen in den sozialde- 
mokratischen Zeitungskontoren: Gün- 
ter Scheer, 39, Werbeleiter des Deut- 


schen Gewerkschaftsbundes (DGB), 
hat eine Abfuhr erhalten. 
Trotz des Murrens seiner SPD- 


Freunde spickte der DGB-Werber re- 


DGB-Vorsitzender Vetter 
Keinen Pfennig für die SPD 


gelmäßig auch den Christdemokraten 
nahestehende Blätter mit fetten Ge- 
werkschafts-Annoncen. Unlängst aber 
lehnte das „Deutsche Monatsblatt“, 
offizielle Hauspostille der Christ-De- 
mokraten, eine DGB-Anzeige ab, weil 
darin die Mitbestimmung als „Chance 


einer modernen, gerechteren Unter- 
nehmensordnung“ gefeiert werden 
sollte. Konstatiert Scheer: „Bei den 


SPD-Blättern wäre mir das nicht pas- 
siert, aber ich bin vom Vorstand ge- 
halten, derartige Aufträge nicht ein- 
seitig zu vergeben.“ 

Der DGB-Bundesvorstand kann 
freilich anders gar nicht handeln, Das 
Spitzengremium der 6,4 Millionen or- 
ganisierten westdeutschen Arbeitneh- 
mer ist an ein DGB-Grundsatzpro- 
gramm aus dem Jahre 1963 gebunden, 
das den Dachverband sowie die ange- 
schlossenen 16 Einzelgewerkschaften 
auf strikte Unabhängigkeit „von Re- 
gierungen, Parteien, Konfessionen und 
Unternehmen“ einschwört. 


Um diese parteipolitische Neutralität 
zu sichern, warben die Gewerkschafts- 
führer in den letzten Jahren ver- 
stärkt repräsentative Kollegen aus den 
Reihen der Christdemokraten. Vor al- 
lem Mitglieder der CDU-Sozialaus- 
schüsse, einer organisierten Gruppe 
von Links-Christen innerhalb der Kie- 
singer-Partei, rückten in die Vorstände 
von DGB und Einzelgewerkschaften 
ein. So Bernhard Tacke als stellver- 
tretender Vorsitzender und Maria We- 
ber als Vorstandsmitglied im DGB, So 
Fritz Biggeleben, der in der IG Metall 
an die Seite des Sozialisten Otto Bren- 
ner trat. Und so der ehemalige Haupt- 
geschäftsführer der Sozialausschüsse, 
Karl-Heinz Hoffmann, der in der ÖTV- 
Spitze mit dem Sozialdemokraten 
Heinz Kluncker zusammenarbeitet. 


Die weltanschauliche Offenheit der 
Gewerkschaften erlaubt es selbst klas- 
senbewußten Kommunisten wie dem 
DKP-Vorsitzenden Kurt Bachmann 
und preußisch erzogenen Offizieren 
wie Generalleutnant a. D. Wolf Graf 
Baudissin, eingeschriebenes Mitglied 
zu sein. . 

Um so heftiger reagieren die west- 
deutschen Arbeitnehmer-Vertreter, 
wenn ihnen Dogmatismus oder partei- 
politische Begünstigung vorgeworfen 
wird. Gerüchte und Frotzeleien über 
eine gewerkschaftliche Finanzierung 
des SPD-Wahlkampfes (SPIEGEL 21/ 
1969) zum Beispiel trieben die DGB- 
Vorstände zu einem energischen De- 
menti. Vorsitzender Heinz Oskar Vet- 
ter zum SPIEGEL: „Das ist alles Ge- 
schwätz, die SPD bekommt keinen 
Pfennig von uns für die Wahl,“ 


Tatsächlich können die Gewerk- 
schaftsfunktionäre mit den Beiträgen 
ihrer Mitglieder (1968 rund 400 Mil- 
lionen Mark) keineswegs nach haus- 
väterlichem Brauch frei wirtschaften. 
Die Gelder dürfen nur „satzungs- 
mäßig“ verwendet werden. Revisions- 
Kommissionen — ihre Mitglieder kön- 
nen nicht Angestellte der überprüften 
Organisation sein — stecken ihre Na- 
sen selbst in die kleinsten Portokas- 
sen. Im Dachverband überwachen 81 
Sozial- und Christdemokraten des 
Bundesausschusses die Buchführung 
von DGB-Kassenwart Alfons Lappas. 


Nicht einmal das Deutsche Industrie- 
Institut in Köln, schärfster Wachhund 
der Unternehmer über die Gewerk- 
schaften, fand bislang ein Loch in der 
DGB-Geldkatze, aus dem Arbeiter- 
groschen in den SPD-Wahlfonds rol- 
len könnten. 


Sorge bereitet den Funktionären im 
Düsseldorfer Hans-Böckler-Haus, dem 
Hauptquartier des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes, deshalb nur noch die 
mögliche Blockade von DGB-Annon- 
cen in CDU-nahen Zeitungen, wie 
kürzlich im Falle des Bonner „Deut- 
schen Monatsblatts“. 


DGB-Sprecher Walter Fritze!: „Dann 
stehen unsere Anzeigen nur noch in 
Massenblättern und in SPD-Zeitungen. 
Mit Sicherheit wird wieder irgend- 
einer kommen und behaupten, wir 
subventionierten jetzt indirekt den 
SPD-Wahlkampf.“ 


39 


Top your day 
wi 


“ribon) ) Flavor: 
Geschmack x Aromax 
Genuss * 
#} Marlboro flavor 
der Welterfolg * 


I really go for that 


SCHIFFAHRT 


PERSONAL 
Knüppel im Nacken 


n Hamburg hinterlegten jüngst 32 

junge Nautiker ihr gerade erwor- 
benes Kapitänspatent bei einem Notar, 
„Um Forderungen nach einer sozialen 
Aufwertung des Seemannsberufes 
durchzusetzen“ — so ein Sprecher des 
Studentenverbandes Deutscher See- 
fahrtschulen (SVDS) —, wollen die 
Schiffsoffiziere vorläufig von ihrem 
Kapitänspatent keinen Gebrauch ma- 
chen und an Land bleiben. 


In Höhe des mittelamerikanischen 
Hafens San Juan setzte am 21. April 
Kapitän Karl Meyer vom Hamburger 
Motorschiff „Helga Witt“ einen Notruf 
an die US-Coast-Guard ab: „Schiff 
nicht mehr unter Kontrolle... Bitte 
um sofortige Hilfe.“ Kapitän Meyer, 
37, fühlte seine und 
seines Schiffes Si- 
cherheit durch meh- 
rere Besatzungsmit- 
glieder bedroht. 


Auf den Jungfern- 
Inseln vor der mittel- 
amerikanischen Ost- 
küste war im April 
der Seemann Julius 
Heher, 20, vom Bre- 
mer Frachter „Bä- 
renstein* gelandet — 
mit einem Schlauch- 
boot, Er habe, so er- 
klärte Hoeher, die 
„Bärenstein“ auf ho- 
her See verlassen, 
weil die Verhältnisse 
an Bord unerträglich 
gewesen seien. 
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„Thomas Schulte“ schließlich, die, so 
der abgemusterte 2. Ingenieur, man- 
gels ausreichender Schlafraumbelüf- 
tung gezwungen war, „Nacht für Nacht 
auf dem Boots- oder Peildeck zu näch- 
tigen und dabei mehrmals pro Nacht 
durch einsetzende Regenschauer wie- 
der unter Deck gescheucht“ wurde — 
Fälle wie diese illustrieren die Situa- 
tion deutscher Seefahrt und deutscher 
Seefahrer. 

„Das Betriebsklima in der ganzen 
Branche ist schlecht“, urteilt Ernst 
Otto Constantin, Leiter des Landesver- 
bandes Hamburg der Berufsgruppe 
Schiffahrt in der Deutschen Angestell- 
tengewerkschaft (DAG), der vor zwei 
Jahren selbst noch 1. Offizier eines 
Schiffes in der Afrika-Fahrt war, Un- 
ter den gegenwärtigen Verhältnissen, 
resümierte deftiger ein Besatzungs- 
mitglied des Hamburger Motorschiffes 
„Anna Rehder“ in einem Brief an seine 
Gewerkschaft, sei „die ganze See- 
fahrt... sowieso Scheiße“. 


wish dit 


zierten Leuten notwendig — von sol- 
chen, „die nicht vollausgebildet sind 
und für die dann andere die Arbeit 
machen müssen“ (DAG-Nautiker Con- 
stantin), aber auch von anderen, über 
die sich beispielsweise der 2. Ingenieur 
der „Thomas Schulte“ bei seiner Ree- 
derei beschwerte: „Wir sind... nicht 
gewillt, es länger hinzunehmen, daf 
wir uns selbst versorgen müssen, nur 
weil der Steward ausnüchtern muß.“ 


Freilich: Fluktuation, Personalman- 
gel, die Beschäftigung fachlich oder 
menschlich nicht qualifizierter Leute, 
die häufig das Bordklima belasten, 
sind nur Folgen einer Misere, nicht die 
Ursachen, : 

Wohl fährt der zweite Atomfrachter 
der Welt, die „Otto Hahn“, unter 
deutscher Flagge. Zwar erlösten 
Selbststeueranlagen die Wachgänger 
von sturer Arbeit am Ruder, verloren 
Orkane und Nebel dank langfristiger 
Wettervorhersagen und Radar an 
Schrecken. Und die 
ersten teilautomati- 
sierten Frachter 
kreuzen die Meere. 


Doch der soziale 
Fortschritt hielt nicht 
Schritt. Noch immer 
orientieren sich die 
Bräuche auf west- 
deutschen Schiffen an 
den Normen des 
19. Jahrhunderts. In 
einer Zeit, in der sich. 
die Klassengrenzen 
zunehmend verwi- 
schen, herrscht in der 
christlichen Seefahrt 
— neben der Ver- 
kehrsluftfahrt die 
einzige Branche der 
freien Wirtschaft, für 


Nach mehreren a - die das Betriebsver- 
Reisen, vorwiegend s rk u u. fassungsgesetz nicht 
in tropischen Gewäs- Deutscher Frachter „Helga Witt”: „Schiff nicht mehr unter Kontrolle” gilt — vielfach noch 
sern, reichte der 2. Gründerzeitgeist. 


Ingenieur des Hamburger Motorfrach- 
ters „Thomas Schulte* im Dezember 
letzten Jahres bei der Reederei Bern- 
hard Schulte die Kündigung ein. Er 
wisse sich, schrieb der Techniker, „mit 
den übrigen Ingenieuren und Offizie- 
ren von MS ‚Thomas Schulte‘“ darin 
einig, daß „ein Schwerverbrecher ...in 
seiner Zuchthauszelle komfortabler“ 
lebe als „die Besatzungsangehörigen 
dieses Schiffes“, 


Die Demonstration des Hamburger 
Kapitänsnachwuchses, die sich — wie 
ein seit Wochen andauernder Vor- 
lesungsstreik der Studenten von fünf 
deutschen Seefahrtschulen und -aka- 
demien — insbesondere gegen eine 
vom Bundesverkehrsministerium ge- 
plante neue Schiffsbesetzungsord- 
nung (SBO*), richtet; der „Bären- 
stein“-Seemann, der per Schlauchboot 
auf See desertierte; die Besatzung der 


* Die SBO regelt unter anderem die Beset- 
zung deutscher Handelsschiffe mit Nauti- 
kern und Ingenieuren sowie die Kompe- 
tenzen der nautischen und technischen Füh- 
rungskräfte an Bord, Die Mehrheit der Sce- 
fahrtsschüler lehnt den SBO-Entwurf des 
Verkehrsministeriums als „rückschrittlich“ 
(SVDS) ab, weil er den Status des nauti- 
schen Schiffsoftiziers herabseize. 
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Die Fluktuation in der Handels- 
schiffahrt ist größer als in jedem 
Landberuf, Das Durchschnittsalter 
deutscher Matrosen beträgt heute nur 
21 Jahre. Nach Ende 1967 veröfient- 
lichten Erhebungen des Verbands 
Deutscher Reeder will fast die Hälfte 
des seemännischen Nachwuchses 
höchstens fünf Jahre zur See fahren. 
Vollausgebildete Nautiker mit dem 
Kapitänspatent wandern im Durch- 
schnitt bereits nach acht Jahren aus 
der Seefahrt ab. 

Wegen Personalmangels fahren 
zahlreiche deutsche Seeschiffe unter- 
besetzt — mit Ausnahmegenehmigung 
des Bundesverkehrsministeriums, bis- 
weilen auch ohne Sondererlaubnis: 
Zumeist ist nicht die vorgeschriebene 
Zahl von Patentinhabern (Offizieren) 
an Bord. Offiziere wie Mannschaften 
müssen mehr Überstunden leisten, als 
das Seemannsgesetz erlaubt. Das Amt 
für Arbeitsschutz in Hamburg ermit- 
telte letzten Sommer auf mehr als der 
Hälfte von rund 2500 kontrollierten 
Seeschiffen Verstöße gegen die Ar- 
beitszeitvorschriften. 

Dieser Personalmangel wiederum 
macht die Anwerbung von unaualifi- 


Rare Ausnahmen in der deutschen 
Handelsflotte sind die fünf Hamburg- 
Süd-Kühlschiffe der Polar-Klasse, auf 
denen Patentinhaber und Mannschaf- 
ten in zwei benachbarten, durch meist 
geöffnete Schiebetüren verbundenen 
Messen essen. 


In der Regel jedoch gibt es auf 
deutschen Handelsschiffen drei, wenn 
nicht vier verschiedene Messen, in de- 
nen man peinlich auf Distanz hält — 
eine Mannschaftsmesse, eine Messe für 
Unteroffiziere (Bootsmann, Zimmer- 
mann, Lagerhalter), eine Offiziers- 
messe und den Salon, in dem der Ka- 
pitän samt 1. Offizier und 1. Ingenieur 
speisen. 

Nicht weniger aus der Zeit geraten 
sind oft die Wohnverhältnisse. Zwar 
soll nach einer vom Bundesverkehrs- 
ministerium ausgearbeiteten „Verord- 
nung über die Besatzungsräume an 
Bord von Kauffahrteischiffen“ die gel- 
tende „Bekanntmachung betreffend die 
Logis-, Wasch- und Baderäume sowie 
die Aborte für die Schiffsmannschaft 
auf Kauffahrteischiffen“ aus dem Jah- 
re 1905 abgelöst werden, und dann 
muß ein Wohnraum an Bord ein- 
schließlich Schrank- und Kojenfläche 
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Offiziersmesse auf deutschem Frachtschiff: „Wenn Sie die Leute siezen... 


mindestens vier Quadratmeter groß 
sein. 

Ankand der hamburgischen „Dienst- 
und Vollzugsordnung* für Strafan- 
stalten freilich hat DAG-Schiffahrts- 
fachmann Constantin errechnet, daß 
diese zulässige Mindest-Wohnfläche 
geringer ist als die Schlafraumfläche, 
die Einzelhäftlingen des Zuchthauses 
Hamburg-Fuhlsbüttel zugestanden 
wird. 

Nicht anders die Freizeitregelung: 
Erst seit am 1. Januar dieses Jahres ein 
geänderter Manteltarifvertrag in Kraft 
trat, haben deutsche Seeleute den in 
Landberufen seit Jahrzehnten selbst- 
verständlichen gesetzlichen Anspruch, 
ihren Urlaub innerhalb des Beschäfti- 
gungsjahres zu nehmen. Gegen Ree- 
der, die diesen Anspruch nicht erfüllen, 
sind im Manteltarifvertrag Sanktionen 
vorgesehen: So müssen sie — je nach 
Dauer der Überschreitung des Beschäf- 
tigungsjahres — bis zu 25 Prozent hö- 
here Heuern zahlen. 

Doch als eine „Torpedierung dieses 
mühsam erkämpften Fortschritts“ 
beurteilt die DAG Formulare, die nun 
beispielsweise von der Deutschen 
Afrika Linie an Besatzungsmitglieder 
verschickt wurden: Darauf sollen See- 
leute, die ihren Urlaub nicht zu einem 
vom Reeder angebotenen Termin in- 
nerhalb des Beschäftigungsjahres, 
sondern erst später nehmen wollen, 
sich „einverstanden“ erklären, „daß 
die Zusatzvergünstigungen laut Man- 
teltarifvertrag in diesem Fall nicht zur 
Anwendung kommen“. 

Vor allem auf kleineren Schiffen 
bleibt die Ausstattung oft hinter dem 
Standard der meisten 'Landbetriebe 
zurück, Von Bord der „Anna Rehder“ 
berichtete kürzlich ein Besatzungsmit- 
glied, daß „hier lediglich ein paar Ei- 
mer zur Verfügung stehen, in denen 
wir unsere Unterhosen usw. in der Zeit 
von 13 bis 15 Uhr in der Kombüse auf 
dem Herd“ kochen müssen. 


Und auf manchen deutschen Frach- 
tern gibt es mittschiffs, wo .Kapitän 
und Offiziere wohnen, Aircondition, 
achtern jedoch, wo die Mannschaft 
haust, nicht. Die Kojenbreite für einen 
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deutschen Seemann schließlich 
schwankt zwischen 80 und etwa 120 
Zentimeter — je nachdem, ob der 
Fahrensmann Matrose, Offizier oder 
Kapitän ist. 

Die durch Messen und Komfortge- 
fälle, aber auch durch zahlreiche Är- 
melstreifen dokumentierte Hierarchie 
trennt Kapitäne von ihren Offizieren, 
Offiziere von den Mannschaften, und 
selbst unter den niederen Dienstgra- 
den in der Mannschaftsmesse gibt es 
„hierarchische Strukturen, aus denen 
der Seemann auch in seiner Freizeit 
nicht herauskommt“ — so Uwe Koch, 
30, Inhaber des Patents A 6 (Kapitän 
auf großer Fahrt), Geschäftsführer des 
Studentenverbandes Deutscher See- 
fahrtschulen und seit drei Semestern 
Student der Soziologie an der Univer- 
sität Hamburg. 

In vielen Mannschaftsmessen zum 
Beispiel gelten strenge Sitzordnungen. 
Den bevorzugten Platz erhalten der 
Bootsmann oder die ältesten Matrosen, 
dann folgen Leichtmatrosen, Jung- 
männer, schließlich die Jungen. Wenn 
etwa in dieser Runde „ein Leichtma- 
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trose Kritik üben will, darf er es nur, 
wenn es den Älteren paßt“ (Koch). 


Und, so schildert es Udo Stahl- 
schmidt, 24, Seefahrtschüler und 1. 
Vorsitzender des SVDS, „wenn ein Of- 
fizier unter der Mannschaft einen 
Freund hat und mit diesem eine Bar 
besuchen will, dann gehen sie getrennt 
von Bord und kommen auch wieder 
getrennt zurück — nur, um nicht von 
den anderen zusammen gesehen zu 
werden“. 


Trotz eines wohlgemeinten Ratge- 
bers „Führungskräfte und Mitarbeiter 
in der Schiffahrt“ („Vorbild sein be- 
deutet, den anderen so anzusprechen, 
daß er nicht nur den Wunsch, sondern 
auch die Möglichkeit bekommt, dem 
Vorbild nachzueifern“), den der Ver- 
band Deutscher Reeder (VDR) seit 
1966 in 20000 Exemplaren unter lei- 
tenden deutschen Seefahrern verteilen, 
ließ, sind auf deutschen Schiffen noch 
Belehrungen der Art möglich, wie sie 
Hinrich Stange, 26, zur Zeit Teilneh- 
mer eines A-6-Lehrganges an der 
Seefahrtschulle Hamburg, während 
seiner ersten Reise als 3. Offizier zu- 
teil wurden: 


Nachdem Stange bei einem Boots- 
manöver den zumeist älteren Matrosen 
Anweisungen per Sie erteilt hatte, riet 
ihm ein Vorgesetzter: „Wenn Sie die 
Leute siezen, Kommen Sie nie mit ih- 
nen zurecht. Sie müssen sie behandeln 
wie Arschlöcher.“ 


Zwischenmenschliche Beziehungen 
gedeihen kaum in solcher Atmosphäre. 
Und selbst dort, wo die Bordfreizeit 
durch Fußballspielen, gemeinsame 
Landausflüge, Preisskat- und Film- 
abende aufgelockert wird, lassen sich 
die spannungsträchtigen Besonderhei- 
ten des Seemannsberufes nur schwer 
ausgleichen: 


Arbeitsplatz und Wohnung sind für 
den Seemann identisch, nach Feier- 
abend umgeben ihn immer dieselben 
Menschen. Von ‘den landläufigen In- 
formationsquellen, von Politik und 
Gesellschaft, ist er auch auf Schiffen 
mit elektronisch gesteuerten Maschi- 
nen noch genauso abgeschnitten wie zu 
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- mit Kunststoffdispersionen und 


Pigmenten der BASF 


Farben machen Freude. und sie verblassen auch 
Farbige Anstriche beleben nach Jahren nicht. Dauer- 
das Straßenbild und betonen hafte Bindemittel für 
bauliche Besonderheiten. moderne Anstrichfarben 
Moderne Anstrichfarben sind die BASF Kunststoff- 
bleiben sauber und schön. dispersionen ®Acronal 
Und sie schützen die Ober- und ®Propiofan. Sie sind 
fläche, die sie schmücken. ausgezeichnet wetterfest 
Mit den BASF Pigmenten undschützen den Unter- 
®Luconylund ®Pigmosolsind grund. Sie halten Feuchtig- 
Anstrichfarben lichtecht, keit von außen ab, aber 


lassen die Wände »atmen«. 
Die BASF hat diese Weltweite 


Produkte für dauerhafte Par tnerschaft 
Anstrichfarben in enger 
Zusammenarbeit mit der 
Lackindustrie entwickelt. 
Ein überzeugender Beweis 
für den Nutzen echter 
Partnerschaft. Ein Nutzen, 
der allen zugute kommt. 
Täglich. Auch Ihnen. 


Deutsche Seeleute beim Farbewaschen 
Koller in der Koje 


Zeiten der Segel-Seefahrt, und in einer 
Dissertation über „Berufsvorstellun- 
gen und Persönlichkeitsmerkmale ju- 
gendlicher Seeberufsanwärter“ kam 
der Bremer Gerhard Pause 1964 zu 
dem Ergebnis, „daß die Diskrepanz 
zwischen den Verhaltensmöglichkeiten 
an Land und den Beschränkungen des 
Lebens an Bord trotz ständiger 
Modernisierung der Schiffe nicht ab- 
nimmt oder gleichbleibt, sondern sich 
angesichts des steigenden Lebensstan- 
dards der Landbevölkerung ... weiter 
vergrößert“, 


Unterschiede zwischen spezifischen 
Verhaltensweisen an Bord und an 
Land erläutert Ernst Ingenhoven, Lei- 
ter des Referats Berufsaufklärung 
beim Verband Deutscher Reeder, so: 
„Wenn ein Arbeitnehmer in einem 
Landbetrieb berufliche Spannungen 
hat, kann er um fünf nach Hause ge- 
hen, lädt sich da ab und löst seine 
Probleme in Ruha.“ 


Im Kojen-Milieu dagegen entladen 
sich solche Spannungen häufig als 
„Tropenkoller“, wie Fachleute die Vor- 
fälle auf der „Helga Witt“ in der Ka- 
ribischen See deuten, und selbst unter 
Führungskräften werden Differenzen 
bisweilen per Faustrecht gelöst. 


So heißt es unter dem Datum vom 
15. März 1966 im Schiffstagebuch des 
Frachters einer renommierten deut- 
schen Reederei: „... um 15.20 schlug 
der Leitende Ingenieur... den 1. Offi- 
zier..., der vor dem Salon im Ge- 
spräch mit Kapitän... war, dermaßen 
von hinten mit der Faust auf die rechte 
Halsschlagader, daß Herr... zu Boden 
ging und sich beim Fall erheblich ver- 
letzte. Weiterhin sagte Herr... zum 
Kapitän, als der ihm seine Tat vor- 
hielt, er werde nur noch seine Fäuste 
sprechen lassen.“ 


So nimmt nicht wunder, daß sich 
unter Deutschlands Seefahrern, wie 
eine Untersuchung des Verbandes 
Deutscher Reeder und der Universität 
Hamburg aus dem Jahr 1967 ergab, 
„ständig... eine positive Auslese zu- 
ungunsten der Seeschiffahrt im Sinne 
einer Abwanderung .,. in Landstel- 
lungen“ vollzieht. Wesentlicher Grund 
für die Abwanderung ist neben Ehe- 
schließung und Familiengründung die 
Enttäuschung über einen Beruf, der 
häufig unter falschen Voraussetzungen 
gewählt worden war: 


D> Befragt, weshalb sie einmal zur See 
gegangen seien, antworteten 44 
Prozent von 917 Seeleuten aller 
Dienstgrade: „Erlebnis fremder 
Länder.“ Es war das meistgenannte 
Motiv. 


D> Befragt, was sie von ihren künftigen 
Vorgesetzten erwarteten, antwor- 
teten 49 Prozent von 455 See- 
mannsschülern (angehende Seeleu- 
te): „Verständnis und Freund- 
schaft.“ Es war die am häufigsten 
gehegte Erwartung. 


Daß er im Zeitalter des Massentou- 
rismus auf einer Pauschalkreuzfahrt 
für ein paar hundert Mark in drei 
Wochen möglicherweise mehr von der 
Welt zu sehen bekommt als in einem 
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halben Seemannsleben, geht dem an- 
gehenden Seemann zumeist schon nach 
der ersten Reise auf — wenn etwa 
sein Frachter vor einem westafrikani- 
schen Hafenplatz auf Reede löscht und 
er trotz mehrtägiger Liegezeit vom 
Land nicht mehr als einen Urwald- 
streifen am Horizont zu Gesicht be- 
kommt. 


Und das erhofite Verständnis seitens 
der Vorgesetzten bleibt die Seefahrt 
dem Seemann oft ebenfalls schuldig: 


Nach „Urlaubsregelung“ und „Be- 
handlung durch die Vertreter der 
Reederei“ wurde „Verhältnis zur 


Schiffsleitung“ von den 917 befragten 
Seeleuten am häufigsten als Grund für 
Enttäuschungen im Beruf genannt, 


So müsse es nicht sein, meint A-6- 
Patent-Inhaber und Soziologie-Stu- 
dent Koch, wenn die Schiffsleitung, 
der Kapitän vor allem, sich nicht selbst 
in „einer Isolation“ befinde, in die sie 
durch eine „totale Abhängigkeit zum 
Reeder“ geraten sei. Und daran wieder 
habe die einseitige Berufsausbildung 
der Nautiker schuld. 


Matrosen, die von den sieben Mee- 
ren genug haben, können ihre Kennt- 
nisse an Land als Kranführer, Ge- 
bäudereiniger oder Maler verwenden, 
Schiffsingenieure als Betriebsinge- 
nieure in der Industrie. Für Nautiker 
hingegen, die schon als 1. Offizier oder 
Kapitän gefahren sind, ist der Ab- 
sprung in eine gleichwertige Position 
an Land ungleich schwieriger. Einige 
haben die Chance, bei Behörden und 
Verbänden oder als nautische Inspek- 
toren bei den Reedereien unterzu- 
kommen, wenige können auf einen 
Platz in den Anwartschaftslisten der 
Lotsenbrüderschaften hoffen. 


Kapitäne, die so gezwungen sind, 
weiter zur See zu fahren, versuchen 
laut Koch „nur noch gute Seiten an 
ihrem Beruf zu sehen, kommen so zu 
einem romantischen Berufsbild, dem 
Klischee vom opferbereiten Mann, der 
mehr in Kauf nehmen muß als ande- 
re“, Und deshalb besäßen die älteren 
Kapitäne nur „selten... noch die Fä- 
higkeit, ihre Situation zu analysieren“. 


Die Führung eines Frachters, der je 
nach Größe zwischen etwa zehn und 
mehr als 60 Millionen Mark gekostet 
und dessen Ladung oft einen ebenso 
großen Wert hat, kommt den Aufga- 
ben eines Betriebsdirektors in einem 
mittelgroßen Unternehmen gleich. 


Werksdirektoren in der deutschen 
Industrie aber verdienen monatlich 
zwischen 4500 und 7500 Mark, Jet-Ka- 
pitäne der Deutschen Lufthansa zwi- 
schen 4200 und 6900 Mark. Ein Frach- 
ter-Kapitän beispielsweise in der 
transatlantischen Linienfahrt dagegen 
hat derzeit ein Gehalt von 2418 Mark 
und erhält allenfalls noch Prämien 
und Bonusse, die von manchen Ree- 
dereien gezahlt werden. 

Einerseits gehalten, für den Reeder 
höchstmöglichen Gewinn einzufahren, 
andererseits trotz mäßiger Bezahlung 
haftbar, falls das Seeamt etwa nach 
einem Unfall „schuldhaftes Verhalten“ 
feststellt (DAG-Constantin: „Wir emp- 
fehlen allen Kapitänen eine Güter- 
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Terence Benedict-Boothby erhielt "The Order of the Greens’ für 


seine Denkschrift über die Wachstumsgeräusche englischen Rasens. 


Er ist Schweppes Trinker. 5 


Weil doch das „‚knister-knaster-knister 


der Rasenpflänzchen nur schwerlich 
zu vernehmen ist,muß Terence Benedict- 
Boothby von Zeit zu Zeit pausieren. 
Mit Schweppes! 

Schweppes ist das geheimnisvolle 
Erfrischungselixier, das den Durst auf 
eigenwillige Weise wegnimmt. Durch 


bizzelnde, sprühende, funkelnde,bittersüß- 
blaue Perlchen, die noch auf der Zunge 
pieksen. Und dann den ungewöhnlichen 
Schweppes-Geschmack freigeben. 


Schweppes ist so quirlig und frisch, 
daß es unverzeihlich scheint, wenn es die 
Deutschen erst jetzt entdecken. 


Schweppes Tonic Water - Schweppes Bitter Lemon 


Schweppes verpflichtet. 


IMPORT: CHARLES HOSIE, HAMBURG. ABGEFULLT VON SCHWEPPES (GENVAL) LTD. IN BELGIEN FÜR SCHWEPPES (OVERSEAS) LTD. LONDON 


trennung, damit sie nicht einmal ohne 
Hemd dastehen“), lebt ein Kapitän 
„ständig in Konflikt“ (Koch). Ihm sitzt, 
wie es der Bundesbeauftragte beim 
Seeamt Bremerhaven, Flottillenadmi- 
ral a. D. Wolff, formulierte, „der 
Knüppel im Nacken“. 

Druck verursachen beispielsweise 
feste Fahrpläne, zwischen Reedern und 
Charterern vereinbarte Ankunftszei- 
ten und die Schiffs-Tageskosten 
(Heuern, Versicherung, Abschreibung). 
Jeder Tag, um den etwa der Kapitän 
eines Motortankers von 76 000 Tonnen 
Tragfähigkeit mit seinem Schiff wegen 
Langsamfahrt im Nebel länger unter- 
wegs ist, kostet den Reeder rund 20 000 
Mark. Erreicht der Kapitän eines 
Fruchtschiffs (Jargon: „Bananenjä- 
ger“) den Bestimmungshafen nicht 
zum garantierten Anlieferungstermin, 
bleibt der Importeur möglicherweise 
auf den Bananen sitzen. 


Unter solcher Pression riskieren es 
denn auch Kapitäne oft, trotz dicksten 
Nebels den vielbefahrenen Englischen 
Kanal mit Höchstfahrt zu durchlaufen 
— auf Kosten der Sicherheit ihres und 
anderer Schiffe und deren Besatzun- 
gen, denn auch im Zeitalter des Radar 
gehört Schnellfahrt bei Nebel zu den 
häufigsten See-Unfallursachen. 

Und unter Reeder-Druck schließlich 
überladen manche Kapitäne ihre 
Schiffe — ebenfalls auf Kosten der 
Schiffssicherheit und unter Mißach- 
tung der sogenannten Freibord-Vor- 
schriften. 

. Zu diesen Schiffsführern gehörte der 
frühere Kapitän des Bananenjägers 
„Brunsland“ von der Hamburger Ree- 
derei Willy Bruns & Co., einer der 


größten deutschen Fruchtschiffreede- - 


reien. Er schildert die von ihm „häu- 
fig“ geübte Praxis so: „In der Regel 
bekommt der Kapitän Anweisung, in 
dem oder jenem Hafen die oder jene 
Ladung zu laden. Und wenn er dann 
nachrechnet, merkt er, daß sein Schiff 
sie gar nicht laden kann. Aber dann 
ladet er sie eben doch.“ 

So war es auch, als der „Bruns- 
land“-Kapitän am 28. Dezember 1967 
per „Reiseorder“ Anweisung erhielt, 
im ecuadorianischen Hafen Guayaquil 
eine volle Ladung Bananen — rund 
2500 Tonnen — für Hamburg zu neh- 
men, Anschließend sollte er in Curacao 
Schwer- und Dieselöl für eine gesamte 
Rundreise über Hamburg, die USA 
und wieder nach Mittelamerika bun- 
kern, denn in Curacao war das Bun- 
kern für die Reederei damals billiger 
als an den Hafenplätzen des europä- 
ischen Kontinents. 


Kurz zuvor aber war der „Bruns- 
land“-Kapitän mit einem jüngeren 
Kollegen ins Gespräch gekommen, und 
der hatte auf ihn eingeredet: „Die Äl- 
teren müßten endlich einmal etwas 
gegen das Überladen tun.“ Und so 
setzte der Kapitän diesmal vom Bana- 
nen-Hafen Guayaquil ein Telex an 
seine Reederei ab: „Bunkerbestand 
100 Tonnen Schweröl und 200 Tonnen 
Diesel, damit Schiff ausgehend schon 
überladen.“ Wenig später frägte er an, 
ob die Reederei tatsächlich darauf be- 
stehe, daß er Curacao anlaufe. Am 8. 
Januar 1968 kam die Antwort aus 
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Schiffahrt-Kritiker Koch 
Normen des 19. Jahrhunderts 


Hamburg: „Zubunkern in Curacao laut 
Reisebrief.“ 


Der Kapitän wurde wieder „linien- 
treu“, lief wie befohlen Curacao an 
und ging mit der überladenen „Bruns- 
land“ auf Kurs Hamburg in See. Doch 
schrieb er nun an Reeder Willy Bruns: 
„Laut Segelorder... sollte die ‚Bruns- 
land‘ heimkehrend ausreichend Die- 
sel- und Schweröl für eine komplette 
Rundreise... bunkern. Das bedeutete, 
daß die Kapazität der Brennstofftanks 
voll ausgenutzt werden muß — an- 
dererseits aber auch, daß das Schiff 
nicht nur abgehend von Curacao, son- 
dern auch einkommend Hamburg über 
die vorgesehene Tieflademarke abge- 
laden sein wird... Nun bin ich ja mitt- 
lerweile schon gewohnt, daß man von 
mir erwartet, diese Gesetze nicht so 
ernst zu nehmen... Diesmal aber will 
mir scheinen, als ob eine Gesetzwid- 
rigkeit noch nie so offensichtlich von 
mir erwartet wurde.“ 


Ein vom Kapitän bei der Reederei 
erbetenes Gespräch fand nicht statt. 
Statt dessen wurde er nach der Reise 
ins Reedereibüro bestellt, „wo man 
mir ein Sündenregister mit verschie- 
denen Verfehlungen vorhielt“: Unter 
anderem habe er den Verpflegungssatz 
für Passagiere und Besatzung über- 
schritten. 

Der Kapitän machte noch eine 
Fünf-Wochen-Reise auf der „Bruns- 
land“. Dann erhielt er die Kündigung. 
Als Gründe wurden die einen Monat 
zuvor besprochenen Verfehlungen ge- 
nannt. 

Nach dem Ausscheiden bei Reeder 
Bruns bekam der erfahrene Schiffs- 
führer vorübergehend noch einmal bei 
einer anderen Hamburger Reederei 
einen Posten als 2. Offizier, Seither 
sitzt der Seemann mit Zivilcourage — 
nach 35 Jahren Fahrzeit, davon zehn 
als Kapitän — an Land. Denn, so ver- 
mutet er: „Mein Fall muß sich wohl 
unter den Reedern herumgesprochen 
haben.“ 


EHRUNGEN 


FLAGGENPARADE 


Hut ab 

"\berheizer Walter Stanislawsky 

fuhr zur Frühschicht in die „Ge- 
neral-Wever-Kaserne“ zu Rheine und 
traf Punkt sechs Uhr morgens vor 
dem Kasernenhof ein. Das Portal war 
verschlossen; dahinter stand die Wa- 
che zur täglichen Flaggenparade an- 
getreten. 

Der Bundeswehr-Zivilbedienstete 
stellte den Motor ab, um das Ende der 
Zeremonie abzuwarten. Da trat der 
Offizier vom Dienst (OvD) an den 
Oberheizer-Wagen heran und befahl: 
„Steigen Sie aus“ und „Nehmen Sie 
den Hut ab“, Stanislawsky („Warum 
sollte ich“) weigerte sich; darauf der 
OvD: „Dann muß ich Sie festnehmen,“ 

Heizer Stanislawsky wurde auf die 
Wache geführt und dort etwa 45 Mi- 
nuten lang festgehalten, dann durfte 
er die Arbeit aufnehmen. Seither 
herrschte zwischen dem Personalrat 
der Standortverwaltung (STOV) sowie 
der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr (ÖTV) auf der 
einen und der Bundeswehr auf der 
Gegenseite Streit um die Frage, wie 
sich Zivilisten in Bundeswehrdiensten 
bei der Flaggenparade, die täglich um 
6 und 18 Uhr zelebriert wird, zu 
verhalten haben. 

Der damalige Kommodore des Jagd- 
bomber-Geschwaders 36 im westfäli- 
schen Rheine, Major Hans-Joachim 
Opel, hatte schon 1963 im Geschwa- 
derbefehl 2/63 dekretiert: „Soldaten in 
Zivil und Zivilisten stehen ...still, mit 
Front zur Flagge, und grüßen durch 
Abnehmen der Kopfbedeckung.“ Und: 
„In der Nähe befindliche Kraftfahr- 
zeuge (innerhalb des Kasernenbereichs 
und vor dem geschlossenen Tor der 
Hauptwache) haben anzuhalten, den 
Motor abzustellen, Fahrer und Bei- 


Flaggenparade in Rheine 
Kraftfahrzeuge müssen anhalten 


Bald spricht die 
ganze Elektronik-Welt über 
eine englische Wiese. 
Und über AEG-TELEFUNKEN. 


Auf dieser Wiese entsteht ein 
vollautomatisches, rechnergesteuer- 
tes Zentralversandlager, eine Sen- 
sation der Förder- und Lagertechnik. 

Das Ganze ist ein stolzer Auftrag. 
AEG-TELEFUNKEN hat ihnerhalten, 
weil die vorgeschlagene Problem- 


au Ba 


Schnitt durch die Bedienungsseite des voll- 
automatischen, rechnergesteuerten Zen- 
tral-Versandlagers in Bracknell, England. 


lösung für das 25-Millionen-Objekt 
die beste war. 

Auf Grund einer Systemidee kon- 
zipierte AEG-TELEFUNKEN neben 
dem elektrotechnischen Teil und der 
Prozeß-Datenverarbeitung auch die 
Mechanik. 

So werden nicht nur die Regal- 
förderzeuge und die Fördereinrich- 
tungen für den Warenein- und -aus- 
gang von einem Prozeßrechner AEG 
60-50 gelenkt. Der denkt an mehr. 
An die Disposition der Warenanlie- 
ferung und des Versands. An den 
Lagerbestand. An die Kommissio- 
nierung. An den kürzesten Trans- 
portweg.An die Lagerkapazität. Und 
so weiter. 

Dieses Funktionssystem erfüllt 
die technischen und wirtschaftlichen 
Bedingungen. AEG-TELEFUNKEN 
plante auch die bauliche Hülle dafür. 
Das war naheliegend. 


Für den Kunden — einen großen 
englischen Warenhauskonzern — 
war es einleuchtend. Sein Problem 
ist in guten Händen. Und alles zu 
seiner Lösung kommt aus einer 
Hand. 

Denken Sie daran, wenn Sie 
irgendeinProblemhaben und irgend- 
wo eine Wiese. Oder einen Industrie- 
betrieb. Oder einen Flughafen. Oder 
eine Hafenanlage. Oder sonst einen 
industriellen Prozeß, den Sie auto- 
matisieren müssen. 

Denn AEG -TELEFUNKEN hat für 
alles die Technik, die Spezialisten, 
die Erfahrung. Und natürlich auch 
die Ideen. 
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Jetzt 1 Million 
Wüstenrot-Wohnungen 


Insgesamt gibt es 1 Million 
Wohnungen, die Wüstenrot 
bisher finanzieren half. Das 
entspricht dem Wohnungs- 
bestand einer Stadt von der 
Größe West-Berlins. 1 Mil- 
lion Wohnungen, das bedeu- 
tet aber auch millionenfache 
Erfahrung auf dem Gebiet 
der Baufinanzierung und Bau- 
sparer-Betreuung. Ein Vor- 
teil, von dem alle Wüstenrot- 
Bausparer jetzt und in Zu- 
kunft profitieren werden. 


Name 
Wohnort 
Straße 


Broschüre 
Bitte 


kostenlose Zusendung der 


GUTSCHEIN 


für 
unsere örtliche Beratungsstelle oder direkt 


ans Wüstenrot-Haus, 714 Ludwigsburg, Abt.4/5 


„Man kommt zu was durch Wüstenrot“, 


Man kommt 
zu was durch 
Wüstenrot 


auch en Brenn 
„das-darfst-Du-nicht- 
Kind”? 


Mieter-Kinder sind leider nur allzuoft „das-darfst-Du-nicht-Kinder“. Denn ballspielen, 
singen, pfeifen und hopsen sind im Mietshaus selten gern gesehen. Eigenheim-Kinder 
hingegen, die im Garten spielen und tollen dürfen, wachsen glücklicher und freier auf. 
Und eine ungezwungene, fröhliche Kindheit ist ein Kapital, das ein Leben lang Zinsen 
trägt. Darum werden so unendlich viele Eigenheime für die Kinder gebaut. Dafür aber, 
daß sich auch Normalverdiener die Freuden eines eigenen Heims leisten können, sorgt 
Wüstenrot. Lesen Sie die farbige Broschüre „Man kommt zu was durch Wüstenrot". Die 
erhalten Sie in der örtlichen Wüstenrot-Beratungsstelle oder gegen Einsendung neben- 
stehenden Gutscheines beim Wüstenrot-Haus, 714 Ludwigsburg. 


Wüstenrot 


Deutschlands größte Bausparkasse 


. der 


fahrer steigen‘ aus und grüßen mit 
Front zur Flagge.“ 

Gewerkschaftsfunktionär Willi Es- 
ser von der ÖTV Rheine dagegen: 
„Niemand kann Zivilisten etwas be- 
fehlen, deshalb gilt der Befehl auch 
nicht für sie.“ 

Das wurde dem Gewerkschaftler be- 
reits einmal vom Verwaltungsgericht 
Münster („Ein Beamter, Angestellter 
oder Arbeiter erhält keine Befehle, 
sondern Aufträge und Weisungen“) 
bescheinigt, als er gegen einen Ge- 
schwaderbefehl, wonach der Leiter der 
Horst-Feuerwehr mit dem Titel „Ober- 
brandmeister“ anzureden sei, mit Er- 
folg prozessierte. Siegessicher rief Es- 
ser („Die Sache gewinnen wir“) Ende 
Juni abermals das Verwaltungsgericht 
Münster an, um den Flaggenparade- 
Streit klären zu lassen. 

Nach der Festnahme des zivilen 
Öberheizers hatte die Standortver- 
waltung Rheine die Wehrbereichsver- 
waltung (WBV) III um verbindliche 
Anweisungen für das Verhalten bei 
der Flaggenzeremonie gebeten. Die 
Düsseldorfer Militärbürokraten be- 
schieden die STOV Rheine, der Ge- 
schwaderbefehl 2/63 sei so weit „nicht 
zu beanstanden“, als von „innerhalb 
des Kasernengeländes befindlichen Zi- 
vilisten verlangt wird, für die Zeit der 
Flaggenhissung still zu stehen, Front 
zur Flagge zu machen und die Kopfbe- 
deckung abzunehmen“ — außerhalb 
Kaserne, wo sich Stanislawsky 
noch befand, könne der Befehl jedoch 
keine Gültigkeit haben. 

Seitdem bewegen sich die Bemühun- 
gen um Verhaltensregeln für Zivilisten 
im Rhythmus einer Springprozession: 

Im August 1968 wurden Geschwa- 
derbefehl und WBV-Verfügung durch 
eine Kasernen- und Fliegerhorstord- 
nung dahin ergänzt, daß Zivilisten 
weiterhin das Auto zu verlassen, „der 
Bundeswehrflagge gegenüber“ aber 
nur noch „eine gebührende Haltung“ 
anzunehmen haben. 

Am 23. Januar 1969 wurde der Be- 
fehl 2/63, nicht aber die WBV-Verfü- 
gung, durch neuen Befehl aufgehoben, 
und im April dieses Jahres grub der 
neue STOV-Chef Oberamtmann Ernst 
Döring die alte WBV-Verfügung von 
1965, die auf dem inzwischen erlo- 
schenen Befehl 2/63 basierte, wieder 
aus; er erhob sie zu einer „generellen 
Regelung“ — und, so WPBV-Presse- 
sprecher Dr, Hanns-Joachim Christ, 
„niemand weiß, was ihn dazu getrie- 
ben hat“, denn „fragen kann ich ihn 
jetzt nicht, er ist in Italien in Urlaub“. 

Nun war der Personalrat „die Sache 
leid“ (Esser), und die Rheiner Räte 
beauftragten die ÖTV, Antrag auf 
Feststellung beim Verwaltungsgericht 
einzureichen. Kaum hatte Gewerk- 
schaftler Esser Ende Juni den Vollzug 
der Antragstellung öffentlich verkün- 
det, da versuchte die WBV in Düssel- 
dorf, das Ärgernis mit einem Feder- 
strich zu beseitigen: Christ („Bis da- 
hin haben wir nichts davon gewußt“) 
wies die Standortverwaltung Rheine 
an, die Döring-Verfügung für „gegen- 
standslos“ zu erklären. 

ÖTV-Esser („Die waren aber 
schnell“) will seinen Antrag in Münster 
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nunmehr zurückziehen, obgleich sich 
in Rheine nichts geändert hat. 


Noch immer gilt die Kasernenord- 
nung, nach der Zivilbedienstete zur 
Flaggenparade jederzeit, wie damals 
Stanislawsky, aus dem Wagen geholt 
werden können, um eine „gebührende 
Haltung“ anzunehmen. 


UNTERNEHMEN 


KAISER’S KAFFEE 


Sprung zum Drugstore 


ee: als Kunde, inspizierte Dr. 
Rüdiger Schoneweg heimlich 20 
Drogerien. 


Dann gab er Tischlern, Elektrikern 
und Innenarchitekten in Viersen das 
Signal zu forschem Schaffen. Das Er- 
gebnis wochenlanger Bastelarbeit prä- 


Verkaufs-Chef $Schoneweg 
Korsetistangen für die Kalkulation 


sentierte Schoneweg, 43, Verkaufsvor- 
stand der Viersener Lebensmittel- 
Kette Kaiser’s Kaffee-Geschäft AG, 
schließlich seinen Großaktionären*: 
einen Drugstore deutschen Zuschnitts. 


Die Aktionäre waren von Schone- 
wegs Test-Shop angetan, und so wagte 
die nach Tengelmann zweitgrößte 
deutsche Lebensmittel-Filialkette (565 
Läden und Supermärkte, 732 Millionen 
Mark Umsatz) im 89. Jahr ihres Be- 
stehens den Sprung von Kaffee und 
Lebensmitteln zu neuen Produkten. In 
Düsseldorf und Neuß entstanden so- 
fort zwei weitere Drugstores, und 
Schoneweg verkündet! „Wir sind in 
der Lage, im kommenden Jahr weitere 
30 bis 40 dieser Läden aufzumachen.“ 


Den in Amerika beheimateten 
Drugstores, die ihren Ursprung in der 
alten Apotheke haben und als eine Art 


* An Kaiser’s Kapitel (20 Millionen Mark) 
sind neben der Gründerfamilie Kaiser (46 
Prozent) der frühere Waschmittel-Fabri- 
kant (Rei) Willi Maurer und die Hambur- 
ger Im- und Exportfirma Theodor Wille (mit 
jeweils rund 25 Prozent) beteiligt. 


Kleinpreisgeschäft noch heute meist 
bis 22 Uhr geöffnet sind, gleichen Kai- 
ser’s neue Geschäfte jedoch nur zum 
Teil. Schoneweg versteht seine Drug- 
stores als anspruchsvolle Parfümerie- 
und Kosmetik-Läden, in denen auch 
Baby-Artikel, Tierpflege-Mittel, Ge- 
schenkartikel und Modeschmuck ver- 
kauft werden. Eine Photoabteilung in 
Kaiser’s neuen Läden wird von der 
Nürnberger Firma Porst betrieben. 

Verkaufschef Schoneweg forciert 
das neue Geschäft nicht nur aus Hang 
zum Modernen, sondern weil der Le- 
bensmittelhandel als Folge der harten 
Konkurrenz durch neue Verbraucher- 
märkte und Selbstbedienungs-Waren- 
häuser immer weniger abwirft. Auch 
bei Kaiser’s schrumpfte die Gewinn- 
Marge im letzten Jahr spürbar, Scho- 
neweg besorgt: „Wir brauchen unbe- 
dingt Korsettstangen für unsere Kal- 
kulation.“ 

Notdürftigen Halt hatte Kaiser's 
Chef-Verkäufer seinem Zahlenwerk 
Anfang des Jahres gegeben, als er das 
Kosmetik-Sortiment seiner Super- 
märkte mit meist preisgebundenen 
Spezialitäten wie exquisiten Wassern, 
Sprays und Cremes anreicherte, die im 
Vergleich zu Lebensmitteln teilweise 
dreimal so hohe Gewinne bringen. 
Statt auf grauen Standard-Borden 
präsentierte er die neuen Produkte 
überdies in Neon-erleuchteten Rega- 
len. Ergebnis: Die Umsätze dieser Ar- 
tikel-Gruppe stiegen im ersten Quar- 
tal 1969 um 35 Prozent. 

Der Erfolg ermutigte Schoneweg, 
sein Sortiment Drogerie-Waren nun- 
mehr auch in gesonderten Selbstbe- 
dienungs-Geschäften anzubieten. Um 
attraktive Laden-Lokale war er nicht 
verlegen, denn viele Kaiser’s-Super- 
märkte in besten City-Lagen, die für 
das wachsende Lebensmittel-Sorti- 
ment zu klein geworden sind, lassen 
sich in Drugstores umfunktionieren. 

Bei seinen heimlichen Test-Visiten 
hatte der Viersener Vertriebs-Boß 
festgestellt, daß die meisten traditio- 
nellen Drogerien räumlich viel zu 
beengt sind, um in der zeitgemäßen 
Form der Selbstbedienung verkaufen 
zu können. Tatsächlich stapeln die 
12 500 deutschen Drogisten ihre Fläsch- 
chen, Dosen und Schachteln auf einer 
durchschnittlichen Fläche von nur 49 
Quadratmetern. _ Schoneweg:! „Die 
Hausfrau will sich heute aber nicht 
mehr etwas hinter der Theke hervor- 
kramen lassen.“ 

Kaiser’s Drugstores sind deshalb 
dreimal so groß wie herkömmliche 
Drogerien und bieten eine entspre- 
chend größere Warenfülle. Allein die 
im Boutique-Stil dekorierte Herren- 
kosmetik-Ecke offeriert den Kunden 
200 Artikel. Das Fußpflege-Sortiment 
zählt über 100 Präparate, vom Hühner- 
augen-Pflaster bis zum Hornhaut-Ho- 
bel. 

Um die etablierte Konkurrenz aus 
dem Feld zu schlagen, startete Scho- 
neweg ein weiteres Kaiser’s-Manöver: 
Den neuen Läden werden kosmetische 
Pflegezentren mit mehreren Kabinen 
angegliedert in denen ausgebilde- 
te Kosmetikerinnen Hautanalysen 
durchführen und Schönheitspflege de- 
monstrieren. 
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MINISTER 


BENDA 


Später Mut 


m Hexbusch Nr. 8—10, einem Besitz 

im Düsseldorfer Villen-Vorort Un- 
terbach, übertönten Flüche das Plät- 
schern des Forellen-Bachs. „So eine 
Schweinerei“, schimpfte Hausherr 
Helmut Mattner, 45, erfolgreicher 
Schauveranstalter: „Dieser verflixte 
Kerl.“ 


Gemeint war Bundesinnenminister 
Ernst Benda, mit dessen Amt Manager 
Mattner just telephoniert hatte. Ge- 
sprächsthema: der Moskauer Staats- 
zirkus, der — auf Initiative des Düs- 
seldorfers — bis Ende vergangenen 
Monats in der Bundesrepublik gastier- 
te, 


Und weil er bei seinem Plausch mit 
dem Ministerialrat Dr. Gerhard Heuer 


Zirkus-Kontrolleur Benda 
Knüppel auf Kreuzfahrt 


den Eindruck gewann, „daß mir der 
Benda einen Knüppel zwischen die 
Beine werfen will“, beließ es Mattner 
nicht bei diesen Vokabeln. Der 
Christdemokrat wählte, nachdem er 
seine Forellen gefüttert hatte, die Ge- 
schäftsstelle des CDU-Kreisverbandes 
im Nachbarort Mettmann an und be- 
schied den Vorsitzenden Velten: „Mein 
lieber Walter, morgen habt ihr mein 
Mitgliedsbuch auf dem Tisch. Bedankt 
euch bei Benda.“ 

Der Partei-Austritt des Gastspiel- 
Agenten, der die CDU während seiner 
langjährigen Zugehörigkeit „über den 
normalen Mitglieds-Beitrag hinaus“ 
(Mattner) unterstützt hatte, war Hö- 
hepunkt eines büroxratischen Klein- 
Kriegs um die vierte — und wohl auch 
letzte — Tournee des sowjetischen Zir- 
kus-Kollektivs durch die Bundes- 
republik, 

Die Rangelei hatte begonnen, als am 
24. April das Bundesinnenministerium 
von Mattner fernschriftlich gebeten 
worden war, die am 18. Mai auslau- 
fende Aufenthaltsgenehmigung für die 
Moskauer Manege-Künstler bis zum 
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15. August zu verlängern. Denn die 
Tournee, die Anfang Februar in 
Stuttgart begonnen hatte, drohte für 
den Düsseldorfer Veranstalter zu 
einem finanziellen Fiasko zu werden. 
Um „aus dem Schneider zu kommen“, 
plante Mattner drei zusätzliche Gast- 
spiele durch die Bundesrepublik sowie 
— zwischendurch — :ıchrwöchige 
Aufenthalte in Holland und in der 
Schweiz. 

Bonns Innenminister, der sich selber 
mit dem Fall befaßte, forderte vom 
Büro Mattner den neukonzipierten 
Terminplan an und erklärte sich am 
28. April per Fernschreiben grundsätz- 
lich „mit einer Verlängerung... ein- 
verstanden“. 

Gleichzeitig aber wies das Ministe- 
rium das für die Aussteliung der Er- 
laubnis zuständige Ausländer-Amt der 
Stadt Düsseldorf an, den Mitgliedern 
des Staatszirkus einen „hektogra- 
phierten und gestempelten Widerrufs- 
vorbehalt“ auszuhändigen: „Der Wi- 
derruf der... verlängerten Aufent- 
haltserlaubnis wird vorbehalten für 
den Fall, daß von der... vorgelegten 
Tournee-Planung abgewichen wird.“ 


Diese Maßnahme wertete der Zir- 
kus-Manager („An Benda schätze ich 
nur, daß er segelt“) als „glatten Ver- 
stoß gegen die Gewerbefreiheit“. Denn 
Mattner, Kenner der unsicheren 
Branche, hatte in seinem Antrags- 
Fernschreiben vorsichtshalber darauf 
verwiesen, daß es sich „bei den Ter- 
minen immer nur um ungefähre Daten 
handeln“ könne. 

Prompt strich der Kaufmann — nach 
eigenem Bekunden wegen „plötz- 
lich auftretender organisatorischer 
Schwierigkeiten“ — das geplante Hol- 
land-Gastspiel und terminierte den 
Staatszirkus statt dessen zunächst ein- 
mal für einen zweiten Auftritt in Ham- 
burg. 

Dann unterrichtete Mattner („Wenn 
der ‚Californische Nationalzirkus‘ hier 
gastiert, sagt ja auch keiner was“) Ben- 
das Ministerialrat Heuer von der Ter- 
min-Änderung und bat um Zustim- 
mung. Doch als der Beamte erklärte, 
das müsse er erst einmal seinem Mini- 
ster vortragen, verlor Artisten-Be- 
treuer Mattner („Bonner Staatszirkus“) 
die Balance. 

„Wenn ein Minister nichts Besseres 
zu tun hat, als sich um solche Lappalien 
zu kümmern“, sagte Mattner am Te- 
lephon, „na, dann gute Nacht.“ Und 
wenig später, nach seinem CDU-Aus- 
tritt, drohte er Benda fernschriftlich: 
„Sollte ich ... Verträge rückgängig 
machen müssen... so mache ich Sie 
schon jetzt vorsorglich darauf auf- 
merksam, daß ich... Schadenersatz- 
ansprüche geltend machen werde.“ 

Dem Ministerialrat Heuer („Un- 
verschämtes Fernschreiben“) erschien 
es freilich „ganz normal“, daß sich sein 
Chef persönlich dafür interessierte, wo 
und wann Sowjet-Clown Oleg Popow 
seine Späße trieb. Denn: „Es ist den 
Politikern nicht so ganz egal, ob der 
Moskauer Staatszirkus zum deutschen 
Staatszirkus wird.“ 


Und ganz egal war das auch den 
deutschen Zirkus-Großunternehmen 
(Carl Althoff, Busch-Roland, Hagen- 
beck und Sarrasani) nicht. Schon un- 
mittelbar nach Ankunft der sowjeti- 
schen Konkurrenz hatten sie ihren 
„schärfsten Protest“ an die Bundesre- 
gierung telegraphiert. 

Denn die Einheimischen sahen ihre 
Existenz „tödlich bedroht“ (Busch-Di- 
rektor Will Aureden), weil Mattner 
mit seiner Zirkus-Kreuzfahrt „mitten 
in die Saison hineinknallte“ — so Dr. 
Hanns Bierig, Syndikus des Internatio- 
nalen Verbandes der Zirkusdirektoren 
in Düsseldorf. 

Daß Verbandsmitglied Mattner die 
Abmachung, „sich nicht gegenseitig auf 
die Füße zu treten“ (Bierig), igno- 
rierte, erläutert der Sowjet-Agent so: 
Im Winter hätten „die Leute noch zu 
sehr an die sowjetische Intervention in 
der CSSR gedacht“. 

Unmittelbar vor einer Segelreise mit 
seiner Jacht „Regina“, auf der er sich 


Zirkus-Clown Popow 
Knall für Konkurrenten 


von seinem west-östlichen Jonglierakt 
erholen wollte, erlitt Mattner neues 
Mißgeschick. Ein Vertreter seiner 
Moskauer Partner-Agentur „Goszirk“ 
teilte mit, der Staatszirkus wolle seine 
Tournee durch die Bundesrepublik 
nicht verlängern und sei auch an 
einem Auftritt in der Schweiz nicht 
mehr interessiert. 

Nun zögerte auch Ernst Benda nicht 
mehr, das Sowjet-Unternehmen groß- 
mütig zu behandeln: Am 3. Juni mel- 
dete sein Amt fernschriftlich: „Der 
Minister wird nicht empfehlen, von 
dem Widerrufsvorbehalt Gebrauch zu 
machen.“ 

Zweieinhalb Wochen nach dem — 
nun entbehrlichen — Bescheid gab der 
russische Zirkus im westfälischen 
Brackwede seine letzte Vorstellung. 
Manager Mattner ist entschlossen, „nie 
wieder den Moskauer Staatszirkus in 
die Bundesrepublik zu holen“. Statt 
dessen wird er die Sowjetartisten, 
wahrscheinlich schon im Herbst, in 
Francos Spanien gastieren lassen. 
Mattner: „Die Regierung in Madrid hat 
bereits zugesagt.“ 


AFFÄREN 


GEFANGENEN-GEWERKSCHAFT 


Noch und noch 


m straffällig gewordene Mitbürger 

gegen Willkür in der Haft oder 
Fährnisse nach der Entlassung zu be- 
schützen, gründete der Druckereikauf- 
mann Alfons Bitterwolf die „Deutsche 
Gefangenengewerkschaft e.V.“ (DGG). 
Nun läuft er Gefahr, selber der Für- 
sorge seines Vereins anheimzufallen. 


Denn gegen Bitterwolf, 2. Vorsitzen- 
der und Hauptgeschäftsführer der 
DGG, ermittelt der Frankfurter 
Staatsanwaltschaftsassessor Ulrich 
Huth wegen des Verdachts der Untreue 
und des Betruges. 

Schon bald nach der Gewerkschafts- 
gründung am 15. August letzten Jah- 
res im hessischen Neu-Isenburg hatte 
Bitterwolf, 1961 wegen Betrugs in 23 
Fällen zu zweieinhalb Jahren Gefäng- 
nis verurteilt, das wohltätige Unter- 
nehmen zum Geschäftsbetrieb umfunk- 
tioniert. Das Renommee der Gefange- 
nengewerkschaft, für das etliche 
Rechtsanwälte ihren Namen gaben, 
war ihm hilfreich dabei. 


Zunächst schloß Geschäftsführer Bit- 
terwolf — gemeinsam mit dem 1. Vor- 
sitzenden und Rechtsanwalt Wolfgang 
Schelte aus dem westfälischen Unna — 
Lieferverträge über rund 500 Autos der 
Marken Peugeot, BMW und Ford ab. 
Die Wagen sollten an entlassene Ge- 
fangene und mittellose Anwälte zu 
günstigen Bedingungen abgegeben 
werden. Bitterwolf damals: „Wir wer- 
den wahrscheinlich bis zu 5000 Wagen 
in einem Jahr verkaufen.“ 


Doch die DGG konnte bislang nur 
knapp zwei Dutzend Fahrzeuge abset- 
zen. Eins davon, ein BMW 2002, ging 
an den Mannheimer Rechtsanwalt 
Gernot Reichert — ein Mitglied der 
Gewerkschaft, das mit 36 Wechseln 
zahlte, aber gleichzeitig die DGG ver- 
traglich verpflichtete, „die Einlösung 
der Finanzierungswechsel dadurch si- 
cherzustellen, daß sie monatlich 402,20 
Mark an den Käufer... überweist. Die- 
se Überweisungen werden auf Hono- 
rarforderungen von RA Reichert gegen 
die DGG verrechnet. Erteilt die DGG 
weniger Mandate, so trägt sie den 
Ausfall“. 

Und auch Nebengeschäfte des ge- 
werkschaftlichen Autohandels blieben 
ohne Fortüne. Mit der Paul Schweitzer 
KG in Darmstadt, einer Bezirksdirek- 
tion der Agrippina Versicherung, ver- 
einbarten Bitterwolf und Schelte die 
Vermittlung von „mindestens 1000 bis 
2000“ Kfz-Versicherungen. Die Darm- 
städter Firma honorierte diese Zusage 
mit einem Provisions-Vorausscheck 
über 5000 Mark — den sie jetzt wieder 
zurückfordert. Denn die DGG lieferte 
bislang nur fünf Versicherungen. 


Um seinem Verein Publizität zu ver- 
schaffen, gründete Alfons Bitterwolf 
schließlich eine Zeitschrift Die Illu- 
strierte „Blitz“ (Preis: eine Mark), mit 
Kreuzworträtseln und einem von Bit- 
terwolf selbst verfaßten Trivialroman 
versehen, sollte sich vor allem kritisch 
mit dem Strafvollzug beschäftigen. 


DER SPIEGEL, Nr. 30/1969 
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Gefangenen-Illustrierte „Blitz” 
Trivial mit Rätseln 


Bitterwolf prophezeite dem 40-Sei- 
ten-Wochenblatt „für 1969 eine Aufla- 
ge von 500 000, davon 80 000 im Abon- 
nement“. Doch „Blitz“ kam über sieben 
Nummern und eine Auflage von 2500 
nicht hinaus. Anzeigengeschäfte kamen 
nicht zustande, an Abonnenten-Gel- 
dern gingen nur wenige hundert Mark 
ein. Dagegen kostete der Lohndruck 
der ersten beiden Auflagen zusammen 
etwa 30000 Mark. Strafgefangene be- 
kamen das Blatt kaum zu Gesicht, da 
die meisten Strafanstalten den „Blitz“ 
nicht durchs Tor ließen. 


Um die DGG von den hohen Druck- 
kosten zu befreien, gründete Bitter- 
wolf — zusammen mit Anwalt Schelte 
und Ko-Geschäftsführer Steill — die 
Polypress GmbH, die allerdings bis- 
lang nicht ins Handelsregister einge- 
tragen wurde, weil der Nachweis des 


Gefangenen-Funktionär Bitterwolf 
Rettungsversuche durch neue Firmen 


einzuzahlenden Gesellschafterkapitals 
unterblieb. 


Inzwischen wechselte die Polypress 
zweimal ihren Namen: Nach kurzem 
Leben als Multipress heißt sie nun 
Blitzdruck GmbH und hat — laut Bit- 
terwolf — ein Gesellschafterkapital 
von 50 000 Mark. Der Druckerei-Fach- 
mann hält nominal 46000 Mark, 
Rechtsanwalt Schelte 4000 Mark. Ge- 


zahlt hat Schelte jedoch nichts: „Das 
will Bitterwolf für mich gemacht ha- 
ben.“ 

Der wiederum verbreitet bei Ge- 
schäftsfreunden, der Maschinenpark 
seiner Druckerei sei teils voll bezahlt, 
teils solide finanziert. In Wahrheit hat 
Bitterwolf die Maschinen — von ge- 
ringen Abzahlungen abgesehen — bei 
vier Firmen auf Wechsel gekauft. Von 
zwölf bislang fälligen Akzepten gin- 
gen die letzten fünf zu Protest. Doch 
Bitterwolf schreckt das nicht: „Ich habe 
Druckaufträge noch und noch.“ 


Möglicherweise übersieht der Druk- 
kereikaufmann dabei eine weitere 
Wechselwelle, die durch ein drittes Ge- 
schäft ausgelöst wurde. 


Mit dem „Fortuna Ehevermittlungs- 
institut“ in Hausen bei Offenbach war 
Bitterwolf einen scheinbar lukrativen 
Handel eingegangen. Fortuna-Ge- 
schäftsführer Koblin sollte 52 Inserate 
für je 2000 Mark in der Gefangenen- 
Illustrierten aufgeben, Bitterwolf ga- 
rantierte dafür eine Kreditvermittlung 
bis zu 800 000 Mark jährlich für Dar- 
lehnsanträge solcher Fortuna-Kunden, 
die den üblichen Vorschuß nicht bar 
bezahlen konnten. 


Der Gewerkschaftsführer bedachte 
nicht, daß Provisionen für Ehever- 
mittlung laut Bürgerlichem Gesetzbuch 
nicht eingeklagt werden können und 
deshalb kaum eine Bank bereit ist, die 
Finanzierung einschlägiger Darlehns- 
anträge zu übernehmen. 


So ging auch dieses Geschäft des Ge- 
fangenen-Fürsorgers prompt daneben. 
Aufgrund des Ehe-Vertrages hatte der 
Stuttgarter Investmentfonds-Händler 
Wolf Hildebrand bare 80 000 Mark an 
Bitterwolf gezahlt und sich mit 52 — 
wöchentlich fälligen — Wechseln über 
je 2000 Mark gesichert. 


Doch keine Bank war bereit, die 
„Fortuna“-Kreditanträge via Bitter- 
wolf anzunehmen. Und Geld für Inse- 
rate bekam Bitterwolf schon deshalb 
nicht, da „Blitz“ gar nicht mehr er- 
schien. Nur die an Hildebrand gege- 
benen Wechsel laufen — und platzen 
jetzt regelmäßig. Bitterwolf bitter: 
„Der Koblin hat mich regelrecht ge- 
filmt. Der war viel raffinierter als ich.“ 


Gewerkschaftsvorsitzender Schelte 
hat unterdessen den Überblick verlo- 
ren: „Ich bin an und für sich über- 
rascht, was Bitterwolf da alles gegrün- 
det hat.“ 


Von den 14 Vorstandsmitgliedern der 
Gefangenengewerkschaft sind inzwi- 
schen acht ausgetreten. Doch Bitter- 
wolf und Schelte wollen weitermachen. 
Eine Lumpensammlung zugunsten der 
DGG und zwei neue Firmengrün- 
dungen ‘sollen jetzt aus den roten 
Zahlen retten. Bitterwolf: „Da werden 
wir in den nächsten Jahren fünf Mil- 
lionen verdienen.“ 


Frankfurts Staatsanwalt Huth, vor 
Bitterwolfs Überredungskünsten ge- 
warnt, ist auf alles gefaßt. Er will sich 
„vorsorglich entmündigen lassen, wenn 
Bitterwolf zum Verhör kommt. Sonst 
laufe ich womöglich noch Gefahr, mit 
dem Mann rechtsverbindliche Geschäf- 
te abzuschließen“. 
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MUNITIONS-UNGLÜCK 


Ganz normal 


o auf deutschen Bahnhöfen Muni- 

tionszüge verweilen, sollen künf- 
tig Bahnpolizisten Wache halten. So 
verfügte es das Bonner Verkehrsmini- 
sterium, nachdem Mitte vergangenen 
Monats auf dem Bahnhof Linden zu 
Hannover 216 explodierende Bundes- 
wehr-Granaten vom Typ „DM 11 
Spreng“ acht Feuerwehrmänner und 
vier Eisenbahner zerfetzt hatten. 


Was freilich auf freier Strecke ge- 
schieht, bleibt auch nach dem Linde- 
ner Desaster außer Kontrolle — und 
das, obwohl die Recherchen der Kri- 
minalpolizei ergeben haben, 


> daß bereits eine einfache Zug- 
Bremsung Wagenbrände verursa- 
chen und mithin Munitionsexplosio- 
nen auslösen kann; 


DEUTSCHLAND 


gischen Eisenbahn-Waggon des Han- 
nover-Typs ergeben. 


Denn dieser simple technische Vor- 
gang, bei dem sich Eisen an Eisen 
reibt, kann selbst ohne ein Festlaufen 
der Bremse Funkenflug erzeugen. 
„Eine natürliche Angelegenheit“, fin- 
det auch Bundesbahn-Dezernent Karl- 
heinz Schürmann von der Direktion 
Hannover. Das würde erklärlich er- 
scheinen lassen, daß dem Oberlok- 
führer Karl-Heinz Lütje bei seiner 
Unglücks-Tour mit dem Güterzug 
DG 57 767 an jenem Sonntagmorgen 
„nichts Besonderes auffiel“, der 
Schrankenposten 11 kurz vor Hanno- 
ver aber an den Bahnhof Wülfel mel- 
dete: „An einem Wagen Funken- 
sprühen beobachtet.“ 


So weist bislang jedes neue Ermitt- 
lungsergebnis weniger auf Lunten- 
Leger von der Apo denn auf techni- 
schen Trouble hin — so auch die Er- 
kenntnis, daß Bremsfunken durchaus 
einen hölzernen Waggon in Brand set- 
zen können. Zumindest bestätigte Kri- 


Bundeswehr-Granaten in Transport-Verpackung: Funken genügen 


[> zumal, wenn die Munition aus 
Sprengstoff besteht, der, wie die 
„Composition b*“ in Hannover, 
schon bei etwa 230 Grad Celsius 
verpufft, was der SPIEGEL (27/ 
1969) ermittelt hatte. 


Daß es sich um die „Composition b“ 
handelte, hat Granaten-Hersteller 
Diehl dem SPIEGEL bestätigt, er 
möchte freilich die Höhe des Muni- 
tions-Auftrages korrigieren (siehe 
„Diehl-Auftrag“). Daß die „Composi- 
tion b“ bei 230 Grad verpufit, bestätig- 
te sich, als Experten des Bundesinsti- 
tuts für chemisch-technische Untersu- 
chungen das Brisanz-Gemisch (60 Pro- 
zent Hexogen, 39 Prozent TNT, ein 
Prozent Wachs) testeten. 


Und daß „schon ein ganz normales 
Bremsen“, so Kriminalrat Roland 
Becker von der Sicherungsgruppe Bonn 
des Bundeskriminalamtes, als Kata- 
strophen-Ursache „nicht mehr ausge- 
schlossen werden kann“, haben mitt- 
lerweile Testfahrten mit einem bel- 
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minalrat Becker („Wir ermitteln noch 
in alle Richtungen“) nach einer Rund- 
frage bei den Bundesbahndirektionen: 
„Das hat’s durchaus schon gegeben.“ 


Zwar will der Kripo-Mann erst ein- 
mal die Holzqualität der bereits durch 
Funken in Flammen gesetzten Wag- 
gons mit der Beschaffenheit des Kata- 
strophen-Gefährts vergleichen. Im- 
merhin: Experten haben festgestellt, 
daß ein -— möglicherweise durch Fun- 
kenflug verursachter — Schwelbrand 
bis zu 400 Grad Wärme erzeugt: 
170 Grad mehr, als die Verpuffungs- 
temperatur der Granaten beträgt. Und 
„heller dünner Rauch“, das untrügliche 
Kennzeichen eines Schwelbrandes, war 
vor dem Lindener Knall vom Fahr- 
dienstleiter in Hannover-Wülfel ge- 
meldet worden. 


Vier Wochen nach dem Unglück von 
Hannover wird Munition noch im- 
mer „wie Bananen“ (so die „Frankfur- 
ter Rundschau“) auf deutschen Gleisen 
befördert — in hölzernen Güterwagen, 


ohne Warnflagge und mitten durch 
dichtbesiedelte Wohngebiete*. 


Zwar werden unterdessen „sehr 
energische Beratungen über die Sicher- 
heitsfrage betrieben“, so die Sprecherin 
Dr. Margot Gleue vom Bundesver- 
kehrsministerium — aber zunächst 
„soll erst mal das Ermittlungsergebnis 
abgewartet werden“. Die Referentin 
rät derweil, einen Blick in trübes Was- 
ser zu werfen: „Sehen Sie sich den 
Dreck im Rhein an, da weiß man doch 
auch noch nicht, wo das herkommt.“ 


DIEHL-AUFTRAG 


Spezialbetrieb 


1) Es ist unrichtig, daß der Auftrags- 
wert des der Firma Diehl übertrage- 
nen Auftrages DM 450 Mio betrug. 
Richtig ist vielmehr, daß der Auf- 
tragswert knapp fünf Prozent dieser 
Summe ausmachte. 


2) Es ist unrichtig, daß ein „Küchen- 
herdwerk in Mariahütte bei Nonnwei- 
ler im Saarland“ zur Produktion der 
Granaten „hergerichtet“ wurde. Rich- 
tig ist vielmehr, daß die Munition in 
einem ganz anderen, modernen Spezial- 
betrieb hergestellt wurde. Dieser gilt 
— besonders auch wegen der langjäh- 
rigen, einschlägigen Erfahrungen aller 
seiner Beschäftigten — in Fachkreisen 
als eine der vorbildlichsten Ferti- 


gungsstätten dieser Art in Europa. 
Karl Diehl 
PRODUKTE 


EWG-BIER 


Deutsche Reinheit 


\in bayrischer Herzog, Wilhelm IV., 

4 befahl vor 453 Jahren, echtes Bier 
dürfe nur Gerste, Hopfen und Wasser 
enthalten. Ein bayrischer Bundesmi- 
nister, Hermann Höcherl, muß das 
Verdikt jetzt gegen die EWG-Kom- 
mission verteidigen. 

Deutschlands älteste Lebensmittel- 
Bestimmung ist bedroht, weil die 
Brüsseler Behörde Westeuropas 
Braugesetze vereinheitlichen möchte. 
Die EWG-Beamten wollen verhindern, 
daß sich Länder mit strengem Sud- 
Kodex gegen die Einfuhr anders ge- 
brauter Auslandsbiere abschirmen. 


Den besten Schutz genossen bisher 
deutsche Brauherren, aus deren 
Schaumkesseln fast zwei Drittel des in 
der Gemeinschaft hergestellten Biers 
(EWG-Produktion 1968: 123 Millionen 
Hektoliter) fließen. Ein Heer von Le- 
bensmittelbeamten und Zölinern 
wacht darüber, daß Herzog Wilhelms 
Reinheitsgebot nicht verletzt wird. 


Deutschlands liberale Bier-Nach- 
barn, vor allem Holland, Frankreich 
und Belgien, konnten in der Bundes- 
republik bislang nur Geschäfte ma- 
chen, wenn ihr Gebräu nach deutschen 


* Für Munition mit brisanter Spreng- 
kapsel waren nach dem Eisenbahn-Güter- 
tarif auch bisher schon eine spezielle Ver- 
packung und eine Sonderbewachung auf 
Bahnhöfen vorgesehen. 


DEUTSCHLAND 


Rezepten angesetzt worden war. Bier 
aus Mais, Reis und Milokorn darf bei- 
spielsweise nur jenseits des Rheins 
hergestellt werden. Belgische Brauer 
dürfen ihrem Volksgetränk außerdem 
chemische Schaumbildner und Kon- 
servierungsstoffe zusetzen. 


Vor so laxen Bier-Sitten graut 
Deutschlands Brau-Meistern. Die 
Bayern erhoben Herzog Wilhelms 


Statut sogar in den Rang eines Grund- 
gesetzes. Abweichend vom Paragra- 
phen 9 des Bonner Biersteuer-Geset- 
zes, gilt das Reinheitsgebot an der Isar 
auch für Exportware. 

1958 zogen die strengen Bayern gar 
vor den Bundesgerichtshof, weil drei- 
ste Hessen den blau-weißen Freistaat 
mit Malzbier überschwemmten. Auf 
Geheiß der Richter mußten die Inva- 
soren ihr Gebräu in Bierflaschen-un- 
ähnliche Keulenbehälter füllen und als 
„Malztrunk“ verkaufen. 

„Das seit Jahrhunderten bestehende 
Reinheitsgebot“ ist nach Ansicht von 
Bundesminister Höcherl auch heute 
noch „einer der Grundpfeiler der 
deutschen Brauwirtschaft und darf 
nicht in Frage gestellt werden“, Hö- 
cherl und das heimische Braugewerbe 
fürchten, daß die Vorzugsstellung 
deutscher Biere in der Welt gefährdet 
werde, wenn andere Rohstoffe als 
Gerste, Hopfen und Wasser in die 
Maische-Bottiche kämen. 

Für den Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Brauerbundes, Otto Meyer, 
ist das Reinheitsgebot überdies „ein 
so starkes Werbeargument, daß die 
Branche nicht darauf verzichten 
kann“. Schutzbefohlene des Verbands- 
Managers bemühen sich deshalb, 
Deutschlands Brauer zu einer Solidar- 
Aktion zu bewegen. Die gesamte Zunft 
soll so schnell wie möglich ihre Bereit- 
schaft erklären, auch nach der EWG- 
Entscheidung dem Fürsten-Rezept 
treu zu bleiben. Der Vorstandsvorsit- 
zende der Hamburger Holsten-Braue- 
rei, Hans-Peter Meister, hält die 
Branche für so diszipliniert, daß „90 bis 
95 Prozent wie bisher weiterbrauen 
werden“. Freilich gibt es in Deutsch- 
land auch Brauer, die von Herzog Wil- 


Brauer-Schutzherr Höcherl 
Gefahr aus dem Westen 
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Autoverladung in Düsseldorf: Seit Ostern ausverkauft 


helms strengem Gebot wenig halten. 
Saarländische Zunftbrüder zum Bei- 
spiel, die bis 1956 unter dem liberalen 
französischen Braurecht arbeiteten, ha- 
ben gegen die Verwendung anderer 
Getreidearten keine Bedenken. Ger- 
stenfreies Bier will auch die Bremer 
Brauer-Societät dulden, deren Vor- 
sitzender Gerhard Roloff Mais und 
Hirse für „genauso naturreine Roh- 
stoffe“ erklärte. 


Im branchenkundigen Bayern ba- 
steln findige Bier-Verkäufer indes an 
einer Geheimwaffe gegen die Brüsse- 
ler Einheitsnorm: einem Qualitätssie- 
gel, das künftig auf jeder Flasche ech- 
tem deutschem Bier kleben soll. 


VERKEHR 


AUTOREISEZUGE 


Preis-Striptease 


Mas® Auto-Touristen quälten 
sich zu Beginn der Sommerfe- 
rien im Kriechtempo südlichen Ur- 
laubszielen entgegen. Rund 100 000 
Pkw-Fahrer kamen indes zügig mit 
Tempo 120 voran — sie ließen sich im 
Autoreisezug der Bundesbahn fahren. 

Der Huckepack-Service der west- 
deutschen Eisenbahn wird bei 
Deutschlands Autofahrern immer be- 
liebter. Als die Eisenbahner das 
Autoprogramm 1956 starteten, rollten 
nur 930 Autos auf die Verladerampen, 
im vergangenen Jahr waren es bereits 
52 369 mit 136 404 Insassen. 

In diesem Jahr floriert die erfolg- 
reiche Dienstleistungssparte der Bahn 
noch besser. „Seit Ostern sind wir für 
die Ferien ausverkauft“, freut sich 
Oberamtsrat Georg Rackles von der 
Frankfurter DB-Hauptverwaltung. 


Schon seit Monaten registriert der 
Referent für das Programm „Auto im 
Reisezug“ einen ungewöhnlichen An- 
sturm auf die 230 Doppelstockwagen 
der Bundesbahn, die in jeder Etage 
acht bis zehn Autos laden können. Für 
einen einzigen Tag, den 17. Juni 1969, 
gingen allein in Neu Isenburg bei 
Frankfurt 340 Buchungen ein. 


Das mit flotten Werbesprüchen („Ihr 
Auto fährt — Sie schlafen“) angekur- 


belte Geschäft soll nach Berechnung 
der Eisenbahn auch in den nächsten 
Jahren Zuwachsraten von über 30 
Prozent bringen. Neue Kunden wollen 
die Bahn-Manager vor allem durch 
immer mehr Komfort und höhere Ge- 
schwindigkeiten anlocken. Einige 
Autozüge der 35 Langstreckenverbin- 
dungen zwischen Nordsee und Mittel- 
meer führen bereits Schlaf- und Spei- 
sewagen und rattern mit Spitzenge- 
schwindigkeiten von 160 Kilometern 
über die Schienen. 

Billig ist die Dienstleistung der 
Bundesbahn freilich nicht. So müssen 
für eine Mercedes-Limousine, die bei- 
spielsweise in 19 Stunden 1461 Kilo- 
meter von Hamburg nach Avignon 
rollt, einschließlich Rückreise und Lie- 
geplatz für den Fahrer, 743,80 Mark 
bezahlt werden. Das entspricht einem 
Kilometerpreis von 25 Pfennig. 

Neuerdings kommt die Bundesbahn 
jedoch den Autofahrern mit Preisab- 
schlägen entgegen. Neben verbilligten 
Karten für gleichzeitig gebuchte Hin- 
und Rückfahrten gibt es auch Ermä- 
Bigungen für kleinere Fahrzeuge. 

Die Bundesbahn-Tochter „Deutsches 
Reisebüro GmbH“ (DER) offeriert 
überdies den Benutzern von Tages- 
Autoreisezügen zwischen Düsseldorf — 
Karlsruhe und Düsseldorf — München 
sowie von Stuttgart nach Westerland 
Pauschalpreise. Das Reiseunterneh- 
men befördert Autos aller Klassen 
samt drei Insassen, die sich in First- 
class-Polstern räkeln dürfen, zu einem 
Einheitstarif. Die 391 Kilometer von 
Düsseldorf nach Karlsruhe kosten bei- 
spielsweise als einfache Fahrt 130 
Mark, einschließlich Rückreise 210 
Mark. 

Mit Standard-Angeboten nach 
DER-Muster will Rackle künftig noch 
mehr Autofahrer von der Straße weg- 
locken. Zum Fahrplanwechsel am 28. 
September ködert er Pkw-Reisende 
zwischen Hamburg — München und 
Düsseldorf — München mit Discount- 
preisen. Zwei Personen mit Wagen 
werden dann für die Reise von Ham- 
burg nach München nur noch 200 Mark 
bezahlen müssen. 

„Bei dieser Kalkulation“, so erklä- 
ren die Tarifbeamten der Frankfurter 
Zentrale, „fahren wir zum nacktesten 
Selbstkosten-Striptease.“ 
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JUGEND 


BURG WALDECK 
König Oelb 


urz vor dem Einschlafen, an einem 
Freitag im Juni, hörte Alt- 
Wandervogel Karl Oelbermann, 73, 
„einen Buff“. Tags darauf hörte er 
„noch mal 'nen Buff“ und wetterte ge- 
gen „die bösen Düsenjäger — von we- 
gen Schallmauer und so“. 

Doch die Buffs kamen nicht vom 
Himmel: Unbekannte hatten auf der 
Burg Waldeck bei Dorweiler (Rhein- 
Hunsrück-Kreis) eine Freilichtbühne 
aus Beton mit Sprengstoff in die Luft 
gebufft — hundert Meter von Oelber- 
manns Kemenate entfernt. Als das 
Attentat abends entdeckt wurde, 
sprach Oelbermann, auf Lebenszeit 
gewählter Bundesführer des „Nero- 
ther Wandervogel“ (1500 Mitglieder), 
in melodischem Rheinisch zu seinen 
Jungs: „Dat dat Scheißding endlich 
wech is, da bin isch froh.“ 

Das Ding (Baukosten: 8000 Mark) 
war ein Symbol: Fünfmal seit 1964, 
jeweils um Pfingsten, hatten links- 
engagierte Protest- und Folklore-Sän- 
ger auf der Waldeck-Bühne gegen grie- 
chische Folter und Napalm in Vietnam, 
gegen Apartheid, Papst Paul und „die 
Banalität des Alltags“ („FAZ“) gesun- 
gen. Nerother Wandervögel, denen 
derlei Lieder zu rot waren, schram- 
melten nach Noten aus dem Zupfgei- 
genhansl dagegen an. 

Seit langem schüren unbekannte 
Guerillas den Sängerkrieg mit geziel- 
ten Aktionen: Sie legten Feuer, kapp- 
ten Starkstromleitungen und Mikro- 
phonkabel, zerstörten die Benzinlei- 
tung zu einem Notstrom-Aggregat, 
ließen das Trinkwasserbecken leerlau- 
fen und zerstachen Autoreifen. Die 
Täter wurden nie gefaßt, doch stets im 
Lager der rechten Hansl vermutet. 

Denn „Chansons Folklore Inter- 
national“, das Waldeck-Festival linker 
Protestler, paßt nicht in Oelbermanns 
heile Welt. ‚Was mein Bruder Robert 
und ich geschaffen haben“, so jam- 
merte der Wandervogel-Patriarch, 
„das wollen diese Folklore-Menschen, 
diese Gammler mit ihren Mädchen, 
entweihen.“ 

Karl Oelbermann ist gegen lange 
Haare, gleich bei welchem Geschlecht. 
Er hat etwas gegen Mädchen in seinem 
Jungmännerbund („Die verderben die 
Stimmung‘), gegen Blue jeans („Diese 
Mode-Erscheinung‘“) und gegen das 
Rauchen. Von Farbigen hält er nicht 
viel, denn: „Die haben wegen der 
Sonne eine ganz dicke Hirnschale und 
wenig Gehirn.“ 

Der bejahrte Wandervogel — meist 
bekleidet mit rotem Barett, Halstuch 
und Kniebundhosen — lebt in der 
herzigen Vorstellung, Herr eines 
„Jungenreiches“ zu sein, in dem Ritter 
dem König und Knappen den Rittern 
dienen. 

Auslandsfahrten seiner Orden und 
Fähnlein sind laut Nerother Rundbrief 
„Kreuzzüge im alten Stil“, und bei 
Bundestagen blickt „Oelb“, der Füh- 
rer, „vom Sattel eines Pferdes auf sei- 
ne Scharen herab“. Ein „sauberes 
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Wandervogel Oelbermann 
Schwur in der Höhle 


Jungenleben“ und „frischer, froher 
Geist“ festigen laut Vereinszeitschrift 
„Herold“ die Gemeinschaft, und „Liebe 
zu den Führern heiligt den Bund“. 


Die Treuesten der Getreuen gehen 
alljährlich für König Oelb „unter die 
Gralssucher“: Ritter und Knappen 
schleppen verwitterte Felsbrocken in 
den Hunsrück — „Steine“, so Oelber- 
mann, „vom sagenumwobenen Gral 
auf dem Berge Montsegur in Süd- 
frankreich“. Mit diesen Steinen er- 
richten sie auf dem Burggelände „un- 
serem unvergeßlichen Robert ein Zei- 
chen der Erinnerung“. 


Robert, Karl Oelbermanns Zwil- 
lingsbruder, ist laut „Herold“ der 
„Märtyrer unserer Idee“. Und Karl, 
des Märtyrers größter Apostel, emp- 
fängt noch immer Losungen: Er 
„horcht innerlich auf die Stimme sei- 
nes Bruders, die in der Ferne des Jen- 
seits kaum mehr zu vernehmen ist“. 

Alt-Wandervogel und Weltkrieg-I- 
Teilnehmer Robert Oelbermann hatte 


Song-Festival auf Burg Waldeck 
Buff in der Burg 


DEUTSCHLAND ———mmmmmmmmmmmmnnnnn mn 


einst in den Bünden der Jugend- 
bewegung „Adelsherrschaft“ statt De- 
mokratie gefordert, und „die ober- 
ste Macht in den Gauen“ sollte „nurin 
den Händen eines Gau-Adels liegen“. 

In der Neujahrsnacht 1919/20 grün- 
deten Robert und Karl Öelbermann 
einen autoritär gegliederten „Nerom- 
menbund“; in einer Höhle nahe dem 
Dorf Neroth in der Eifel schworen sich 
die Zwillinge und sechs Anhänger 
„ewige Treue“. 

Auf Streifzügen durch den Hunsrück 
stieß die Oelbermann-Schar wenig 
später auf die mittelalterliche Burg- 
ruine Waldeck im Baybachtal bei 
Kastellaun. Die Nerother — wie sich 
Roberts Jünger nannten — erwarben 
das alte Gemäuer, das einstmals dem 
Bosso von Waldeck gehört hatte, für 
wenig Geld und beschlossen, auf dem 
Gelände eine gigantische „rheinische 
Jugendburg“ zu errichten. In einem 
guterhaltenen spätmittelalterlichen 
Trutzturm baute sich „Robert, der 
Nerother-König“ („Herold“), seinen 
Horst. 

Doch hart bedrängt von der Hitler- 
Jugend, löste sich der Nerother 
Wandervogel (prominentestes Mit- 
glied: Bonns Bundespressechef Diehl) 
1933 öffentlich auf — nur ein paar 
Fachwerkhütten waren bis dahin auf 
dem Burg-Areal entstanden. Um das 
Gelände vor dem Zugriff der Nazis zu 
retten, bildete sich als Nachfolge- 
Organisation der Nerother eine „Ar- 
beitsgemeinschaft Burg Waldeck zur 
Errichtung eines Ehrendenkmals für 
gefallene Helden“, die dann bald frei- 
lich auch nur noch illegal existieren 
konnte. 

Am 19. September 1936 wurde der 
Nerother-König Robert Oelbermann 
wegen gleichgeschlechtlicher Unzucht 
zu einer Gefängnisstrafe von einem 
Jahr und sechs Monaten verurteilt; 
1941 starb er im Konzentrationslager 
Dachau. Zwillingsbruder Karl, gegen 
den im Rahmen der NS-,„Aktion zur 
Vernichtung der bündischen Reste“ 
ebenfalls ein Haftbefehl vorlag, zog 
zu dieser Zeit mit einem Wanderkino 
durch Südafrika — und' blieb dort. 


Als Karl Oelbermann 1950 in die 
Bundesrepublik zurückkehrte, tat er 
so, als habe sich seit 1933 nichts geän- 
dert. Andere alte Nerother hatten in- 
zwischen die  Arbeitsgemeinschaft 
Burg Waldeck (ABW) wiederaufleben 
lassen und das Burggelände wieder in 
Besitz genommen. Karl Oelbermann 
dankte „der ABW von ganzem Herzen“ 
für „die Treue zu Robert“, trat dem 
Verein bei und gründete in der Neu- 
jahrsnacht 1950/51 den Nerother Wan- 
dervogel neu. Oelbs Motto: „Als Män- 
ner wollen wir gestalten, was wir als 
Jugendtraum geschaut.“ 

Den meisten Wandervögeln von 
einst freilich war solcherlei Romantik 
inzwischen abhanden gekommen; 
Klampfe, Hordenpott und Barett er- 
schienen ihnen nicht mehr zeitgemäß. 
1959 wurde Oelb aus der ABW aus- 
geschlossen — auf der Burg aber hatte 
er Wohnrecht, und dort durfte er auch 
neue Anhänger um sich scharen. Als 
Bundesführer schlug er — wie einst- 
mals Robert — Knappen in Silvester- 
nächten zu Rittern. 


Die ideologischen Gegensätze zwi- 
schen ABW und Oelbermanns Nero- 
thern sind seither unüberbrückbar: 
Oelb ließ Ideengut und Organisations- 
formen der alten Jugendbewegung in 
seinen Horden neu aufleben, während 
die Arbeitsgemeinschaft Burg Waldeck 
„das romantische Rittergetue“ für un- 
zeitgemäß und lächerlich hält. Oelbs 
Wandervögel schwärmen von einer 
„aristoKratischen Lebensform“ als 
einer „Herrschaft der Besten“ — für 
die ABW ist das „eine dumme Her- 
ausforderung“ der Demokraten. 


Ein Burgfriede auf der Waldeck ist 
nicht mehr möglich. Als ein studenti- 
scher Kreis in der ABW 1964 zum er- 
stenmal Folklore-Sänger einlud, 
meinten Oelbs Klampfen-Kämpfer, sie 
könnten noch mitmusizieren. 
Schockiert vom engagierten Lied der 
Degenhardts, Hüschs und Süverkrüps, 
zogen sich die Nerother dann aber bald 
in die Wälder zurück. 


Fortan kam es zu Sabotage-Akten 
gegen das Festival. Die zunächst pro- 
visorische Holzbühne gegenüber Oelbs 
Domizil, dem Waldecker Säulenhaus, 
wurde demoliert und in Brand ge- 
steckt. Eine Metallplastik im Gelände 
wurde umgestürzt und durch ein 
Klosett-Becken ersetzt. Karl Oelber- 
‚mann 1967: „Jetzt geht es erst richtig 
los, jetzt werden die Klingen ge- 
kreuzt.“ 


Doch dann hatten die Linken mit 
sich selbst zu tun: Durchs stille Bay- 
bachtal zog ein Hauch von Revolution. 
1968, beim fünften Festival „Chansons 
Folklore International“, wehten rote 
Fahnen von den Firsten, Mao-Bibeln 
wurden gehandelt, und eine dreitau- 
sendköpfige Menge in Gammelkluft 
skandierte „Ho-Tschi minh“. Eine 
„Basisgruppe Waldeck“ attackierte per 
Flugblatt die „singenden Fachidioten“ 
auf der Bühne. 


Als Folkloristen, Chansonniers und 
Protestler im Matsch eines Dauerre- 
gens zu klären versuchten, ob das 
Waldeck-Festival noch eine politische 
Bedeutung habe oder nicht (Flugblatt- 
Text: „Sänger werden bei revolutio- 
nären Aktionen nicht mehr benötigt“), 
steckten Nerother (Oelb: „Unsere jun- 
gen Löwen“) vier erbeutete rote Fah- 
nen in Brand. Die Menge stimmte 
darauf die Internationale an. 


„Danach“, so erinnert sich ABW- 
Vorsitzender Rudolf Schmaltz, „war 
der ganze Hunsrück in Aufruhr.“ 
Manch alter ABW-Mann — noch eben 
für linke Lieder, doch nicht mehr für 
die Revolution zu haben — war 
schockiert. Hinzu kamen in der ABW 
materielle Sorgen. Schmaltz: „Letztes 
Jahr haben wir 9000 Mark Defizit ge- 
macht.“ In einem langwierigen 
Rechtsstreit um die Besitzrechte auf 
Waldeck entschied die vierte Zivil- 
kammer des Landgerichts Koblenz un- 
längst zuungunsten der ABW. „Und 
jetzt“, sagt Schmaltz, „ist auch die 
Bühne noch kaputt.“ 


Wie bestellt sank das Podium der 
Linken am’. Juniin Trümmer. Seither 
fahndet die Kripo von Bad Kreuznach 
nach den Attentätern; das Bundeskri- 
minalamt entsandte zwei Sprengstoff- 
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experten in den Hunsrück. Doch für 
ABW-Präses Schmaltz ist die Sache 
längst klar: „Das können nur die Ne- 
rother gewesen sein.“ Karl Oelber- 
mann freilich („Keiner weiß was, kei- 
ner sah was“) verdächtigt Schmaltzens 
eigene Leute: „Wenn man sich selber 
sabotiert, macht man sich interessant.“ 
Und in den Kneipen rund um die Burg 
geht die Kunde von einem großen 
Unbekannten, der auf eine preisgün- 
stige Zwangsversteigerung des Burg- 
geländes aus sei. 


In dem Sängerkreis kündigt sich in- 
zwischen eine Art Endkampf an. 
Während die ABW noch zögert, ob sie 
dieses Jahr überhaupt ein Festival 
veranstalten soll, hat die „Projekt- 
gruppe Waldeck“ bereits Vertreter von 
1400 westdeutschen Apo-Gruppen für 
die Zeit vom 10. bis 15. September auf 
die Burg eingeladen. 


Bereitschaftspolizei in den Wäldern 
rundum soll notfalls die Linken vor 
den Rechten und die Rechten vor den 
Linken schützen. König Oelb erwartet 
die welschen Apo-Haufen grimmig: 
„Als die Hitler-Jugend 1933 aus allen 
Büschen kam, um Burg und Hütten zu 
besetzen, da habe ich einen Moment 
überlegt, ob ich nicht einfach alles an- 
zünden soll,“ . 


GEMEINDEN 


MÜNCHEN 
Asphalt für Amis 


ünfundzwanzig Millionen Mark 

möchte das: Bundesfinanzministe- 
rium der Stadt München schenken. 
Doch die Münchner wollen das Geld 
nicht haben. 


Kommunalreferent Werner Veigel, 
41, hält die Bonner Gabe für „eine 
schiere Verschwendung von Steuern“. 
Denn, so Veigel, „die Millionen werden 
uns nur angeboten, damit ein paar 
Verwaltungsangestellte ungestört Co- 
ca-Cola kaufen können“. 


Durchfahrt 
Tegernseer Landstraße 


{Me Graw- Kaserne) 


Samstag ab 13Uhr 
bis 
Montag früh 5Uhr 


gestattet 


Tegernseer Landstraße in München 
Fünf Brücken für Cola-Käufer 


Die paar Verwaltungsangestellten — 
321 Amerikaner, 785 Deutsche — ste- 
hen im Dienst des European Exchange 
System (EES), das die US-Soldaten in 
Mitteleuropa mit Marketenderwaren 
versorgt. Und sie residieren in der 
ehemaligen Reichszeugmeisterei der 
NSDAP im Südosten Münchens, seit 


Kriegsende McGraw-Kaserne ge- 
nannt. Das Terrain des EES blockiert 
die Tegernseer Landstraße, die 
Hauptverbindung zwischen dem 
Stadtkern und etlichen Vororten. 
Schon seit Jahren fordert die 
Münchner Stadtverwaltung freie 


Durchfahrt für ihre Bürger auf den 546 
Metern Tegernseer Landstraße, die 
das 20 Hektar große Kasernengebiet 
zerschneiden. Doch die Amerikaner 
hörten nicht hin, und erst am 1. Januar 
1969 fiel — aufgrund des „Gesetzes 
über die Landbeschaffung für Aufga- 
ben der Verteidigung“ — die Straße 
wieder an die Stadt zurück. 


Freude daran hatte das Kommunal- 
referat freilich nicht. Denn dem Bund, 
so will es das Gesetz, steht das Recht 
zu, Enteignungsverfahren in Fällen 
einzuleiten, in denen er den freige- 
wordenen Boden für seine Zwecke 
nutzen möchte. Und Bonn, vertreten 
durch das Bundesfinanzministerium, 
nutzte das Recht: Die Straße soll wei- 
terhin unter US-Flagge bleiben. 


Unter dem Aktenzeichen 7 a 7312 St 
Mue 1 beantragte die Oberfinanzdi- 
rektion München das Enteigungsver- 
fahren, zog es aber nach heftigem 
städtischem Protest bald wieder zu- 
rück und offerierte statt dessen einen 
Bauplan: Auf dem umstrittenen Sek- 
tor sollte die Straße um etliche Meter 
tiefer gelegt und mit fünf Brücken be- 
stückt werden — damit, so Ministerial- 
rat Eberhard Gramse, 60, vom Bun- 
desfinanzministerium, oben den Ame- 
rikanern „ungestörter Querverkehr“, 
unten den Münchnern freie Passage 
ermöglicht werde. 


Die vom Stadtbauamt aufgemachte 
Kostenrechnung über 25 Millionen 
Mark akzeptierte Bonn ohne Einwän- 
de. Kommunalreferent Veigel: „Raus- 
geworfenes Geld. Ich finde das gro- 
tesk.“ 

In der Tat hatten die Amerikaner 
die Straße nicht einmal aus Sicher- 
heitsgründen gesperrt, sondern ein- 
fach deshalb, weil sie sich ungestört 
zwischen Schreibtischen und Kantine 
bewegen wollten; Fußgänger durften 
das Kasernenareal seit jeher ungehin- 
dert passieren, Kraftfahrzeuge seit 
einigen Jahren am Wochenende. Vei- 
gel: „Das wäre so, als wollte man die 
Innenstadt untertunneln, um den Be- 


amten der dortigen Behörden ihre 
Spaziergänge zu erleichtern.“ 
Bonns Enteignungsagent Gramse 


aber, der die Straße vor wenigen Mo- 


‚naten allein den amerikanischen Wa- 


renverwaltern zuliebe enteignen woll- 
te, hat unterdessen übergeordnete In- 
teressen entdeckt: „Der Ausbau ist für 
die Olympischen Spiele und die Stadt- 
planung von eminenter Bedeutung. 
Deshalb unser großzügiges Angebot.“ 


Nun rätseln die Münchner, wieso 546 
Meter Asphalt dereinst den Sportsleu- 
ten auf die Sprünge helfen sollen. 
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Bericht vom Super Shell Verbrauchs-Test: 


Sturm auf die „ 


Die „Kilometer-Mauer“ markiert genau die Stelle, an der 
Wagen 1 mit leerem Tank stehenblieb. Er fuhr mit Test- 
Super*, dem eine wichtige Komponente moderner Super- 
Kraftstoffe fehlte: Platformat für mehr Kilometer. 

Wagen 2 bekam die gleiche Menge Kraftstoff — jedoch 
Super Shell mit Platformat. Ergebnis: Wagen 2 durchbrach 
die „Kilometer-Mauer“ — und fuhr weiter! 


* Im Shell Laboratorium für Testzwecke hergestellter Super-Kraftstoff ohne das 
im Platforming-Verfahren gewonnene Platformat. 


D. Kilometer-Experten von Zwei gleiche Wagen starten kurz 
Shell haben diesen Verbrauchs-Test hintereinander, beide mit der glei- 
gründlich vorbereitet. chen Menge Kraftstoff im Tank. Die 


Fahrer haben Anweisung, gleichen 


Abstand und gleiches Tempo zu 
halten — bis zum letzten Tropfen 


22 


Super Shell Verbrauchs Test 


u 


Am Start. Gleiche Wagen, gleiche 


Kraftstoffmenge — aber ungleiche 
Kraftstoffe. 


ılometer- 


Kraftstoff. Und auch die Strecke ist 
sorgfältig ausgewählt: einsame Land- 
straßen in Schweden. 


Wagen 2 — Super Shell mit Platfor- 


mat — durchbricht die „Kilometer- 
Mauer“ und fährt weiter, weiter... 


Zweieinhalb Stunden fahren die 
Wagen im „Gänsemarsch“. Wie weit 
wird der Kraftstoff noch reichen? 
Da — Wagen 1 wird langsamer und 
bleibt stehen. Tank leer. Aus für 
Test-Super ohne Platformat! Kaum 
ist die Stelle mit einem Papierband 
markiert, kommt auch schon Wagen? 
— Super Shell mit Platformat. Mit 
vollem Tempo durchbricht er die 
„Kilometer-Mauer“ und fährt weiter, 
weiter! 

Damit ist der Beweis erbracht: 
Super Shell mit Platformat bringt 
mehr Kilometer als Test-Super ohne 
Platformat. 


Darum gibt es Super Shell seit 
langem schon mit Platformat. An 
jeder Shell Station. 


Shell — es zahlt sich aus 


RAUMFAHRT 


MONDLANDUNG 


Objekt Nr. 4039 
(siehe Titelbild) 


ie Techniker im Rechenzentrum 

des Goddard Space Flight Center 
bestellten einige Dutzend Pizzas. Einer 
trug die grüne Talisman-Krawatte. 
Ein anderer hatte drei Pfund Erdnuß- 
‚kerne am Kontrollpult stehen. 

Im Südpazifik stampfte ein Veteran 
der amerikanischen Seestreitmacht: 
der Flugzeugträger | „Hornet“, 
schwimmende Auffangstation für den 
Fall, daß „der Menschheit größtes 
Abenteuer“ (US-Präsident Nixon) 
vorzeitig beendet würde. Vor der Kü- 
ste Floridas schwammen ein halbes 
Dutzend sowjetische Kriegsschiffe — 
ungebetene Lauscher auf der Durch- 
reise nach Kuba. Jacques Piccard, der 
Welt prominentester Unterwasserfor- 
scher, folgte dem Ereignis aus den 
Tiefen des Golfstromes. 


Oben, auf dem Cape, wurden die 500 
Wachmänner abgelöst, die das im 


Morgengrauen bläulich schimmernde 
Projektil auf dem Startkomplex 39-A 
gegen Unbefugte abzuschirmen hatten. 
In der Sumpf- und Dünenlandschaft 
rings um die Startrampe lärmten 


SONNENWIND-SEGEL 
zum Einfangen von Sonnenmaterie N’ 
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"eL HAUPTSAMMELGEBIET 
Auf diesem Areal sollen die Astronauten 27 Kilo- | 
gramm Mondboden und Mondgestein einsammeln 


AUSLAND 


tieffliegende Helikopter, um Reiher, 
Ibisse und Pelikane aus der Gefah- 
renzone zu vertreiben. 


Drinnen, im Flugkontrollzentrum 
Cape Kennedy, überwachten 470 In- 
genieure und eine Batterie von Com- 
putern den Countdown. Nur einmal 
mußte Startdirektor Rocco A. Petrone 
alarmiert werden; er ließ sein Rührei- 
Frühstück in der Kantine stehen — 
und sah nur noch die letzten Hand- 
griffe der Techniker, die innerhalb von 
Minuten den Schaden hatten beheben 
können: ein Leck in der Treibstoffzu- 
leitung für die dritte Raketenstufe. 


„Es war, als sei das Blockhaus elek- 
trisch aufgeladen“, sagte Rocco Petro- 
ne später, „die Kerle vor den Monito- 
ren wußten: Dies ist der große Flug, 
für den wir alle jahrelang gearbeitet 
haben.“ 

Draußen, auf dem Cape, begab sich 
eine Mischung aus Volksfest und Zi- 
geunerlager. Eine Million Menschen 
waren angereist: Hippies und Diplo- 
maten, private Touristen (375 aus 
Europa) und Nasa-bedienstete Kunst- 
maler, die dem Aufbruch des Men- 
schen ins Universum „eine Gefühlsdi- 
mension hinzugewinnen sollen“ (so Dr. 
H. Lester Cooke, Kurator an der 
US-Nationalgalerie). 1,33 Millionen 
Dollar kassiert US-Autor Norman 
Mailer für seinen Text zum Bild — er 


STAUB, STEINE UND SONNENWIND 
Geplante Experimente der Apollo-Il-Astronauten auf dem Mond 


Der Reflektor spiegelt von der Erde entsandte Laser- 
Strahlen zurück und ermöglicht es, die Entfernung 
Erde-Mond auf 15 Zentimeter genau zu bestimmen 


& en 


Astronauten Armstrong, Collins, Aldrin: „Wir kamen in friedlicher Absicht, stellvertretend für die ganze Menschheit” 


ist der glänzendste Vorreiter in der 
Schlacht der Verlage um den Mond- 
buch-Markt (siehe Seite 116). 


„Mondlande-Cocktails“, „Apollo- 
Cocktails“ und „Lift-off-Martinis“ 
wurden in den Bars von Cocoa Beach 
serviert. Die Gastronomen genossen 
den „last big event“, den letzten Knül- 
ler auf Amerikas Raketenbahnhof, ehe 
die noch einmal aufflackernde Raum- 
fahrt-Begeisterung endgültig abflaut 
und Hotel- wie Grundstückspreise auf 
Cape Kennedy fallen. 


15 Kilometer lang, vierspurig, war 
der Autostau in der Umgebung des 
Start-Areals, „eine kompakte Blech- 
masse“, wie ein Polizeioffizier konsta- 
tierte. 300 000 Automobile wurden ge- 
zählt — Stoßstange an Stoßstange hät- 
ten sie eine Strecke von New York bis 
Florida füllen können; dazu 200 pri- 
vate Düsen- und 1200 Propeller- 
flugzeuge. Auf dem PBanana-River 
drängten sich 5000 schwimmende Be- 
obachtungsposten, von Vergnügungs- 
dampfern und illustren Fünf-Mil- 
lionen-Dollar-Jachten bis zum Falt- 
boot. 


Einer der Zuschauer kam zu Fuß von 
weit her: der australische Marathon- 
läufer Bill Emmerton, 48, der einen 
Monat zuvor von Houston losgelaufen 
war, um rechtzeitig am Start zu sein 


LASER-SPIEGEL 


4 riteneinschläge 
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SEISMOMETER 
=) Das automatische Gerät soll zweiJahre lang jede Ersciütterung 
der Mondoberfläche (durch lunore Vulkanfütigkeit oder Meteo- 
messen und die Ergebnisse zur Erde funken 


(er verlor zwölf Pfund und „willes nie 
wieder tun“). 

Und beim Start zugegen war die 
halbe Welt: 528 Millionen Fernsehzu- 
schauer haben in Direktübertragung 
miterlebt, wie sich Neil A. Armstrong, 
Edwin Aldrin Jr. und Michael Collins 
an der Spitze des 111 Meter hohen, 
3100 Tonnen schweren 155-Millionen- 
PS-Gefährts in den Himmel heben 
ließen — mit 0,724 Sekunden Verspä- 
tung gegenüber dem geplanten Zeit- 
punkt, wie die Nasa-Computer hernach 
miitteilten. 

Im Logbuch des amerikanischen 
Luft- und Raumfahrtüberwachungs- 
systems Norad war es der Eintrag 
Nr. 4039 auf der Liste der „man-made 
objects in space“, der von Menschen- 
hand gefertigten Objekte im Weltall. 


Jeder vierte Erdbewohner, so schätzt 
die US-Raumfahrtbehörde Nasa, wird 
zumindest eine Phase der achttägigen 
Mond-Mission auf dem Bildschirm 
mitansehen. j 

800 Millionen Chinesen sahen den 
Start nicht und erfuhren bis Ende 
letzter Woche mit keinem Wort von 
dem Versuch der Amerikaner, zwei 
Menschen auf den Mond zu entsenden, 
Seit 1963 brachte die chinesische Presse 
nur zweimal Meldungen über Raum- 
fahrtereignisse in West und Ost: beim 
Besuch des US-Astronauten Borman 
in Moskau Anfang Juli und nach dem 
Tod des Kosmonauten Komarow im 
Jahre 1967. 

Rundfunk- und Fernsehstationen im 
sowjetischen Machtbereich berichteten 
einigermaßen ausführlich über die 
amerikanische Mondmission. Zu einer 
Direktübertragung vom Start auf Cape 
Kennedy mochten sich östliche Statio- 
nen — mit Ausnahme von Jugoslawien 
und Rumänien — freilich nicht ent- 
schließen, wohl um ihr Fernsehvolk 
nicht auf den Geschmack zu bringen. 


Für ein, wenn auch vergleichsweise 
dürftiges sowjetisches Raum-Unter- 
nehmen, das sich als Gegengewicht in 
den Nachrichten ausspielen ließ, war 
immerhin gesorgt worden. 

Während die Raumfahrt-Begeister- 
ten auf Cape Kennedy der orangefar- 
benen Stichflamme nachstarrten, die 
ihnen vom Sieg der Amerikaner im 
Mond-Rennen kündete, empfingen die 
Antennen der britischen radioastro- 
“ nomischen Station Jodrell Bank ver- 
wirrende Signale aus dem All: Vier 
Tage vor dem Apollo-11-Start hatten 
die Sowjets ihre Sonde „Luna 15“ auf 
den Weg gebracht, deren Auftrag bis 
Ende letzter Woche unklar blieb. 

Es war nicht das erstemal, daß die 
Sowjets dem Raum-Gegner die Schau 
zu stehlen suchten — mit einer über- 
raschenden Aktion, wenige Tage vor 
einem ‚jeweils lange angekündigten 
Schritt im US-Raumprogramm. Solch 
ein Coup gelang ihnen 1961 mit Gaga- 
rins Erstflug um die Erde, drei Wochen 
vor dem Raumstart des Amerikaners 
Shepard. Es gelang ein zweites Mal, 
als fünf Tage vor dem ersten amerika- 
nischen Zwei-Mann-Flug (Gemini 3) 
im März 1965 Sowjet-Kosmonaut 
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Sowjetische „Luna”-Mondsonde (Modell): Störfever aus Tjuvratam 


Leonow die Welt mit ersten frei- 
schwebenden Purzelbäumen außerhalb 
der Raumkapsel verblüffte. 

Aber diesmal vermochte das Stör- 
feuer vom sowjetischen Raketen- 
Schießplatz Tjuratam die Amerikaner 
nicht lange zu beunruhigen. Zu deut- 
lich hat sich in den beiden letzten 
Raumfahrtjahren gezeigt, daß die So- 
wjets zurückgefallen sind, vor allem, 
was den Bau schwerer, schubmächtiger 
Projektile und deren Zuverlässigkeit 
für die bemannte Raumfahrt anlangt. 

Seit mehr als einem Jahr, so haben 
amerikanische Spähstationen an den 
südlichen Grenzen des roten Macht- 
blocks ermittelt, steht ein neuer, die 
amerikanische Saturn an Schubkraft 
wohl noch übertreffender sowjetischer 
Raketentyp auf den Testständen. Aber 
bis jetzt ist keines dieser schwer- 
kalibrigen Geschosse im Flug erprobt 
worden. 

Und selbst die Generation der ge- 
genwärtig schubstärksten Sowjet-Ra- 
keten vom Typ „Proton“ ist offenbar 
mit Mängeln und Risiken behaftet: 
Mindestens zweimal mißlang in den 
vergangenen Monaten der Abschuß 
der Mondsonde „Luna 15“; das eine 
Mal scheiterte das unbemannte Mond- 


Amerikanische Mondfähre 
Im Segel eine Milliardstel Unze 


fahrzeug unmittelbar nach dem Start, 
das andere Mal in der Erdumlaufbahn. 


Die russische Sonde mit der Nummer 
15 war schwerer als frühere sowjeti- 
sche Mondgeschosse, soviel ließ sich 
aus den Radarmessungen ablesen. Das 
gab Anlaß zu der Vermutung, die So- 
wjets hätten vor, die Sonde als Robo- 
ter einzusetzen, der Mondsteine auf- 
klauben und zur Erde zurückbringen 
könnte — wenige Tage bevor die drei 
Amerikaner mit der gleichen Beute 
von ihrem ungleich aufwendigeren, 
riskanten Raum-Abenteuer heimkeh- 
ren würden. 

Das hätte in der Tat dem amerika- 
nischen Mondtlug einigen Glanz ge- 
nommen, zumindest was die wissen- 
schaftliche Pionierleistung betrifft. 


Zwar haben die Nasa-Manager be- 
tont, daß die Erprobung von Raum- 
schiff und Mondlandetechnik das vor- 
dringliche Ziel des Unternehmens sei. 
Aber die Forscher meinen doch, daß 
die relativ einfachen Experimente 
Armstrongs und Aldrins auf dem 
Mond (siehe Graphik Seite 58) auf acht 
„fundamentale Fragen der Wissen- 
schaft“ („New York Times“) Antwort 
liefern könnten: 


> Ist Einsteins Theorie der Schwer- 
kraft zutreffend, oder nimmt das 
Schwerefeld eines Himmelskörpers 
langsam ab? 


l> Ist der Mond ein kosmischer Irrläu- 
fer, der vom Schwerefeld der Erde 
eingefangen wurde, oder entstand 
er gleichzeitig mit ihr, als kosmi- 
scher Zwilling? 


V 


> Gibt es auf dem Mond Spuren einer 
ersten Entwicklung lebender Or- 
ganismen und könnten sie gegebe- 
nenfalls die Erklärung liefern, wie 
Leben auf der Erde entstand? 


D> Ist der Mond erstorben, oder gibt es 
Mondbeben und Vulkanausbrüche? 


> Ist das Mondinnere dem glühenden 
Eisenkern der Erde ähnlich? 


> Sind die irdischen Kontinente in 
Bewegung, entsprechend etwa der 
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Wegenerschen 


Kontinentalver- wi 
schiebungstheorie? i 


> Können geringfügige Unregelmä- 
Bigkeiten der Erdumdrehung als 
Anzeichen bevorstehender schwerer 
Erdbeben gewertet werden? 


> Was kann die Zusammensetzung des 
Sonnenwindes über den Ursprung 
des Sonnensystems aussagen? 


Auf dieses letzte Experiment — das 
Aufrollen des Sonnenwindsegels für 
die Dauer des Aufenthalts auf dem 
Mond — ist eine Mini-Nation beson- 
ders stolz, die außer diesem guten Ge- 
danken zur Raumfahrt bisher wenig 
beisteuerte: Schweizer Physiker kön- 
nen sich rühmen, als einzige nicht- 
amerikanische Forschergruppe von der 
Nasa schon zum ersten bemannten 
Mondflug mit einem Experiment aus- 
gewählt worden zu sein. „Auch wir 
werden etwas kosmisches Material 
heimbringen“, verkündete der Berner 
Professor Johannes Geiss letzte Woche 
auf Cape Kennedy: „eine Milliardstel 
Unze“ — so viel Sonnenmaterie wird 
sich nach den Berechnungen der Phy- 
siker in dem Aluminiumsegel ansam- 
meln. 

Wichtiger aber als Sonnenwind- und 
Laser-Experimente scheint den Ame- 
rikanern nun doch, was nach den Vor- 
stellungen der Nasa ursprünglich 
zweitrangig sein sollte: das Aufpflan- 
zen des vergoldeten Aluminiumstocks 
mit dem Sternenbanner auf dem Mond. 

Eine Zeitlang tüftelten amerikani- 
sche Techniker auf Wunsch des Kon- 
gresses sogar an einem Mechanismus, 
der die mittels Quergestänge aufge- 
spannte Fahne wie im Wind auf dem 
luftlosen Mond bewegen sollte. 

Darauf wurde verzichtet. Aber viel 
Mühe ist auf die Entscheidung ver- 
wendet worden, welche Fähnchen von 
welchen Nationen wenigstens im 
Mond-Gepäck mitreisen sollen (alle 
Unesco-Mitglieder sind nunmehr da- 
bei; so konnten China, Nordkorea und 
Nordvietnam vom Mondtrip ausge- 
schlossen bleiben). 

„Wir kamen in friedlicher Absicht, 
stellvertretend für die ganze Mensch- 
heit“ („We came in Peace for all 
Mankind“), diese Formel war nach 
langem Disput für die Metallplaketteo 
ausgewählt worden, die Astronaut 
Armstrong an einem der vier Stelzen- 
beine der Mondlandefähre anbringen 
und auf dem Trabanten zurücklassen 
soll. Aber Kolumnist Art Buchwald 
machte schon seinen Witz darüber. 
„Das haben sie vor 400 Jahren zu uns 
auch gesagt“, ließ er in seiner satiri- 
schen Kolumne einen (erfundenen) 
indianischen Freund Joe sprechen und 
skizzieren, wie man sich die schritt- 
weise Vertreibung der Mondmenschen 
auf die Rückseite des Erdtrabanten 
vorzustellen habe. 

Von der „menschheitseinigenden 
Kraft der Weltraumfahrt“, wie sie 
Papst Pius XII. einmal beschworen 
hatte, war freilich auch im Echo auf 
den spektakulären Mondstart in der 
letzten Woche wenig zu spüren. 

Daß die Schweiz den Sonnenwind 
für sich gutschrieb, mochte hinge- 
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Raketen-Konstrukteur von Braun 
„Wir Amerikaner sind stolz” 


hen; aber nun fingen auch die Öster- 


reicher an, den — ohnehin von den 
Deutschen stark beanspruchten — Ra- 
keten-Konstrukteur Wernher von 


Braun für sich zu reklamieren (von 
Brauns Eltern wohnen seit Kriegsende 
in der Nachbarschaft von Salzburg). 
Die Italiener kannten nur einen be- 
deutenden Mann auf dem Cape: Rocco 
Petrone, Startdirektor, ist italienischer 


Abstammung. Und Deutschlands 
„Bild“-Zeitung mußte sich von der 
„New York Times“ das Attribut 


„chauvinistisch“ anhängen lassen: Sie 
habe die Rechnung aufgemacht, daß 
von den 57 Apollo-Flugkontrolleuren 
sieben deutscher Abstammung und 
mithin zwölf Prozent des gesamten 
Mondaufwands „Made in Germany“ 
seien. 

Wernher von Braun selber durch- 
kreuzte die zählebige Legende, eine 
Gruppe von Deutschen, die sich noch 
immer als Zwangsverschleppte fühl- 
ten, habe den Raum-Triumph der USA 
ermöglicht: „Wir Amerikaner“, formu- 
lierte er für die „New York Times“, als 
er den Stolz seiner Mannschaft auf 
den gelungenen Apollo-Start kundtat. 

Der Raketenchef aus Westpreußen, 
seit 1955 amerikanischer Staatsbürger, 


Gedenktafel für die Mondlandung 
„Vor 400 Jahren schon gesagt” 


blieb auch letzte Woche bei seiner 
Taktik, den US-Kongreß einzuschüch- 
tern, damit das Raumfahrt-Budget 
nicht noch weiter zusammenschmelze. 


„Ich glaube nicht“, erklärte er auf 
Journalisten-Fragen nach dem mut- 
maßlichen Rang des Luna-15-Experi- 
ments, „daß wir lange darauf warten 
müssen, bis auch die Russen einen 
Mann auf dem Mond haben.“ Aber 
Ende letzter Woche hatte der extrem 
hohe Pfeifton der sowjetischen Sonde 
seinen Nervenkitzel schon verloren. 
Luna 15, soviel war sicher, umkreiste 
auf einer weitläufig elliptischen Bahn 
den Erdtrabanten — die genauen 
Bahndaten erfuhr US-Astronaut Bor- 
man durch ein kollegiales Telephonge- 
spräch mit Moskauer Raumfahrt-Wis- 
senschaftlern. 

Zu dieser Zeit, am Freitagabend 
letzter Woche, hatte Amerikas Mond- 
mannschaft schon mehr als zwei Drit- 
tel des Weges zum Erdtrabanten hinter 
sich gebracht. Das Tempo des freien 
Falls in Richtung Mond nahm (unter 
dem Einfluß des lunaren Schwere- 
felds) wieder zu. 

Es war die wortkargste Astronau- 
ten-Crew, die Amerika je entsandt 
hatte — ungewiß blieb, ob auf Verab- 
rvedung mit den Nasa-Managern oder 
wegen der spröden Mentalität der drei 
im Raumschiff (siehe Seite 61). 

Wenn überhaupt, hatten die Apollo- 
1l-Astronauten fast nur Botschaften 
in Techniker-Chinesisch an die Bo- 
denstationen abgesetzt: ganze Kaska- 
den von Chiffren und Zahlenkombi- 
nationen, nur den Eingeweihten auf- 
schlußreich. 

Wenn sie nicht schliefen, prüften die 
drei Astronauten ihre Bordsysteme, 
übten sich in Himmelsnavigation oder 
studierten noch einmal die 97 Mond- 
Karten, in die noch Felstrümmer von 
einem Meter Durchmesser eingezeich- 
net sind und die ihnen die Landean- 
flug-Route weisen sollten — vorbei am 
Mondkrater „Moltke“ linker Hand und 
an den scharfkantigen Rändern der 
Zwillingskrater „Sabine F“ und „Sa- 
bine D“ zur Rechten. 

Die gespannte Atmosphäre in den 
Kontrollzentren am Boden hatte sich 
vorläufig gelöst. „Die sprechen so we- 
nig da oben“, sagte einer der Techniker 
im  Bahnverfolgungs-Rechenzentrum 
Goddard, „daß man sich nur mit Mühe 
wachhalten kann.“ 

Gelassenheit herrschte auch im 
Kontrollzentrum Houston: „Wir sind 
Optimisten — es wird klappen“, sagte 
der Mann am Kontrollpult Nummer 
eins, der hinter den Abkürzungen 
Chris C. seine beziehungsreichen Vor- ' 
namen stets verborgen hat: Christo- 
pher Columbus Kraft, Chef der Apol- 
lo-Flugüberwachung. 


Und der in zwei irdischen .Kriegs- 
läuften (Weltkrieg II und Korea) ge- 
schundene Flugzeugträger „Hornet“ 
stampfte gemächlich mit acht Knoten 
zu seinem neuen Standort, 2000 Kilo- 
meter südwestlich Hawaii: zum Ren- 
dezvous mit dem Raumschiff Apollo 11, 
wenn es am Donnerstag dieser Woche 
im Pazifik landet. 
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‚FÜR UNS GIBT ES NICHTS RÄTSELHAFTES” 


SPIEGEL-ReporterHermann Schreiber über die Apollo-11-Astronauten 


Ns) chon tausendmal bin ich zurückge- 
schreckt und tausendmal hab’ ich 
mich neu ermutigt. Zwischen der Fa- 
belwelt und meiner Wahrheit ist mir 
das Innere hin und her geworfen.“ 
Große Entdecker reden so — wenn ein 
Dichter ihren Empfindungen die Worte 
leiht. Christoph Kolumbus redet so — 
wenn Lope de Vega, der Stückeschrei- 
ber, ihn auftreten läßt. 


Neil Armstrong, der Astronaut, re- 
det am liebsten überhaupt nicht. 
Schweigen, sagt seine Frau Janet, gelte 
bei inm durchaus als Antwort, und das 
Wort „nein“ bedeute schon ein Streit- 
gespräch. Der Gedanke, daß der erste 
Mensch, der Fuß auf den Mond setzt, 
aus diesem Anlaß wohl ein paar pas- 
sende Worte für die Geschichtsbücher 
sagen müsse, ist Neil Armstrong von 
Anfang an lästig gewesen. 


F 


„Ich glaube, das ist ein Gebiet“, sagte 
er bei seinem letzten Fernsehauftritt 
vor dem Start des Raumfluges Apollo 
11, „das die Phantasie vieler Leute ge- 
fesselt hat, die viel besser als wir 
(Astronauten) darauf vorbereitet sind, 
sich mit einem solchen Thema zu be- 
schäftigen. Wir haben weder Zeit noch 
Gelegenheit gehabt, den entsprechen- 
den Vorschlägen die gebührende Auf- 
merksamkeit zu widmen.“ 


Vorschläge, was die ersten Worte des 
ersten Menschen auf dem Mond sein 
sollten, hatte es nämlich genug gege- 
ben, und keineswegs nur solche von 
Dichtern. Selbst das Herrenjournal 
„Esquire“ hatte sich einschlägig umge- 
tan — mit recht unterschiedlichen Er- 
gebnissen. Laut Präsident Nixons un- 
terlegenem Opponenten Hubert 
Humphrey hätte Armstrong sagen sol- 
len: „Mögen die Konflikte und Sorgen 
der Menschheit hier niemals eine 
Heimstatt finden.“ Der Komiker Bob 
Hope war für den Jubelruf: „Na, we- 
nigstens sind wir nicht auf Kuba ge- 
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landet.“ Und ein protestgeladener 
Pfarrer der Episkopal-Kirche, Father 
Malcolm Boyd, der die ganze Mond- 
landung für eine spätkolonialistische 
Verirrung hält, hätte die folgenden 
ersten Worte eines christlichen Mond- 
fahrers angemessen gefunden: „Ich 
taufe Dich im Namen des Vaters, des 
Sohnes und des Heiligen Geistes. Und 
jetzt, ihr Burschen hinter dem Felsen 
da drüben, wer ihr auch seid, kommt 
raus und nehmt die Hände hoch.“ 


Aber Frivolitäten verfehlen den 
Astronauten Armstrong ebenso wie 
vorausgeplante Bekundungen vater- 
ländischer oder gar religiöser Devo- 
tion. Beides würde ihn bei der Arbeit 
stören. Und für ihn, einen Profi der 
Weltraumfahrt, ist das Menschheits- 


ereignis Mondlandung zunächst einmal 
„Unsere 


Arbeit, ein Job. Aufmerk- 


samkeit während des Trainings war 
darauf gerichtet, wie wir den Job am 
besten bewerkstelligen, und nicht 
darauf, was für ein Gefühl das im 
Augenblick der Mondlandung wohl 
sein wird.“ Oder was man in diesem 
Augenblick wohl sagen soll. 

Dieser unser Mann im Mond ist ge- 
wiß nicht tausendmal zurückge- 
schreckt, noch hat er sich tausendmal 
neu ermutigen müssen. Er glaubt an 
keine Fabelwelt, und seine Wahrheit 
ist das Beweisbare. Daß er nun Ge- 
schichte macht, ist ein Umstand, den er 
selber: -— ganz ohne Koketterie — als 
ein glückliches, fast zufälliges Beipro- 
dukt seiner Ausbildung zum Welt- 
raumpiloten empfindet: großartig, aber 
im Grunde unbewältigt und völlig jen- 
seits seiner Ausdrucksmöglichkeiten. 

Und nicht zuletzt darin ist Neil Al- 
den Armstrong auf eine zugleich sym- 
pathische und beklemmende Weise 
typisch für jene neue Generation der 
Entdecker, die wir Astronauten nen- 
nen. Denn sie sind, wie er, mitnichten 


mondsüchtig, fühlen sich keineswegs 
im Banne des Unerforschten und sind 
auch nicht besessen von der „Idee“ der 
Eroberung des Alls. Sie führen diese 
Idee bloß aus, und sie tun das, weil sie 
dafür ungewöhnlich geeignet sind. 

Sie sind einfach die Besten ihres 
Fachs: Supertechniker, deren Lebens- 
raum die Fliegerei und deren intellek- 
tueller Bezugspunkt die Elektronik ist 
— keine Wissenschaftler, die nach 
fundamentalen Wahrheiten suchen, 
sondern eher disziplinierte Ingenieure 
von großer physischer Fitneß und ge- 
ringer psychischer Anfälligkeit. 

Auch Individualität könnte da nur 
stören, deutlich ausgeprägte Indivi- 
dualität jedenfalls — und also fehlt 
sie. Die Lebensgeschichten der drei 
Weltraumfahrer von Apollo 11, mit 


denen sich die Chronisten der Welt im 


Astronauten-Familien Armstrong, Collins, Aldrin: „Wenn sie technische Schwächen hätten, wären sie nicht an Bord“ 


Blick auf die Historie derzeit abmü- 
hen, machen dies klar. Es sind ziemlich 
glanzlose, gut ausbalancierte Biogra- 
phien, aus denen bei kritischem Zuse- 
hen allenfalls dreierlei hervorsticht: 
eine frühe, offenbar unwiderstehliche 
Disposition für die Luftfahrt, hohe 
technische Intelligenz und im übrigen 
die unangefochtene Durchschnittlich- 
keit des „guten Amerikaners“, 


Jedenfalls gelingt es auch bei anhal- 
tendem Wohlwollen nicht, im Vorleben 
des lunaren Trios Armstrong, Aldrin 
und Collins irgend etwas zu entdecken, 
was darauf schließen ließe, daß einer 
von den dreien zu Großem berufen sei 
— man müßte denn die Tatsache gelten 
lassen, daß Armstrong schon fliegen 
konnte, als er noch nicht einmal den 
Führerschein besaß: mit 16 Jahren. 


Alle drei haben ein Haus in Subur- 
bia, zwei Autos, ein Boot, eine Ehefrau 
und drei Kinder. Ihre Frauen gehören 


Fortsetzung Seite 64, im Anschluß an 
die Bildseiten. 
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Karneval am Kap 


Cape Kennedy, 16. Juli 1969, Start Apollo 11 


„Ich war dabei, als Menschen zum Mond aufbrachen, ich werde meinen Enkeln davon 
erzählen“, sagte Jimmy Blount, 21, aus Athens, Georgia. Dabeisein wie er wollten 
eine Million Schaulustige auf Cape Kennedy: Wie zum Picknick — einige auch wie zum 
Hippie-Love-in — waren Amerikas Mittelstandsbürger aufgebrochen, mit Campingstüh- 
len, Hundekäfigen und Teleobjektiven. Gedenkmünzen, auf denen das Sternenbanner 


größer erscheint als die Erde, ließen das Mond- 
Abenteuer auf Souvenir-Format schrumpfen. Far- 
bige protestierten, 25 von ihnen durften auf die 
Tribüne, wo 500 Prominente, unter ihnen Expräsi- 
dent Johnson mit Ehefrau, dem Start zusahen. 
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zu jener gleichförmig attraktiven 
Truppe der lustigen grünen Witwen 
Mitte dreißig, dieman am ehesten noch 
anhand kosmetischer Kategorien un- 
terscheiden kann. 


Von den drei Armstrong-Kindern 
leben nur noch die beiden Jungen Eric 
und Mark. Tochter Karen ist mit 
zweieinhalb Jahren an einem Gehirn- 
tumor gestorben. „Neil hat damals nie 
darüber gesprochen“, erinnert sich ein 
mit Armstrong befreundeter Pilot. 
„Ich glaube nicht, daß er Hilfe brauch- 
te.“ Die wenigsten seiner Freunde 
glauben, ihn wirklich zu kennen. Einer 
sagt: „Er könnte ebensogut ein heim- 
licher Dichter wie ein heimlicher Sa- 
dist sein.“ Einigkeit besteht nur dar- 
über, daß er, der einzige Zivilist unter 
den drei Mondfahrern, einer der be- 
sten Testpiloten der Welt ist, bestimmt 
einer der kaltblütigsten. 


Dieser Neil Armstrong hat auch mit 
bald 39 Jahren noch das Milchgesicht 


vermeintlich einstudierten Leere sei- 
nes Gesichtsausdrucks verbirgt sich 
das, was man in Astronauten-Kreisen 
einen Denker nennt — will sagen: Der 
Mann hat ein frappant funktionieren- 
des Computergehirn und die Reputa- 
tion, gewisse Erdumlaufbahnen im 
Kopf berechnen zu können. 


Solchen inneren Werten entspricht 
gleichermaßen ein hochentwickelter 
Sinn für Äußerlichkeiten: Teure An- 
züge, ein Seidentuch in der Brustta- 
sche, insgesamt drei Ringe an beiden 
Händen, zwei rechts, einen links, und 
manchmal trägt er auch lange, ange- 
graute Koteletten. Seine Umgangsfor- 
men haben jene lakonische Qualität, 
die Amerikaner so gern mit Weltläu- 
figkeit verwechseln. 


Als er vor dem Start von Apollo 11 
gefragt wurde, warum die USA immer 
noch darauf bestünden, Menschen und 
nicht Maschinen ins All zu schicken, 
antwortete Buzz Aldrin: „Wir glauben 
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Entdecker Kolumbus: Tausendmal zurückgeschreckt, tausendmal ermutigt 


eines College-Boys, der sich nicht ent- 
schließen kann, erwachsen zu werden. 
Wenn er über sich selber spricht, sieht 
er aus, als ob er eigentlich lachen 
müßte, dies aber nicht ganz passend 
fände. Obwohl er dort aufwuchs, wo 
Amerika am amerikanischsten ist — in 
einer mittelamerikanischen Klein- 
stadt: Wapakoneta, Ohio, Bevölkerung 
7000 —, hat er von der angelsächsisch- 
protestantischen, auf Reader’s Digest 
und auf die guten Taten der Pfadfin- 
der abonnierten Umwelt seiner Kin- 
dertage mindestens das eine nicht an- 
genommen: die demonstrative Zuge- 
hörigkeit zu einer Konfession. Er in- 
teressiert sich mehr für den Börsen- 
bericht als für das Buch Genesis — 
er spekuliert nebenbei ein bilichen. 


Edwin „Buzz“ Aldrin, 39, laut Flug- 
plan der zweite Mann auf dem Mond, 
ist Oberst bei der Luftwaffe — 66 
Frontflüge in Korea, zwei abgeschos- 
sene Migs — und hat eine physiogno- 
mische Verwandtschaft mit den De- 
tektiven der amerikanischen Vorbil- 
der von „Stahlnetz“. Aber hinter der 
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eben, daß Menschen imstande sind, 
viel von dem zu tun, was Maschinen 
tun können.“ Es war kein Versprecher, 
Aldrin meint das wirklich: Die Ma- 
schinen können im Grunde mehr als 
die Menschen. Was ihn reizt, ist, mit 
den Maschinen in Konkurrenz zu tre- 
ten, und er nennt das „eine angemes- 
sene, vernünftige Mischung“, ohne die 
Raumflug nicht gehe. 


Michael Collins, 38, der dritte Mann 
an Bord, hat diesen Ehrgeiz nicht. Er 
hatte lange Zeit überhaupt keinen 
Ehrgeiz, Er ist als Sohn eines hohen 
amerikanischen Militärs zur Welt ge- 
kommen — in Rom, wo Vater damals 
Attach& war — und dann eben auf die 
Militärakademie nach West Point ge- 
gangen, aber ohne sonderlich hehre 
Absichten. Er wollte fliegen, natürlich. 
Aber ob sonst irgend etwas aus ihm 
werden würde, jenseits des Ranges 
eines Oberstleutnants der Luftwaffe, 
war ihm ziemlich egal. Erst die Raum- 
fahrt wurde der professionelle Brenn- 
punkt seiner fliegerischen Existenz, 
erst der Astronauten-Beruf schien ihm 
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der Mühe wert, die er sich sonst weder 
machen wollte noch mußte. 

Collins, der in der Kommandokapsel 
weiter um den Mond kreist, wenn 
Armstrong und Aldrin landen und aus- 
steigen, war der einzige, der vor dem 
historischen Flug öffentlich Witze 
riß: „Ich bin einer der wenigen Ame- 
rikaner, die nichts von der Mondlan- 
dung sehen werden, denn an Bord von 
Apollo 11 gibt es ja keinen Fernseh- 
empfänger.“ Und er fand auch nichts 
dabei, ein Bein über die Stuhllehne zu 
schwingen und andächtig lauschenden 
Reportern kundzutun, er wäre damit 
zufrieden, sich die ganze Geschichte in 
Ruhe von Houston aus anzusehen. „Es 
klingt vielleicht blasiert, aber ich habe 
wirklich keine besonders charakteri- 
stischen Eigenschaften, weder solche 
noch solche.“ 

Männer ohne Eigenschaften — außer 
den berechenbaren: insgesamt 12.000 
Stunden Flugerfahrung, nicht gerech- 
net die Zeit in den Simulatoren der 
Raumschiffe. Armstrong hat elf Stun- 
den in der Erdumlaufbahn zugebracht, 
Aldrin 129 Minuten freischwebend im 
AU, Collins 92 Minuten. „Diese Män- 
ner“, sagt der Chef-Astronaut Donald 
K. („Deke“) Slayton, „haben keinerlei 
technische Schwächen. Hätten sie wel- 
che, wären sie nicht an Bord.“ 

Deke Slayton, selber einer von den 


„ersten sieben“ amerikanischen Welt- 
raumfliegern, die für das Projekt 


“ „Mercury“ ausgesucht wurden, ist sich 


schon am ersten Tag seiner Begeg- 
nung mit der Weltraumbehörde Nasa 
darüber klargeworden, daß Astronzut 
im Grunde nur ein Synonym ist für 
Testpilot. „Der Mann in der Kapsel 
mußte immer bereit sein, schnelle Ent- 
scheidungen zu treffen und die Ergeb- 
nisse des ihm vollkommen neuen Sy- 
stems auszuwerten. Bisher hatte das 
noch niemand getan... Aber der erfah- 
rene Testpilot hat gelernt, mit Dingen 
fertigzuwerden, über die noch kein 
Buch geschrieben worden ist. Er weiß 
nie, was zum Teufel ihm passieren 
wird. Er muß nur darauf vorbereitet 
sein, es hinzukriegen.“ 

Solche Männer also mußten gefun- 
den werden: Männer, die sich über 
ihre Motive im klaren waren, die sich 
ihrer Aufgabe nicht um des Ruhmes 
willen verschrieben, den das neue Un- 
ternehmen bringen mochte. Flieger, die 
allenfalls aus professionellem Ehrgeiz 
zur Weltraumfahrt kamen. 


In der Tat können sowohl die phy- 
sischen wie auch die psychischen Be- 
lastungen, denen die Astronauten aus- 
gesetzt sind, nur von Männern ausge- 
standen werden, die zu ihrer Aufgabe 
eine emotional ungestörte, rein fach- 
männische Beziehung haben. Träumer, 
Phantasten, Romantiker, Eiferer, aber 
auch einseitige Technokraten haben in 
einem Raumschiff nichts verloren. 
Dort nämlich ist der Mensch — in je- 
nem „konkurrierenden“ Sinn, den 
Aldrin meint — Partner eines extrem 
komplizierten Mechanismus geworden, 
Einbauteil sozusagen. 

Alle Astronauten wissen und akzep- 
tieren das. Es ist, wenn man so will, 
ihre Philosophie. Denn darin im 
Grunde liegt die Einmaligkeit ihrer 


Profession. Alles andere verschwindet 
dahinter — die Gefahr, die Angst, ja 
selbst der Tod. „Eines Tages“, sagte 
Frank Borman, Kommandant des 
Raumschiffs Apollo 8, „werden ein 
Astronaut oder zwei nicht wieder- 
kommen. Ich weiß nicht, ob es dann 
einen Aufschrei geben wird oder nicht. 
Wenn die Piloten als Supermänner 
oder Helden betrachtet werden, dann 
mag das ein schwarzer Tag sein. Wir 
als Testpiloten kennen die Risiken. 
Ich hoffe nur, das Publikum ist reif 
genug, sie auch zu kennen.“ 


Das Wort Gefahr bezeichnet für 
einen Astronauten das Auftauchen 
einer kritischen Situation, die ihm un- 
bekannt ist und zu deren Bewältigung 
er noch keine erprobten Methoden 
kennt. Da er seine Aufgabe als Test- 
pilot aber gerade darin sieht, solche 
Methoden zu entwickeln, reagiert er 
auf die Gefahr zunächst einmal mit 
dem Einsatz seiner technischen Fähig- 
keiten. Für Angst bleibt da kaum Zeit. 
„Es wäre albern“, so Neil Armstrong, 
„zu sagen, daß wir nicht an die Ge- 
fahr denken. Aber das ist dann weni- 
ger eine persönliche Überlegung. Es 
betrifft mehr unser Programm.“ 


Als die drei Mondfahrer von Apollo 
11 zwei Tage vor dem Start gefragt 
wurden, ob sie nicht Angst hätten, ent- 
stand eine lange Pause. Keiner wollte 
antworten. Die Frage, das konnte man 
sehen, erschien den dreien peinlich — 
aber für den Frager. Schließlich ließ 
Armstrong sich herbei zu sagen, gewiß 
sei Furcht auch ihm kein unbekanntes 
Gefühl, denn es gebe ja unterwegs 
vielleicht etwas, womit niemand ge- 
rechnet habe. Aber schließlich sei im 
Training alles geschehen, um derart 
Unbekanntes auszuschließen. Deshalb 
fliege Apollo 11 ohne Angstgefühle. 


Man muß das zweimal lesen, um es 
völlig zu begreifen: Die Männer, die 
aufgebrochen sind zum größten Aben- 
teuer der Menschheitsgeschichte, ent- 
schuldigen sich geradezu dafür, daß 
ihnen womöglich etwas begegnen 
könnte, worauf sie nicht gefaßt und 
auf dessen Bewältigung sie nicht seit 
langem trainiert sind. Für die Män- 
ner, neben deren „epischer Reise zum 
Mond“ die Entdeckungsfahrt des Ko- 
lumbus fast wie ein Sonntagsausflug 
anmutet, ist das Unbekannte nicht 
mehr Anreiz, sondern Hemmnis — 
nicht mehr die große Faszination, son- 
dern eine ärgerliche Fehlerquelle im 
sonst so perfekten System ihrer Be- 
rechnungen. 

Die Schlagzeilen, und später auch die 
Geschichtsbücher, mögen es anders 
verzeichnen — aber hier vollzieht sich 
kein Abenteuer, hier wird ein Experi- 
ment ausgeführt. So steht es wohl ein 
paar hundertmal im Flugplan von 
Apollo 11. Und die Männer, die das 
Experiment machen, sind auch nicht 
auf Entdeckung aus, sondern, nach 
ihren eigenen Worten, auf „research“, 
auf eine technische Abart der wissen- 
schaftlichen Forschung. Sie haben 
nichts, aber auch gar nichts gemein 
mit Cyrano de Bergerac oder mit Jules 
Verne — wer auch immer uns den 
Aufbruch ins All vorgeträumt haben 
mag. Sie sind Ausführende einer mas- 
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sierten Technologie, sie sind Exeku- 
toren. Was sich hier vollzieht, ist die 
Exekution eines Traums. 

Astronauten hassen es, Abenteurer 
genannt zu werden. „Um Himmels wil- 
len, nein“, hat Neil Armstrong auf die 
Frage der italienischen Journalistin 
Oriana Fallaci geantwortet, ob Aben- 
teuerlust ihn treibe. „Ich hasse die Ge- 
fahr, besonders wenn sie unnötig ist, 
und die Gefahr ist die ärgerlichste 
Seite unseres Berufes. Die dümmste. 
Wie kann man einen völlig normalen 
technischen Vorgang in ein Abenteuer 
verwandeln? Und warum soll man 
beim Lenken eines Raumschiffes sein 
Leben riskieren? Es darf nicht gefähr- 
lich sein, ein Raumschiff zu lenken.“ 
Und John Glenn, der erste Mensch, 
der für Amerika in eine Erdumlauf- 
bahn geflogen ist, hat es einmal so 
gesagt: „Wenn das Abenteuer die Ab- 
sicht gewesen wäre, würde es beinah 
so sein, als höbe man einen Haufen 
von Rittern in den Sattel und sagte 


Christian Science Monitor 


„Start ins All” 


ihnen, sie, sollten mit ihren Schwer- 
tern in die Dunkelheit reiten, ohne 
ihnen einen Auftrag zu geben. Wir 
Astronauten haben einen Auftrag.“ 


Die Historiker und die Soziologen 
sind sich nicht so recht einig darüber, 
was Menschen zu Abenteurern macht, 
was insonderheit die großen Entdek- 
ker der Geschichte angetrieben haben 
mag. Den Renaissance-Herrschern je- 
denfalls, die damals die Forschungs- 
aufträge erteilten, ging es zweifellos 
nicht um die Erweiterung des Wissens, 
eher schon um Geld und Ruhm und 
manchmal auch um Religion. Gott und 
Mammon mögen da Hand in Hand ge- 
arbeitet haben. 


Die ausführenden Entdecker dieser 
Herrscher aber waren allesamt recht 
drastisch motiviert. Kolumbus war als 
Nautiker zwar auch ein leidenschaft- 
licher Profi, aber lange bevor die spa- 
nische Isabella ihn auf Fahrt schickte, 
entwickelte sich in ihm immer deut- 
licher der Sinn dafür, daß er einen 
Auftrag der Vorsehung zu erfüllen 


habe. Und Vasco da Gama, dem die 
Historiker nachsagen, vornehmlich aus 
Geldgier für Portugals König nach In- 
dien gefahren zu sein, war nach dem 
Urteil seiner Biographen tollkühn, 
heftig im Zorn, gnadenlos, wild, zäh, 
waghalsig und anmaßend. 


Der Chef der psychiatrischen Abtei- 
lung der von der US-Luftwaffe un- 
terhaltenen „School of Aerospace Me- 
dieine“, Carlos Perry, ist vor Jahren 
schon zu dem Schluß gekommen, ‚wenn 
die Besatzungen der Kolumbus-Schiffe 
Nina, Pinta und Santa Maria so gründ- 
lich auf ihre Eignung für die Ent- 
deckung Amerikas geprüft worden wä- 
ren wie die Astronauten auf ihre Eig- 
nung für den Raumflug, so wären sie 
disqualifiziert worden, weil enthüllt 
worden wäre, daß sie zu Meuterei und 
geheimen Machenschaften neigten. 


Wozu aber neigt der Astronaut? In 
John Glenns Worten: Zu dem Gedan- 
ken, „daß Weltraumfahrt, wie jede 
andere Form der Fliegerei, ganz ein- 
fach das Ergebnis menschlicher Klug- 
heit und technischer Begabung ist. Bei- 
des hat von höchster Qualität zu sein. 
Aber es gibt nichts Rätselhaftes oder 
Geheimnisvolles, weder bei dem einen 
noch bei dem anderen.“ 


Große Entdecker reden nicht so, 
Abenteurer erst recht nicht. Der Aben- 
teurer behandelt das Unberechenbare 
des Lebens so, wie wir gewöhnlichen 
Sterblichen uns sonst nur dem sicher 
Berechenbaren gegenüber verhalten. 
Der Astronaut tut exakt das Gegen- 
teil. Der Astronaut folgt auch nicht 
dem Ruf seines Blutes oder den Ein- 
gebungen seiner Sinne, sondern er 
wird von der Weltraumbehörde ein- 
geteilt — wenn er für geeignet befun- 
den wird und wenn er „dran“ ist. 


Die längst benannte Besatzung von 
Apollo 11 zum Beispiel ist vornehm- 
lich deshalb schon für die Mondlan- 
dung drangekommen, weil Apollo 9 
und Apollo 10 wie erwartet funktio- 
niert haben. Und Neil Armstrong ist, 
abgesehen von seinen Fähigkeiten als 
Pilot, wohl auch deshalb zum ersten 
Menschen auf dem Mond bestimmt 
worden, weil er Zivilist ist — die Nasa 
ist nun mal eine zivile Behörde. 


Unterwegs benahm sich diese Be- 
satzung von Apollo 11 technisch so 
perfekt — und menschlich so farblos — 
wie kaum eine vor ihr. Und Neil 
Armstrong war so schweigsam, daß 
Mission Control sich einmal erkundig- 
te, ob er noch an Bord sei. Aber der 
Witz blieb ohne Reaktion. 


Er würde es keineswegs als Belei- 
digung auffassen, hat Armstrong vor 
Jahren schon zu Oriana Fallaci ge- 
sagt, wenn er nicht der erste Mann 
auf dem Mond sein sollte. „Ich ver- 
stehe jene nicht, wissen Sie, die so 
sehr darauf hoffen, als erste zu ge- 
hen. Das sind Dummheiten, Kinderei- 
en, romantische Überbleibsel, unwür- 
dig der rationalen Epoche, in der wir 
leben. Und ich halte es für ausge- 
schlossen, daß ich einwilligen würde 
hinaufzugehen, wenn die Aussicht be- 
stünde, nicht mehr herunterzukom- 
men — ausgenommen, es wäre tech- 
nisch unumgänglich.“ 
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REGIERUNGSKRISE 


Der Weisheit beugen 


\7or drei Jahren wollte Morardschi 

Desai Regierungschef des zweit- 
größten Volks der Welt werden. Er 
unterlag gegen eine Frau. Indira Gan- 
dhi, Tochter Jawaharlal Nehrus, trat 
an seiner Stelle die Herrschaft über 
530 Millionen Inder an. Desai wurde 
später ihr Stellvertreter und Finanz- 
minister. \ 

Vorletzte Woche forderte der Stell- 
vertreter, oftmals als „wahrer Premier“ 
angesehen, seine Chefin heraus. Er 
brachte ihr eine Niederlage bei — aber 
dann mußte er selber gehen. Der 
Machtkampf in Delhi spaltete die 
größte Partei der Welt und stürzte 
den Subkontinent in „die schwerste 
Krise seit der Unabhängigkeit“ — so 
die Londoner „Times“. 

Die Kongreßpartei, die Indien in 
die Unabhängigkeit geführt hatte und 
seit 22 Jahren ununterbrochen regiert, 
nominierte für die Wahl eines neuen 
Staatspräsidenten zwei einander er- 
bittert befehdende Kandidaten. Erst- 
mals in der Geschichte der Indischen 
Union hat damit die Opposition eine 
Chance, das höchste Staatsamt zu er- 
ringen — falls sie sich auf einen ge- 
meinsamen Kandidaten einigen könn- 
te. 

Als offizieller Kandidat der Grand 
Old Party Indiens wird sich den Wahl- 
männern (Abgeordneten des Bundes- 
parlaments und der Länderversamm- 
lungen) am 16. August der bisherige 
Unterhaussprecher Sandschiwo Reddy 
stellen. Er gehört dem rechten Kon- 
greß-Flügel an und wurde von der 
Parteiführung gegen den Willen der 
Regierungschefin aufgestellt. 

Als Kandidat von eigenen Gnaden 
geht — mit stillschweigender Billi- 
gung Indira Gandhis — der Vizepräsi- 
dent Venkata Giri ins Rennen. Er steht 
links und will mit seiner Kandidatur 
nach eigenem Zeugnis „Freiheit, De- 
mokratie und die moralische Autorität 
des höchsten Amtes im Staat retten“. 


Ihre eigene moralische Autorität 
hatte die Kongreßpartei (Wahlslogan: 
„Kongreß oder Chaos“) nach über zwei 
Jahrzehnten Herrschaft fast verspielt. 


Indira-Gegner Reddy, Indira 


Indien wird — nach Ansicht der 
Oppositon — „von Politikern für Poli- 
tiker regiert“, seit der Tod Nehrus im 
Mai 1964 die Staatspartei in rivali- 
sierende Fraktionen zersprengte. Das 
Ringen um die Nachfolge Nehrus ende- 
te mit der Wahl des schwachen Kom- 
promiß-Kandidaten Schastri. Unter 
ihm zerfiel die Partei noch mehr. Als 
Schastri 1966 starb, gaben die Partei- 
delegierten Indira den Vorzug vor 
Desai, weil ihnen die Tochter Nehrus 
als Wahl-Lokomotive geeigneter 
schien als der asketische Desai, der 
beispielsweise für Auslands-Reisen 
Sondererlaubnis benötigt, weil er sich 
nicht impfen läßt. 

Indira gewann auch die Parlaments- 
wahlen von 1967 noch einmal für die 
Kongreßpartei. Aber Anfang 1969 ver- 
lor die Regierungspartei die Wahlen 


in drei Bundesstaaten. Für die Wah- 


len von 1972 muß sie — erstmals — 
mit dem Verlust der Mehrheit rechnen. 


Die Kongreß-Führer sahen sich be- 
reits nach geeigneten Koalitionspart- 
nern um. Der rechte Flügel unter De- 
sai, „Syndikat“ genannt, wollte eine 
Öffnung nach rechts — zu religiösen 
und konservativen Splitterparteien 
hin. Indira und radikale Kongreß- 
Funktionäre — als „Jungtürken“ be- 
kannt — tendierten nach links. 


Der Konflikt brach offen aus, als 
Jungtürke Tschandra Schekhar den 
Vizepremier und Finanzminister Desai 
im Parlament der Korruption zieh. 


Desai pflege, so Tschandra Schekhar, 
„besondere Beziehungen“ zum Birla- 
Konzern. Die Birla-Brüder sind 
Indiens bekannteste Kapitalisten. Zu 
ihrem Milliarden-Imperium zählen 
insgesamt 300 Firmen, wie die Kraft- 
fahrzeugfabrik „Hindustan Motors“, 
Mühlen, Gruben und riesige Lände- 
reien. Sie kommandieren eine eigene 
Privatmiliz und gelten als bewährte 
Stützen der Kongreßpartei — zumin- 
dest bei deren rechter Hälfte. 


Tschandra Schekhar warf dem Mi- 
nister Desai vor, er habe eine im Par- 
lament verlangte Untersuchung der 


en RL. er 


Gandhi, Indira-Freund Giri: 


Indischer Bettler (in Bombay) 
„Hoffnung in einem Jahrhundert” 


„monopolistischen Praktiken“ 
Birla-Konzerns abgewürgt. 

Desai antwortete mit einer Rück- 
tritts-Drohung, falls er nicht Genug- 
tuung erhalte. Doch Indira rügte den 
aufsässigen Abgeordneten nur münd- 
lich und lahm. Der selbst nahm nichts 
zurück. Er arbeitete vielmehr zusam- 
men mit anderen Jungtürken ein Pro- 
gramm aus, das eine Verstaatlichung 
der Banken und des Importhandels 
sowie eine Begrenzung von Besitz und 
Einkommen vorsah. 


des 


Den Kongreß-Linken scheint ein 
radikaler Sozialismus der einzige Weg, 
um Indien aus seinen bisher ungelö- 
sten Problemen zu führen, bevor es 
endgültig zu spät ist. 

22 Jahre nach Erkämpfung der Un- 
abhängigkeit leben die Inder noch fast 
im gleichen Elend wie unter dem Kolo- 
nialregime. Trotz ausländischer Mam- 
mut-Hilfe (über 60 Milliarden Mark) 
steigt das Pro-Kopf-Einkommen im 
Jahresdurchschnitt nur um 1,1 Prozent. 
Fast drei Viertel aller Einwohner — 
etwa 360 Millionen Menschen — ver- 
dienen noch immer weniger als 
50 Pfennig pro Tag. 

Eine beispiellose Bevölkerungs-Ex- 
plosion bremst jeden Fortschritt. Jedes 
Jahr gibt es 13 Millionen Inder mehr; 


„Jetzt und bis zum Ende durchfechten” 


kurz nach dem Jahr 2000 wird Indien 
bei gleichbleibendem Wachstum mehr 
Einwohner zählen als China. 

Religiöse Tabus, traditionelle Rück- 
ständigkeit und regionale Konflikte — 
auf dem Subkontinent werden 140 ver- 
schiedene Sprachen gesprochen — 
hemmen alle Anstrengungen zur Lö- 
sung der Existenzprobleme des Lan- 
des. Es werde mindestens ein Jahr- 
hundert dauern, prophezeite der in- 
dische Journalist und Indira-Gandhi- 
Biograph Mohan, bevor die Lebensver- 
hältnisse der indischen Massen „er- 
träglich“ werden würden. 

Sie vorher zumindest weniger uner- 
träglich zu machen, haben sich die 
Jungtürken der Kongreßpartei zum 
Ziel gesetzt. 

Indira Gandhi, die selbst seit ihrem 
Regierungsantritt immer mehr nach 
links rückte, übernahm einen Teil der 
sozialrevolutionären Vorschläge. Ende 


Indira-Rivale Desai 
„Palast in Flammen“ 


vorletzter Woche präsentierte sie Kon- 
greß-Delegierten im südindischen 
Bengalur überraschend ein eigenes 
Sozial-Programm. Die Delegierten 
stimmten einer Verstaatlichung der 
Banken und Vorschlägen zu gerech- 
terer Einkommensverteilung zu. 

Anderntags rächte sich das Syndikat. 
Als der parlamentarische Ausschuß der 
Partei den Präsidentschafts-Kandida- 
ten kürte, erhielt der Indira-Günstling 
Ram, Landwirtschaftsminister und An- 
gehöriger der „Unberührbaren“, nur 
zwei Stimmen. Eine davon stammte 
von Frau Gandhi selbst. Vier Kon- 
greß-Führer aber votierten gegen Ram 
— darunter Desai, der mächtige Innen- 
minister Tschawan, früher ein Freund 
Indiras, und der ehemalige Partei- 
präsident Kamaradsch. Das Syndikat 
wählte den Unterhaussprecher Reddy, 
einen erklärten Feind Indiras, die ihn 
vor zwei Jahren aus dem Kabinett 
entfernt hatte. 

Die Regierungschefin erklärte es so- 
gleich für untragbar, ihr einen Mann 
als künftigen Präsidenten zuzumuten, 
mit dem sie „nicht zusammenarbeiten“ 
könne. Sie flog nach Delhi und berief 
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alle abwesenden Minister zu sich — 
darunter den Außenminister Singh, der 
gerade Amerika besuchte. Indira- 
Freund Giri kündigte seine Kandida- 
tur gegen Reddy an. 

Die Rechten stellten daraufhin der 
Regierungschefin ein Ultimatum, 
„Frau Gandhi kann nicht ernsthaft 
verlangen, daß die Partei sich stets ih- 
rem Willen unterwerfen muß“, giftete 
die Rechts-Funktionärin Sinha. „Sie 
muß vielmehr bereit sein, sich dem 
Willen und der Weisheit der Partei zu 
beugen.“ 

Dazu war die Nehru-Tochter nicht 
bereit, obwohl die Rechten ihr mit 
einem Mißtrauensantrag in der Parla- 
mentsfraktion drohten. „Ich werde die 
Sache jetzt und bis zum Ende durch- 
fechten“, vertraute die Regierungs- 
chefin, der oft Zaudern vorgeworfen 
worden war, Freunden an. Dann warf 
sie den Erzfeind Desai aus dem Kabi- 
nett — mit einem Brief von wenigen 
Zeilen. Das Finanzministerium über- 
nahm sie selbst. 

Der überrumpelte Desai sammelte 
Ende letzter Woche rechte Hiwis zum 
Kampf gegen die Frau an der Spitze 
der Partei. Das Syndikat will versu- 
chen, einen neuen Parteivorsitzenden 
durchzubringen — der damit auch 
Premier werden würde. Der Ausgang 
des Machtkampfes ist noch völlig of- 
fen. Desais Anhänger geben der Regie- 
rungschefin Indira nur noch „wenige 
Wochen“, 

Freude über den Kongreß-Konflikt 
brach bei der — selbst zersplitterten 
— Opposition aus. Der Führer der 
Pradscha-Sozialisten: „Der Palast steht 
in Flammen.“ 


USA 


NIXON 


Seid nett zueinander 


r7 wei Rechte, die republikanischen 

4 Senatoren Everett Dirksen und 
Strom Thurmond, lümmeln sich im 
Präsidenten-Sessel hinter dem Präsi- 
denten-Schreibtisch. Vor ihnen zittert 
ein entennasiger Richard Nixon: „Darf 
ich jetzt zum Lunch gehen?“ 

Auf dem „Staatsschiff“ komman- 
diert der bärbeißige Alte Everett 
Dirksen. Vom Bug her jammert die 
entennasige Galionsfigur: „Und ich 
habe doch den höheren Rang, Kapitän 
Dirksen!“ 

Vor dem Weißen Haus liegt, zur Fuß- 
matte zusammengeschnürt, Amerikas 
liberaler Sozialminister Robert Finch. 
Aus dem Portal treten die beiden 
Rechten Thurmond und Dirksen; 
Nixon, von ihnen in die Mitte genom- 
men, biedert sich an: „Vergeßt nicht, 
für meine Freunde liegt immer eine 
schöne Fußmatte vor dem Weißen 
Haus.“ 

Amerikas Karikaturisten, über fünf 
Monate lang ihrem Präsidenten 
durchaus wohlgesinnt, haben den „al- 
ten“ Richard Nixon wiederentdeckt: 
Kaum hatte sich der Staatschef inner- 
halb einer einzigen Woche dreimal 
dem Druck der Rechten gebeugt 


(SPIEGEL 29/1969), da porträtierten 
ihn Amerikas politische Zeichner als 
Gefangenen der Konservativen und 
des Südens. j 

„Der berühmte Hochseilakt des gro- 
ßen Gauklers Richard Nixon ist zu 
Ende“, höhnte der Kolumnist Marquis 
Childs. „Es war ein eindrucksvolles 
Schauspiel, das sowohl die Freunde auf 
der Rechten wie die Zweifler auf der 
Linken verwirrte.“ 

Zwar versicherten Nixons Berater, 
der Präsident. sei ein Mann der Mitte, 
der das ideologische Gleichgewicht 
herstellen wolle. Zwar beteuerten sie, 
Nixon sitze durchaus selbst an den 
Schalthebeln der Macht. 

Gleichwohl schrieb die „New York 
Times“: „Immer mehr Leute fragen 
sich, ob überhaupt jemand den Laden 
führt oder ob Richard Nixon, der In- 
haber, zum Lunch gegangen ist.“ 

Da beschloß der Präsident, selbst zu 
beweisen, daß er das Land führt und 
daß er es als Mann des Ausgleichs 
führt: Erst war er nach rechts gepen- 
delt und hatte darunter vor allem sei- 
nen besten Freund, den liberalen So- 
zialminister Robert H. Finch, leiden 
lassen; nun pendelte er folgerichtig 
nach links und proklamierte 
eine „Seid-nett-zu-Bob-Finch-Woche“ 
(„Newsweek“). Nixon 
"> strich drei Schulbezirken im Süden, 

in denen schwarze und weiße Kin- 

der immer noch getrennt lernen 
müssen, die Bundeszuschüsse, ver- 

klagte neun andere Bezirke im 

Norden und Süden auf Integration 

und drohte der Stadt Chicago und 

dem Staat Georgia Integrationskla- 
gen an; 
> brachte im Kongreß eine seit zwei 

Monaten zurückgehaltene Vorlage 

ein, mit der zusätzlich 4,8 Millionen 

Dollar für Amerikas Arbeitslose 

bereitgestellt werden sollen; 
> ermunterte Finch, eine Reihe von 

Maßnahmen zur Bekämpfung der 

„massiven Krise“ im Gesundheits- 

wesen anzukündigen. 

„Ich kann mich nicht beklagen“, 
freute sich Finch. Sein Verhältnis zu 
Nixon sei ausgezeichnet, „wir stim- 
men zu etwa 80 bis 85 Prozent überein“. 

Der Minister freute sich zu früh. 
Kaum waren die angeblich so liberalen 


Nixon-Justizminister Mitchell 
„Eindrucksvolles Schauspiel” 
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Erlasse verkündet, da zeigte sich, daß 
Richard Nixon nur halb nach links ge- 
pendelt war: 


Die Maßnahmen zur Arbeitslosen- 
unterstützung und Gesundheitsfür- 
sorge sollen von den Bundesstaaten 
und den Standesorganisationen der 
Mediziner durchgeführt werden — 
beides keineswegs Hochburgen des 
Liberalismus. Und über Nixons Ras- 
sen-Klagen — die für den Weg durch 
die Gerichte lange Zeit brauchen wer- 
den — schimpfte der Georgia-Gouver- 
neur Lester Maddox: „Die Regierung 
kann sich ihr Ultimatum an den Hut 
stecken! P£fui!“ 

Nixons Woche des „Seid nett zuein- 
ander“ war noch nicht zu Ende, da 


ih a 


The Denver Post 
„Und ich habe doch den höheren Rang, 
Kapitän Dirksen!” 


pendelte der Präsident endgültig wie- 
der nach rechts: Sein einstiger Wahl- 
kampf-Manager und Anwaltspartner, 
der stockkonservative Justizminister 
‘John Mitchell, präsentierte, was Nixon 
seit langem versprochen hatte: einen 
Katalog von Maßnahmen gegen die 
Kriminalität in Washington. 

Und dieser Katalog enthält derart 
viele und rigorose „law and order“- 
Bestimmungen, daß auch der rassisti- 
sche Präsidentschaftskandidat Wallace 
sie nicht besser hätte ersinnen können. 
Nixon und Mitchell wollen 


> Telephongespräche 
bisher abhören, 

> lebenslängliche Haftstrafen für 
Täter einführen, die bereits drei- 
mal inhaftiert waren, 

D> die Polizei ermächtigen, die Woh- 
nungen Verdächtiger, zwar mit 
Haussuchungsbefehl, aber notfalls 
gewaltsam zu durchsuchen. 


Der Präsident und sein Chefjurist 
wollen sogar einführen, was in der 
Bundesrepublik der SPD-Abgeordne- 
te Hirsch im Vorjahr vergebens ver- 
suchte: eine Vorbeugehaft (bis zu 60 
Tagen) für potentielle Verbrecher. 

Alles deutet darauf hin, so kom- 
mentierte „Newsweek“, „daß der Kurs 
dieser Regierung weit weniger von 
Finch als von Mitchell bestimmt wird“. 

Denn Stratege Mitchell will seinem 
Chef vor allem die Gunst jener Bevöl- 
kerungsschicht erhalten, die den Re- 
publikaner Nixon im letzten November 
zum Minderheitspräsidenten wählte: 
die breite amerikanische Mittelklasse, 
deren Forderung an den Staatschef 


häufiger als 
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nach wie vor „law and order“, Gesetz 
und Ordnung, heißt. 

Robert Finch hingegen und seine li- 
beralen Mitarbeiter — von Nixons 
konservativen Beratern als „Finch- 
Haufen“ abqualifiziert — wollen in er- 
ster Linie dem „anderen Amerika“ 
mehr Rechte geben, den Armen, den 
Farbigen, den Jugendlichen. 

Eben diese Kreise werden von Nixon 
„weitgehend ignoriert“ („Time“) — und 
so ist der Konflikt zwischen dem Prä- 
sidenten und seinem Freund unaus- 
weichlich. 


Robert Finch mag das noch immer 
nicht glauben. Die Regierung, so ver- 
sicherte er — wie stets loyal gegenüber 
Nixon —, bewege sich keineswegs auf 
Rechtskurs: „Sie bewegt sich vielmehr 
in einer konstruktiven Richtung.“ 


WAHLEN 
ENGLAND 


Glatte Schiebung 


m Mutterland der parlamentari- 
schen Demokratie erschüttert das 
Parlament die Demokratie. 


Das Parlament von Westminster 
hatte mit Labour-Mehrheit eine Vor- 
lage verabschiedet, nach der einzelne 
englische Wahlkreise neu gegliedert 
werden sollen — zum Profit der La- 
bour-Partei. „Eine glatte Schiebung“, 
entrüstete sich der „Economist“. 


Weil Englands Unterhaus aus- 
schließlich nach dem relativen Mehr- 
heitsprinzip gewählt wird, müssen die 
Wahlkreise entsprechend der Bevöl- 
kerungsverschiebung laufend neu fest- 
gelegt werden. Nur wenn jede Stimme 
annähernd das gleiche Gewicht hat, 
ist das demokratische Gleichheitsprin- 
zip gewährleistet. 

Das aber war nicht immer der Fall. 
Vor einer ersten großen Reform, 1832, 
hatten noch Großgrundbesitzer in so- 
genannten Nominierungs-Wahlkrei- 
sen das Recht, den Unterhauskandi- 
daten aufzustellen. In einem dieser 
Wahlkreise, Old Sarum, wohnte nie- 
mand mehr. Ein anderer Wahlkreis, 
Dunwich, war längst vom Meer über- 
spült. 

Erst 1944 einigten sich die Parteien 
auf die Einrichtung von vier neutralen 
„Grenzkommissionen“, die alle zehn 
bis fünfzehn Jahre Empfehlungen zur 
Abänderung der Wahlkreisgrenzen 
vorlegen müssen. Der Innenminister 
hat die Pflicht, diese Vorschläge „so 
bald wie möglich“ dem Parlament zu 
unterbreiten. 

In diesem Jahr legte die Kommission 
termingemäß ihren neuesten Bericht 
(Kosten: 765000 Mark) vor. Danach 
entsenden beispielsweise in dem sich 
rapid entvölkernden Birminghamer 
Wahlkreis Ladywood 20730 Wähler 
einen Abgeordneten ins Unterhaus, 
während es in Wokingham unweit 
Londons 95 811, in Billericay bei Lon- 
don sogar 109 319 Wähler sind. 


Insgesamt sollen nach diesem Be- 
richt allein in England — in Wales, 


Nordirland und Schottland arbeiten 
drei andere Kommissionen — 271 der 
511 Wahlkreise geändert und fünf 
neue Mandate geschaffen werden. 


Der Labour Party mißfielen die 
Kommissions-Vorschläge, weil sie den 
Konservativen bei den nächsten Wah- 
len vermutlich zehn bis zwanzig Sitze 
mehr eingebracht hätten als bei der 
bisherigen Wahlgeographie, 

Sogar der Sitz von Huyton bei Li- 
verpool wäre für Labour in Gefahr 
geraten: Von dessen (bisher) 92 845 
Wahlberechtigten sollten 30 987, vor- 
wiegend aus Arbeiterfamilien, einem 
anderen Wahlkreis zugeschlagen wer- 
den. Huytons Abgeordneter aber ist 
Englands Premier Harold Wilson. 

Labour-Innenminister James Cal- 
laghan ersann eine fadenscheinige 
Ausrede. Die Regierung bereitet ein 
Gesetz vor, nach dem die kommunalen 
Grenzen außerhalb Londons neu fest- 
gelegt werden. Deshalb solle, argu- 
mentierte Callaghan, das Parlament 
die Empfehlungen der Grenzkommis- 
sion nur für London und einzelne aus- 
gewählte Wahlkreise akzeptieren. 

Labour-Kritiker errechneten, daß 
die Arbeiterpartei damit fünf bis fünf- 
zehn Sitze gewinnen würde. „Fünf 
Mann, eine Stimme in Wokingham“, 
spottete Oppositionsführer Edward 
Heath, „oder ein Mann, fünf Stimmen 
in Ladywood.“ 

Callaghans Verstoß gegen Englands 
ungeschriebene Verfassung Kann nur 
noch von jener Institution verhindert 
werden, die in der Vergangenheit ein 
Hort der Reaktion war: vom Oberhaus. 

Die Peers, die im 19. Jahrhundert un- 
ter anderem die Ausdehnung des 
Wahlrechts auf die Landarbeiterschaft 
um Jahre, die Zulassung von Juden 
ins Unterhaus um Jahrzehnte verzö- 
gert hatten, wollen nun Callaghans 


Innenminister Callaghan 
„Volk gegen Peers“ 


Wahlkreis-Gesetz vermutlich so ab- 
ändern, daß es den Empfehlungen 
der Kommission wieder entspricht. Die 
Labour-Oberen denken unter anderem 
deshalb bereits daran, die Lords per 
Gesetz zu entmachten — zumindest 
aber mit der zugkräftigen Parole „Das 
Volk gegen die Peers“ in die nächsten 
Wahlen zu ziehen. 

Nach der eher dekorativen als 
mächtigen Krone würde damit die 
zweite Kontroll-Instanz der britischen 
Demokratie verschwinden. Das Un- 
terhaus könnte Gesetze von verfas- 
sungsrechtlicher Bedeutung mit ein- 
facher Mehrheit beschließen — ein Ver- 
fassungsgericht gibt es in England 
nicht. 

„In unseren Tagen“, klagte der kon- 
servative Schatteninnenminister und 
Starjurist Quintin Hogg, „hat die All- 
macht des Parlaments begonnen, den 
Rechtsstaat zu bedrohen.“ 


VIETNAM 


KRISE 


Ungemein fair 


uf dem Schwarzen Markt rund um 

. Saigons Flanierstraße Tu Do wer- 
den für einen US-Dollar 205 und mehr 
Piaster geboten — doppelt soviel wie 
zum offiziellen Kurs. Vermögende Viet- 
namesen horten nicht mehr Geld, son- 
dern Gold. Landlords bieten ihre 
Grundstücke und Häuser nicht mehr 
zur Pacht an, nur noch zum Verkauf. 

Wer in Südvietnam überhaupt noch 
Geld investiert, tut es nur kurzfristig 
— allerhöchstens für drei Jahre. Eine 
Gruppe von Saigoner Geschäftsleuten 
verzichtete auf den Bau einer Textil- 
fabrik, weil sich das Startkapital erst 
nach zehn Jahren amortisiert hätte — 
und so lange mag niemand in Saigon 
mehr vorausplanen, seit am 7. Juli die 
ersten amerikanischen Soldaten das 
Land verlassen haben, seit klargewor- 
den ist, daß die Amerikaner den 
Dschungelkrieg um jeden Preis been- 
den wollen. 

Zum wertvollsten Gut ist mittler- 
weile ein Stückchen Papier geworden 
— die nur in Ausnahmefällen erteilte 
Ausreisegenehmigung. Schon kostet 
das Dokument auf dem Schwarzen 
Markt bis zu 7000 Dollar, schon ver- 
lassen monatlich weit über 2000 Viet- 
namesen ihre Heimat. 

Allein die Ankündigung der USA, 
zunächst einmal 25000 ihrer knapp 
540 00 Soldaten aus Vietnam abzu- 
ziehen, genügte, um viele Kriegsge- 
winnler in Aufbruchstimmung zu ver- 
setzen — obwohl es an den Fronten 
verhältnismäßig ruhig ist! In der vor- 
letzten Woche erlitten die US-Truppen 
mit 148 Gefallenen die niedrigsten Ver- 
luste seit Januar. 

Die Saigoner Generals-Regierung, 
der mit jedem abziehenden GI eine 
Stütze entzogen wird, gibt sich äußer- 
lich noch optimistisch und siegessicher. 
‘ Als die ersten 814 Amerikaner — nach 
militärischem Haarschnitt, Trimmen 
der Bärte und Koteletten sowie Leibes- 
visitation auf Marihuana — in die Hei- 
mat zurückflogen, wurden sie am Sai- 
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goner Flughafen Tan Son Nhut von 
zierlichen Vietnamesinnen mit dem 
wehmütigen Slogan „Lebt wohl, ihr 
zuverlässigen alten Jungs“ und von 
einem strahlenden Präsidenten Thieu 
mit Handschlag verabschiedet. 

Zur Erinnerung an einen Krieg, den 
sie ohnehin nie vergessen werden, 
schenkte ihnen der Vietnamese Feuer- 
zeuge mit seinem Namenszug und dem 
Präsidenten-Emblem. Makaber scherz- 
te er: „Kommen Sie mal wieder nach 
Vietnam — als Touristen.“ Und dann 
meinte er, der Abzug der GlIs doku- 
mentiere Amerikas Vertrauen in die 
Kampfkraft der südvietnamesischen 
Streitkräfte. „Das ist sowohl Ihr Er- 
folg wie unser Erfolg.“ 

Doch es waren nur tönende Worte. 
Thieu, Präsident einer „Minderheit“ 
(so Amerikas einstiger Pariser Chef- 
Unterhändler Averell Harriman), ver- 
sucht in einem verwegenen Hürden- 
lauf, die kriegsmüden Amerikaner und 


Abziehende Gl, Vietnam-Präsident Thieu 
„Kommt mal wieder!” 


die militanten Antikommunisten in 
Saigon zu befriedigen — zugleich aber 
das Gespräch mit den Kommunisten 
nicht vollends unmöglich zu machen. 

Er laviert etwa nach der Devise, die 
sein Vize Ky einst vor westlichen 
Journalisten ausgab: „Wann immer ein 
Vietnamese Ihnen etwas sagt, glauben 
Sie ihm nicht: Er lügt — wie ich im 
übrigen jetzt auch.“ 

So tat Thieu Mitte Juni, was US- 
Präsident Nixon ihm kurz zuvor beim 
Zweier-Gipfel auf den Midway-Inseln 
nahegelegt hatte: Er gab den Kommu- 
nisten zu verstehen, daß er bereit sei, 
über allgemeine Wahlen mit kommu- 
nistischer Beteiligung zu verhandeln. 
Das gefiel den Amerikanern. 

Für den Hausgebrauch in. Vietnam 
jedoch ließ Thieu zwei Wochen später 
sein eigenes Außenministerium erklä- 
ren, so sei es gar nicht gemeint gewe- 
sen: Die Kommunisten würden in Süd- 
vietnam auch künftig von jeder Wahl- 
beteiligung ausgeschlossen bleiben. 
Das gefiel den rechten Vietnamesen. 

Ihnen gefiel auch, daß der Staats- 
chef die Intellektuellen verspottete, die 


sich Gedanken über eine mögliche 
Koalitionsregierung mit den Kommu- 
nisten gemacht hatten. „Ihr seid viel 
bessere Patrioten als diese Intellek- 
tuellen, die vier Whiskys am Tag 
trinken“, erzählte Thieu vor Dorfbe- 
amten, „Sie haben zwar eine bessere 
Schulbildung, aber sie sind Sklaven 
des Kommunismus.“ 


Der Presse drohte er: „All jene, die 
das Gerücht von einer Koalitionsregie- 
rung verbreiten, werden... streng be- 
straft, weil sie mit dem Feind konspi- 
rieren und die Moral der Armee und 
des Volkes untergraben.“ Wenig später 
verbot er zum 32. Male innerhalb eines 
Jahres eine Zeitung, Vietnams führen- 
des englischsprachiges Blatt „The Sai- 
gon Daily News“. 

Dann versuchte Thieu — laut „News- 
week“ ein „bemerkenswert talentier- 
ter politischer Intrigant“ —, sich einer 
anderen potentiellen Gefahr zu ent- 
ledigen: seines Premiers Huong. 

Der Zivilist Tran Van Huong, 66, 
wäre für die Kommunisten trotz ihrer 
gegenteiligen Beteuerungen vielleicht 
der einzige akzeptable Gesprächspart- 
ner aus den Reihen des Saigoner Re- 
gimes — und damit automatisch ein 
gefährlicher Rivale Thieus. 

Der Präsident schickte seinen Pre- 
mier mit unpopulären Steuererlassen 
vor das Parlament und erhielt, worauf 
er gewartet hatte: Zahlreiche Abgeord- 
nete forderten Thieu schriftlich auf, 
von seinen „verfassungsmäßigen Rech- 
ten Gebrauch zu machen und das Ka- 
binett einschließlich des Premiers Tran 
Van Huong zu entlassen“. 

Thieu zitierte den Premier zu sich 
und legte ihm den Rücktritt nahe — 
vergebens. Huong weigerte sich, den 
Dienst zu quittieren, solange ihm nicht 
die Nationalversammlung mit der er- 
forderlichen Zweidrittelmehrheit das 
Vertrauen entzogen habe. 

Es war Thieus erste innenpolitische 
Schlappe im Saigoner Macht- und In- 
trigenspiel — und die zweite folgte 
wenig später. 

Am vorletzten Freitag schug Thieu 
allgemeine Wahlen in Südvietnam vor, 
„an denen sich alle politischen Par- 
teien und Gruppen, einschließlich der 
‚NLF‘... beteiligen können“. 

Richard Nixon zollte sofort höchstes 
Lob: „Ungemein fair.“ Thieus Lands- 
leute aber sprachen von „Ausverkauf“ 
und warfen dem Präsidenten vor, er 
habe sich von Washington unter Druck 
setzen lassen. 

So ließ Thieu schon einen Tag später 
seine eigene Rede dementieren: Die 
NLF solle sich zwar an den Wahlen 
beteiligen können, nicht aber die Kom- 
munisten in der NLF. Denn Kommuni- 
sten sind in Südvietnam per Verfas- 
sung von Wahlen ausgeschlossen. 

Den rechten Vietnamesen war nicht 
einmal dieses Dementi genug: Mit 18 
zu 12 Stimmen tadelte Saigons Senat 
letzten Donnerstag, der Präsident habe 
seine Kompetenzen überschritten. 

Thieus Schwäche nutzt nun ein 
Mann, der im Saigoner Machtkarussell 
schon einmal ganz oben war, dann 
aber vom Präsidenten ausmanövriert 
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wurde: der Vizepräsident und Flieger- 
general Nguyen Cao Ky. 

Er war gegen Thieus Wahl-Angebote 
an die Befreiungsfront — und es paßte 
in seine Strategie, daß die Kommuni- 
sten die Offerte als „Schwindel“ ab- 
lehnten. 

„Die Ablehnung dieser Vorschläge“, 
entrüstete sich Ky vor der „Nationa- 
len Kriegsschule“ in Saigon, „macht es 
sinnlos für uns, noch länger an den 
Pariser Friedensgesprächen teilzuneh- 
men.“ Thieus Angebot sei ohnehin 
schon ein „folgenschwerer Rückschritt 
in unserer nationalen Politik des Anti- 
kommunismus“ gewesen. 

Aus dem Mekong-Delta und aus 
Quang Tri wurden währenddessen 
weitere US-Soldaten in die Heimat zu- 
rückgeflogen; aus Washington kam der 
Chef der Vereinigten Stabschefs, Earle 
Wheeler, nach Saigon. 

Vier Tage lang konferierte er mit 
Thieu, mit Amerikas oberstem Viet- 
nam-Soldaten, General Abrams, und 
Amerikas oberstem Pazifik-Soldaten, 
Admiral McCain. Wheelers Rat an 
Abrams: Die US-Soldaten sollten den 
Krieg fortan möglichst defensiv füh- 
ren, um die Verluste zu verringern. 

Am Dienstag, unmittelbar bevor 
Nixon zuseinen Mondfahrern und dann 
weiter um die Welt reist, soll Wheeler 
den Präsidenten über die Möglichkeit 
weiterer Truppenabzüge unterrichten. 

Und wieder wird er ihm das schön- 
gefärbte Bild zeichnen müssen, das 
Amerikas Präsidenten 'stets von ihren 
Vietnam-Generälen erhielten. Denn 
Amerika, das den Krieg der Vietname- 
sen vor vier Jahren zu seinem eigenen 
Krieg gemacht hat, kann seine Trup- 
pen nur dann abziehen, wenn es an 
die Fata Morgana glaubt, daß Südviet- 
nams Streitkräfte eines Tages die Auf- 
gaben der GIs übernehmen könnten. 

Die Soldaten im Feld, Amerikaner 
wie Südvietnamesen, wissen jedoch, 
daß dieser Tag nie kommen wird. 

Schon warnte ein hoher amerikani- 
scher General in Vietnam: „Wenn wir 
offiziell bekanntgeben, daß wir zu 
einem bestimmten Termin abziehen... 
würde das die Moral der Truppe und 
ihrer Führung brechen, und das De- 
sertionsproblem würde noch größer. 
Ich fürchte, das würden sie nicht über- 
stehen.“ j 

Allein 1968 desertierten 143 000 der 
jetzt 900 000 südvietnamesischen Sol- 
daten. Nur ein Bruchteil der Verblei- 
benden wird von den Gls als vollwer- 
tiger Ersatz angesehen; große Teile des 
Offizierkorps sind völlig korrumpiert. 
Hinzu kommt: Die Amerikaner haben 
den Südvietnamesen die notwendigen 
technischen Kenntnisse nur bruch- 
stückhaft mitgeteilt — jetzt aber 
dauert es 18 Monate, um einen Hub- 
schrauberpiloten auszubilden. 

Die Galgenfrist der Saigoner Regie- 
rung läuft ab mit jedem US-Soldaten, 
der das Land verläßt — und die Viet- 
namesen richten sich darauf ein. Ein 
Reisbauer in My Tho meinte, künf- 
tig werde es leichter für ihn sein. Er 
werde weiterhin seine Abgaben an den 
Vietcong entrichten, aber nun brauche 
er sich nicht mehr vor den Amerika- 
nern zu fürchten. 
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MITTELAMERIKA 


FUSSBALLKRIEG 
Feld der Ehre 


urch die nächtlichen Straßen von 

Tegucigalpa lärmten Trommeln 
und Trompeten. In der Hauptstadt des 
mittelamerikanischen Bananenstaats 
Honduras zogen Fußballfans lärmend 
vor das Hotel, in dem die Gegner 
wohnten: die Nationalelf des benach- 
barten Kaffeestaates El Salvador. 


Zwei Nächte währte der Krawalı. 
Dann trat die müde Mannschaft vonEl 
Salvador am 8. Juni zum Qualifika- 
tionsspiel für die Weltmeisterschaft 
gegen Honduras an und verlor 0:1. 


Der Abpfiff des bösen Spiels war das 
Signal zu einem Konflikt, der den Rat 
der „Organisation Amerikanischer 
Staaten“ (OAS) zu Dauersitzungen 
zwang und die Großen der Welt zu 
Mäßigungsappellen veranlaßte — so 
Uno-Generalsekretär U Thant und 
Papst Paul VI. 


Denn seit Montag letzter Woche 
fallen wegen der Bälle Bomben. Zwi- 
schen El Salvador und Honduras wur- 
de wegen Fußball Krieg geführt. 


Nach dem Rückspiel in El Salvador 
(Ergebnis: 3:0 für die Gastgeber; zwei 
Tote unter den Schlachtenbummlern) 
trieben die geschlagenen Honduraner 
die in ihrem Land ansässigen Bürger 
EI Salvadors zu Tausenden über die 
Grenze. Die Regierung von El Salvador 


Sänchez 


Verfeindete Präsidenten 
Krieg nach dem Abpfiff 


MEXIKO 


Sun >>. 


EL SALVADOR 


DURAS 
(brit. Kolonie) 5 


Iner SPIEGEL 


Kilometer 


zieh den Nachbarstaat des „Völker- 
mords“: In Honduras lebende Salva- 
dorianer hätten Folterungen und Ka- 
stration erdulden müssen. „Diese un- 
erhörten Geschehnisse“, befand El Sal- 
vadors Unesco-Beauftragter Gallardo, 
„gleichen denen in Vietnam und Bia- 
fra.“ 

Nach dem Endspiel auf neutralem 
mexikanischem Boden am 26. Juni (3:2 
für El Salvador) brachen beide Regie- 
rungen die Beziehungen zueinander ab. 
Vorigen Montag flogen salvadoriani- 
sche F-51 „Mustang“-Bomber einen 
Angriff auf die Städte des Fußball- 


Feindes Honduras (zwölf Tote, 35 
Verwundete). Tags darauf bombar- 
dierte Honduras mit Corsair- 


Maschinen aus dem Zweiten Weltkrieg 
den Flugplatz der gegnerischen Haupt- 
stadt San Salvador sowie Erdöltanks 
und -raffinerien — darunter eine von 
Esso und Shell betriebene Anlage in 
Acajutla. Die salvadorianische dritte 
Infanterie-Brigade setzte sich nach 
Nordosten in Marsch, 


In das nur dünn besiedelte Honduras 
waren seit Jahren friedliche Bürger 
des übervölkerten El Salvador ausge- 
wandert — auf der Suche nach Land. 
Honduras (2,5 Millionen Einwohner) 
hat fünfmal soviel Bodenfläche wie El 
Salvador (31. Millionen Einwohner), 
der mit 21393 Quadratkilometern 
kleinste Staat Zentralamerikas. 


Rund 300 000 Salvadorianer leben in 
der Nachbarrepublik. Oft haben sie 
brachliegenden Boden in Besitz ge- 
nommen, der den Herren riesiger La- 
tifundien gehört. Seit Honduras jedoch 
eine Landreform vorbereitet, sehen die 
Honduraner in den Eindringlingen 
Landräuber. 


Erst der Fußball-Nationalismus stei- 
gerte den Streit zum Schießkrieg. Bei 
Kämpfen um die Grenzstadt Nueva 
Ocotepeqaue, die von Salvador-Truppan 
erobert wurde, haben die hondurani- 
schen Streitkräfte angeblich 400 Mann 
verloren. Fünf Klosterschülerinnen 
blieben in der Stadt Choluteca auf dem 
Feld der Fußball-Ehre. Über tausend 
Honduraner flohen vor den Truppen 
der Salvadorianer in das benachbarte 
Nicaragua. 


Unterdessen suchte die Schlichtungs- 
kommission der OAS die streitenden 
Parteien zum Waffenstillstand zu be- 
wegen — doch weder ElI-Salvador- 
Präsident Sänchez Hernändez noch 
Honduras-Staatschef Löpez Arellano 


waren Ende der Woche bereit, das 
Feuer einzustellen. Allmählich jedoch 
gehen den Kriegern die Geräte aus: 
Beide Seiten brüsteten sich letzte Wo- 
che, die gegnerische Luftwaffe so gut 
wie vernichtet zu haben. Nur zu Lande 
schossen sie noch weiter. 


Moralische Mitschuld an den Quere- 


len entdeckte US-Senator Fulbright, ' 


Vorsitzender des Außenpolitischen Se- 
natsausschusses: Militärhilfe der USA 
(1968: 800000 Dollar an Honduras, 
500 000 Dollar an El Salvador) habe 
den Krieg erst möglich gemacht. 


„Sie hätten vielleicht mit Fäusten 
und Füßen gekämpft“, überlegte Ful- 
bright, „wenn wir sie nicht mit Waf- 
fen versorgt hätten.“ 


TSCHECHOSLOWAKEI 


WÄHRUNGSREFORM 


Orange statt rot 


j° den Garnisonstädten der Tsche- 
choslowakei-Besatzer kaufen kon- 
sumhungrige Sowjets die Läden aus — 
und bezahlen mit Bündeln neuer Kro- 
nen-Noten. Weil mit den Okkupanten 
ohnehin alles Übel ins Land kam, 
vermuten die Tschechoslowaken sogar, 
die Barschaft der Sowjetsoldaten seien 
Blüten — denn in letzter Zeit laufen in 
der CSSR seltsame Banknoten um: 


Hundert-Kronen-Scheine, die höch- 
ste Note der CSSR-Währung (offizi- 
eller Touristenkurs rund 25 Mark). 
sind aufgetaucht, die sich von den ge- 
wohnten Scheinen deutlich unterschei- 
den. Das angebliche Falsifikat ist ge- 
genüber dem Original 


D> um etwa zwei Millimeter länger 
und ungenau beschnitten, 

> das Bild auf der Vorderseite ist um 
etwa drei Millimeter länger, 


> das (sonst rote) Atom-Modell im 
Banknotenbild ist  orangefarben 
und steht erkennbar höher, 


> die rote Seriennummer steht wei- 
ter rechts als bisher und auch in 
kleinerem Abstand von der roten 
Plattennummer. 


Die Prager Führung kennt die Son- 
derdrucke: Ein Regierungssprecher 
erklärte vor Journalisten, es handele 
sich nicht um Fälschungen, sondern 
um eine legitime Ausgabe, die durch 
Anwendung eines neuen Verfahrens 
Abweichungen aufweise. Nach Prager 
Gerüchten soll durch den inflationä- 
ren Druck zusätzlichen Besatzergeldes 
nach der Intervention die Wirtschafts- 
krise in der CSSR gefördert werden — 
um die damalige Dublek-Führung zu 
desavouieren. 

Aber auch ohne Besatzer-Sold stei- 
gert sich in der Tschechoslowakei die 
Inflation (SPIEGEL 27/1969). Die Ur- 
sache laut Preßburger Parteiorgan 
„Pravda“: In mehreren Industrie- 
zweigen blieb die Produktion unter 
dem Stand des vorigen Jahres — in 
dem die Löhne um das Doppelte der 
geplanten Erhöhung stiegen. 


Zur Überwindung des Mißverhält- 
nisses zwischen Geldumlauf und 
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Güterproduktion diskutiert die Par- 
teiführung zur Zeit, wie Geld abge- 
schöpft werden kann — der Kauf- 
kraftüberhang läßt sich mit neuen 
Steuern und Festpreisen kaum noch 
beschneiden, das Warenangebot nicht 
mehr durch Importe vermehren. 


Verhandlungen mit der UdSSR über 
einen rettenden Mammut-Kredit sind 
ins Stocken geraten, weil die Russen 
keine harten Devisen herausrücken 
wollen — die aber gerade braucht die 
Tschechoslowakei. Denn nur mit 
West-Geld sind rasch moderne Indu- 
strieausrüstungen für die rückständi- 
gen CSSR-Betriebe zu beschaffen. 


Insgesamt etwa 2 mm länger 


L 
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In einem der am modernsten 
gestatteten Produktionszweige, 
Auto-Industrie, 
Maschine aus der Zeit der österrei- 
chisch-ungarischen Monarchie, jede 
neunte aus der ersten Republik vor 
1938; jede vierte wurde während der 
deutschen Besatzung im letzten Krieg 
aufgestellt, berichtete jetzt die Prager 
Zeitung „Lidovä demokracie“, Der 
Devisenmangel zwinge zu einer rigo- 
rosen Einschränkurg der Importe. 
Beispielsweise mußte anstelle der ge- 
planten Einfuhr von einigen Hundert 
Verkehrsampeln für die Stadt Prag 
die Bestellung auf zwei Ampeln ge- 
kürzt werden. 


aus- 
der 
stammt jede zwölfte 


Nur mit einer frei konvertierbaren 
Währung ließe sich — so „Lidovä de- 
mokracie“ — die internationale Wett- 
bewerbsfähigkeit der CSSR-Industrie 
erreichen. Doch. der Schwarzmarkt- 
Kurs der Krone ist dreimal so hoch wie 
der offizielle Touristen-Kurs. 


Als Radikalkur droht eine Wäh- 
rungsreform. Drei Möglichkeiten sol- 
len von der Prager Parteiführung er- 
wogen werden: 


[> Alles Bargeld verliert seine Gültig- 
keit; neue Noten werden nur im 
Gegenwert der bei Banken und 
Sparkassen regulär geführten Kon- 
ten ausgegeben. 

[> Auch die Bankguthaben werden ge- 
sperrt; monatlich kann nur eine 
Kopfquote abgehoben werden. 


[> Bargeld und Bankguthaben werden 
in neues Geld umgetauscht; ange- 
messener Währunssschnitt: Um- 


tausch im Verhältnis drei zu eins. 


Zeichnung des Aom-Model steh höher Y $ 


Noch vor der nächsten Plenarsitzung 
des Zentralkomitees über Wirtschafts- 
fragen im September soll die Ent- 
scheidung fallen — nach dem 21. 
August, dem Jahrestag der Sowjet- 
Invasion, zu dem die Führung Unru- 
hen befürchtet. Hohe Funktionäre 
rechnen bei einer Währungsreform mit 
Generalstreik oder sogar einem Auf- 
stand der Arbeiterschaft. Dennoch 
meinen sie, daß Parteichef Husäk die- 
ses Risiko eingeht — wegen der noch 
größeren Gefahr einer wirtschaftli- 
chen Katastrophe. 


Ein Scheitern Husäks aber würde 
wahrscheinlich Nachfolgern den Weg 
zur Macht öffnen, die ein unverhülltes 
Polizeiregime errichten wollen — ge- 
stützt auf die Besatzungstruppen. 

Für eine mögliche Währungsreform, 
so berichtete ein Augenzeuge dem 
SPIEGEL, liegen in Moskau fabrizier- 
te Druckplatten bereit — zur Herstel- 
lung fehlerfreier Noten. 
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„VERACHTUNG IM HERZEN“ 


Untergrundblätter in der Tschechoslowakei 


INegale Flugzettel „rechtsopportunistischer und anti-sozialistischer Elemente“ 


über- 


schwemmen die tschechoslowakischen Fabriken — das meldete die Prager Partei- 
zeitung „Rude prävo“ am vorletzten Freitag. Die Bevölkerung werde „aufgewiegelt” 


und „desorientiert”. 


Seit der völligen Gleichschaltung der ESSR-Presse durch die 


Parteiführung informiert sich die Bevölkerung, vor allem die Arbeiterschaft, aus 
Untergrundblättern: Maschinengeschriebene und hektographierte Abschriften wich- 
tiger Reden und Briefe von Reform-Kommunisten werden von Hand zu Hand weiter- 
gereicht und an Hauswänden angeschlagen; mitunter erscheinen sie auch in den 
Betriebszeitungen der Fabriken. Am letzten Mittwoch erklärte das tschechische Innen- 
ministerium, „daß die Vervielfältigung und Verbreitung illegaler und gegen den 
Staat gerichteter Schriften strafbar ist und nach den Gesetzen geahndet wird“. 


Der SPIEGEL veröffentlicht eine Auswahl 


Zum Jahrestag der sowjetischen In- 
tervention am 21. August wird die 
Bevölkerung von einer unbekannten 
Gruppe Studenten und Arbeiter durch 
Handzettel zu einer Demonstration des 
passiven Widerstands aufgefordert: 

Teure Mitbürger! 


Es naht der traurige Jahrestag der 
demütigenden Okkupation unserer 
teuren Heimat durch Soldaten soge- 
nannter Freunde. Die Quislinge, an 
ihrer Spitze Husäk, Indra, Biläk, Kol- 
der und ähnliche Verräter, versuchen 
das tschechische und das slowakische 
Volk zu verdummen und die am 21. 
August erfolgte Besetzung als not- 
wendiges und berechtigtes Eingreifen 
„unserer Freunde“ zu legalisieren. 


Unsere Völker werden nie die Opfer 
unserer teuren Söhne Jan Palach und 
Jan Jajic vergessen. Ihre Selbstauf- 
opferung darf nicht umsonst sein. 


Teure Freunde, Husäk und seine 
Leute bemächtigten sich der Staats- 
führung, um das bei uns erreichen zu 
können, was am 21. August den Ok- 
kupanten mißlang. 14 Millionen unse- 
rer Bürger wandten sich von ihnen ab, 


aus den heimlich verteilten Blättern. 


abgrundtiefe Verachtung im Herzen. 
Die Weltgeschichte hat bewiesen, daß 
Verrat nicht ohne Vergeltung bleibt. 
Am Jahrestag der Okkupation, am 
21. August 1969, müssen wir die Welt 
an die Schandtat erinnern, die von der 
Sowjet-Union an uns begangen wurde. 
Es ist nicht möglich, mit der Waffe in 
der Hand zu kämpfen. Kämpfen wir 
mit Haß und unermeßlicher Verach- 
tung gegen die moskowitischen 
Machthaber und Husäks Handlungen. 


Wir rufen nicht zum Generalstreik 
auf. Die Verräterclique würde das zum 
weiteren Einschreiten und einem wei- 
teren Einengen unserer Freiheit aus- 
nützen. Man kann die Welt auch an- 
ders darauf aufmerksam machen, daß 
wir weiter für einen menschlichen So- 
zialismus kämpfen. 


Wir haben uns auf einige Regeln 
geeinigt, deren Einhaltung der Welt 
genügend beweisen kann, daß wir we- 


* Im Hintergrund handgemalte Porträts 
von ÜSSR-Politikern (v. r. n. 1.): Staatsprä- 
sident Svoboda, Parteichef Husäk, CSSR- 
Premier Cernik, Slowakei-Parteichef Sädov- 
sky, Bundesversammlungs-Präsident Colot- 
ka, slowakischer Parlamentschef Kloko?. 


Musikzug sowjetischer Besatzer in der Slowakei*: „Verrat bleibt 
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BEFERÄT ACURDINACHIRU ViBcHu GEsKfcHh TVeRdsfcn 


schväleny dns 21.5.1969 na 76. 
ktery byl rozäffen 0 zAstupce "" 
svszü a Seskdho udboroveho avazu umeni a 


VäZend soudruiky a acudruzi, vadeni prätele 


Jednota kulturni fronty, umdlcö, publieistd a vdel se 
organicky vytvärela v dobsch Novutnehe ery, Kdy mocsnek& ırgen, 
a politicky mechur: mus pfedatsyuvaiy stäale nabezpadf pro svor 
Dodu badänf, tioku s bäunicke tyorby. Poznänf, Ze svobu.a i 
nesvoboda jsou nedslitelne, muselo bit dopineno pozna „be 
»brana zäkladnfch kulturnfch hodnot je o to SLinn2jäL, o3 pev- 
n&j31 je vzäuund solideriia vö3ech neäich twirdich srärd. Taiı 
dnes, kdy protikuiturni opei®s ice dolehajf na v&dsckou, 
umöleckou a novinäfskou obsc & xdy isou ohroäena i zakladnf 
oblanskä a lidskä prava, se scheziue, abychom jmenem naäich 
svazü Fekli k poslednim udälosten sve& slovo. 


Nechceme ruzeuzovat £iny politikü, nahodläme pfedklädat 
2ddnou politickou platformu, Neuüieme väsk brat spoluzodpoväd- 
nost za opättent, ke kterym v nedavne dob& doSlo. Nase mi&enı 
by pfedstavovalo tichy souhlas. 


Je veden generälni ütok proti hromadnym sd&älovacin 
prostfedküm. Znovu funguje cenzura. Eyly zastaveny lascpisy 
takoveho vyznamu jako Listy a Reporter, pozsataveny dalff'a 
nad inymı vısi hrozba. Uniformoväny do oficiälni podoby byly 
rozhlus i teievize, navic se mno2i kädrove postihy. Do dela 
nökteryeh Lasonist ı organl pfichäzeji lidd spjatf s retinem 
Novotnehc, na Jvez novındfl je vyvijen erlbıren politicky 

atky publicıstü cobrevoln& rozvazalı »1 
proto2 e daldi setrvänt v wechts re 
weine se guy svölcnin, 

»& eapn> pracounikt a tisku. 


u& nemüle e uyndare & 
ztedroklädat, äe nätla 
h zisxat monopo:nt pestsveni, ge jr 
nejen ve {vezu novinafi. 


se Gcba zonologü, doba, xdy je Zädouct gen chväla 
scuhlas 8 opetfenizi uocenskjch orgänü. !novu se 
vSak petvrzuje graveivost alov Karla rxe: 
”B iracı zplsobuje cenzurovany kiss Nefest nejvyd- | 
Kkrytectvi - ja od n&ho nenddälitelne 
nbäh si teprve Sestdho dne pochvälil sve stvofi- 
"valu,je cenzurovany tisk vytvory vwläadnt 

otrote nutn& jeden den odpcoruje druheıu, tisk 
£ sokonce zupirat, Ze je sı vädom toh 
8 musı odhaezcevat väecher stud” .K.karx, Spis,i.str.s 


Prager Untergrund-Flugblatt 


der den Tag der Schande vergessen 
haben, noch eine solche Invasion je- 
mals akzeptieren werden. Pflicht eines 
jeden treuen Bürgers unseres Volkes 
ist es, am 21. August folgende Regeln 
zu beachten: 


[> Keine Verkehrsmittel benützen 
(außer durch Werktätige, die ihren 
Arbeitsplatz nur mit der Bahn er- 
reichen können). Kränkliche und 
alte Menschen sollen an diesem Tag 
das Reisen unterlassen. 


> Keine Kinos oder andere Theater 
besuchen. Damit ist den Schauspie- 
lern die Möglichkeit gegeben, nicht 
auftreten zu müssen. 


A Le 


nicht ohne Vergeltung” 


V 


> Keine Einkäufe tätigen. Die nötigen 
Lebensmittel vorher besorgen. 


[> Die Gräber aller Opfer der schmäh- 
lichen Okkupation nach Möglich- 
keit schmücken. 


D> Keine Zeitungen und Zeitschriften 
kaufen. 


> Kein Restaurant und Cafe besuchen. 
Tanzcafes müssen menschenleer 
sein, um der Kapelle das Spielen 
lustiger Musik zu ersparen. 


V 


> Die Denkmäler aller siegreichen 
. Aufstände unserer Geschichte 
schmücken. 


[> Um 12 Uhr alle Maschinen an sämt- 
lichen Arbeitsplätzen abstellen — 
fünf Minuten lang der Besatzungs- 
opfer des neuen Terrors ehrend 
gedenken, und 


V 


Personenautos und sämtliche Ver- 
kehrsmittel sollen anhalten und die 
Scheinwerfer einschalten. 


[> Nach Möglichkeit alle Bekannten 
und Freunde in der Fremde von 
unserer Aktion benachrichten und 
zur Propaganda für ähnliche Ak- 
tionen in der ganzen Welt aufrufen. 
Die Uno muß aufgefordert werden, 
den 21. August zum „Tag der 
Schande“ zu proklamieren. 


Um dieser Aktion zum Erfolge zu 
verhelfen, ist es notwendig, daß diese 
Regeln allen Leuten bekannt werden. 
Die Zensur vereitelt diese Möglichkeit, 
daher ist es die Pflicht eines jeden von 
uns, diese Regeln wenigstens fünf gu- 
ten Freunden zu übergeben. Sie wer- 
den sich nicht versagen, so wenig sie 
auch in den August-Tagen enttäuscht 
haben. 


Gemeinsam für den Sieg der Stu- 
denten und Arbeiter. 


Dazu Parteichef Husak auf einer 
Rede in Ostrau: „Wenn jemand denkt, 
er könnte bei Gelegenheit des 21. 
August oder aus anderem Anlaß hier 
Provokationen hervorrufen, so soll er 
zur Kenntnis nehmen, daß wir ihn wie 
schmutzigen Abschaum aus dem poli- 
tischen Leben fegen werden.“ Husäk 
wandte sich besonders gegen seinen 
ehemaligen Genossen Dr. Franti5ek 
Kriegel, der unter Dublek Mitglied des 
Parteipräsidiums war. Auf der Prager 
ZK-Sitzung am 30. Mai 1969 sollte 
Altkommunist Kriegel aus dem Zen- 
tralkomitee ausgeschlossen werden. 

Kriegel hielt die folgende, in Ab- 
schriften in der ganzen Tschechoslo- 
wakei verbreitete Rede, die dann den 
Ausschluß Kriegels sogar aus der 
Partei zur Folge hatte: 


Dem ZK wurde ein Antrag vorge- 
legt, einige Genossen aus dem Plenum 
des Zentralkomitees auszuschließen. 
Unter anderen auch mich, mit der Be- 
gründung, daß ich gegen den Vertrag 
über den zeitweiligen Verbleib der 
sowjetischen Truppen auf dem Gebiet 
unserer Republik gestimmt habe. Da- 
mit habe ich ein Vergehen gegen die 
Parteidisziplin begangen... 


Ich möchte das ZK darauf aufmerk- 
sam machen, daß bis jetzt niemand aus 
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den Reihen des Zentralkomitees aus- 
geschlossen wurde, der eine direkte 
Verantwortung oder Mitverantwor- 
tung dafür trägt, daß Unschuldige 
einen abscheulichen Tod durch den 
Henker erlitten haben, daß Tausende 
von Menschen aufgrund konstruierter 
Beschuldigungen für lange Jahre ver- 
urteilt worden sind, mit Foltern und 
Geständnissen, und daß viele im Ge- 
fängnis ihr Leben lassen mußten, ohne 
noch einmal das Licht der Freiheit zu 
sehen. 


Bis jetzt wurde auch kein ZK-Mit- 
glied verurteilt, das für die langjährige 
Wirtschaftskrise verantwortlich ist, 
die uns auf den heutigen Stand ge- 
bracht hat... Wer trägt die Verant- 
wortung für den heutigen unerfreuli- 
chen Stand? 

Es ist kein Geheimnis, daß in diesem 
Saal eine Reihe von Mitgliedern sitzt, 
die über alle die Jahre verantwor- 
tungsvolle, führende Posten innehat- 
ten, und die können nicht der Verant- 
wortung oder wenigstens Mitverant- 
wortung ausweichen für das alles, was 


Ausgeschlossener Kommunist Kriegel 
„Aktivposten der Partei“ 


unsere Öffentlichkeit so hart verur- 
teilt. Mit Interesse habe ich gestern 
den Genossen Krajeir* gehört und 
sein kurzes Gedächtnis bewundert. 

In den Unterlagen des Zentralkomi- 
tees spricht man über den kritischen 
Stand unserer Wirtschaft. Denkt viel- 
leicht der Genosse Krajtir nicht daran, 
daß er jahrelang Minister war, und 
daß er auch stellvertretender Mini- 
sterpräsident war, und daß er seit 
Jahren Mitglied des Zentralkomitees 
ist und also volle Verantwortung für 
die Krise trägt? Es sitzen hier auch 
die Genossen Hendrych, Simunek, Le- 
närt und viele andere ehemalige hohe 
Funktionäre, die jahrelang dieses Land 
geführt haben. Tragen sie vielleicht 
keine Verantwortung für den heuti- 
gen Stand? 

Der Genosse Hendrych war jahre- 
lang der zweite Mann, und durch seine 
Tätigkeit und seinen Einfluß praktisch 


* Jetzt ÖSSR-Botschafter in Ost-Berlin. 


sehr oft auch der erste Mann in diesem 
Staat. Ist er ohne Verantwortung? 


Auf der anderen Seite schlägt man 
harte Sanktionen gegen einen offenen 
Standpunkt zu dem Vertrag über den 
zeitweiligen Verbleib der sowjetischen 
Truppen vor. Es ist bekannt, daß ich es 
abgelehnt habe, das sogenannte Mos- 
kauer Protokoll zu unterschreiben. Ich 
habe es deswegen abgelehnt, weil ich 
ein Dokument sah, das unserer Repu- 
blik allseits die Hände bindet. Ich habe 
es abgelehnt deshalb, weil es in der 
Atmosphäre einer militärischen Ok- 
kupation unserer Republik ohne Kon- 
sultierung der Verfassungsorgane und 
im Widerspruch zu den Gefühlen der 
Bevölkerung dieses Landes geschah. 


Als im nachhinein der Nationalver- 
sammlung diese Vereinbarung (über 
den Verbleib der sowjetischen Trup- 
pen) zur Ratifizierung vorgelegt wur- 
de, habe ich dagegen gestimmt, also 
gegen einen Vertrag, der im Wider- 
spruch zu den Grundsätzen der Charta 
der Uno, zu den Prinzipien des War- 
schauer Pakts steht. Dieser Vertrag 
ließ die rechtmäßigen Voraussetzun- 
gen für einen Vertrag vermissen, 
nämlich die Freiwilligkeit. 

Er wurde in einer Atmosphäre des 
machtpolitischen Drucks unterschrie- 
ben, unter Umständen, die im Wider- 
spruch zu den Grundsätzen des Zu- 
sammenlebens sozialistischer Staaten 
und auch der internationalen Doku- 
mente stehen. Er wurde in der Anwe- 
senheit von hunderttausend fremden 
Soldaten und der mächtigen Waffen 
unterschrieben. Dieser Vertrag wurde 
nicht mit der Feder, sondern mit den 
Läufen der Maschinengewehre unter- 
schrieben. 

Niemand kann leugnen, daß der mi- 
litärische Eingriff in die Tschechoslo- 
wakei die internationale kommunisti- 
sche Bewegung in der ganzen Weltöf- 
fentlichkeit schwer geschädigt hat und 
ein Beweis der Unfähigkeit der sozia- 
listischen Länder ist, ihre Gegensätze 
nach den Prinzipien der Koexistenz zu 
lösen... 

Die Besetzung der Tschechoslowakei 
durch die sowjetischen Truppen hat 
ohne Zweifel die Auflösungs-Tenden- 
zen im Nordatlantikpakt geschwächt 
und den Einfluß der USA gestärkt. 


Es geht doch nicht nur um eine 
tschechoslowakische Angelegenheit — 
das heißt, es geht zwar in erster Linie 
um eine tschechoslowakische Angele- 
genheit, aber gleichzeitig geht es um 
den Grundsatz und um die Problema- 
tik des Rechts eines oder mehrerer 
Länder, Gewalt anzuwenden gegen 
den Schwächeren, und hier eben geht 
die Bedeutung der August-Tage über 
den Rahmen der Tschechoslowakei 
hinaus. 


Zu dem Antrag, mich aus dem Ple- 
num des Zentralkomitees auszuschlie- 
Ben, will ich folgendes sagen: Ich be- 
trachte das als unberechtigt. Die 
durchsichtigen Argumente zielen wei- 
ter als nur auf meine Person. Es ist gut 
bekannt, daß trotz mehrerer Erklä- 
rungen, die Nach-Januar-Politik zu 
verwirklichen, die Entwicklung der 
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letzten Monate und Wochen Befürch- 
tungen und Zweifel aufkommen ließ. 
Eine ganze Reihe von Beschlüssen der 
unteren Organe der Partei — wie 
Umbesetzungen im Apparat, eine harte 
Säuberung in verschiedenen Institu- 
tionen — gehen noch weit hinter den 
Januar 1968 zurück. Es geht um einen 
breit angelegten Restaurationsprozeß 
und die Legalisierung des August 1968. 


Nur die Praxis kann die Öffentlich- 
keit gewinnen und überzeugen — die 
Parteimitglieder und auch die Partei- 
losen. Einstweilen — und ich hoffe, 
daß dies für die führenden Partei- 
funktionäre kein Geheimnis ist — 
wird bei der Bevölkerung die negative 
Beurteilung immer stärker, und zwar 
bei den Parteimitgliedern und auch bei 
den Parteilosen. Das Tempo der Iso- 
lierung der Partei von der Masse — 
der Entwicklung von der moralisch 
und politisch führenden Kraft zu einer 
Institution, die nur eine Machtinstitu- 
tion ist — wird immer schneller. 


Soweit es sich um meine Parteidis- 
ziplin handelt, Genossen und Genos- 
sinnen, die habe ich mehr als 38 Jahre 
durch meine Mitgliedschaft in der 
Partei und mehr als 40 Jahre durch 
meine Tätigkeit in der kommunisti- 
schen Bewegung unter sehr schwieri- 
gen historischen Bedingungen und 
persönlichen Umständen bewiesen... 


Meinen Standpunkt habe 
gründet, damit es keine Gründe für 
weitere Irrtümer gibt, für die in die- 
sem Saal schon mehrmals die Hände 
gehoben wurden. Die Geschichte der 
ganzen letzten zwei Jahrzehnte ist in 
dieser Hinsicht reich an warnenden 
und tragischen Erfahrungen. 


Nach der Intervention im vorigen 
Jahr bildeten die tschechischen Be- 
rufsverbände der Intellektuellen und 
des Gewerkschaftsverbandes für 
Kunst und Kultur ein Koordinations- 
Komitee aus gewählten Vertretern der 
Schriftsteller, bildenden Künstler, 
Schauspieler, Filmkünstler, Musiker, 
Komponisten, Journalisten, der tech- 
nischen und der Geistes-Wissenschaft- 
ler. Auf einer Sitzung des Komitees am 
21. Mai wurde das folgende Referat 
gehalten und anschließend als offiziel- 
le Stellungnahme beschlossen: 


Die Einheit der kulturellen Front 
der Künstler, Publizisten und Wissen- 
schaftler entstand während der Ära 
Novotny, da die Machtorgane und der 
politische Mechanismus eine ständige 
Gefahr für die Freiheit der Forschung, 
der Presse und des literarischen 
Schaffens darstellten. 


Auch heute, da harte antikulturelle 
Maßnahmen für die wissenschaftliche, 
künstlerische und journalistische Ge- 
meinschaft bevorstehen und sogar die 
bürgerlichen und menschlichen 
Grundrechte gefährdet sind, kommen 
wir zusammen, um unser Wort zu den 
jüngsten Ereignissen im Namen unse- 
rer Verbände zu sagen. 


Es wird ein Generalangriff gegen die 
Massenkommunikationsmittel ge- 
führt. Es funktioniert von neuem eine 
Zensur. Es wurden Zeitschriften von 
so gewichtiger Bedeutung eingestellt 
wie „Listy“ und „Reporter“, weitere 
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wurden vorübergehend eingestellt, 
über anderen hängt die Einstellungs- 
drohung. Der Rundfunk und das 
Fernsehen wurden in eine offiziöse 
uniformierte Gestalt gepreßt, darüber 
hinaus nehmen Kader-Maßregelungen 
zu: 


An die Spitze einiger Zeitschriften 
und Organe werden Leute gestellt, die 


Rodac, Preßburg 
„Man muß von der Realität ausgehen, 
in der man sich befindet” 


Dikobraz, Prag 
Deklaration der Menschenrechte: 
Nur mit dem Stempel „Streng geheim” 


"Dikobraz, Prag 
Redefreiheit in der ÜSSR 
Tschechoslowakische Karikaturen* 


mit dem Regime Novotnys verbunden 
waren; der Journalistenverband wird 
einem in den Mitteln nicht wähleri- 


* Erschienen vor Husäks Amtsantritt. 


schen politischen Druck ausgesetzt. 
Dutzende von Publizisten haben frei- 
willig die Verbindung zu ihren Redak- 
tionen gelöst, weil sie ein weiteres 
Verbleiben für unvereinbar mit ihrem 
Gewissen hielten. 

Es kommt wieder eine Zeit der Mo- 
nologe, eine Zeit, in der nur Lobpreis 
und unkritischer Beifall den Maßnah- 
men der Machtorgane gegenüber er- 
forderlich sind. Von neuem aber wird 
die Wahrheit bestätigt, die folgende 
Worte von Karl Marx ausdrücken: 


„Demoralisierend wirkt die zensierte 
Presse. Das potenzierte Laster, die 
Heuchelei ist unzertrennlich von ihr... 
Indem die Presse jeden Tag von den 
Schöpfungen des Regierungswillens 
rühmt, was Gott selbst erst am sech- 
sten Tag von seiner eigenen Schöpfung 
sagte: ‚Und siehe, es war alles gut‘, 
indem aber notwendig ein Tag dem 
anderen widerspricht, so lügt die Pres- 
se beständig und muß sogar das Be- 
wußtsein der Lüge verleugnen und die 
Scham von sich abtun.“ 


Ein Angriff gegen die Freiheit des 
Wortes ist ein Angriff gegen die ganze 
Kultur. 

Die kulturelle Front verfügt nicht 
über direkte politische Gewalt. Die 
einzige Macht, über die sie herrscht, ist 
geistiger und moralischer Natur. 


Ohne Kultur kann eine moderne Ge- 
sellschaft nicht prosperieren. Die Ge- 
sellschaft, die durch ihre Handlungen 
die Kultur unterdrückt und verleug- 
net, kann das Leben nicht rational 
lenken, weil sie dadurch gleichzeitig 
die Wissenschaft verleugnet, weil sie 
die sittliche und ästhetische Welt ent- 
wertet, weil sie dadurch gleichzeitig 
Informationen verleugnet. 

Die Macht ist politisch, sie hat ihre 
Taktik und Strategie, sie ordnet ihre 
Schritte einem Zeitplan unter, sie ach- 
tet auf die Utilität der Ansichten 
und Handlungen. Die Kultur ist hin- 
gegen sachlich und ethisch; für sie ist 
nur die Erkenntnis entscheidend und 
die Anschauung, die moralische Er- 
fahrung und das Gewissen. Die Macht 
kann ihr Verhältnis zur Kultur auf 
beliebige Weise regeln. Die Kultur 
kennt jedoch nur ein einziges Ver- 
hältnis: das der Gleichberechtigung 
und der Unabhängigkeit. 


Die Grenzen unserer kulturellen 
Aufgabe sollten wir nie verantwor- 
tungslos überschreiten, aber um so 
entschiedener sollten wir — alle ge- 
meinsam und auch als einzelne — auf 
unserem Recht unter allen Umständen 
bestehen... 

Passivität, Demissionen, Aussteigen 
und Auflösen der Organe halten wir 
nicht für richtig. Wir sind der Mei- 
nung, daß ein solches Vorgehen den 
konservativen Kräften sehr viel weiter 
helfen würde. Die Politiker können 
unsere Bemühungen zurückweisen, sie 
können jedoch nur mit einer nicht re- 
präsentativen Handvoll von Intellek- 
tuellen zusammenarbeiten, die immer 
bereitwillig allem beipflichten. 

Wir sind der Meinung, daß eine Po- 
litik ohne Zusammenarbeit mit den 
tatsächlichen Repräsentanten der 
schöpferischen Intelligenz sich für die 
Politik und für die nationale Kultur 
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Ein besonders wirtschaftliches System, um sehr große Räume 
zweckmäßig zu beheizen: VENTURAFIN von IDEAL-STANDARD. 


Wir fühlen uns für das Betriebsklima bei 
Mercedes-Benz mit verantwortlich. 


Im wahrsten Sinne des Wortes, 

Denn daß es die Mechaniker der Mer- 
cedes-Benz Niederlassung in Frankfurt 
bei der Arbeit angenehm warm haben, 
liegt an ein paar Dutzend unserer Luft- 
heizer VENTURAFIN. 

Räume dieser Größe lassen sich näm- 
lich nur mitLuftheizern gut, gleichmäßig 
und doch wirtschaftlich beheizen. Und 
belüften. 


Amsterdam, Athen, Bonn, Brüssel, Dulliken, Istanbul, London, Mailand, Paris, Wien. 


Außer dem fachmann über den 


VENTURAFIN gibt VENTURAFIN, 
es natürlich noch wenn Sie eine 
einige andere Luft- Werkhalle, 


heizgeräte auf dem Markt. 
Aber die Leute von Mercedes- 
Benz haben sich für VENTURAFIN 
entschieden. Weil sie kein Gerätfanden, 
das besser war. 

Sprechen Sie mit einem Heizungs- 


ein Lager, ein 
Gewächshaus oder etwas 
ähnliches gut und gleichmäßig 
beheizen wollen. 
Wir sind sicher, daß auch Sie kein 
besseres Gerät finden werden. 


IDEAL 
SIANDARD sn. rorpaorte nie 


tragisch auswirken wird. Vor allem 
jedoch für Millionen Menschen dieses 
Landes, die im vorigen Jahr die größte 
Hoffnung erlebten. 


Ein Abgeordneter des Tschechischen 
Nationalrates richtete den folgenden 
Brief an die Mitglieder der Volksver- 
tretung des tschechischen Landesteils 
der ÖSSR: 


Wir alle wissen nur zu gut, daß die 
Quellen jenes befreienden Gefühls der 
sittlichen politischen Regeneration aus 
der Ablehnung und Aufweichung der 
Manipulation rührten, die bis zum Ja- 
nuar 1968 den Menschen, ihren Ge- 
danken, bürgerlichen Freiheiten und 
Rechten allgemein widerfuhr. 


Das, was wir heute gemeinhin das 
direktiv-bürokratische System nen- 
nen, war einfach eine der Formen 
autoritärer und mithin undemokrati- 
scher Herrschaft über die Gesellschaft 
— es war eine Herrschaft, die durch 
eine elitäre Gruppe ausgeübt worden 
war, die in alle Bereiche des gesell- 
schaftlichen Lebens bestimmend ein- 
gegriffen hatte. 


Darum trug auch der Beginn der 
Erneuerung nach dem Januar vor al- 
lem Elemente der Negation und der 
Verneinung in sich. Es war notwendig, 
aufzuheben, wiedergutzumachen und 
zu korrigieren. 


Wir hatten jedoch noch nicht diese 
Phase des Abbaus falscher Vergan- 
genheitssymbole überstanden, wir 
hatten noch keine Gelegenheit, unsere 
Idee des humanitären Sozialismus mit 
demokratischen Rechten für alle Bür- 
ger und alle sozialen Gruppen in der 
praktisch-politischen Gestalt eines 
pluralistischen Systems zu formulie- 
ren, und schon wurden wir von unse- 
rem Höhenflug (der zwar viele Kenn- 
zeichen eines sozialen Experimentes 
aufwies, aber der uns allen eine große 
Hoffnung und Perspektive gab) auf 
eine Weise herabgestürzt, die endgül- 
tig zeigte, wie es in Wirklichkeit um 
unsere nationale und staatliche Sou- 
veränität bestellt ist. 


Jetzt, Anfang Juni 1969, kann man 
mit an Tatsachen erhärteter Sicherheit 
feststellen: Endgültig dahin sind die 
Ziele, die Bestrebungen und Bemü- 
hungen, die unsere Bürger, als sie 
zwischen Januar und August 1968 die 
ersten Grundsteine des demokrati- 
schen Aufbaus der Gesellschaft legten, 
mit absoluter Mehrheit im Sinne hat- 
ten, und auch die Ziele und die Bemü- 
hungen nach dem August 1968, als es 
darum ging, von unserer fortschrittli- 
chen demokratischen Entwicklung 
wenigstens das zu bewahren und zu 
retten, was nicht deutlich im Wider- 
spruch mit der „freundschaftlichen 
Realität“ stand. 


Seit April 1969 leben wir in einem 
neuen und uns doch so vertrauten 
Zeitabschnitt.. Die Verschiebung der 
faktischen politischen Gewalt in die 
Hände von Personen und Gruppen, die 
zwar immer noch Lippenbekenntnisse 
für die Nachjanuarpolitik ablegen, 
aber in Wirklichkeit die Politik der 
direktiven Entscheidung rehabilitie- 
ren, bedeutet nicht nur ein endgültiges 
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Abgehen von der Perspektive des vo- 
rigen Frühlings, sondern auch einen 
scharfen und durchdachten Angriff 
gegen jene, die nicht bereit sind, ihre 
politische Überzeugung und ihr mora- 
lisches Gewissen dem antretenden 
Diktat der konzentrierten Macht zu 
unterwerfen — die nicht aufhören, 
bürgerliche Freiheiten zu verteidigen, 
die Demokratisierung des öffentlichen 
Lebens, die Sicherung der nationalen 
und staatlichen Souveränität, die Bil- 


dung einer modernen, fortschrittlich 
orientierten sozialistischen Gesell- 
schaft. 


Verehrte Abgeordnete, sollen wir 
und dürfen wir zu diesem ganzen Zu- 
stand unserer Gesellschaft schweigen? 
Sind wir vielleicht schon so weit ge- 
langt, daß ein gesetzgebendes Organ 
zögern würde, seine Grundverpflich- 
tung zu erfüllen, nämlich dann sein 
Wort zu sagen, wenn Menschen, denen 
die Mehrheit unserer Nation vertraut, 


Besatzerfreund Strougal 
„Verbrechen auf Befehl” 


verleumdet und diskreditiert, als 
Rechtsopportunisten, Antisozialisten 
und Antikommunisten bezeichnet 
werden? Dürfen wir in dem Augen- 
blick schweigen, in dem die ganze 
konservative Elite alle Nervenzentren 
der Gesellschaft zu beherrschen und 
die Wertmaßstäbe des Sozialismus 
herrisch zu bestimmen beginnt? 

Vor dem Druck konservativer poli- 
tischer Kräfte zurückzuweichen, heißt 
eine letzte Möglichkeit des demokrati- 
schen Rechts auf das Kundtun einer 
eigenen Meinung und Stellungnahme 
aufzugeben, wenn auch nur für eine 
vorübergehende Zeit. Soll der Tsche- 
chische Nationalrat das politische 
Sprachrohr des Volkes, das er reprä- 
sentiert, weiterhin bleiben, so dürfen 
wir nicht dazu schweigen, daß es in 
unserer Gesellschaft zu neuen Defor- 
mationen, zu einer neuen Unterjo- 
chung und zu wiederholten Verlet- 
zungen der Bürgerrechte kommt. 


Auf einer Sitzung des KP-Stadtko- 
mitees von Prag am 2, Juni hielt das 
Komitee-Mitglied Karel Kynel eine 
Rede, deren Protokoll in der Tsche- 
choslowakei illegal verbreitet wird. 
Kynel, 42, Redakteur des Prager 
Rundfunks, trat noch im vorigen Jahr 
mit polemischen Kommentaren gegen 
Angehörige der — in der „Nationalen 
Front“ mit der KP verbundenen — 
„Volkspartei“ hervor; die jungen 
„Volkspartei“-Mitglieder hatten für 
selbständige politische Aktivität plä- 
diert — womit sie, so Kynel damals, 
die „Nationale Front“ gefährdeten. 

Genosse Husäk analysierte im CKD- 
Werk die Ursachen der Krisensitua- 
tion, durch die unsere Partei in den 
letzten Jahren und besonders in den 
letzten Monaten geht. Ich hörte zu und 
traute meinen Ohren nicht, Mit Ent- 
setzen stellte ich fest, daß ein hochge- 
bildeter Marxist — so charakterisierte 
Genosse Cernik in dem huldigenden 
Teil seiner Rede den Genossen Husäk 
— die ungeheuerlich komplizierte und 
seit August ausgesprochen deformierte 
Entwicklung so seicht, so oberflächlich 
und pauschal charakterisieren konnte. 


Es war für mich unvorstellbar, daß 
ein so hochgebildeter Marxist, der 
Genosse Husäk trotz alledem tatsäch- 
lich ist, sich so ruhig und ohne mit der 
Wimper zu zucken über solche Klei- 
nigkeiten hinwegsetzen konnte, wie 
zum Beispiel über die Antwort des 
Zentralkomitees unserer Partei auf 
den bekannten Warschauer Brief (der 
Mitgliedstaaten des Warschauer Pakts) 
vom vorigen Juli. 

Mich packte Entsetzen, daß Genosse 
Husäk den Gewalteingriff vom vori- 
gen August, von dem jedes kleine Kind 
weiß, daß er einer der Hauptgründe 
für die Krisensituation in diesem Land 
und in dieser Partei ist, am Samstag- 
nachmittag mit einer kurzen Bemer- 
kung überging, es habe sich um ein 
Mißverständnis gehandelt. 


Mich packte Entsetzen, als ich hörte, 
wie Genosse Husäk die Arbeit der 
Genossen Kriegel, Vodslon und Sik in 
der Partei, der sie ihr ganzes bisheri- 
ges Leben gewidmet haben, in über- 
heblicher und herrischer Weise cha- 
rakterisierte, und ich zitterte buch- 
stäblich, als sich Genosse Husäk bis zu 
dem geschmacklosen „Krageln“* und 
„Kriegeln“ erniedrigte ... 

War es Genosse Husäk** denn nicht 
klar, daß sein eigener Name für ähn- 
liche Wortspiele überaus geeignet ist? 

Aber die Form ist schließlich eine 
Sache des persönlichen Geschmacks, 
des Taktes und der Zivilisiertheit. Viel 
bedenklicher klingt der Inhalt, viel 
wichtiger ist das, was Genosse Husäk 
über die Arbeit jener Genossen sagte, 
die aus dem Zentralkomitee „auf Ur- 
laub“ geschickt seien. Statt ihre Arbeit 
—ich wiederhole: die ihr ganzes Leben 
erfüllte — auf ihrem Fachgebiet und in 
der Partei zu bewerten, hatte er nur 
Witze über sie parat. 

Die Zeit kommt noch, in der diese 
ausgeschlossenen Genossen einen der 


* Anspielung auf das tschechische Wort 


„kräglovati" — jemanden mit Gewalt erle- 
digen. 


** zu deutsch: Gänsehirte. 
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Ich möchte Näheres über den USIF Real Estate 
erfahren. Bitte senden Sie mir unverbindlich aus- 
führliche Unterlagen. 


Name Beruf 
Adresse Telefon 


G30 
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Nein, das verlorene Atlantis haben wir nicht entdeckt. Und 
wir versuchen auch nicht, das Wattenmeer zu verkaufen oder 
Wohnblocks auf dem Meeresboden zu errichten. 


Aber wir wissen, wie man Geld in jederzeit liquidierbarer 
Form, mit maximaler Sicherheit und ständigem Wachstum 
anlegen kann: in erstklassigen Immobilien mit hoher Rendite 
in den Vereinigten Staaten. Diese Quadratur des Kreises er- 
möglicht Ihnen eine Beteiligung am United States Investment 
Fund. 

Als USIF-Anleger sind Sie Miteigentümer der Wohnanlagen, 
der Bürogebäude und der anderen ausgesuchten gewerb- 


G Beratungsstelle für 

ramco GRAMCO Sales Co, 
8000 München 2 - 
Frauenplatz 11 


Tel. 0811/2269 21 


lichen Immobilienobjekte im Wert von 350 Millionen Dollar, 
aus denen sich das USIF-Portefeuille zusammensetzt. Dabei 
können Sie über Ihren Anteil an diesen ‚unbeweglichen‘, 
wertbeständigen Renditeanlagen jederzeit verfügen, Falls Sie 
Bargeld brauchen, genügt eine 48-stündige Kündigung bei 
Ihrer Treuhandbank. Das nennen wir ‚flüssige Immobilien‘, 


Außerdem bietet Ihnen der USIF Schutz gegen den Kaufkraft- 
schwund. In dem gleichen Maß, in dem die Kosten steigen, 
steigen auch die Einnahmen aus gewerblichen Mietobjekten, 
die in den USA keiner Einschränkung durch eine staatliche 
Mietkontrolle unterliegen. Für den Anteilinhaber bedeutet das 
Schutz gegen Inflationstendenzen. 


Weitere Informationen gibt Ihnen 
gerne der GRAMCO-Finanzbera- 
ter an Ihrem Wohnort. Er wird 
Ihnen auch erklären, wie Sie sich 
am USIF beteiligen und wie Sie 
sich die Vorteile einer Anlage in 
‚flüssigen Immobilien‘ zunutze 
machen können. Viele Tausende 
von Anlegern in über 50 Ländern 
der Welt genießen bereits diese 
Vorteile. Sie können uns auch den 
Coupon schicken, und wir erteilen 
Ihnen dann gerne weitere Aus- 
künfte, 


9000 Building, Los Angeles, California 


wenigen Aktivposten darstellen wer- 
den, mit denen sich unsere Partei vor 
der kritischen Öffentlichkeit für den 
Zeitabschnitt, den wir jetzt gerade er- 
leben, ausweisen kann. So etwas ge- 
schieht nicht zum erstenmal. Noch im 
vorigen Jahr, nach dem Januar, hatte 
übrigens nach den Jahren der Verfol- 
gung Genosse Husäk selbst einen sol- 
chen Aktivposten dargestellt. 


Das, was ich eben erwähnt habe, 
weckt die Erinnerung an die fünfziger 
Jahre ... Genosse Husäk bezeichnete 
das unter beneidenswerter Mißach- 
tung der Fakten als bloße Panikmache. 
Er erklärte, bisher sei bei uns kein 
einziger Mensch aus politischen Grün- 
den verhaftet worden*, 


Wenn Genosse Husäk jedoch be- 
hauptet, daß niemand aus politischen 
Gründen auf eine andere Arbeit um- 
gestellt worden sei, so ist das nicht nur 
eine Mißachtung der Fakten, dann ist 
das eine ausgesprochene Unwahrheit. 
Jeder von uns, wie wir hier sitzen, 
kann doch mit einer kürzeren oder 
längeren Liste von Leuten dienen, die 
wegen ausgesprochen politischer und 
nicht etwa fachlicher Gründe auf eine 
andere Arbeit umgestellt worden sind. 


Das Verzeichnis könnte zum Beispiel 
mit Professor Häjek oder mit Josef 
Smrkovsky beginnen, sodann mit einer 
Reihe von Menschen aus dem Innen- 
ministerium fortsetzen und mit Dut- 
zenden von Journalisten aus den par- 
teilichen und nichtparteilichen Pres- 
seorganen enden. Ist also die Furcht 
vor einer Rückkehr der fünfziger Jah- 
re in irgendeiner Form tatsächlich nur 
Panikmacherei, oder ist an ihr doch 
etwas? 


Genossinnen und Genossen, ich habe 
in meiner Mitglieds-Legitimation der 
KPC als Datum der Aufnahme in die 
Partei den 1. Juni 1945 stehen. Gestern 
hatte ich also ein Jubiläum: den vier- 
undzwanzigsten Jahrestag meines 
Eintritts in die Partei. Das macht um 
drei Jahre mehr als die Hälfte meines 
ganzen bisherigen Lebens. Ich bin mir 
darüber klar, daß meine Mitgliedschaft 
in der Partei dieses Jubiläum nicht 
lange überdauern würde, falls die 
Sonnabend-Rede des Genossen Husak 
tatsächlich die Sprache des Mai-Ple- 
nums sprach. 


Nicht etwa deswegen, weil ich mich 
für irgendwelches theatralisches Ver- 
halten entscheiden und meine Legiti- 
mation zerreißen würde — das werde 
ich nicht tun, dafür schätze ich sie zu 
hoch. Ich gebe meine Partei-Legitima- 
tion nicht freiwillig auf. Vielmehr 
werden die „wirklichen Marxisten“ sie 
mir abnehmen können, die jetzt nach 
dem Mai-Plenum in den Kampf aus- 
ziehen, mit hoch aufgerichteten Fah- 
nen. 


Ich werde meine Partei-Legitimation 
gegen sie verteidigen, obwohl ich nicht 
so naiv bin und nur zu gut weiß, daß 


* Seit Ende März wurden einige hundert 
vor allem junge Leute wegen „Ausschreitun- 
gen“ festgenommen, gegen sie polizeiliche 
Ermittlungen und in einigen Fällen Ge- 
richtsverhandlungen eingeleitet, Die ersten 
Urteile sind ergangen, so gegen drei junge 
Arbeiter aus Westböhmen! Gefängnisstrafe 
von insgesamt 27 Monaten, 
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ich sie nicht werde verteidigen können. 
Der Kampf, in den sie ausziehen, wird 
nämlich kein geistiger Kampf, kein 
Kampf von Ideen sein, keine Begeg- 
nung von Ansichten, aus der als Sieger 
hervorgeht, wer seine Ansichten auf 
dem Boden des Marxismus-Leninis- 
mus zu verteidigen wußte. 


Es wird eine normale Schlägerei 
sein, in der gewinnt, wer die Über- 
macht und einen Knüppel in der Hand 
hat. Denn diese sogenannten Marxi- 
sten, die den Mund voll Leninismus 
haben, vermögen nicht einmal eine so 
primitive Frage zu beantworten, wie 
etwa die Reden von der begrenzten 
staatlichen Souveränität und der 21. 
August mit der ersten Verfassung der 
Sowjet-Union übereinstimmen, in der 
den Sowjetrepubliken das Selbstbe- 


Als außenpolitischer Korrespondent 
habe ich einen jungen Amerikaner in- 
terviewt, der den Befehl, als Soldat 
nach Vietnam zu gehen, verweigerte. 

Er verteidigte sich unter Berufung 
auf eine Passage im Urteil des Inter- 
nationalen Tribunals in Nürnberg, das 
bald nach dem Krieg nazistische Ver- 
brecher gerichtet hatte. Die hatten sich 
alle damit verteidigt, sie seien keine 
Verbrecher gewesen, sie hätten nur 
Befehle ihrer Vorgesetzten erfüllt und 
nach den damals gültigen Gesetzen des 
Dritten Reiches gehandelt. 


Das Nürnberger Tribunal, in dem 
auch ein sowjetischer Richter saß, wies 
eine solche Verteidigung zurück und 
erklärte in seinem Urteil: Ein Mensch, 
der einen gegen die elementarsten 
Prinzipien der Menschlichkeit, des ge- 


Sowjetparteichef Breschnew, Prager Kollege Husäk: „Nato gestärkt” 


stimmungsrecht bis zur Lostrennung 
von der Sowjet-Union wörtlich garan- 
tiert wurde. Im übrigen, nicht einmal 
wundern kann ich mich über sie — 
über unsere patentierten Marxisten. 

Ihre Antwort auf diese und ähnliche 
Fragen existiert sowieso nicht. Es. ist 
viel einfacher und leichter, mit einem 
Schlag gegen die Zähne zu antworten. 
Zum Schluß bleibt mir nur übrig, auf 
ein Argument einzugehen, das jetzt 
alle Tage in „Rude prävo“ erscheint 
und von dem auch Genosse Husäk am 
Sonnabend Gebrauch machte: 

Es ist das Argument, vor der An- 
nahme eines Beschlusses durch ein 
Parteiorgan könne das Parteimitglied 
frei. und demokratisch diskutieren, 
seine unterschiedlichen Ansichten zu 
diesem oder jenem Problem zum Aus- 
druck bringen, jedoch nach der An- 
nahme des Beschlusses werde dieser 
Beschluß für die Parteimitglieder zu 
einem Gesetz. 

Das allererste, was uns heute in der 
Partei fehlt, ist gerade diese freie und 
demokratische Diskussion. Heute 
werden die Beschlüsse nach einer Pa- 
rodie auf die freie und demokratische 
Diskussion angenommen. 


sunden Verstandes und der Moral 
verstoßenden Befehl erfüllt, ist für 
seine Taten verantwortlich und hat 
kein Recht, sich auf eine höhere Auto- 
rität zu berufen. 


Nun, jener Amerikaner berief sich 
auf das Urteil des Nürnberger Ge- 
richtshofs — und das amerikanische 
Gericht wies vor drei Jahren seine 
Verteidigung zurück und verurteilte 
ihn zur höchstmöglichen Gefängnis- 
strafe. In meiner Rundfunksendung 
empörte ich mich damals sehr dar- 
über, und ich würde für diese Empö- 
rung von den höchsten Stellen sehr 
gelobt. 

Meine Empörung hatte ich damals 
keineswegs als Pose gemeint, und ich 
halte sie bis heute aufrecht. Aus der- 
selben Empörung und vom Stand« 
punkt des Marxismus aus werde ich 
deswegen gegen jedwede Resolution 
des Stadtkomitees der KPC stimmen, 
die nun die Ergebnisse der Plenarsit- 
zung des ZK der KPÜ gutheißt. Nach 
meiner Überzeugung sind diese Er- 
gebnisse eine Tragödie für unsere 
Partei — und da diese Partei an der 
Macht ist, auch eine Tragödie für die- 
sen Staat, 


Professor Eugen Löbl, nach der 
kommunistischen Machtübernahme 
1948 Vize-Außenhandelsminister, ein 
Jahr später verhaftet und im Slänsky- 
Prozeß 1952 zu lebenslänglichem Ker- 
ker verurteilt, wurde nach elf Jahren 
entlassen und unter Dublek zum Di- 
rektor der Staatsbank in Preßburg er- 
nannt. Am 19. Juni 1969 richtete er fol- 
genden Brief an das ZK-Präsidium: 


Ich teile Ihnen mit, daß ich nach 
38jähriger Mitgliedschaft aus der 
Kommunistischen Partei der Tschecho- 
slowakei austrete. 


1.Am 21. August 1968 besetzte die 
UdSSR die Tschechoslowakei gegen 
den Willen ihres Volkes und trotz des 
Protestes der damaligen Führung der 
KP der Tschechoslowakei. 


2. Die Entführung der Vertreter des 
Staates und der Partei, das Moskauer 
Diktat, die der Nationalversammlung 
aufgezwungene Zustimmung zur An- 
wesenheit der Besatzungseinheiten, 
die unablässigen Eingriffe der So- 
wjetmacht in die inneren Angelegen- 
heiten der ÖSSR, die zur Annullierung 
des Aktionsprogramms und zur 
Einschränkung der Meinungsfreiheit 
führten, sowie die jüngsten Änderun- 
gen in der Führung der KPC bestäti- 
gen den imperialistischen Charakter 
der Kommunistischen Partei der 
UdSSR. 


3. Die UdSSR lehnt die Grundprin- 
zipien des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker ab und versuchte auch an- 
läßlich der Rechtfertigung des Ein- 
griffs in der CSSR vor der Uno dieses 
Einschreiten mit der These einer be- 
grenzten Souveränität der sozialisti- 
schen Länder zu begründen. 


4, Trotz der Tatsache, daß die An- 
nahme der sowjetischen These der be- 
grenzten Souveränität von Staat und 
Partei und auch die daraus hervorge- 
henden Folgen politisch falsch waren, 
mochten dafür Überlegungen ent- 
scheidend sein, die das Abwarten einer 
durch die Partei gegebenen Gelegen- 
heit ins Auge faßten, um dann im 
Sinne der Nation, der Partei und des 
Grundgesetzes zu handeln. 


5. Eine solche Gelegenheit bot zwei- 
fellos das Forum der kommunistischen 
Parteien in Moskau. Die KPC konnte 
sich hier, ohne das geringste Risiko für 
die Tschechoslowakische Republik 
einzugehen, an die Seite der kommu- 
nistischen Parteien stellen, welche die 
Besetzung der Tschechoslowakei und 
das Prinzip einer begrenzten Souve- 
ränität verurteilten, 


6. Doch in dem Augenblick, da die 
KPC das Zünglein an der Waage war, 
wo sie zugunsten der ÖSSR, aller fort- 
schrittlichen Kräfte in der Welt und 
sicherlich auch in der UdSSR und in 
den übrigen Staaten des Warschauer 
Pakts die Möglichkeit hatte, den Ver- 
lauf des Forums zu beeinflussen, er- 
wies sie sich eindeutig als eine dienst- 
beflissene Kollaborantenpartei. 


7.Ein weiteres Verbleiben in dieser 
Partei würde für mich die Preisgabe 
aller Ideale bedeuten, die mich einst zu 
ihr führten und die durch die heutige 
Führung verraten wurden. 
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CLAUDE POMPIDOU 
Nicht Jackie 


ur ersten Runde der Präsidenten- 
wahl zeigte sich Claude Pompidou 
im seidenen Chanel-Kostüm, Am Tag 
des Triumphs schritt sie in einer apri- 
kosenfarbenen Wollkreation zur Urne. 


„Diese Präsidentin bringt Frank- 
reichs Mode wieder zur Geltung“, 
schwärmte der „Figaro“. Sie habe 
einen unnachahmlichen Chic, behaup- 
teten Frankreichs Couturiers, Mün- 
chens „Abendzeitung“ verglich sie 
gar mit Kaiserin Eugänie: Nach der 
Frau Napoleons III, wird Claude Pom- 
pidou „vermutlich die eleganteste, 


Claude Pompidou, Ehemann 
„Mein Liebstes angetastet” 


temperamentvollste und geistreichste 
Frau“ im Elys&e-Palais sein. 

In der Tat dominierte neben den 
Bürgerpräsidenten der III. und IV. 
Republik hausbackene Weiblichkeit, 
Die imponierende Leibesfülle der Ge- 
mahlin des De-Gaulle-Vorgängers 
Coty tat aber der Popularität des Prä- 
sidentenpaares keinen Abbruch. Ehe- 
mann Rene: „Sie hat kein Korsett, 
aber auch keine Skandale.“ 

Yvonne de Gaulle machte durch ihre 
Sittenstrenge sowie einen „unwider- 
stehlichen Drang zum Stricken“ (so ein 
gaullistischer Minister) von sich reden, 
Privat blieb sie so unsichtbar, daß sie 
unerkannt im Kaufhaus Bon Marche 
in Sonderangeboten kramen konnte. 

Charles de Gaulle hatte seine „Tante 
Yvonne“ beim Garnisonsball kennen- 
gelernt. Lebenskünstler Georges 
Pompidou holte sich seine Lebensge- 
fährtin aus dem Pariser Quartier La- 
tin. Leopold Senghor, wie Pompidou 
seinerzeit Student der berühmten 
„Ecole normale superieure“, vermit- 
telte die Bekanntschaft. 


Senghor galt anfangs als der aus- 
sichtsreichere Freier, dann aber heira- 


tete die Jura-Studentin Claude doch - 
am 29. Oktober 1935 — den Studienrat 
Pompidou. Senegals späterer Staats- 
präsident tröstete sich mit einer ande- 
ren Blondine. 

Anders als Germaine Coty und 
Yvonne de Gaulle steht Claude Pom- 
pidou fern von betulichem Tantentum: 
Dreijährig hatte sie ihre Mutter ver- 
loren. Ihr Vater, Landarzt im west- 
französischen Chäteau-Gontier, ging 
mit seinen Töchtern Claude und Jac- 
queline rüde um. Claude: „Wir wurden 
erzogen wie Jungen.“ Noch heute hat 
sie einen männlichen Händedruck. 


In Marseille, wo Ehemann Georges 
bis 1938 klassische Sprachen und fran- 
zösische Literatur lehrte, bestaunten 
die Schüler vom Gymnasium Saint- 
Charles die sportliche, hochgewach- 
sene Bretonin, die sie für eine Eng- 
länderin hielten. 


Das selbsteingerichtete Fünf-Zim- 
mer-Appartement der Pompidous auf 
der museumsreifen Seine-Insel „Saint- 
Louis“ war häufiger Treffpunkt von 
Pariser Künstler- und Literatenvolk. 
Francoise Sagan, Bernard Buffet und 
Guy Beart dinierten und diskutierten 
hier wie zuvor. Die Gastgeberin liebt 
keine Förmlichkeiten und meidet die 


Politik: „Ich verstehe einfach nichts 
davon.“ 
Frankreichs First Lady schminkt 


sich kaum und trägt lieber Hosen oder 
kurze Röcke als Abendkleider. Claude 
Pompidou über ihren Landsitz: „Es 
würde mir gar nichts ausmachen, im- 
mer dort zu leben und mich um meine 
hundert Schafe zu kümmern.“ 


Die um 16 Jahre jüngere Nachfolge- 
rin von Yvonne de Gaulle liebt Pferde 
und Hunde, reitet und schwimmt gern, 
spielt Tennis und läuft Ski. Im Herbst 
wird sie Großmutter. 


Erst 1965 vertauschten die lebenslu- 
stigen Pompidous ihren Ferienort 
Saint-Tropez mit der weniger mondä- 
nen Bretagne — angeblich nach einem 
diskreten Wink von „Tante Yvonne“, 
Diese, so heißt es, habe Madame Pom- 
pidou geraten: „Es wird Zeit, meine 
Teure, daß Sie Ihren Lebensstil auf Ihr 
Amt einstellen.“ 

Vier Jahre später verbreiteten 
Pompidous Feinde Dolce-Vita-Legen- 
den, um de Gaulles Ex-Premier den 
Weg an die Macht zu verbauen: Claude 
Pompidou sei in die undurchsichtige 
Mord-Affäre Markovi&e verwickelt. 
Wenn Pompidou bei der Wahlkam- 
pagne auf die Flüsterkampagne ange- 
sprochen wurde, verlor er jede Jovia- 
lität, Er drohte den Hintermännern 
mit „stählerner Verachtung“. Im Radio 
explodierte er: „Sogar mein Liebstes 
versucht man anzutasten.“ 

Der neue Präsident sucht die Mitte 
zwischen „Wandlung und Kontinui- 
tät“, Die neue „pr&esidente“ will Pro- 
tokoll und Gepflogenheiten des 
Elysee-Palastes gleichfalls nicht dra- 
stisch ändern. Die Salons allerdings 
sollen farbenfroher werden, und der 
Küche, so erklärte sie, täte ein Schuß 
guter französischer Provinzialismus 
nur gut. 

Frankreichs First Lady: 


„ich bin 
nicht Jackie.“ . 
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FRNZÖSISCHES ERZEUGNN) 


Genießen Sie doch „Erster Klasse” 


Cognac Henness 


Bei Hennessy lagern die wertvollsten Cognac-Bestände der Welt. 


| .__COGNAac 
[HENNESSY | 


8 ER 


Der echte 


...wenn es heiß wird 
Cognac Hennessy 


CH 197 über Eiswürfel (on the rocks) 


Sium-Straße in Chicago 
Truthähne zurückgeschickt 


STÄDTE 


CHICAGO 


Dschungel von Armut 


er behauptet, daß es hier ein Get- 

to gibt, der kennt Chicago nicht“, 

tönte Chicagos bulliger Bürgermeister 
Richard J. Daley, 67, | 


Millionen US-Bürger, die Chicago 
kennen, sehen aber als Tatsache an, 
was der City-Boß („King Richard“) 
nicht wahrhaben will: An der „West 
Side“ von Amerikas zweitgrößter 
Stadt wohnen Hunderttausende von 
Negern in unfreiwilliger Segregation. 


Schlechte Ausbildung, niedrige Ein- 
kommen, verfallene Häuser — die 
äußeren Lebensbedingungen gleichen 
denen anderer Slums in der reichsten 
Nation der Welt. Martin Luther King 
1967 über Chicagos schwarzes Getto: 
„Ein Dschungel von Armut und Aus- 
beutung.“ 


Lebensmittel kosten in diesem 
Dschungel bis zu acht Prozent mehr als 
in einem weißen Vorort. Und häufig 
zahlen die Getto-Neger höhere Mieten 
für miserable Wohnungen als die Vor- 
stadt-Weißen für propere Häuser: In 
einem Bezirk der Chicagoer West Side, 
wo das jährliche Durchschnittseinkom- 
men mit etwa 4200 Dollar weit unter 
dem nationalen Standard liegt, kostet 
eine schäbige Vier-Zimmer-Wohnung 
mit veralteter Installation 135 Dollar 
pro Monat. 


In der Vorstadt hingegen, so der 
sozial engagierte Methodistenpfarrer 
Philip Townley, „könnte man ein Dar- 
lehen bekommen und ein Haus mit 
acht Zimmern und großem Vorgarten 
kaufen — für 110 Dollar monatlich. 
Nach 20 Jahren gehört einem das 
Haus“, 


Die Schwarzen in den Gettos, 
empört sich der weiße Reverend, „zah- 
len also sehr viel mehr für sehr viel 
weniger“. Den Profit streichen „Slum- 
lords“ ein — zumeist Weiße, 
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AUSLAND 


Um solche Mißstände auszumerzen, 
hat das „Ökumenische Institut Chica- 
go“ — stellvertretender Chef: Pfarrer 
Townley — eine Hilfsstelle für farbige 
Mieter gegründet. Geschulte Mitar- 
beiter 


> untersuchen, welche Reparaturen in 
den einzelnen Getto-Quartieren 
nötig sind, 

den 


>» führen Verhandlungen mit 


„Slumlords“, 


> organisieren Mietstreiks, wenn die 
Hausbesitzer weder gründliche Re- 
paraturen veranlassen noch das 
Miethaus verkaufen wollen, 


> strengen Prozesse gegen uneinsich- 
tige Miethaus-Profiteure an. 


Streik-Helfer Townley über den 
Fall eines widerborstigen Slumlords: 
„Schließlich haben ihn die Mieter hin- 
ausgequetscht. Wir kauften das Haus, 
renovierten es und verkauften es, nach 
einem bestimmten Finanzierungsplan, 
an die Mieter zurück.“ 

Jetzt zahlen die schwarzen Familien 
100 Dollar pro Monat — und in weni- 
gen Jahren sind die Wohnungen ihr 
Eigentum. 


Als das Ökumenische Institut 1962 
seinen Reform-Feldzug in einem Teil- 
bezirk der Chicagoer West Side be- 
gann, besaßen die Bürger dort nur 
drei Prozent aller Wohneinheiten. 
Heute sind es schon 63 Prozent. 


Ebenso wichtig wie der ökonomische 
Besitzwechsel ist den Slum-Strategen 
die sozialpsychologische Folge, näm- 
lich steigendes Verantwortungsgefühl. 
Die farbigen Wohnungsbesitzer sind 
selbst daran interessiert, die getto- 
übliche Verwahrlosung von Häusern 
und Vorplätzen zu stoppen. 


Daß eine „Aktion Gemeinsinn“ Get- 
tos sanieren hilft, ist die Überzeugung 
vieler Sozialarbeiter und Urbanologen 
— nicht nur in Chicago. „Community- 
Reformulation“ heißt das Ziel des Öku- 
menischen Instituts — ganz ähnlich 
wirbt Nixons Sonderberater Daniel 
Patrick Moynihan für „community ac- 
tion“, 

Die rund 140 Ökumeniker (sie leben 
samt ihren Kindern in einer ordens- 
ähnlichen Kommune mitten im West- 
Side-Slum) stecken sich ein übersicht- 
liches Arbeitsfeld ab: 16 Häuserblocks 
mit über 4500 Schwarzen. Dort ent- 
deckten die Helfer 624 miteinander 
verknüpfte Probleme, die — zusam- 
mengenommen — „den Menschen ein 
menschenwürdiges Dasein möglich ma- 
chen“ (Townley). 

Um den Negern der West Side mehr 
Selbstvertrauen zu geben, bildet das 
Ökumenische Institut schwarze Füh- 
rungskräfte aus. Aber es wählt auch 
andere Methoden: „Wir haben“ — so 
ein Mitarbeiter des Teams — „Sym- 
bole eingeführt, die die Leute daran 
erinnern, daß dies hier ihre Gemein- 
schaft ist. Zum Beispiel nennen wir 
den Reform-Bezirk ‚Fifth City‘, und 
überall werden Plakate mit diesem 
Namen aufgeklebt... .* 


Schwarze Mitarbeiter des Ökumene- 
Instituts veranstalten Kurse in „black 
culture“. Denn schwarzer Stolz soll ein 


Motor bei der Getto-Sanierung wer- 
den. 


Für Almosen von Weißen haben die 
Stolzen von der West Side ohnehin 
nichts übrig — wie ein Vorfall zu 
Weihnachten bewies: 


Ein reicher Gönner sandte einen 
Lastwagen voller Truthähne ins 
Getto. Doch die Schwarzen verschmäh- 
ten den Gratis-Braten — sie schickten 
die Vögel zurück. 


JAPAN 


AUTOMOBILE 


Genauso schadhaft 


war, Asami aus Tokio, Besitzer 
A. eines Nissan-Bluebird-Wagens 
Jahrgang 1968, wollte das Auto in die 
Garage seines Hauses fahren. Als er 
den Rückwärtsgang einlegte, explo- 
dierte der Motor. 


Sechs andere Bluebird-Besitzer, dar- 
unter drei Amerikaner, erlebten seit 
Ende Dezember ähnliches. Die Moto- 
ren ihrer fast neuen Pkw standen 
plötzlich in Flammen. Die Ursache — 
ob etwa die Benzinleitung oder der 
Vergaser geleckt hatten — blieb unge- 
klärt. 

1968 war das Erfolgsjahr der japa- 
nischen Automobilindustrie. Sie pro- 
duzierte 4,1 Millionen Wagen — eine 
Million mehr als der Welt drittgröß- 
ter Automobilproduzent, die Bundes- 
republik. Doch auch den Japanern 
blieb die Schattenseite der modernen 
Massenproduktion nicht erspart. Ja- 
pans größte Zeitung „Asahi Shimbun“ 
meldete in Schlagzeilen: „Jedes zehnte 
japanische Auto ist defekt.“ 


Zweieinhalb Millionen Nippon-Wa- 
gen mit lebensgefährlichen Brems- 


Corona-Wagen auf dem Prüfstand 
Jedes zehnte Auto defekt 
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und Benzinleitungen, mit Türen, die 
während der Fahrt aufspringen, und 
Vergasern, die leicht brennen, fanden 
in den letzten fünf Jahren einen Käu- 
fer. Die Hälfte davon verkehrt noch 
immer auf Japans Straßen. 


Erst Anfang Juni gestanden die 
Automillionäre Toyota und Nissan dem 
Verkehrsministerium ein, was sie schon 
immer gewußt hatten: Für ihre Ver- 
kaufsschlager Toyota-Corona und Nis- 
san-Bluebird sowie in 19 weiteren 
Modellen hatten sie ungeeignetes Ma- 
terial verwendet. 


Zehn kleinere Autohersteller schlos- 
sen sich der Beichte an: 


> 529000 Coronas der Baujahre 1964 
bis 1968 sowie die Toyota-Typen 
Corolla, Crown und Publica fuhren 
mit Bremsleitungen aus Blei und 
Zinn anstatt aus korrosionsbestän- 
digem Zink. 


> 140 000 Bluebirds — davon 40 000 
exportierte — und die Nissan-Mo- 
delle Gloria, Cedric und Laurel 
waren mit undichten Benzinleitun- 
gen und Vergasern ausgestattet. 


> Bei den neuesten Suzuki-Fronte- 
360-Modellen nutzten sich die La- 
ger bereits während der ersten 1000 
Kilometer ab. 


— 


Die vier Motorradhersteller Honda, 
Suzuki, Yamaha und Kawasaki übten 
gleichfalls Selbstkritik: 6936 ihrer 
Krafträder waren mit Materialschäden 
ausgeliefert worden. 

In aller Stille wollten Toyota und 
Nissan ihre Exportwagen in den USA 
verkehrssicher machen, als sich die 
Unfälle häuften. Verheimlichen konn- 
ten die japanischen Hersteller die 
Panne jedoch nicht. 

Die strengen amerikanischen Über- 
wachungsbehörden — durch die Kam- 
pagne des Rechtsanwalts Ralph Nader 
aufmerksam gemacht (SPIEGEL 13/ 
1966) — suchen besonders gern bei 
Importwagen nach Mängeln. Ein Arti- 
kel in der „New York Times“ vom 
11. Mai löste den Skandal aus. 


Erst drei Wochen später berichteten 
Japans Zeitungen über die Mängel der 
japanischen Autos. Toyota erbot sich, 
dem Kunden die derzeitigen Bremsen 
gegen die „modernsten“ einzutau- 
schen, wenn er den Wagen zum nor- 
malen Kundendienst in die Vertrags- 
werkstatt fahre. 

Dem Verkehrsministerium, dessen 
zehn Sicherheitsinspekteure die Kon- 
struktions- und Materialfehler über- 
sehen hatten, sicherten die Autowerke 
eine Reparatur der Schäden bis zum 
20. August zu. 


Die „Mainichi Shimbun“: „Im gro- 
ßen und ganzen sind ausländische Wa- 
gen genauso defekt wie japanische.“ 
Bei 2518 amerikanischen General-Mo- 
tors-Wagen erspähten die Experten 
24, in 1088 britischen Automobilen 17 
und in 2817 deutschen neun Beanstan- 
dungen. 


Die japanischen Gerichte rechnen 
mit zahlreichen Prozessen. So gibt 
eine große Taxigesellschaft in Japan 
. jetzt Toyota die Schuld an einem töd- 
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lichen Unfall, für den die Gerichte sie 
haftbar gemacht hatten. 

70 Prozent der japanischen Auto- 
teile werden von etwa 8000 Zuliefe- 
rern hergestellt, die in hartem Kon- 
kurrenzkampf Kosten sparen müssen. 
Ein Hersteller gab sogar seinem Zu- 
lieferer den Tip, ein vier Zentimeter 
langes Rohrstück doch einfach um 
fünf Millimeter zu kürzen. 

Selbst Japans Polizei wurde schlecht 
beliefert: Die Beamten stellten fest, 
daß sie mit 1700 verkehrsunsicheren 
Pkw und 500 defekten Motorrädern 
ausgestattet waren. 


ENGLAND 


PLAGEN 


Heilige Hülsen 


er „Times“-Inserent bat die Ent- 
führer seines „sich im Winter- 
schlaf befindenden Igels“, den Gekid- 
nappten unversehrt auszuliefern. 
Denn — so erfuhren „Times“-Leser 
— „zwischen den Stacheln erholen 


Flohzirkus 
Badewannen verdrängten die Rekruten 


sich jetzt in der wettkampffreien Zeit 
unsere Meister“ Eine Woche darauf 
sollten die Meister beim alljährlichen 
Floh-Rennen des „Old Stortfordians 
Rugger Club“ starten. 

Freilich: So verhätschelt wie die 
sechsbeinigen Stortford-Springer wur- 
de kaum ein Menschenfloh (in Biolo- 
gensprache: Pulex irritans). 

Im Gegenteil: Königin Christine von 
Schweden richtete einzelne Flöhe mit 
einer acht Zentimeter langen Kanone 
sadistisch hin. Afrikanische Stämme 
locken den wärmesüchtigen Nicht- 
schwimmer Pulex mit einer brennen- 
den Kerze in eine Wasserschale. Un- 
garische Hirten rieben ihre Unterwä- 
sche mit Schweineschmalz ein, um das 
Ungeziefer von sich zu ekeln. 

Einst war das meistgebrauchte In- 
sektizid gegen Flöhe Aberglaube: Die 
ersten europäischen Siedler in Nord- 
amerika glaubten sich mit dem Holz- 
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splitter eines vom Blitz getroffenen 
Baumes vor dem Pulex sicher. Zur 
Flohabwehr riet der altrömische Ge- 
lehrte Plinius der Ältere: dort, „wo 
sich Euer rechter Fuß befindet, wenn 
Ihr den ersten Kuckuck hört“, zu gra- 
ben und dann die Erde im Bedarfsfall 
zu verstreuen. 


Stoisch fanden sich im Mittelalter 
die irischen Geistlichen in die Floh- 
plage. Zum Selbstkasteiungs-Pro- 
gramm des Asketen „Tulchans Sohn“ 
gehörten Flohfamilien, die Tag und 
Nacht unbehindert seinen Körper be- 
siedeln durften. 

Solche Fundsachen aus dem Ver- 
hältnis Floh-Mensch im Wandel der 
Zeit kompilierte jetzt ein anderer Ire, 
der seinerseits einigermaßen friedlich 
mit Flöhen koexistierte: Brendan Le- 
hane, 32, in seinem Buch „The Com- 
pleat Flea“*, 

Eton- und Cambridge-Absolvent 
Lehane wollte in Dublin das Leben 
keltischer Könige und Geistlicher 
recherchieren. Bald aber interessierten 
ihn Flöhe mehr als Kelten. Denn: Sein 
Dubliner Mietszimmer teilte er mit 
einem Pulex-Clan. Nach und nach 
entwickelte sich zwischen Lehane und 
seinen Peinigern „eine gewisse 
Freundschaft“. 

Damit zählt der Ire zu den wenigen 
Floh-Sympathisanten der Weltge- 
schichte: Der heilige Franz von Assisi 
nannte den Pulex „eine Perle der Ar- 
mut“, einer „der größten Flohologen, 
Karl Jordan“ (so Lehane), empfand ihn 
als „das niedlichste aller Geschöpfe“. 

Auch Mitglieder des polynesischen 
Aitu-Taki-Stammes galten als Floh- 
verehrer. Sie hielten Flöhe für heilige 
Hülsen, in denen sich die Seelen ver- 
storbener Kolonialherren verbargen. 

Erstmals im 16. Jahrhundert zwan- 
gen findige Engländer den Menschen- 
floh, sich zu prostituieren. Wegen sei- 
ner phänomenalen Sprungkraft — das 
drei Millimeter lange Insekt vermag 
sich in eine Höhe von 20 Zentimetern 
zu Katapultieren — wurde das flügel- 
lose „Känguruh der Insektenwelt“ 
(Lehane) zum Zirkusartisten dressiert, 
der bald mehr als den Ultra-Hoch- 
sprung beherrschte: 


1830 inszenierte Signor L. Bertolotto 
in Londons Regent Street die Schlacht 
von Waterloo mit gedrillten Flohscha- 
ren. Auf den Stars der Rekonstruktion 
ritten Napoleon, Wellington und Blü- 
cher in Miniatur. 

Heute mangelt es den Flohzirkussen 
an Nachwuchs. Als Folge des „Abrei- 
ßens von Slumhäusern, der Badewan- 
ne und des DDT“ (Lehane) verringert 
sich die Zahl der Flohlieferanten. Mit 
nur wenig Erfolg späht der englische 
Flohdompteur „Professor“ Len Tomlin 
nach Rekruten für seinen Zirkus, 

Einmal — in der nordenglischen 
Hafenstadt Hull — hatte er Glück. 
Dort begegnete er einer, ihrer zerfetz- 
ten Bekleidung nach, „vielverspre- 
chenden Familie“. Deren Oberhaupt 
trat dann auch Tomlin seine Flöhe für 
zehn Mark das Dutzend ab. 


* Brendan Lehane: „The Compleat Flea“; 
John Murray Ltid., London; 126 Seiten; 25 
Shilling. 
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Rückwärts-Springerin Helga Krieß 
Rüge vom Rekordler 


LEICHTATHLETIK 


FOSBURY-FLOP 


Risiko im Rücken 


arum stoppen Sie den Burschen 

nicht?“ beschwor ein Vater den 
US-Hochsprung-Trainer Bernard 
Wagner. „Er bringt meinen Jungen 
um.“ 


Die Anklage galt dem Wagner-Schü- 
ler und Hochsprung-Olympiasieger 
Richard Fosbury, 23, und seinem rück- 
wärts ausgeführten Fosbury-Flop. 


Der Amerikaner — er studiert öst- 
liche Religionen — entwickelte seinen 
Stil, weil er mit herkömmlicher Tech- 
nik nur 1,77 Meter überquert hatte. 
Rücklings, mit angezogenen Armen 
und Knien, lief er nicht mehr Gefahr, 
wie bei der Vorwärts-Technik einen an 
sich guten Sprung durch Reißen mit 
Händen, Ellenbogen, Knien oder Fuß- 
spitzen zu verpatzen. 


Nach dreijährigem Flop-Training 
steigerte Fosbury seine Leistungen 
sprunghaft: Im vorletzten Winter 
übersprang er 2,16 Meter. In Mexico 
City wurde er im Oktober 1968 mit 
2,24 Meter Olympiasieger. Die Fern- 
seh-Übertragung regte Springer in al- 
ler Welt zur Nachahmung an. 


Schon bei den Deutschen Hallen- 
Meisterschaften im Februar floppte 
die bislang unbekannte Springerin 
Helga Krieß auf den zweiten Platz. 
Sie übersprang schon 1,69 Meter. Allein 
vier Schweizerinnen und drei Franzö- 
sinnen flogen im Flop höher als 1,70 
Meter. „Für diesen attraktiven Stil“, 


begründete der frühere deutsche 
Hochsprung-Meister Werner Bähr, 
„trainieren die Mädchen einfach 
mehr.“ 


Der Ungar Istvan Major schnellte 
rückwärts über die Landesrekordhöhe 
von 2,12 Meter, DDR-Zehnkämpfer 
Rüdiger Demmig gelang dank der 
neuen Technik ein Weltklasse-Ergeb- 
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nis von mehr als 8000 Punkten, Der 
Schweizerin Meta Antenen verhalf der 
Flop im Juli zum Fünfkampf-Weltre- 
kord — der Schweiz zur ersten Welt- 
bestleistung seit 28 Jahren. 


Aber mit der neuen Technik landen 
die Springer auf dem Rücken oder dem 
Genick. Das bedingt meterdicke 
Schaumgummipolster am Aufsprung. 
„Es gibt noch mehr Sandhaufen, als 
man annehmen sollte“, klagte ein ver- 
hinderter Flopper in einem Brief an 
das Fachblatt „Leichtathletik“. Flop- 
Erfinder Fosbury prellte sich selbst auf 
einer unzureichenden Anlage zwei 
Rückenwirbel und quetschte sich bei 
einer Flop-Vorführung in einem Fern- 
seh-Studio die Nieren, j 


„Wird der Flop den Hochsprung re- 
volutionieren“, fragte das US-Magazin 
„Sports Illustrated“ deshalb, als sich 
ähnliche Verletzungen bei Schul- und 
Provinzsportfesten häuften, oder „wird 
er der Blüte der jungen Amerikaner 
das Genick brechen?“ Der amerika- 
nische Arzt Dr. J. T. O’Hanlan agitierte 
in der Fachzeitschrift „Virginia Medical 
Monthly“ gegen den Rückwärts-Stil: 
„Den durchschnittlichen Springer be- 
drohen bei diesem Experiment ernst- 
hafte Rückgrat-Verletzungen.“ Empör- 
te Eltern adressierten Beschwerden 
an Fosbury, nachdem ihre Kinder beim 
Heimtraining Sessel und Couches zu 
Bruch gefloppt hatten. 


Der Russe Valerie Brumel, dessen 
Weltrekord — im klassischen Stil — 
von 2,28 Meter noch besteht, mäkelte: 
„Eines Tages schlägt einer einen Sal- 
to mortale,“ Entgegnete Fosbury: „Der 
Flop ist für 2,40 Meter gut.“ 


RADRENNEN 
DOPING 


Griff zum Gift 


en Sarg schmückte eine olympische 

Goldmedaille. Sie war 1960 in Rom 
dem dänischen Radamateur Knud 
Enemark Jensen nachträglich zuer- 
kannt worden — dem ersten bekannt 
gewordenen Doping-Toten bei Olym- 
pischen Spielen. 


„Mehr als 1000 Fälle von Doping bei 
Radrennfahrern endeten tödlich“, 
glaubte der französische Präsident des 
Internationalen Sportärztebundes, 
Professor Chailley-Bert. Allein 1967 
starben fünf namhafte Rennfahrer an 
der Giftladung am Lenker. 


In der letzten Woche zog sich der 
erfolgreichste deutsche Fahrer, Rudi 
Altig, bei der Frankreich-Rundfahrt 
eine Strafe zu. Fünf Tests hatten nach 
Aussagen des Tour-Arztes Dr. Pierre 
Dumas in seinem Urin fünfmal die 
Rückstände von mindestens zwei 
Amphetamin-Drogen nachgewiesen. 

Aber auch für andere Sportarten ist 
das chemische Zeitalter angebrochen. 
Doping-Skandale häuften sich im ita- 
lienischen Fußball. „Einige Leicht- 
athleten“, berichtete der frühere 


US-Zehnkampf-Weltrekordler Russel 
Hodge, „geben dafür monatlich 120 bis 
160 Mark aus.“ Sogar die Modernen 
Fünfkämpfer präparierten sich auf das 
Pistolenschießen — mit Alkohol. 


Bestimmte Drogen, etwa Weckami- 
ne, befähigen den Sportler — ähnlich 
wie einen Menschen in Lebensangst —, 
20 bis 30 Prozent mehr Kraft aus sonst 
unangreifbaren Reserven zu mobili- 
sieren. Physisch gesunde Athleten la- 
den sich mit Gift auf, 


> weil sie an eine Leistungssteigerung 
glauben und 


> weil sie unterstellen, daß ihre Kon- 
kurrenten sich ebenfalls dopen. 


Einige Länder wie die Schweiz, 
Frankreich und Belgien und nahezu 
alle Verbände haben stimulierende 
Präparate unter Strafe gestellt. Medi- 
ziner aus 20 europäischen Ländern 
stellten eine Verbotsliste mit 13 ver- 
schiedenen Drogen-Gruppen auf, dar- 
unter Pervitin, Arsen, Digitalis und 
Morphium. Bei allen bedeutenden 
Wettkämpfen der letzten Jahre, die 
Olympiade 1968 eingeschlossen, wur- 
den Sportler zu ‘ Doping-Untersu- 
chungen zitiert. Das dämmte den Pil- 
lenmißbrauch keineswegs ein. 


Denn über die Wirksamkeit der 
Tests mokierte sich in Mexiko ein 
amerikanischer Gewichtheber: „Alle 
benutzten ein neues deutsches Mittel, 
das nicht nachweisbar war, Es ist wie 
beim Räuber-und-Gendarm-Spielen.“ 


Tatsächlich sind Doping-Nachweise 
auch eine Geldfrage. Anfangs kosteten 
Tests 3000 Mark, zur Zeit immer noch 
650 Mark pro Probe. Deshalb erlauben 
die Kosten nur Stichproben. Auch bei 
der Tour de France wurden täglich nur 
drei Fahrer überprüft. Die Italien- 
Rundfahrt begleitete ein rollendes An- 
tidoping-Laboratorium. 

Einige Mittel, wie das von Kugel- 
stoßern benutzte Muskel-Präparat 


Radrennfahrer Altig nach Untersuchung 
Ladung am Lenker 


Dianabol, sind mit den gebräuchlichen 
Methoden nicht nachweisbar. Überdies 
ist es üblich und erlaubt, verletzte 
Athleten durch Injektionen fit zu 
spritzen. Nur dank einer Injektion 
stand etwa der deutsche Zehnkampf- 
Weltrekordler Kurt Bendlin seinen 
Olympia-Wettkampf in Mexiko durch. 

Wenn sie als Alibi ein ärztliches At- 
test beibringen, dürfen auch Rennfah- 
rer bestimmte Präparate schlucken. 
Selbst der Belgier Eddy Merckx, der 
bei der Tour de France alle überragte, 
habe sich mit Cortison und Potassium 
„biologisch vorbereitet“, behauptete 
Tour-Arzt Dr. Maigre. 

Bestimmte Drogen sind nicht überall 
zulässig. „Beim Giro d’Italia waren die 
Sachen noch erlaubt“, beklagte sich der 
überführte Altig, der später verletzt 
ausschied. „Wer kennt sich da noch 
aus?“ Anti-Doping-Dr. Dumas resi- 
gnierte: „60 Prozent der Tour-Teil- 
nehmer waren geladen.“ 


FREIZEIT 


INZELL 


Fitdurch Ferien 


ie farbigen Gäste aus Schwarzafri- 

ka labten sich aus tönernen Maß- 
krügen. Sie kostümierten sich mit 
Trachtenhüten und Jankern voller 
Hirschhornknöpfe. Dann stampften sie 
zur bayrischen Blasmusik. 


Vor zehn Jahren war der erste deut- 
sche Sportkurort Inzell, dessen Ein- 
richtungen Journalisten und Kommu- 
nalbeamte aus aller Welt besichtigen, 
noch eine Kümmergemeinde gewesen. 
Da verfiel der Geschäftsführer des bei 
Traunstein gelegenen Ortes, Ludwig 
Schwabl, auf die Idee, ein Leistungs- 
zentrum für die Eisschnelläufer einzu- 
richten. 


Binnen eines Jahres wuchs die Zahl 
der Übernachtungen um die Hälfte. In- 
zell im schwarzen Oberbayern wählte 
SPD-Mitglied Schwabl zum Bürger- 
meister. Geschickt zapfte er während 
des vorolympischen Prestigekampfes 
zwischen der DDR und der Bundesre- 
publik die Fonds zur Leistungsför- 
derung an. Für etwa acht Millionen 
Mark entstanden 1967 die erste deut- 
sche 400-Meter-Kunsteisbahn, ein 
Stadion, Unterkünfte und Trainings- 
hallen. Die 3000-Einwohner-Gemeinde 
(Jahresetat: 1,5 Millionen Mark) zahl- 
te nur fünf Prozent. Ein Viertel schoß 
der Freistaat Bayern zu, 70 Prozent 
Bonn. 

Wirksamer als jede PR-Kampagne 
verschaffte die Elite der Eisschnell- 
läufer beim Training, bei Rekordver- 
suchen oder den Europameisterschaf- 
ten 1969 Inzell internationalen Ruf; 
mehr als 30 Weltrekorde erzielten die 
Eis-Athleten, 57 die Rolläufer. 

Nun bezogen auch Skiläufer und 
Radfahrer Trainingslager im Lei- 
stungszentrum an der Alpenstraße. 
Sogar die Kicker des Bundesliga-Auf- 
steigers Rotweiß Oberhausen bereite- 
ten sich in Inzell vor. 
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Den Leistungssport nutzte Schwabl 
gleichsam als Lokomotive. Zusammen 
mit dem Bayerischen Landessportver- 
band errichtete er ein ständiges Sport- 
und Jugenddorf, durch das er jährlich 
bis zu 8000 Jungen und Mädchen 
schleuste. „Die schicken Waschkörbe 
voll Ansichtskarten“, schilderte er. 


„Ihre Eltern besuchen sie — und kom- 
men vielleicht als Gäste wieder.“ 


Sporttest-Anlage in Inzell 
Strapazen ohne Stress 


Beraten vom Deutschen Sportbund 
(DSB), legte Schwabl Muster-Einrich- 
tungen für Freizeit- und Gesundheits- 
sportler an: 50 Kilometer Wander- 
wege, eine Hindernisstrecke im Wald 
mit Kletterstufen, Zug-Expandern, 
Hangelbaum und Hürden („Schweiß- 
tropfenbahn“) und einen Sporttest- 
platz, auf dem Gelegenheitssportler 
auch im: Straßenanzug wie im ZDF- 
Sportstudio auf ein Tor kicken, stem- 
men oder Klimmzüge üben können. 
Im Winter schaufeln eine Seilbahn und 
neun Schlepplifts stündlich bis zu 
4800 Skiläufer zu acht Abfahrts-Pisten. 


„Die Sportferien sind als Vorbeugung 
gegen Kreislauf-Erkrankungen eine 
segensreiche Erfindung“, lobte Sport- 
mediziner Professor Dr. Josef Nöcker. 
Zudem brauchen sich die Kurgäste da- 
zu keinem Klubzwang und keinen Son- 
dergebühren zu unterwerfen. Sobald 
sie jedoch innerhalb des Fit-durch- 
Ferien-Programms bestimmte Min- 
destbedingungen erfüllt haben, erhal- 
ten sie eine Sportferien-Nadel — für 
Deutsche offenbar ein starker Anreiz. 


Schon im ersten Jahr, 1968, forder- 
ten 3000 Besucher einen Sportferien- 
paß an. Die Zahl der Übernachtungen 
verdoppelte sich in wenigen Jahren 
auf 400 000. 


Bürgermeister Schwabl, 46, plant 
weiter: Private Kapitalgeber verhan- 
deln bereits über den Bau eines Sport- 
kurhotels für stressgepeinigte Mana- 
ger. Und als Fernziel schwebt ihm ein 
eigener Flugplatz vor. 
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Chefarzt-Visite (in München]: Autorität und patriarchalische Macht aus dem vorigen Jahrhundert 


„Mit dem Latein am Ende” 


SPIEGEL-Serie über Krise und Zukunft der deutschen Hochschulen (Mediziner ||) 


Y eder Tag“, so meldete das „Ham- 

burger Abendblatt“, „kann jetzt 
zum Tag X werden“: Für die erste 
Nierentransplantation in der Ham- 
burger Universitätsklinik Eppendorf 
stehe seit kurzem ein Team von Spe- 
zialisten in Bereitschaft, 


Mehrmals während der letzten 
Wochen schien es, als sei für die Ham- 
burger Mediziner der Tag X gekom- 
men, Krankenwagen brachten tödlich 
verletzte Unfallopfer — mögliche Nie- 
renspender. 


Das eine Mal verweigerten die An- 
gehörigen des möglichen Spenders ihre 
Zustimmung, ein andermal scheiterte 
das Vorhaben wegen immunologischer 
Unverträglichkeit zwischen dem Kör- 
pergewebe des Spenders und des 
Empfängers. Bei einem der Versuche 
jedoch konnten die Ärzte die Trans- 
plantation vorbereiten: Die Verwand- 
ten des Unfallopfers hatten eingewil- 
ligt, die Immunologen ein günstiges 
Gutachten geliefert. Das Operations- 
team stand bereit, 


Dennoch unterblieb der Eingriff 
auch diesmal. Der Leiter der Trans- 
plantationsgruppe — Klinikdirektor 
und Urologie-Professor Herbert Klo- 
sterhalfen — war in den Urlaub nach 
Marokko gereist; als ihn dort der am- 
tierende Hamburger Team-Chef tele- 
phonisch um die Genehmigung für die 
bevorstehende Transplantation bat, 
wurde er abschlägig beschieden. Er 
bestehe darauf, so ließ Klosterhalfen 
wissen, die erste Nierenverpflanzung 
in seiner Klinik selber zu leiten. 


Allein er, so erläuterte Klosterhal- 
fen letzte Woche dem SPIEGEL, sei 
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derzeit in Hamburg „in der Lage, eine 
Nierentransplantation durchzuführen“. 


Von der Macht und der Herrlichkeit 
deutscher Medizinprofessoren zeugt 
die Eppendorfer Episode — von einer 
ungebrochenen Herrschaftsfülle, wie 
sie Ordinarien anderer Fakultäten 
kaum jemals zu Gebote stand: An 
Einfluß und Einkünften, aber auch an 
Kastengeist und autoritärer Gewalt 
übertreffen die medizinischen Lehr- 
stuhl-Inhaber alle übrigen Hochschul- 
lehrer. 


Die Halbgötter im weißen Kittel 
vereinigen in ihrer Hand einen impo- 
nierenden Reichtum an Ämtern und 
Aufgaben — sie sind, in einer Per- 
son, Forscher und Lehrer, Ärzte und 
Klinik-Chefs, Verwaltungsbeamte und 
oft Inhaber mehrerer Hochschulämter. 


Sie herrschen über Krankenhäuser 
und Forschungsinstitute, gebieten über 
Studenten, Assistenten, Oberärzte und 
Krankenschwestern; sie verplanen in 
ihren Etats Millionen-Summen, ent- 
scheiden über den Ankauf kostspieliger 
Behandlungs- und Forschungsgeräte 
und über den Bau von Kliniken und 
Hörsälen. Häufig betreiben sie über- 
dies eine Privatpraxis, und sie küm- 
mern sich, meist als ehrenamtliche 
Funktionäre, um die Belange Ärztlicher 
Standespolitik. 


Ihre hohe Autorität und patriarcha- 
lische Macht haben die Medizin-Ordi- 
narien aus dem vorigen Jahrhundert 
ererbt — aus einer Zeit, da der glän- 
zende Ruf deutscher Medizin, ausge- 
hend von Forschernamen wie Rudolf 
Virchow oder Robert Koch, um die 
ganze Welt ging. Damals versammelte 


sich jeweils eine überschaubare Schar 
von Schülern in den Hörsälen der be- 
rühmten Lehrmeister, die in ihren 
Vorlesungen allzeit das medizinische 
Wissen der Epoche vollständig auszu- 
breiten vermochten. 

Das liegt weit zurück, Längst hat 
sich der Fundus ärztlichen Wissens 
enzyklopädisch ausgeweitet und in 
immer neue Spezialgebiete aufgefä- 
chert, Und längst haben Lehrer und 
Schüler an den überfüllten Mammut- 
Hochschulen den Kontakt zueinander 
verloren. Seit langem sehen sich die 
Medizinprofessoren außerstande, die 
ihnen übertragenen Aufgaben verant- 
wortlich zu erfüllen — das patriarcha- 
lische Ordinariensystem, das einst der 
deutschen Medizin zu Weltruhm ver- 
half, ist zum Zerrbild seiner selbst 
geworden. 

Zur lebenden Karikatur gerät das 
alltägliche Bild des Medizinprofessors, 
der an der Spitze seines Gefolges im 
Schnellschritt Krankensäle durch- 
schreitet. Oft kennt er kaum die Na- 
men der Studenten, die ihm folgen, 
noch die der Patienten, die er eilig un- 
tersucht — doch „jeder Schritt bei der 
Visite“, so schätzte ein Hamburger 
Assistenzarzt, „bringt dem Chef einen 
Hunderter mehr ein“. 


„Im Scheinheiligtum der deutschen 
Medizin“, so spottete die Zeitschrift 
„Medizinstudent“, sei „nur die Hier- 
archie olympisch“. Doch mit dem Aus- 
druck „hierarchisch“ wird, wie die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG) konstatierte, die Organisations- 
form westdeutscher Hochschulinstitute 
und -kliniken „kaum zutreffend wie- 
dergegeben“. 


Denn Hierarchie bedeute „Ordnung 
nach Rängen und Stufen“ und „Abstu- 
fung der einander untergeordneten 
Gewalten“ — die deutsche Schulmedi- 
zin aber kennt nur eine einzige Rang- 
stufe; die absolute Gewalt des Ordi- 
narius, der als Lehrstuhl-Inhaber fast 
immer zugleich einer Uni-Klinik oder 
einem Forschungsinstitut vorsteht. 


Die totale Ordinarien-Herrschaft in 
den medizinischen Ausbildungs- und 
Forschungsstätten lastet mit gleicher 
Härte auf Labordienern wie auf 
Oberärzten, Das strenge Regiment der 
allmächtigen Professoren, so kritisiert 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft, 
habe vor allem bei jüngeren Wissen- 
schaftlern „die Persönlichkeitsent- 
wicklung nicht selten beeinträchtigt“. 


Oft sehen sich die Jung-Mediziner 
peinigenden Demütigungen ausgesetzt. 
So pflegte der Direktor einer nord- 
deutschen Uni-Klinik seinen Wagen 
stets vor dem Eingang des Kranken- 
haus-Parkplatzes abzustellen. Auf 
Bitten seiner Assistenten, er möge die 
Parkplatz-Zufahrt freigeben, reagierte 
der Professor unwirsch: Er erwarte, 
daß kein Mitarbeiter die Klinik ver- 
lasse, solange der Chef anwesend sei — 
die Bittsteller fügten sich ohne Wider- 
spruch. 

Nirgends offenbart sich die zentrale 
Machtposition der Medizin-Ordinarien 
deutlicher als im Einkommensgefälle, 
das zwischen den Lehrstuhl-Inhabern 
und ihren Mitarbeitern besteht und — 
so die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft — „häufig schwindelerregend“ 
ist, 

Wenigstens eine Million Mark im 
Jahr, so kalkulieren vorsichtig Bran- 
chenkenner, verdienen Medizin-Päp- 
ste wie der Hamburger Internist 
Heinrich Bartelheimer — manche ver- 
dienen mehr: Der Chirurgie-Ordina- 
rius Fritz Linder etwa, so konstatierte 
eine „Honorarkommission der Assi- 
stentenschaft der Medizinischen Fa- 
kultät“ an der Berliner Universität, 
habe der Behauptung nicht widerspro- 
chen, daß sein „Lehrstuhl in Heidel- 
berg sieben Millionen Mark im Jahr 
wert“ sei. 

Oberärzte und langgediente Assi- 
stenten müssen sich dagegen mit Mo- 
natsbezügen bescheiden, die nur wenig 
über den Einkünften eines Metall- 
Facharbeiters oder Fliesenlegers lie- 
gen (etwa 2000 Mark), Dabei tragen sie 
meist die Hauptlast der Krankenhaus- 
arbeit und unterstützen zudem ihren 
Chef bei wissenschaftlichen Arbeiten. 


Noch bescheidener fällt der Lohn für 
jüngere Professoren-Hilfskräfte aus. 
Neben einem kargen Gehalt wird ih- 
nen, auch für Sonderleistungen, allen- 
falls ein Almosen zuteil — ' wie etwa 
dem Düsseldorfer Assistenzarzt Dr. 
Ingolf Koblin, der zu Weihnachten 
1968 drei Tage und Nächte lang in der 
Kieferklinik Extra-Dienst geleistet 
hatte; Als Anerkennung für (unbe- 
zahlte) Überstunden übersandte der 
Rektor der Universität dem Mediziner 
ein Fläschchen Kölnisch Wasser — 
dazu eine hektographierte „Emp- 


* Bei der Eröffnung des neuen Klinikums 
im Herbst vorigen Jahres. 
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Ordinarius Klosterhalfen 
Operation nur vom Chef 


fangsbescheinigung“. 
nierte die Gabe. 


Es sind freilich nicht die Professo- 
ren-Gehälter (sie sind relativ niedrig, 
bis zu 4000 Mark), die den Medizin- 
Ordinarien zu Reichtum verhelfen; das 
große Geld verdienen sie gleichsam 
nebenbei: Es fließt ihnen aus ihren 
Privatstationen zu, die sie — innerhalb 
der Uni-Kliniken — als Sonder- 
Pfründe unterhalten dürfen. 


Den Umfang der privaten Subklini- 
ken handeln die Professoren meist bei 
der Lehrstuhl-Berufung aus; die Or- 
dinarien-Reservate umfassen oft mehr 
als 30 Krankenbetten — so besteht die 
Privatstation des Hamburger Interni- 


Koblin retour- 


sten Bartelheimer aus einer komplet- 
ten Krankenhaus-Etage (36 Betten). 


Bislang existiert keine Vorschritt, 
die das Ausmaß der Privatstationen 
begrenzen würde — anders als in der 
Schweiz oder in den USA: Dort wird 
den Medizin-Ordinarien meist nur 
eine sogenannte beschränkte Privat- 
praxis zugestanden. Schweizer Medi- 
zinprofessoren verfügen im Höchstfall 
über zwölf, im Durchschnitt über fünf 
Privatbetten. Die US-Professoren be- 
ziehen überdies ihr Honorar nicht di- 
rekt von den Privatpatienten, sondern 
werden meist. mit einer Pauschalsum- 
me abgefunden, die selten höher liegt 
als 40 000 Mark im Jahr. 


Während die Direktoren der allge- 
meinen (kommunalen, städtischen oder 
landeseigenen) Krankenhäuser in der 
Bundesrepublik rund 25 Prozent ihrer 
Einkünfte aus Privatstationen an den 
Krankenhausträger abführen müssen, 
kassieren die klinischen Ordinarien 
von ihren Privatpatienten das unge- 
schmälerte Honorar. 


Nur für Medikamente und für die 
Benutzung von Operationssälen und 
anderen medizinisch-technischen Ein- 
richtungen müssen die Professoren 
eine — niedrig bemessene — Gebühr 
entrichten. Von dem Nebenverdienst 
aus Gutachten, die häufig unter Mit- 
hilfe von Assistenten erstellt werden, 
zahlen die Ordinarien nur fünf Pro- 
zent in die Staatskasse. 


Die Klinikärzte, Krankenschwestern 
und Pflegekräfte partizipieren — zu- 
mindest offiziell — nicht an dem Pro- 
fessoren-Einkommen, das weithin mit 
ihrer Hilfe erarbeitet wird. Das Gehalt 
für die Ordinarien-Gehilfen zahlt der 
Staat. 


Kaum ein Medizin-Ordinarius, so 
versichern Experten, wäre imstande, 
seine Privatpatienten verantwortlich 
zu versorgen, ohne zugleich die 
Hauptaufgaben des Professorenberufs 
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Studenten-Protest in West-Berlin*: Almosen für Mitarbeiter 
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— Forschung und Lehre — zu ver- 
nachlässigen. 


Schon „eine mittelgroße Privatsta- 
tion und eine entsprechende Ambu- 
lanz“, so urteilt die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft, müsse „fast die 
Hälfte der regulären Arbeitszeit“ eines 
Ordinarius beanspruchen. Wollen die 
Professoren ihre vielfältigen Aufga- 
ben auch nur halbwegs bewältigen, so 
müssen sie einen Großteil ihrer Arbeit 
an Hilfskräfte delegieren. 


Zwar, viele Ordinarien beteiligen 


Oberärzte und Assistenten freiwillig 
an den Privateinkünften; doch bleibt 
solche Großzügigkeit gebunden an das 
stets widerrufliche Wohlwollen des 
Lehrstuhl-Inhabers. Dessen Gunst sich 
zu erhalten stellt somit „für den jün- 
geren Wissenschaftler eine ständige 


Derra 


keit, „aus einer übergroßen wissen- 
schaftlichen und wirtschaftlichen Ab- 
hängigkeit herauszukommen“ — doch 
„das gegenwärtig existierende ungün- 
stige Zahlenverhältnis von Ordinarien 
zu Nichtordinarien“ lasse diese Chance 
gering erscheinen. 


Da westdeutsche Hochschul-Medizi- 
ner nach bestandenem Staatsexamen 
im Durchschnitt zwölf Jahre warten 
müssen, bis sie zum — zunächst 
außerplanmäßigen („apl.“) — Profes- 
sor ernannt werden, sind nahezu alle 
Medizin-Forscher bis etwa zu ihrem 
40. Lebensjahr der drückenden Ordi- 
narien-Herrschaft ausgesetzt. In ihrer 
produktivsten Schaffensphase sehen 
sich die Nachwuchs-Wissenschaftler 
gründlich behindert und bevormundet. 


Bartelheimer 


Westdeutsche Medizin-Ordinarien: „Jeder Schritt ein Hunderier” 


Notwendigkeit dar, der wesentliche 
Kräfte gewissermaßen unproduktiv 
gewidmet werden müssen“ (Deutsche 
Forschungsgemeinschaft). 


Dem Wohlwollen der mächtigen 
Lehrstuhl-Inhaber sind nicht nur die 
jüngeren Hochschul-Mediziner ausge- 
liefert; im selben Abhängigkeitsver- 
hältnis stehen letztlich alle medizini- 
schen Nichtordinarien. 


Sogar Professoren (wenn sie keinen 
Lehrstuhl innehaben) sehen sich bei 
ihrer Arbeit oft auf erniedrigende 
Weise bevormundet. So muß der Kie- 
ler Physiologie-Professor und Nicht- 
ordinarius Walter Niesel alle For- 
schungsausgaben, sofern sie den Be- 
trag von zwei Mark überschreiten, 
vom Lehrstuhl-Inhaber Hans Fried- 
rich Meves genehmigen lassen. 


Einzig die Berufung auf einen Lehr- 
stuhl, so konstatiert die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft, eröffne einem 
Forscher in Deutschland die Möglich- 


Jüngere wissenschaftliche Assisten- 
ten, die von ihren Ördinarien mit 
Routine-Aufgaben überhäuft werden, 
finden oft wenig Zeit für selbständige 
Forscherarbeit. Kaum die Hälfte aller 
Assistenten (40,5 Prozent), so ergab 
eine Umfrage an der Mainzer Univer- 
sität, erblickt in der Assistenten-Tä- 
tigkeit eine Chance zu wissenschaftli- 
cher Arbeit und Weiterbildung. Vor 
allem die Jung-Mediziner klagten, daß 
der Alltagsbetrieb in der Klinik sie 
übermäßig beanspruche. 


Auf vielfache Weise führt das ana- 
chronistische Ordinarien-System zu 
einer Lähmung des medizinischen 
Wissenschaftsbetriebs. So hat das der- 
zeit übliche Berufungsverfahren oft 
zur Folge, daß Leerlauf entsteht und 
Geld vergeudet wird: Ordinarien, die 
an eine andere Universität berufen 
werden, lassen nicht selten For- 
schungsgeräte zurück, die der jeweilige 
Nachfolger nicht benutzen kann — für 
beide Wissenschaftler müssen mithin 
neue Apparate angeschafft werden. 


Zwar wären sogenannte Hausberu- 
fungen, bei denen die Fakultät einen 
Nachfolger aus den eigenen Reihen — 
etwa aus dem Mitarbeiterkreis des 
scheidenden Ordinarius — bestimmen 
würde, durchaus zulässig und vielfach 
auch zweckmäßig. Doch immer werden 
vakante Lehrstühle mit Wissenschaft- 
lern aus anderen Universitäten be- 
setzt, deren Forschungsinteressen mit 
denen des Vorgängers selten überein- 
stimmen. 


Zu Leerlauf führen oft auch die 
langwierigen Berufungsverhandlun- 
gen: Klinische Ordinarien, die an eine 
andere Hochschule überwechseln, 
bringen meist ihren eigenen Stab von 
Assistenten und Oberärzten mit — das 
wissenschaftliche Personal des Vor- 
gängers muß sich deshalb beizeiten 
nach neuen Arbeitsplätzen umsehen, 


Dabei kann es geschehen, daß der 
Betrieb in Kliniken und Instituten 
vorübergehend erlahmt. An der Uni- 
Klinik in Düsseldorf etwa, wo der seit 
kurzem emeritierte Professor Ernst 
Derra, 68, den Chirurgie-Lehrstuhl 'bis 
zur Wahl eines Nachfolgers kommissa- 
risch innehat, haben viele Assistenten 
bereits den Dienst quittiert. Seither 
herrscht in Derras Klinik Personal- 
mangel, und in den gut ausgerüsteten 
Labors, so kritisierte jüngst der Assi- 
stenzarzt Dr. Eckhard Träbert, sta- 
gniere die wissenschaftliche Arbeit. 


Während in den Instituten und Kli- 
niken einflußreicher Ordinarien wie 
Derra Forschungsgeräte und -einrich- 
tungen gelegentlich ungenutzt bleiben, 
kann es vorkommen, daß Forscher an 
derselben Universität ihre Arbeit aus 
Geldmangel einschränken müssen. 
So wurde es einem Hamburger Che- 
miker verwehrt, seine Versuche, die 
Stoffwechsel-Forschungen dienten, in 
den Labors einer benachbarten Klinik 
durchzuführen. 


Unter kläglichen Arbeitsbedingun- 
gen leiden vor allem jene Wissen- 
schaftler, deren Forschungen in die 
etablierten Lehrstuhl-Fächer nur 
schwer einzuordnen sind. Die Mittel 
für ihre Untersuchungen werden die- 
sen Forschern überwiegend von den 
Fachordinarien zugeteilt — oft nach 
Maßgabe des persönlichen Interesses, 
das der Lehrstuhl-Inhaber für die 
Arbeiten jeweils aufbringt. 


Mangelnde Bereitschaft zur Koope- 
ration kennzeichnet aber auch das 
Verhältnis der Ordinarien zueinander. 
Die auf Ärztekongressen gern be- 
schworene „Einheit der Medizin“ er- 
weist sich, jedenfalls im Bereich der 
Hochschul-Medizin, als bare Fiktion. 


Innerhalb der medizinischen Fakul- 
täten, die als „integrierende Klam- 
mern“ (so der Heidelberger Ordinarius 
Gotthard Schettler) lehrende und ler- 
nende Mediziner einen sollen, bildet 
das Korps der Lehrstuhl-Inhaber eher 
eine lose Vereinigung von souveränen 
Monarchen — jeder bedacht auf strikte 
Unabhängigkeit und auf die Wahrung 
seines Besitzstandes. 


Als Ganzes haben sich die medizini- 
schen Fakultäten bislang fast stets 
handlungsunfähig gezeigt. Den seit 
Jahren wuchernden Übelständen in 


Zum Thema: Qualitätsdenken 


Es istnicht technischer 
Snobismus, auch mit kleinen 
Prohlemen zu DEW 


zukommen, 
sondern reine Vernunft. 


Groß und Klein stehen in Bochum 
einträchtig nebeneinander. Zuerst auf 
dem Werksparkplatz und dann in den 
Fertigungsunterlagen unserer Feinguß- 
Betriebe. Und wir sind uns alle einig, 
daß es bei jedem Werkstück, gleichgültig 
ob wenige Gramm oder 60 kg schwer, 
auf das kleinste Detail ankommt. 

Welche Funktion hat das Werk- 
stück? Mit welchen anderen wird es ver- 
bunden? Welche mechanischen, thermi- 
schen oder chemischen Beanspruchun- 
gen muß es aushalten? Kann man die 
Konstruktion nicht vereinfachen? 
Welche Herstellungsverfahren wurden 
geplant oder durchgeführt? Welche 
Gesellschaft führt die Abnahme durch? 

Solche Expertengespräche haben 
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schon oft geholfen, Konstruktionsideen 
auf elegante Art zu verwirklichen. Und 
manche funkelnagelneue Idee geboren. 
Es ist doch nur verständlich, wenn dann 
auf Fachmessen unsere Feinguß-Teile, 
z. B. die hohlgegossenen Triebwerks- 
Schaufeln, Aufsehen erregen. 

Auf dem nächsten Feinguß-Kollo- 
quium können Sie mehr erfahren. For- 
dern Sie eine Anmeldekarte an. Sie sind 
herzlich eingeladen. 


Deutsche Edelstahlwerke De 
Aktiengesellschaft, Werk _-“ PR. 
Bochum, 463 Bochum, "9, so 


Postfach 529, 


vi das ist Edelstahl 


SPIEGEL-SERIE 


Mediziner-Labor in Hannover: Vorbildliche Neugründung 


Lehre und Forschung standen sie 
weithin hilflos gegenüber: Wo es ge- 
golten hätte, Studieninhalte neu zu 
bestimmen und Lehrpläne sinnvoll 
abzustimmen, begnügten sich die Pro- 
fessoren mit unzulänglichen Notmaß- 
nahmen — sie beschränkten sich im 
wesentlichen darauf, die Masse der 
Studienbewerber und Studenten mit 
Hilfe von Zulassungsbeschränkungen 
und Zwischenprüfungen gründlich zu 
lichten (SPIEGEL-Serie, Mediziner I). 


Im Bereich der Klinischen Hoch- 
schulforschung, wo die fortschreitende 
Spezialisierung eine nur noch schwer 
überschaubare Fächer-Vielfalt ent- 
stehen ließ, hielten die Uni-Mediziner 
an der „Fiktion eines Universalismus“ 
fest, der „nicht länger Bestand“ haben 
könne — so die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft. 

Und auch zu neuen Organisations- 
formen in Kliniken und Instituten 
konnten sich die Fakultäten-Vertreter 
nicht durchringen. Zwar hat die Auf- 
splitterung des medizinischen Wissens 
dazu geführt, daß die „auf einer um- 
fassenden wissenschaftlichen Überle- 
genheit basierende Autorität der Kli- 
nik- und Institutsdirektoren... im 
Schwinden“ begriffen ist — keiner von 
ihnen könne „heute noch ohne die 
Mitwirkung erfahrener und speziali- 
sierter Mitarbeiter auskommen“, wie 
die DFG-Kritiker konstatierten. Doch 
noch immer werden die Forschungs- 
stätten und Kliniken nach dem un- 
demokratischen Direktorialprinzip re- 
giert. 

Freilich, für die Misere der deut- 
schen Hochschul-Medizin haften die 
Professoren nicht allein. Für die Ver- 
wirklichung eines umfassenden Re- 
form-Programms fehlte es den Fakul- 
täten an Geld — „in einem Land“, so 
verteidigt sich Professor Schettler, 
Präsident des Westdeutschen Medizi- 
nischen Fakultätentags, „das 19 Mil- 
liarden für die Armee ausgibt, aber 
nur einen Bruchteil dieses Betrags für 
die Ausbildung seiner jungen Leute, 
muß es an den Hochschulen zu Explo- 
sionen kommen.“ 
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Aber auch in anderer Hinsicht ließen 
Bonns Politiker die medizinischen Fa- 
kultäten im Stich. Zweimal scheiterte 
in der Vergangenheit die CDU-Gesund- 
heitsministerin Elisabeth Schwarz- 
haupt bei dem Versuch, die überholte 
Bestallungsordnung zu reformieren; 
die Ausbildungsordnung, die den Stu- 
diengang und das Prüfungsverfahren 
regelt, zwang die Professoren, an ob- 
soletem Lehrstoff festzuhalten und 
den Unterrichts- und Prüfungsbetrieb 
weithin im alten Stil fortzusetzen. 


Gleichwohl versäumten es die Pro- 
fessoren, wenigstens die ihnen ver- 
bleibenden Möglichkeiten zur Reform 
zu nutzen: Ringvorlesungen etwa, bei 
denen Lehrer aus verschiedenen Fä- 
chern dasselbe Thema simultan ab- 
handeln, schriftliche und damit objek- 
tive Prüfungen, bessere Koordination 
des Lehrplans — dergleichen eher be- 
scheidene Neuerungen, wie sie von 
Studenten und Reform-Planern seit 


langem gefordert werden, hätte auch 
die alte Bestallungsordnung durchaus 
erlaubt. 


Gegen die schleppenden Reformar- 
beiten der Politiker, gegen Geldman- 
gel und verwaltungsrechtliche Fes- 
seln — etwa bei Berufung zusätzlicher 
Lehrkräfte —, gegen die fortdauernde 
Malaise der Mediziner-Ausbildung 
fanden sich die Ordinarien in den 
letzten Jahren zu geschlossenem Pro- 
test niemals bereit. Und während sie 
auf die Neuerungspläne der Politiker 
wie Studenten vielfach kritisch rea- 
gierten, vermochten sie sich auf eigene 
Reform-Vorstellungen bis heute nicht 
zu einigen. 

Dabei fehlt es nicht an Reform-Mo- 
dellen: In Hannover und Ulm ent- 
standen, 1965 und 1967, medizinische 
Hochschulen neuen Typs, an denen 
fortschrittliche Organisationsformen 
und Unterrichtsmethoden erprobt 
werden. 


An den beiden Fach-Universitäten, 
der Medizinisch-Naturwissenschaftli- 
chen Hochschule Ulm und der Medizi- 
nischen Hochschule Hannover, wurde 
— nach amerikanischem Vorbild — das 
Department-System eingeführt: Insti- 
tute und Kliniken, an deutschen 
Hochschulen bislang Domäne der Or- 
dinarien, wurden in Abteilungen zer- 
gliedert; die Department-Einheiten 
werden von Abteilungsleitern geführt, 
die untereinander gleichberechtigt 
sind und nicht Lehrstuhl-Inhaber sein 
müssen. 


Über eine eigene Klinik verfügen die 
Leiter der Fachabteilungen nicht — in 
Ulm stehen die Spezialisten abwech- 
selnd und für eine bestimmte Zeit je- 
weils einer Station der Hochschulkli- 
nik vor. Auf diese Weise, so erläutert 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
das Rotationssystem, werde „für eine 
ständige Konfrontation des Speziali- 
sten mit dem gesamten Fachgebiet ge- 
sorgt“. 

Alle Professoren — nicht nur die 
Lehrstuhl-Inhaber — können in der 
Ulmer Uni-Klinik eine Privat-Praxis 


Mediziner-Labor in Freiburg: Klägliche Arbeitsbedingungen 
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Unsere »Regierung« 
wird jede Woche 
neu gewählt, 
oder sie muß 
zurücktreten. 


Wahllokale: Über 70 000 Zeitschriften- 
Kioske. Wähler: unsere Leser. Niemand 
muß uns lesen. Es ist absolut freiwillig — 
und kostet obendrein noch Geld. 

Das Wahlergebnis ist also einwandfrei. 
Demokratie. 


Leser wollen nicht lesen, was sich eine 
elitäre Minderheit für sie ausgedacht hat. 
Leser brauchen das Gefühl, ihre Zeit- 
schrift geht auf ihr Leben, auf ihre 
Probleme, auf ihre Sorgen ein. Wir 
meinen: Leser sind erwachsene, mündige 
Bürger unseres Staates. Sie haben ein Recht 
darauf, für voll genommen zu werden. 


Und damit sind wir beim Erfolgs- 
geheimnis unserer Blätter: Wir lassen 

uns nicht zu dem Leser herab. 1 

Und das spürt er. Wir reden auf gleicher 
Ebene miteinander. Keine Belehrung, 
aber Information. Keine Bevormundung, 
aber Information. Keine weltanschauliche, 
keine politische »Meinungsbildung <, 


aber Information aus dem Bezirk seines 
wirklichen Lebens, aus dem Kreis seiner 
echten Probleme. 


Immer wieder fragen wir die Menschen. 
Und merken uns ihre Antworten. Der 
Computer hilft uns dabei. So wird 

das Unübersichtliche klar und über- 
schaubar. 


Wir lernen - und lernen es immer besser — 
unsere Mitmenschen zu verstehen. Wir 
wissen, was unsere Leser beschäftigt. 

Wir erkennen ihre Ängste, ihre Wünsche. 
Wir versuchen zu helfen. Das ist unser 
Erfolg. Und deshalb sind unsere Zeit- 
schriften so, wie sie sind. 


Wir erreichen fast die Hälfte der 
erwachsenen Bevölkerung unseres 
Landes. Dafür gibt es nur einen 
einzigen Beweggrund: die Menschen 
finden in unseren Zeitschriften das, 
was sie suchen und was sie woanders 
gar nicht oder nur ungenügend 
bekommen: Verständnis. 


Sie werden verstehen, daß wir 

auf unseren wöchentlichen Erfolg an 
70.000 »Wahllokalen< doch ein 
bißchen stolz sind. 


Verlagsgruppe Bauer 
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betreiben. Für die Professoren-Pa- 
tienten wurde eine gemeinsame Pri- 
vatstation eingerichtet, die nach dem 
Belegsystem geführt wird. Die Ein- 
künfte aus der Gemeinschaftspraxis 
fließen in einen sogenannten Hono- 
rar-Pool — eine Gemeinschaftskasse, 
aus der alle Mitarbeiter der Station 
(Krankenschwestern und Sekretärin- 
nen eingeschlossen) nach einem zuvor 
vereinbarten Verteilerschlüssel einen 
Pauschalbetrag ausgezahlt bekommen. 


An den beiden Reform-Hochschulen 
werden zudem neue Unterrichtsme- 
thoden erprobt. In Hannover ist ein 
„Dekan für studentische Angelegen- 
heiten“ für die Planung der Studien- 
ordnung allein verantwortlich. Damit 
wird weitgehend verhindert, daß die 
einzelnen Dozenten auf die Organi- 
sation des Lehrbetriebs Einfluß neh- 
men können. 


Schon bei Studienbeginn werden in 
Hannover je vier Studenten einem 


Dozenten zugeteilt; Lehrer und Schü- 
ler bilden eine sogenannte Tutoren- 
Gruppe, die während des Studiums in- 
tensiv zusammenarbeitet. Auch bei 
Übungen und klinischen Visiten wer- 
den die Studenten stets in Vierer- 
Gruppen eingeteilt und einem Dozen- 
ten oder Oberarzt zugewiesen. 


In der ersten Studienhälfte (Vorkli- 
nikum), die nach herkömmlichem 
Lehrplan ausschließlich dem natur- 
wissenschaftlichen und anatomischen 
Unterricht gewidmet ist, können Han- 
noveraner Jung-Mediziner bereits 
Vorlesungen über Pharmakologie, 
Biostatistik und Mikrobiologie hören, 
daneben Kollegs über geisteswissen- 
schaftliche, soziologische und psycho- 
logische Themen. 


In den klinischen Semestern sind die 
isolierten Fachvorlesungen — Chirur- 
gie, Gynäkologie — weitgehend redu- 
ziert worden. Statt dessen werden 
Ringvorlesungen gehalten, die auf be- 
stimmte Themen bezogen sind — etwa 
Infektionskrankheiten oder Erkran- 
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er-Ausbildung in Hannover: „Ein Lehrer für je vier Studenten“ 


SPIEGEL-SERIE 


kungen des Nervensystems. Zu den 
einzelnen Kapiteln kommen jeweils 
alle zuständigen Fachwissenschaftler 
zu Wort — so sprechen zum Thema 
„Krankheiten der Verdauungsorgane“ 
nacheinander der Pathologe, der In- 


ternist, der Pharmakologe und der 
Chirurg. 
Daß den westdeutschen Medizin- 


Fakultäten die progressiven Hochschu- 
len in Ulm und Hannover als Reform- 
Vorbild dienen könnten, erscheint 
Skeptikern allerdings äußerst un- 
wahrscheinlich. „Nur auf dem Weg 
über Hochschul-Neugründungen“, so 
glaubt der Heidelberger Professor 
Schettler, sei die rasche Verwirkli- 
chung derart radikaler Neuerungen 
denkbar. 


Kritiker heben zudem hervor, daß 
sich auch in Ulm und Hannover Relik- 
te alter Ordinarien-Herrlichkeit er- 
halten haben. So werde den Ulmer 
Ordinarien, 


gemäß dem Verteiler- 


schlüssel zum Honorar-Pool, der Lö- 
wenanteil aus der Gemeinschaftskasse 
zugebilligt. Indes laste in Ulm, wie 
überall sonst, die Routine-Arbeit in 
den Kliniken überwiegend auf den 
jüngeren und schlecht bezahlten Me- 
dizinern. 

Tatsächlich sind in Ulm, laut Orga- 
nisationsplan, für die Betreuung der 
stationären Kranken Medizinalassi- 
stenten und jüngere Ärzte zuständig, 
die ihre Facharztausbildung noch nicht 
beendet haben. Ihre „Position“ sei 
„schwach“ und unterscheide sich, wie 
die DFG anmerkte, „in wenig glückli- 
cher Weise von der Stellung der meist 
habilitierten Abteilungsoberärzte“ und 
Ordinarien, die bei der Einstellung 
ihre Pool-Prozente mit der Hochschul- 
verwaltung aushandeln können. 

Aber professorale Einwände gegen 
das Ulmer Modell können kaum als 
positive Kritik gewertet werden, eher 
schon als Versuch, das Experiment zu 
diskreditieren. Dabei wissen sich kon- 
servative Ordinarien mit einer breiten 


Mediziner-Lobby einig, die — im Na- 
men aller westdeutschen Chefärzte — 
das unliebsame Reformunternehmen 
am liebsten totschweigen möchte: Man 
könne sich, so konstatierte das Düs- 
seldorfer „Handelsblatt“, „in der gro- 
ßen ärztlichen Standespresse nicht 
über die Ulmer Lösung sachlich unter- 
richten“. 

Als der Wissenschaftsrat vor zwei 
Jahren insbesondere den Ulmer Ho- 
norar-Pool allen westdeutschen Uni- 
Kliniken, aber auch den allgemeinen 
Krankenhäusern zur Nachahmung 
empfahl, stieß er auf erbitterte Ab- 
lehnung. 


„Eine Poolbildung“, so schrieb 1967 
im „Deutschen Ärzteblatt“ Professor 
Gustav Hopf, Chef des Verbandes der 
Leitenden Krankenhausärzte, „ist ab- 
zulehnen.“ Daß „der Wissenschaftsrat 
sich um die Privatstationen der Kran- 
kenhäuser bekümmert“, gehe — so 
Hopf — „über seine Kompetenzen und 
seinen Sachverstand hinaus“. 


Und der Hauptgeschäftsführer der 
Bundesärztekammer, Josef Stockhau- 
sen, empfand „lebhafte Zweifel“, ob 
das Ulmer Modell „der richtige Weg“ 
sei — es „schmeckt“, so Stockhausen, 
„nach Dingen, die als nivellierender 
und leistungsfeindlicher Kollektivis- 
mus gerade für den Bereich der Ge- 
sundheit äußerst gefährlich, wenn 
nicht gar schädlich sind“. 


„Prineipiis obsta“ — wehret den 
Anfängen, so müsse es, wie der Kölner 
Anatomie-Ordinarius Otto Veit noch 
vor drei Jahren formulierte, „für alle 
Ärzte und ihre Organisationen hei- 
Ben“: Reformpläne, wie sie der Wissen- 
schaftsrat empfohlen habe, müßten 
konsequent verhindert werden. 


Anfänge sind — trotz solcher Oppo- 
sition — inzwischen gemacht worden: 


> Die neuen Hochschulgesetze der 
Bundesländer, teils noch in der Be- 
ratung, teils schon verabschiedet, 
werden in naher Zukunft auch die 
überkommenen Strukturen der 
medizinischen Fakultäten, Kliniken 
und Institute zerschlagen und zu- 
gleich die Stellung der Ordinarien 
schwächen. 


[> Die Neufassung der ärztlichen Ap- 
probationsordnung, die Anfang des 
Monats im Entwurf dem Bundesrat 
zugeleitet wurde, wird den Ausbil- 
dungsgang der Medizinstudenten 
gründlich umgestalten. 


Die Hochschulgesetze, soweit sie 
vorliegen, schreiben sämtlich den 
Universitäten die Gliederung in Fach- 
bereiche vor — auch die medizinischen 
Fakultäten sollen sich in Department- 
Systeme umwandeln. 


Vergebens haben die medizinischen 
Ordinarien versucht, den Zwang zu der 
unerwünschten Neuordnung von den 
Medizin-Fakultäten abzuwenden. Der 
dreifache Auftrag der Schulmedizin — 
Unterricht, Forschung und Kranken- 
betreuung —, so lautet das Hauptar- 
gument der Professoren, hebe die me- 
dizinische Fakultät von den anderen 
Hochschulzweigen ab. 
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Reformgegner Bock 
„Arztfremdes Gedankengut” 


Auch eher demagogisch klingende 
Argumente fielen den Kritikern der 
Struktur-Reform ein: Es dürfe nicht 
zugelassen werden, daß künftig ein 
Ärzte-Rat am Krankenbett über die 
Behandlung des Patienten per Mehr- 
heitsbeschluß sich einige. 

In der Tat ist mit der geplanten 
Fachbereichsordnung eine Demokrati- 
sierung der Schulmedizin verbunden. 
So sieht das — inzwischen verab- 
schiedete — Hamburger Hochschulge- 
setz die Gründung von Instituts- und 
Klinik-Räten vor, die über „alle An- 
gelegenheiten der wissenschaftlichen 
Einrichtung“, über „das Forschungs- 
programm“ und über die Beteiligung 
der Wissenschaftler „an den einzelnen 
Forschungsvorhaben“ bestimmen kön- 
nen. Dem Mediziner-Rat gehören Pro- 
fessoren, Dozenten, Assistenten und 
Studenten an. 

Obgleich die Professoren in den Rä- 
ten über 50 Prozent der Stimmen ver- 
fügen und—laut Gesetzestext — „ärzt- 
liche Entscheidungen... nicht in die 
Zuständigkeit des Institutsrats“ fal- 


Reformgegner Stockhausen 
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len, protestierte ein Hamburger Pro- 
fessoren-Ausschuß gegen den Reform- 
Entwurf: Die Räte-Regelung gefährde 
das Wohl der Patienten. Der Hambur- 
ger Senat allerdings verwarf den Pro- 
fessoren-Protest; „man hat uns ge- 
hört“, so grollte Gynäkologie-Ordina- 
rius Klaus Thomsen, „aber nicht ver- 
standen.“ 


Während der Zorn reformunwilliger 
Medizinprofessoren sich an den Uni- 
versitätsgesetzen entzündet, laufen 
revoltierende Medizinstudenten Sturm 
gegen die geplante Approbationsord- 
nung. Seit Oktober 1966 arbeitet im 
Bundesgesundheitsministerium eine 
sogenannte Kleine Kommission an der 
neuen Ausbildungsordnung. Das Bera- 
tungsgremium, unter Vorsitz von 
Staatssekretär Ludwig von Manger- 
Koenig, tagt hinter verschlossenen Tü- 
ren — über den Verlauf der Geheim- 
sitzungen werden keine Protokolle an- 
gefertigt. 


Nur viermal durften Studentenver- 
treter an den bisher insgesamt 13 Be- 
ratungen teilnehmen. Arbeitspapiere 
der Kleinen Kommission und Ent- 
würfe der Approbationsordnung, die 
seither immer wieder an die Öffent- 
lichkeit kamen, wurden den Studen- 
ten heimlich zugeleitet — von unzu- 
friedenen Medizinprofessoren, die sich 
in der Beratungskommission von den 
Ministerialbeamten übergangen fühl- 
ten. 


Der jüngste Entwurf für die neue 
Ausbildungsordnung, die inzwischen 
dem Bundesrat zur Verabschiedung 
vorgelegt wurde, sieht eine gründliche 
Umgestaltung des Medizinstudiums 
vor: 


> Die Studienzeit soll von bislang sie- 
beneinhalb auf künftig sechs Jahre 
verkürzt werden — die zwei- 
jährige Medizinalassistenten-Aus- 
bildung soll in Zukunft entfallen. 


D Das letzte Jahr des klinischen Stu- 
diums soll einer ganztägigen „zu- 
sammenhängenden praktischen 
Ausbildung in einer Krankenan- 
stalt“ vorbehalten bleiben (Inter- 
natsjahr); in dieser Ausbildungs- 
phase soll der Student seine „ärzt- 
lichen Kenntnisse durch praktische 
Anschauung und Übung vertiefen 
und erweitern“, 


D Die Einteilung des Studiums in Se- 
mester soll aufgehoben werden; 
auch die bisher vorlesungsfreie Zeit 
(Semesterferien) soll für Lehrver- 
anstaltungen genutzt werden kön- 
nen (Studienjahr). 


[> Das medizinische Staatsexamen soll 
in drei Prüfungsabschnitte aufge- 
teilt werden; die Prüfungen stehen 
jeweils am Ende des ersten, zwei- 
ten und letzten klinischen Studien- 
jahrs; alle Examen sollen schrift- 
lich abgelegt werden, nur die 
Schlußprüfung enthält zusätzlich 
einen mündlichen Abschnitt; un- 
mittelbar nach dem letzten Examen 
soll den Jung-Medizinern die ärzt- 
liche Approbation erteilt werden. 


> In den Lehrplan für die Mediziner- 
Ausbildung sollen neue Studien- 
fächer aufgenommen werden (me- 
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dizinische Psychologie, Biomathe- 
matik, Sozialmedizin); während des 
dreimonatigen Praktikums (Famu- 


latur) soll den Medizinstudenten. 


künftig ein „Einblick in besonders 


gesellschaftsbezogene Einrichtun- 


gen“ ermöglicht werden — sie kön- 
nen das Praktikum etwa in Dienst- 


„Man kann nicht zulassen, daß künftig 

ein Ärzterat sich am Krankenbett über 

die Behandlung des Patienten per 
Mehrheitsbeschluß einigt ... 


... hier muß der Chefarzt schon allein 
entscheiden... 


»..für Demokratie ist an den Kranken- 
häusern kein Platz” 


stellen des Öffentlichen Gesund- 
heitsdienstes oder in Sozialämtern 
ableisten. 


In dem Reformwerk, wie es die 
Kleine Kommission jetzt im „Roh- 
Entwurf“ („Stand vom 27. Mai 1969“) 
vorgelegt hat, sehen die Studenten eine 
unzulängliche Kompromißlösung, die 


zwischen Politikern und Professoren 
ausgehandelt wurde — weithin auf 
Kosten der Jung-Mediziner. 

Verbittert konstatieren auch gemä- 
Bigte Studentenvertreter, daß in der 
vorliegenden Neufassung der Appro- 
bationsordnung wesentliche Reform- 
Forderungen nicht berücksichtigt wor- 
den sind. 


So werden Ringvorlesungen oder 
Gruppenunterricht in der Studienord- 
nung nicht vorgeschrieben. Statt des- 
sen sind die umstrittenen Pflichtvor- 
lesungen, über deren Abschaffung die 
Kleine Kommission zu Beginn der Be- 
ratungen noch diskutiert hatte, nun 
auch nach der neuen Ausbildungsord- 
nung wieder vorgesehen. Mehr noch: 
Während bislang die Studenten eine 
Pflichtvorlesung, wenn sie ihnen nutz- 
los erschien, ungestraft versäumen 
konnten, kann nun ein Kolleg — je- 
weils auf Beschluß der Hochschul-Lei- 
tung — zur Voraussetzung für den Be- 
such bestimmter Kurse oder Praktika 
werden. 


Auch in anderer Hinsicht gilt kriti- 
schen Studenten die neue Approba- 
tionsordnung eher als Flickwerk: Zwar 
nehme sie eine große Zahl neuer Un- 
terrichtsfächer in den Lehrplan auf 
oder erhebe andere in den Rang von 
Prüfungsfächern; zugleich aber kon- 
serviere sie längst überflüssig gewor- 
denen Wissensstoff — wie etwa Bota- 
nik im Vorklinikum. 


Künftig müßten die Jung-Mediziner 
„nach dem Staatsexamen ca. 27 Pro- 
zent mehr Wissen besitzen“, so errech- 
neten Kölner Medizinstudenten, die 
einer „Ad-hoc-Gruppe Approbations- 
ordnung“ angehören: Nach der neuen 
Studienordnung sei die Zahl der Prü- 
fungsgebiete von bisher 17 auf 40 Fä- 
cher angewachsen — während zugleich 
die Studienzeit um etwa 20 Prozent 
verkürzt werde. 


Eine „Hintertreppenlobby im Bun- 
desgesundheitsministerium“ — Profes- 
soren und ärztliche Standesvertreter 
—, so mutmaßen Kieler Studenten in 
einem Flugblatt, habe erfolgreich ihre 
Position im medizinischen Lehrbetrieb 
verteidigt und verhindert, daß der 
Lehrstoff auf ein vernünftiges Maß an 
Basiswissen reduziert wurde. 


Der Heidelberger Ordinarius Schett- 
ler bestätigt den Verdacht der Studi- 
ker: „Was glauben Sie, was die Leute 
da rangeln, zum Beispiel die Hals-Na- 
sen-Ohren-Ärzte — die haben bislang 
nach dem neuen Lehrplan nur einen 
Anteil von einem Prozent, die wollen 
aber mindestens zwei Prozent haben,“ 


Das Ergebnis der Bonner Rangelei 
stößt bei den Medizinstudenten auf er- 
bitterten Widerstand. Seit Monaten 
agitieren und protestieren enragierte 
Jung-Mediziner gegen die geplante 
Ausbildungsordnung; die Studenten 
beanstanden, 


D daß die Einführung des Studienjah- 
res sozial schlecht gestellte Studen- 
ten benachteiligen würde, die bis- 
lang in den Semesterferien ihr Stu- 
diengeld verdienen konnten — 
„arme Studenten sollen nicht mehr 
Arzt werden“ (eine Hamburger Me- 
diziner-Gruppe); 


> daß die neue Studienordnung mit 
ihrem überfüllten Lehrplan den 
„ohnehin unkritischen Mediziner 
vollends zur Lernmaschine“ degra- 
dieren müsse — „ab 1. Januar 1970“, 
so prophezeit eine Hamburger Stu- 
denten-Flugschrift, „müssen Sie mit 
Ihrer Freundin Schluß machen“; 


daß die dichte Folge von Examina, 
wie sie die neue Approbationsord- 
nung vorsieht, einen permanenten 
Prüfungsdruck erzeugen und die 
„totale Verschulung des Medizin- 
studiums“ zur Folge haben würde 
— „klar ist, daß hier Fachidioten 
herangezüchtet werden sollen“ (eine 
Kieler „Basisgruppe Medizin“); 


V 
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daß schließlich mit dem nun vorge- 
sehenen Sozialpraktikum und der 
Einführung neuer Lehr- und Prü- 
fungsfächer wie medizinische Psy- 
chologie und Sozialmedizin die bis- 
lang fehlende Beziehung zwischen 
Schulmedizin und Gesellschaft nicht 
hergestellt werden könne; „vier 
Wochen Famulatur beim Vertrau- 
ensarzt werden dem Studenten 
kaum gesellschaftliche Zusammen- 
hänge erkennbar machen“ (Kölner 
„Ad-hoc-Gruppe“). 


Vor allem jene Medizinstudenten, 
die von der bevorstehenden Studien- 
reform eine Wandlung im Selbstver- 
ständnis deutscher Schulmedizin er- 
hofft hatten, sehen sich enttäuscht. 
Aus Protest gegen den Bonner Ent- 
wurf organisierten sie am Donnerstag 
vorletzter Woche eine Sternfahrt zur 
Bundeshauptstadt — dort mußte sich 
SPD-Gesundheitsministerin Käte 
Strobel gegen den Unmut der Jung- 
Mediziner verteidigen. 


In der geplanten Approbationsord- 
nung finden die revoltierenden Stu- 


denten nur das trübe Bild der 
herrschenden „materialistischen Or- 
ganmedizin“ wieder, die „auf einen 


rein somatischen Krankheitsbegriff“ 
beschränkt bleibe (eine „Initiativ- 
gruppe medizinischer Arbeiter“ in 
Berlin). So werde in der neuen Stu- 
dienordnung für die Fächer Psychoso- 
matik und Psychoanalyse nur der An- 
teil von einem Prozent vorgesehen. 


Wie bisher werde der Medizinstu- 
dent nicht in „die Lage versetzt, seine 
Erkenntnisse im geschichtlichen und 
gesellschaftlichen Kontext zu lesen“ — 
die Einsicht, „daß die allgemeine 
Struktur der Gesellschaft pathogene- 
tisch wirken kann“, werde den ange- 
henden Medizinern weiterhin vorent- 
halten (Flugblatt der Hamburger 
Fachschaft Medizin). 


Auch die „längst fällige Neubestim- 
mung des Arztbegriffs“ fehle in der 
neuen Ausbildungsordnung; sie könne, 
wie die Hamburger Fachschaft kriti- 
siert, allenfalls als Dressur-Anwei- 
sung für einen Arzt-Typ dienen, des- 
sen Aufgabe es sei, „beschädigte Ar- 
beitskraft zu reparieren, um sie mög- 
lichst schnell für den Produktions- 
prozeß wieder verwertbar zu machen“. 


Derlei linke Kritik stößt bei deut- 
schen Ärzte-Funktionären weitgehend 
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auf Verständnislosigkeit. „Der Sinn für 
Proportionen ist verlorengegangen“, so 
klagte auf dem Wiesbadener Interni- 
sten-Kongreß im letzten Jahre der Tü- 
binger Professor Hans-Erhard Bock, 
„über eine mysteriöse politologisch-so- 
ziologische Diffusion dringt arztfrem- 
des Gedankengut ein.“ 

Das Unbehagen vieler Studenten, 
das sich am unzulänglichen ärztlichen 
Ausbildungssystem entzündet, hält 
Bock für ungerechtfertigt: Er müsse 
gestehen, so erläuterte er auf dem 
Internistentag, daß ihm eine „Pädago- 
gik, die jede Frustration vermeidet“, 
als „irreal“ erscheine — „das Leben 
besteht aus bewältigten Frustratio- 
nen“, 


Freilich, Unbehagen empfinden auch 
die Professoren angesichts der Bonner 
Reformpläne. Sie müssen fürchten, die 
befohlene Neuordnung des Medizin- 
studiums — auch bei gutem Willen — 


gezogen“, so erläuterte der Erlanger 
Internist und Chef der Universitäts- 
Poloklinik, Professor Ludwig Demling, 
„dann bräche die Krankenversorgung 
und damit der medizinische Unterricht 
sofort zusammen.“ 


Ein Mehraufwand von jährlich rund 
50 Millionen Mark würde bereitzu- 
stellen sein, wenn allein die Hoch- 
schulen des Landes Baden-Württem- 
berg den Anforderungen der geplan- 
ten Ausbildungsordnung gerecht wer- 
den wollten. Aber die Frage beunru- 
higter Hochschulmediziner, wer diese 
Kosten aufbringen werde, ist bislang 
ohne Antwort geblieben (siehe SPIE- 
GEL-Gespräch Seite 96), 


Weder die nun allenthalben hastig 
durchgepeitschten Hochschulgesetze 
noch die in Heimlichkeit und unter 
dem Gezerre der Standeslobby zustan- 
de kommende Neufassung der Appro- 


Studenten-Protest gegen neue Ausbildungsordnung*: Flickwerk für Fachidioten 


nicht in die Tat umsetzen zu können. 
Für die in der neuen Approbations- 
Ordnung vorgesehene Intensiv-Aus- 
bildung (mehr Kurse und Übungen als 
bisher, Unterricht in kleinen Gruppen 
während des Internatsjahres) fehlt es 
sowohl an Lehrkliniken wie an ge- 
schultem Lehrpersonal — eine „fun- 
dierte medizinische Pädagogik“, so 
konstatiert ein Gutachten des baden- 
württembergischen Kultusministe- 
riums, „existiert in der Bundesrepu- 
blik nur in rudimentären Ansätzen“, 


Die allgemeinen Krankenhäuser, die 
in Zukunft neben den Uni-Kliniken 
als Ausbildungsstätten dienen sollen, 
sind für die neue Aufgabe einstweilen 
nur notdürftig ausgerüstet. Und 
selbst die Universitätskliniken wären 
derzeit kaum imstande, die Mittel und 
Einrichtungen für den Intensiv-Unter- 
richt bereitzustellen. 


„Würden die von Industriefirmen 
geliehenen Geräte aus dem Betrieb 


* Bei der Demonstration vor dem Bundes- 
gesundheitsministerium am 10. Juli; rechts: 
Ministerin Käte Strobel, 


bationsordnung werden Deutschlands 
Hochschul-Medizin auf absehbare Zeit 
sanieren können. 


Alle Reformpläne, die bislang zur 
Verwirklichung anstehen, glänzen viel- 
versprechend (so die „Welt“) „im Lack 
organisatorischer Maniküre“ — „das 
Sekundäre triumphiert in hundert Pa- 
ragraphen“. Ob sich aber die Grund- 
übel der ärztlichen Ausbildung mit 
Hilfe der staatlich verordneten Neu- 
erungen werden beseitigen lassen, dar- 
über herrscht Zweifel bei Professoren 
wie Studenten. 


Die Reform der deutschen Hoch- 
schul-Medizin hat noch nicht begon- 
nen. 


IM NÄCHSTEN HEFT 


Wie schulfremd ist die Lehrer- 
ausbildung? Wahn und Wirklich- 
keit der Philosophischen Fakul- 
tät - Tote Sprachen für Studien- 
räte — Autodidakten in der Di- 
daktik -— Deutsch ohne Böll und 
Brecht — Die Not der Referendare 


95 


SPIEGEL-SERIE 


„MAN HAT ES LAUFEN LASSEN, SCHLAMPEN LASSEN” 


SPIEGEL-Gespräch mit Professor Gotthard Schettler, Präsident des Westdeutschen Medizinischen Fakultätentages 


SPIEGEL: Herr Professor Schettler, 
Sie sind Ordinarius und zugleich Kli- 
nikdirektor hier in Heidelberg, Sie 
sind Lehrer, Sie sind Arzt, der sich um 
die Patienten kümmern muß, und For- 
scher; Sie waren Dekan der Fakultät 
und sind außerdem Vorsitzender des 
Westdeutschen Medizinischen Fakul- 
tätentages; Sie sind Präsident eines 
Internationalen Internistenverbandes, 
Sie waren verschiedentlich Präsident 
der Berliner Fortbildungskurse, Sie 
schreiben Lehrbücher und arbeiten 
wahrscheinlich noch in diversen Aus- 
schüssen und Berufsverbänden. Sind 
Sie ein Übermensch? 


SCHETTLER: Bestimmt nicht, aber 
Sie berühren da eine Problematik, die 
uns in den letzten Jahren stark be- 
schäftigt hat. Diese läuft auf eine 
Teilung der Aufgaben von Hochschul- 
lehrer und Klinikchef hinaus. 


SPIEGEL: Die gottähnliche Macht der 
Ordinarien ist ein Hauptpunkt der 
Kritik an der deutschen Hochschul- 
medizin. 


SCHETTLER: Die viel gescholtene 
Macht und die Privilegien der Ordi- 
narien, welche ihnen laut Gesetz zu- 
standen, müssen in einer modernen 
Hochschule verantwortlich geteilt wer- 
den. Das ist ein echtes Anliegen der 
Reform. 


SPIEGEL: Seit über einem Jahrzehnt 
sind solche Reformen im Gespräch. 
Und in manchen Universitäten ist 
Macht delegiert worden — aber sind 
diese Veränderungen institutionali- 
siert worden, oder sind sie nicht jeder- 
zeit rückgängig zu machen, wenn bei- 
spielsweise ein neuer Ordinarius ein- 
zieht? 

SCHETTLER: Obwohl sämtliche 
medizinischen Fakultäten die Forde- 
rungen des Wissenschaftsrats nach 


* Mit SPIEGEL-Redakteuren Rolf S. Mül- 
ler und Klaus Franke. 
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Schettler (M.) beim SPIEGEL-Gespräch in seiner Heidelberger Klinik* 


Neustrukturierung eindeutig bejahen, 
ist, trotz zahlreicher Modelle, die zum 
Beispiel vom Wissenschaftsrat oder 
von der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft angeboten wurden, in den letz- 
ten Jahren wenig verwirklicht worden. 


SPIEGEL: Woran hat das gelegen? 
SCHETTLER: Diese Frage kann 
man nicht in einem Satz beantworten. 


Von seiten der Hochschullehrer wur- 
den sehr oft Ansätze gemacht. Es gibt 


zum Beispiel die Denkschrift der Inter- 
nisten aus dem Jahre 1958, verfaßt von 
den Professoren Schön, Reinwein und 
Martini, darin war alles formuliert, 
was heute Gegenstand der Forderun- 
gen ist. Vorschläge wurden immer wie- 
der eingereicht, bei Ministerien, bei 
und durch Fakultäten — aber rück- 
blickend möchte ich das Ganze als un- 
genügend bezeichnen. 


SPIEGEL: Was hat Ihrer Meinung 
nach vor allem die Reform behindert? 


SCHETTLER: Auch das ist viel- 
schichtig. Es mag an den Beteiligten 
selbst liegen... 


SPIEGEL: Ein gewisses Beharrungs- 
vermögen... 


SCHETTLER: Ganz recht, vieles hat 
sich seit Jahrzehnten eingelaufen, und 
selbst bei gutem Willen bringen man- 
che Hochschullehrer nicht den nötigen 
Schwung auf, solche Reformen durch- 
zuführen. Aber das ist nur die eine 
Seite. Es fehlen ihnen auch die Mittel 
und die rechtlichen Grundlagen, solche 
Reformen im einzelnen in die Tat um- 
zusetzen. 


SPIEGEL: Könnten Sie ein Beispiel 
nennen? 


SCHETTLER: Wir haben hier in 
Heidelberg seit langer Zeit neue Ab- 
teilungsleiterstellen, Planstellen für 
Forschung und Unterricht beantragt, 
aber sie sind einfach aus Haushalts- 


GOTTHARD SCHETTLER 


ist Ordinarius für Innere Medizin und 
Direktor der Medizinischen Universi- 
tätsklinik in Heidelberg. Er wurde 


Anfang 1968 zum Vorsitzenden des . 


Westdeutschen Medizinischen Fakul- 
tätentags gewählt und ist Mitglied 
der sogenannten Kleinen Kommission 
im Bundesgesundheitsministerium, 
die seit nunmehr zweieinhalb Jahren 
an einer Reform der ärztlichen Aus- 
bildungsordnung arbeitet. 

Schettler, 52, studierte in Jena, Wien 
und Tübingen. Nach der Habilitation 
hat er sich, eigener Bekundung zu- 
folge, über mehrere Zwischenstatio- 
nen seiner Laufbahn (Tübingen, Mar- 
burg, Bad Cannstatt, Berlin) bis in 
seine derzeitige Position „allmählich 
hochgehangelt“. 

In Fachkreisen genießt der Nichtrau- 
cher und Freizeitsportler internatio- 
nales Ansehen als Stoffwechsel-For- 
scher. Internist Schettler, Spezialist für 
Herz- und Gefäßkrankheiten, hat sich 
besonders mit Untersuchungen über 
den Fett-Stoffwechsel einen Namen 
gemacht (und bei seinen Mitarbeitern 
einen Spitznamen: „Fettler”). 


Seit langem bemüht sich der Heidel- 
berger Ordinarius um die Weiterbil- 
dung der praktizierenden Ärzte in 
Westdeutschland — mehrmals orga- 
nisierte und leitete er den bedeu- 
tendsten deutschen Fortbildungskon- 
greß, der alljährlich in Berlin statt- 
findet. Auch um die Verbesserung der 
Facharztausbildung kümmert sich der 
vielseitige Professor - „man soll, ver- 
flucht nochmal, eine Facharztprüfung 
einführen”. 


Als Mitglied der Reform-Kommission 
im Gesundheitsministerium — und an- 
läßlich einer Auseinandersetzung mit 
dem aggressiven „Berliner Ärzte- 
blatt“ — trat Schettler in den letzten 
Monaten wiederholt für eine „prag- 
matische Neuordnung des Medizin- 
studiums” ein, Er sieht der bevorste- 
henden Reform der medizinischen 
Studienordnung mit vorsichtiger 
Zuversicht entgegen — er sei, so er- 
läuterte er letzte Woche, „mit vielen 
Mitgliedern der Universität optimi- 
stisch genug, daß sich Gutes und 
Brauchbares auch in der Ausbildung 
der Mediziner anbahnt”. 


gründen abgelehnt worden. Selbst 
wenn wir also vorausgesetzt hätten, 
daß neue Strukturen in Instituten und 
Kliniken einzurichten seien, so fehlten 
bisher rechtliche und finanzielle Vor- 
aussetzungen. 


SPIEGEL: Es gab auch Reformnot- 
wendigkeiten ohne juristische und fi- 
nanzielle Implikationen, zum Beispiel 
das leidige Problem der Zulassung 
zum Medizinstudium. 


SCHETTLER: Ja, das ist ganz ver- 
heerend, wir leiden alle unter diesen 
Dingen sehr. Eine Selektion muß 
sein, sie ist natürlich auch vom Bedarf 
bestimmt... 


SPIEGEL: Der Bedarf an Medizinern 
ist unseres Wissens nirgends voraus- 
berechnet worden. 


SCHETTLER: Es gibt Zahlen des 
Wissenschaftsrats und der ärztlichen 
Standesorganisationen, sie müssen 
laufend korrigiert werden. Eine Ideal- 
Methode für das Aussieben der Be- 
werber gibt es nicht. Eine unzuläng- 
liche Methode ist die Bewertung der 
Abitur-Noten, wie wir sie bei uns 
haben. Auf diese Weise besteht die 
Gefahr, Strebertypen auszulesen, ohne 
echte Eignungen zu prüfen. Ein Weg 
wäre es, bestimmte Vorkurse einzu- 
richten. Man würde die Medizin-Be- 
werber zu einem, sagen wir, halbjäh- 
rigen Vorstudium zusammenfassen. 
Man könnte auch die ersten beiden 
Semester großzügiger zulassen und 
dann selektieren. 


SPIEGEL: Gibt es denn Vorschläge, 
die wohl überaus umstrittene Zulas- 
sungsordnung endlich zu ändern? 


SCHETTLER: Der Fakultätentag hat 
eine Kommission gegründet, in der 
Professoren, Assistenten und selbst- 
verständlich auch Studenten Vorstel- 
lungen erarbeiten sollen. 


SPIEGEL: Aber noch andere Refor- 
men sind verpaßt worden, die nichts 
oder fast nichts kosten würden. Sie 
haben selber einmal das Beispiel an- 
geführt: bessere Koordination des Un- 
terrichts, bessere Abstimmung der 
Stundenpläne, eine vernünftige Aus- 
wahl und Gruppierung des Unter- 
richtsstoffs. 


SCHETTLER: Es ist sicher Sache 
der Hochschullehrer, den Studenten 
Wege aufzuzeigen, die ein effizientes 
Studium ermöglichen. In diesem Punkt 
ist viel gesündigt worden, und man 
hätte es besser machen können. Die 
Humboldtschen Vorstellungen sind ge- 
eignet für eine Studenten-Elite, aber 
nicht für die Massen-Universitäten 
von heute. 


SPIEGEL: Wodurch könnte das 
Humboldt-Ideal nun abgelöst werden? 
Bieten die Hochschulgesetze, wie sie 
etwa in Baden-Württemberg und 
Hamburg verabschiedet worden sind, 
eine brauchbare Alternative? 


SCHETTLER: Das Hamburger Ge- 
setz ist in meiner Sicht für die Medi- 
ziner katastrophal. Hier ist die Büro- 
kratie ans Werk gegangen, ohne daß 
Hochschule und Fakultät sachverstän- 
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dig mitwirken konnten. Das Gesetz in 
Baden-Württemberg läßt den medizi- 
nischen Fakultäten den benötigten 
fachlichen Spielraum. Es wird ganz 
von uns abhängen, was wir damit an- 
fangen. Der Fachbereich der Philoso- 
phen oder Soziologen ist freilich über- 
haupt nicht vergleichbar einer medi- 
zinischen Fakultät. 


SPIEGEL: Welche Sonderwünsche 
haben Sie als Mediziner? 


SCHETTLER: Die Medizin sollte im 
Verband der Universität bleiben, muß 
aber innerhalb dieses Verbandes ihren 
Aufgaben in der Forschung, in der 
Lehre und vor allem in der Kranken- 
betreuung gerecht werden können. 


SPIEGEL: Wie weit sind die gegen- 
wärtig bestehenden Universitätsklini- 
ken für diese Aufgaben gerüstet? 


Studenten-Forderung 
„Drittelparität ist Unsinn” 


SCHETTLER: Mit Ausnahme von 
wenigen Neugründungen sind sie es 
keineswegs. Die Universitätskliniken, 
zumindest in großen und mittleren 
Universitätsstädten, müssen überwie- 
gend die Aufgaben von Stadt- und 
Kreiskrankenhäusern mit überneh- 
men und sind also in keiner Weise 
ausgestattet für einen funktionsge- 
rechten Unterricht. 


SPIEGEL: Diese Kliniken sind gro- 
Benteils vor sechzig oder siebzig Jah- 
ren gebaut worden... 


SCHETTLER: Ganz recht, wie wol- 
len Sie einen Unterricht am Kranken- 
bett machen, wenn Sie keinerlei Ne- 
benräume haben, keine Konferenz- 
räume, keine Umkleide- und Aufent- 
haltsräume für Studenten, keine 
Schreibzimmer, keine Präsenzbücherei. 
Sie haben auf unseren großen Statio- 
nen keine einzige Möglichkeit zu einem 
persönlichen Interview mit dem Pa- 
tienten, 


SPIEGEL: Der Unterricht in kleinen 
Gruppen, von den Reformern ge- 


wünscht, illuso- 


risch. 


SCHETTLER: Wenn wir diese ab- 
solut notwendigen Reformen durch- 
führen sollen, dann muß man uns Mit- 
tel an die Hand geben, die dazu nötig 
sind. Reformen kosten Geld, viel Geld. 
Reformen sind aber nicht reine Struk- 
turfragen. Wenn wir durch neue Hoch- 
schulgesetze einfach nur neue Etiket- 
ten bekommen, so ist das sinnlos und 
gefährlich. 


SPIEGEL: Es gibt nicht mehr den 


ist also weitgehend 


Ordinarius alter Prägung, sondern 
statt dessen... 
SCHETTLER: ... sondern selbstän- 


dige Abteilungsleiter im Verband von 
Departments. Das Baden-Württember- 
gische Hochschulgesetz sieht in den 
Fachgruppen die Abteilungsleiter vor, 
die mit weiteren Hochschullehrern 
50 Prozent ausmachen. Hinzu kommen 
25 Prozent Assistenten und Studenten. 
Aufgaben der Fachgruppen liegen in 
Lehre und Forschung. Die Klinikstruk- 
turen müssen durch Verwaltungsrat 
und Kultusministerium genehmigt 
werden. Hier sind reine Viertelparitä- 
ten in meiner Sicht illusorisch. 


SPIEGEL: Studenten und Assistenten 
würden mitentscheiden, welche For- 
schungsprogramme vorangetrieben 
werden, welche Geräte dafür beschafft 
werden... 


SCHETTLER: Ja, ich glaube aller- 
dings, hier sind die Studenten über- 
fordert, und die meisten wollen das 
auch nicht. Ihr Hauptanliegen ist ihr 
Studium. 


SPIEGEL: Wir sind da nicht so sicher. 
Und vielleicht könnte es dann nicht 
passieren, wie beispielsweise beim 
Kernforschungszentrum Karlsruhe, 
wo zwei teure, gleichartige Maschinen 
angeschafft wurden, von denen nun 
eine wieder zum Verkauf steht. 


SCHETTLER: Ich glaube, daß es 
nicht ausgerechnet Sache der Studen- 
ten ist, diese Dinge zu entscheiden. Ich 
habe die ganz große Sorge, daß zu 
viele Rechte mit zu wenig Pflichten 
verbunden werden. Wenn nämlich ein 
Student — ich setze voraus, daß er zur 
Mitarbeit willig und begeisterungs- 
fähig ist — nun ein Jahr mitgearbei- 
tet hat, dann verläßt er seine Univer- 
sität, geht woanders hin oder macht 
Examen. Was nach ihm kommt, das ist 
für ihn kaum zu beurteilen. Ich halte 
es für höchst verhängnisvoll, Studen- 
ten in Fragen der Forschung, aber 
auch in den Strukturen der Kliniken 
und Institute mitentscheiden zu las- 
sen, ohne daß sie vor dem Gesetz ver- 
antwortlich sind, Die eigentlichen Ent- 
scheidungen müssen also wohl von 
jenen getroffen werden, die lange 
Jahre vor Ort arbeiten. Aber ich 
meine, daß dies unter Mitbeteiligung 
der wissenschaftlichen Assistenten 
und Dozenten geschehen müßte. 


SPIEGEL: Eine ausschlaggebende 
Mehrheit haben die Studenten ohne- 
hin nicht. 


SCHETTLER: Die sogenannte Drit- 
telparität halte ich, wie die Bundes- 
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tagsabgeordneten Lohmar (SPD) und 
Martin (CDU), für einen ausgesproche- 
nen Unsinn. Aber diese Drittelparität 
wird nun von bestimmten Landtags- 
fraktionen eilfertig angeboten, weil 
man meint, auf diese Weise so etwas 
wie eine politische Reform an Univer- 
sitäten zu erreichen. Das halte ich für 
ganz utopisch. 


SPIEGEL: Was 
statt dessen? 


SCHETTLER: Die Reform muß für 
die Mediziner von echten Verantwort- 
lichkeiten ausgehen. An dieser Verant- 
wortung sollen nicht die Ordinarien 
allein federführend teilhaben, sondern 
nun wirklich alle akademischen „Stän- 
de“. Das gilt auch für den zweiten Teil 


schlagen Sie vor 


der Reformbestrebungen, die den 
Ausbildungsstand ändern sollen... 
SPIEGEL: Sie meinen die neue 


Approbationsordnung, die demnächst 
verabschiedet werden soll? 


SCHETTLER: Jawohl, die neue 
Ausbildungsordnung für Ärzte. Als 
Vorsitzender des Fakultätentages muß 
ich es ablehnen, daß dabei dann wie- 
der den Ordinarien der Schwarze Pe- 
ter zugeschoben wird, wenn die ange- 
strebten Reformen nicht zu realisieren 
sind. Die neue Approbationsordnung 
enthält in der jetzigen Fassung außer- 
ordentlich wichtige Voraussetzungen 
für die Reform des Medizinstudiums. 
Die Studenten haben zahlreiche Ideen 
durchsetzen können. Seit Jahren arbei- 
tet die sogenannte „Kleine Kommis- 
sion“ Vorschläge aus, welche vor allem 
den Studenten, aber auch den Hoch- 
schullehrern zugute kommen werden. 
Die Verkürzung des klinischen Unter- 
richts um nahezu ein Drittel, wie sie in 
der neuen Approbationsordnung vor- 
gesehen ist, kann aber nur dadurch 
aufgefangen werden, daß man minde- 
stens ein Drittel mehr Geld, ein Drit- 
tel mehr Planstellen vorsieht, um den 
Unterricht zu rationalisieren und zu 
intensivieren. 


SPIEGEL: Der klinische Unterricht 
müßte wohl teilweise aus den bisheri- 
gen Universitätskliniken hinausverla- 
gert werden, einfach aus Mangel an 
Kapazität. 


SCHETTLER: Die großen Fächer 
Innere Medizin und Chirurgie werden 
auch in akademischen Krankenanstal- 
ten unterzubringen sein. Das gilt auch 
für die Gynäkologie. Der Engpaß be- 
trifft das sogenannte Internatsjahr. 
Hier hat die Kleine Kommission des 
Bundesgesundheitsministeriums mit 
dem Fakultätentag brauchbare Vor- 
stellungen entwickelt. Sie sehen für 
die akademischen Lehrer an diesen 
Krankenhäusern entsprechende Ver- 
antwortlichkeiten, aber auch Rechte im 
akademischen Bereich vor. Das be- 
trifft zum Beispiel Habilitation und 
akademische Selbstverwaltung. 


SPIEGEL: Das heißt, auch der Arzt im 
Städtischen Krankenhaus, der den 
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Studenten ausbildet, würde praktisch 
zum Hochschullehrer. 

SCHETTLER: Ja, das wäre ein Weg, 
der rasch zu realisieren ist und der 
uns relativ wenig Mittel kostet. 


SPIEGEL: Gibt es denn Ihrer Mei- 
nung nach genügend Krankenhäuser 


- mit qualifiziertem Ärztepersonal, das 


in der medizinischen Wissenschaft up 
to date und in der Lage ist, Studenten 
auszubilden? 

SCHETTLER: Wir haben ein gutes 
Reservoir. Akademische Krankenhäu- 
ser könnten darüber hinaus für Kurse 
in der Hochschuldidaktik herange- 
zogen werden. Dieses Gebiet ist bei 
uns kaum entwickelt, und hier liegen 
sehr wichtige Aufgaben vor uns. In 
meiner Vorstellung sollten Akademien 
für Hochschuldidaktik eingerichtet 
werden. Eine Planungsgruppe für 
Hochschuldidaktik wurde kürzlich ins 
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FETTE TS 


etwa billige Arbeitskräfte oder ein 
Ersatz für Medizinalassistenten. 


SPIEGEL: Nun würde doch die 
Neuordnung der medizinischen Fakul- 
täten gewiß noch ein Problem aufwer- 
fen, bei dem man mit besonderen 
Empfindlichkeiten rechnen darf: Es 
gäbe nicht mehr wie bisher die großen 
Privatstationen, die den Ordinarien 
ein Vermögen einbringen — oder soll 
dieses Privileg unangetastet bleiben? 


SCHETTLER: Mit der Umstruktu- 
rierung der medizinischen Fakultät 
muß  selbstverständlich verbunden. 
sein, daß die verantwortlichen Abtei- 
lungsleiter auch in Sachen Kranken- 
betreuung selbständig sind. Das be- 
deutet auch Liquidationsrecht im Rah- 
men der Gesetze, wie das zum Beispiel 
unser Land vorsieht. 


SPIEGEL: Folgt daraus, daß dann je- 
der Abteilungsleiter, so wie heute die 


Westdeutsche Allgemeine 


Duell um Kompetenzen 


Leben gerufen. Sie arbeitet in Tübin- 
gen. — Große Schwierigkeiten mit der 
notwendigen und zweifellos sehr nütz- 
lichen neuen Approbationsordnung be- 
stehen darin, daß sie auf Bundesebene 
verabschiedet und auf Länderebene 
realisiert werden muß. Bisher sind mir 
Vorstellungen nicht bekannt, wie das 
praktiziert werden soll. 


SPIEGEL: Demnach sehen Sie wenig 
Chancen für die Realisierung dieser 
Vorschläge? 


SCHETTLER: Ich sehe doch Chan- 
cen, denn sie muß einfach realisiert 
werden. Scheitern die Reformen, dann 
werden wir an den Hochschulen außer- 
ordentliche Schwierigkeiten bekom- 
men. Insbesondere bedarf der inte- 
grierte Unterricht und die Organi- 
sation des Internatsjahres sorgfältiger 
Planungen und außerordentlicher An- 
strengungen von seiten aller Beteilig- 
ten. Die Studenten des Internatsjahres 
sind keine verkappten Medizinalassi- 
stenten, sie haben ein Recht auf pra- 
xisnahe Ausbildung. Sie sind nicht 


Ordinarien, eine unbeschränkt große 
Privatstation betreiben kann? 

SCHETTLER: Eine unbeschränkt 
große Privatstation hat es in den 
Universitätskliniken nie gegeben. Die 
Grundordnungen der baden-württem- 
bergischen Hochschulen setzen über- 
dies fest, daß die privatärztliche Ne- 
bentätigkeit ein bestimmtes Maß nicht 
überschreiten darf. Das gilt für jeden 
Abteilungsleiter. 


SPIEGEL: Wie ist es mit den bislang 
unterbezahlten Assistenzärzten, die 
ja auf solchen Privatstationen oft die 
Hauptarbeit zu leisten haben? 


SCHETTLER: Die Grundordnung 
der Universität Heidelberg sieht vor, 
daß auch Dienstleistungen der Assi- 
stenten am Patienten, soweit sie 
eigenverantwortlich sind, zu honorie- 
ren sind. Ich muß Ihnen allerdings 
sagen, daß diese Dinge für die meisten 
Klinikchefs ohnehin selbstverständlich 
sind. Wenn Sie die Abgaben der Kli- 
nikchefs einmal betrachten... 


SPIEGEL-SERIE 


SPIEGEL: Nun ja, aber das ist eben 
ganz ins Belieben der Chefs gestellt 
und zwingt die Assistenten, alles zu 
tun, um sich das Wohlwollen des 
Chefarztes zu erhalten. 


SCHETTLER: Ohne gegenseitiges 
Vertrauen ist auch in einer Klinik nicht 
auszukommen. Bewußte oder unbe- 
wußte Abhängigkeit könnte geändert 
werden, indem man bestimmte Dienst- 
leistungsbücher einführt, in denen 
festgestellt ist, welche besonderen Lei- 
stungen der Assistent auf Privatsta- 
tion erbringt. Sie wären dann entspre- 
chend zu honorieren. Man kann den 
Privatassistenten aber auch ein monat- 
liches Fixum zahlen. Über die notwen- 
digen Verbesserungen der Tarife, des 
Überstundengeldes und so weiter soll- 
ten an den Universitätskliniken und 
Instituten bald zeitgemäße und bin- 
dende Regelungen gefunden werden. 
Es ist absurd, pro Überstunde etwa 40 
bis 50 Pfennig zu zahlen, wenn über- 
haupt etwas gezahlt wird. 


SPIEGEL: Wenn wir zusammenfas- 
sen: Es gibt neue Hochschulgesetze, die 
von den Ländern formuliert werden — 
als allgemeiner organisatorischer 
Rahmen; es gibt eine neue Approba- 
tionsordnung, die demnächst verab- 
schiedet werden soll, und es gibt die 
offene Frage der Finanzierung, wenn 
diese Dinge in die Tat umgesetzt wer- 
den sollen. Glauben Sie nun, daß von 
brauchbaren Ansätzen zur Reform 
schon gesprochen werden kann? 


SCHETTLER: Diese Ansätze sind 
heute da. Nach anfänglicher Skepsis 
halte ich die neue Approbationsord- 
nung für geeignet, neue Unterrichts- 
formen zu praktizieren, die Verfahren 
transparent zu machen und auf ihre 
Wirksamkeit zu prüfen. Die Unter- 
richts- und Studienkommissionen, in 
welcher vor allem die Betroffenen, 
nämlich die Studenten, entscheidend 
mitarbeiten, haben die Möglichkeit, 
wesentliche Impulse zu geben. Das Ge- 
setz schafft die Voraussetzungen. Es 
werden freilich wohl Jahre ins Land 
gehen, bis neue Strukturen in die Tat 
umgesetzt werden. Hier sind Über- 
gangslösungen zu praktizieren. Man 
hat leider vieles schleifen lassen. 


SPIEGEL: Reformen, die bereits vor 
einem Jahrzehnt ganz detailliert ge- 
fordert worden sind... 


SCHETTLER: Ich wäre dankbar, 


wenn Sie dies ins Bewußtsein der Öf-. 


fentlichkeit rücken würden, wie be- 
schwörend damals, 1958, drei ehrwür- 
dige Alt-Ordinarien bestimmte Dinge 
als unabdingbare Forderung hinge- 
stellt haben — und wie wenig davon 
bis 1969 verwirklicht worden ist. Nicht 
nur aufgrund der Verzögerungstaktik 
der Hochschullehrer, sondern einfach: 
Man hat es laufen lassen, schlampen 
lassen, nun ja, es ging doch bisher 
ganz gut. Damit muß jetzt Schluß sein. 


SPIEGEL: Herr Professor Schettler, 
wir danken Ihnen für dieses Gespräch. 
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St.Raphaöl ist ein Aperitif 
für alle möglichen 
Gelegenheiten. 


\ 


Und für alle unmäglichen. 


\ 


a; “ vs 
m Marıake tn 
Manerzert ine 


Wie füreineParty.DennesgibtLeute, 
die eine Unterhaltung mit Alkohol 
aber nicht zu vielen Prozenten lieben. 
Sie trinken den Aperitif gut gekühlt 
mit einem Stück Zitronenschale. Oder 
i mixen mit ihm Cocktails, Nichts ist unmög- 
lich. Aber nach wie vor trinkt man Aperitif vor einem guten Essen. 
Und nach wie vor empfangen Leute von 

Format ihre Gäste mit St. Raphael, Na y 
denn,aufmöglichstvieleGelegenheiten. 


l’aperitif de France 


Import und Vertrieb: Martini & Rossi Aktiengesellschaft 655 Bad Kreuznach 
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BÜHNEN 


SVOBODA 


Leises Licht 


in Schiff wird kommen, Segel wer- 

den sich blähen, Netze werden 
ausgebreitet — bei der Bayreuther 
Festspielpremiere des „Fliegenden 
Holländers“, am Freitag dieser Woche, 
sind wieder die romantischen Requi- 
siten da. Aber der Holländer, das 
sonst stets düster dargestellte Titel- 
Gespenst, „soll in strahlendem Licht 
erscheinen“. 


So verheißt es der Prager Bühnen- 
bildner und Architekturprofessor Jo- 
sef Svoboda, 49 — er ist es, der das 
Licht einschaltet. Bei seinem Bayreuth- 
Debüt spart der tschechische National- 
preisträger so wenig an Volt und Watt 
wie nur je bei seinen Bühnenausstat- 
tungen. 


Mit Spotlights, Blitzlichtern, Strah- 
lenkegeln, Scheinwerferbatterien, ste- 
henden und laufenden Bildprojektio- 
nen hat Svoboda in den letzten 23 
Jahren mehr als 350 europäische 
Opernhäuser und Theater illuminiert. 
Und die Lichtfülle strahlte zurück: 
Heute gilt der Tscheche als „einer der 
bedeutendsten Theatermänner der 
Gegenwart“ („Neue Zürcher Zeitung“), 
als „führender Theaterdesigner der 
Welt“ („The Times“). 


Svoboda hat schon „Szenographien“ 
— Kombinationen aus beweglichem 
Bühnenbild und vielfachem Lichtspiel 
— für Giorgio Strehler in Mailand 
und für Sir Laurence Olivier in Lon- 
don entworfen, für Prag und Brüssel, 
Moskau und Venedig, Rio de Janeiro 
und Chicago, für West-Berlin und 
Ost-Berlin. Er bebilderte Ballette von 
Peter Tschaikowski und Opern von 
Bernd Alois Zimmermann, Shake- 
speare-Dramen und lIonesco-Farcen, 
Klassiker und Modernisten. 


Im letzten März, bei der Hamburger 
Uraufführung der Werle-Oper „Die 
Reise“, projizierte er mit 30 simulta- 
nen Bildwerfern Dias und Filme auf 
und durch zwölf meterhohe Hänge- 
würfel. Neun Wochen später ließ er 
im gleichen Haus die Mittelmeersonne 
aufgehen: Für Verdis „Sizilianische 
Vesper" schuf er mit 260 Niedervolt- 
Lampen einen Lichtvorhang von 48 000 
Watt. „Licht“, so deutet Svoboda sei- 
ne reichen Stromquellen, „kann leise 
und laut sein, erschrecken und ver- 
söhnen, glühen und kühlen.“ 

Mit wohltemperierter Lichtregie 
und variablen Räumen voll bewegli- 
cher Requisiten will Josef Svoboda 
den alten Guckkasten radikal entrüm- 
peln und die Bühne zum „psychopla- 
stischen Experimentierfeld“ erweitern: 
„Das Theater“, sagt er, „hat dieselben 
Anrechte auf alle neue Technik wie 
ein modernes Haus auf Lift und 
Waschmaschine.“ 


Diese neue Technik tüftelt der ge- 
prüfte Tischlermeister in seinem Pra- 
ger Atelier über der Moldau aus. Zu- 
sammen mit Malern, Optikern, Photo- 
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Svoboda-Szenographie „Die Reise”: Mit Strahlen vom Elektrokonzern... 


graphen und Ingenieuren entwirft er 
dort Konstruktionspläne für rollende, 
schwingende und spiegelnde Ebenen, 
Drehscheiben aus Glas und Plastik 
nebst den erforderlichen hydrauli- 
schen Hebemaschinen. 


„Aber alles“, fordert Svoboda, „muß 
dramaturgisch begründet sein.“ Daher 
verzichtet er bisweilen auch auf die 
Spannung aus der Steckdose: Für 
einen Prager „Hamlet“ verwandelte 
er die Bühne durch 24 neun Meter 
hohe schwarze Schiebewände in ein 
makabres Riesen-Mobile;, für den 
„Don Giovanni“ baute er die Logen 
des Prager Nationaltheaters über die 
Rampe in den Bühnenraum hinein, 
um so die Grenze zwischen Parkett 
und Spielplatz aufzuheben. Svoboda: 
„Das ist Theater als lebendiger Orga- 
nismus.“ 

Anfangs wollte Svoboda solche 
Theater selbst bauen. Aber nach der 
Schreinerlehre beim Vater im ostböh- 
mischen Cäslav und dem Architektur- 
studium an der Prager Kunstgewerbe- 


Szenograph $voboda 
...trocken durchs Wasser 


schule hielt ihn der Kolossalstil der 
Stalin-Ära (Svoboda: „Schande in Be- 
ton“) vom Reißbrett zurück. Er spezia- 
lisierte sich auf Interieurs und wurde 
1951 Ausstattungschef sämtlicher Pra- 
ger Nationaltheater. 

Ein internationales Publikum ver- 
blüffte Svoboda zuerst bei der Welt- 
ausstellung in Brüssel (1958), wo er 
den Pavillon der CSSR mit seinen 
Bildwerferkünsten durchleuchtete. 
1965, in Boston, nutzte er dann erst- 
mals die Fernsehtechnik auf der Büh- 
ne: Bei der Anti-Rassismus-Oper „In- 
tolleranza* des italienischen Neutö- 
ners Luigi Nono richtete Svoboda die 
Kamera ins Parkett und reproduzierte 
die meist weißen Zuschauer, für eine 
Großprojektion auf der Bühne ins Ne- 
gativ verkehrt, als Schwarze. 


Doch Schwarzweiß-Tricks dieser 
Art, das sieht auch Svoboda ein, „rei- 
chen zur Erneuerung des Theaters 
nicht aus“. Da soll vielmehr das Kon- 
zept eines modernen Atelier-Theaters 
helfen. Der fertige Plan, bislang unge- 
nutzt in der Schublade, zeigt ein 
Schauspielhaus, dessen Innenräume 
(Bühne, Zuschauerraum, Foyer) belie- 
big variabel angelegt sind. 

In diesem noch utopischen Haus 
könnte auch Nono sein seit drei Jah- 
ren fertiges Bühnenwerk „Die Fabrik“ 
aufführen; das Werk ist eigens für 
Svobodas komplizierte Szenographien 
geschrieben und kann, mangels geeig- 
neter „Fabrik“-Räume, vorerst noch 
nicht gespielt werden. 

Seinen jüngsten optischen Einfall 
jedoch wird Svoboda schon im näch- 
sten Frühjahr in München verwirkli- 
chen: Bei einer „Zauberflöte“ will er 
Laser-Strahlen auf die Bühne der 
Bayerischen Staatsoper richten. 

Das Verfahren, das der Szenograph 
zusammen mit einem westdeutschen 
Elektrokonzern entwickelt hat, ist 
noch geheim. Nur den Effekt gibt Svo- 
boda schon preis: Pamina und Tami- 
no schreiten, ohne naß oder rot zu 
werden, durch dreidimensional an- 
schauliche Wassermassen und Feuers- 
gluten. 


PHILOSOPHIE 


TOPITSCH 


Wenn der Rausch weicht 


rnst Topitsch, Soziologe und Pro- 

fessor in Heidelberg, prophezeit, 
daß die beiden zur Zeit in der Bundes- 
republiik am meisten verbreiteten 
Weltanschauungen, nämlich Christen- 
tum und Neomarxismus, in Zukunft 
an Bedeutung verlieren werden! 


Dem Christentum sagt der Professor 
in seinem soeben erschienenen Buch 
„Mythos — Philosophie — Politik“ 
das „langsame Verblassen“ voraus*. 
Über die neomarxistische Ideologie der 
neuen Linken meinte er jüngst in 
einem Rundfunkvortrag, sie sei längst 
zerfallen. Nur habe die „aufbegehren- 
de Jugend“ den Vorgang noch nicht 
bemerkt, doch werde sie eines Tages 
dazu gezwungen sein: „Wenn der 
Rausch und die sterile Aufgeregtheit 
des gegenwärtigen Revolutionskarne- 
vals einer Aschermittwochstimmung 
weicht, dann wird auch sie (die Ju- 
gend) folgen müssen, und sie wird zur 
Kenntnis nehmen müssen, was sich 
schon jetzt in der Theorie vollzogen 
hat — die Dekomposition des Neomar- 
xismus.“ 


Daß die neu-linke Ideologie bereits 
zerfallen sei, meint Topitsch den 
Selbstzweifeln ihrer Frankfurter 
„Evangelisten“ entnehmen zu können, 
zumal denen Max Horkheimers. Noch 
in den vierziger Jahren dachte Hork- 
heimer, Oberhaupt der nach New York 
emigrierten Frankfurter sozialphilo- 
sophischen Schule, der Geschichtslauf 
arbeite mit Notwendigkeit auf die 
Verwirklichung des Guten hin, also 
auf das „Reich der Freiheit“, das Marx 
vorausgesagt hatte. Heute ist nach 
Horkheimers eigener Darstellung sein 
„Glaube an fortschrittliche Aktivität 
in Angst vor neuem Unheil“ umge- 
schlagen. 

Die marxistischen „Träume von der 
Weltgeschichte als Heilsgeschehen“ 
seien also, meint Topitsch, „an der 
Härte der sozialen Realität zerbrochen 
und haben bei Herbert Marcuse einer 
trotzigen, bei Horkheimer einer gelas- 
seneren Resignation Platz gemacht“. 


Der Heidelberger Professor, der sich 
in dieser unverblümten Weise mit dem 
Marxismus, in noch heftigeren Formu- 
lierungen freilich mit dem Christen- 
tum auseinandersetzt, zählt zum 
„Positivismus“, einer Denkrichtüng, 
der man oft den Vorwurf platter, 
hausbackener Verstandesgläubigkeit 
gemacht hat. Tatsächlich erstreben die 
Positivisten eine unpathetisch-wert- 
freie, nur auf die Beobachtung gege- 
bener (positiver) Tatsachen gegründete 
rationale Erkenntnis. Im weiteren 
Sinne wollen sie die Befreiung der 
Menschheit von allen Vorurteilen 
herbeiführen und die möglichst weit- 
gehende Minderung von Not und 
Leid möglichst vieler Menschen. Sie 
sind keine Utopisten wie viele Mar- 
xisten und keine Konservativen wie 


* Ernst Topitsch: „Mythos — Philosophie — 
Politik“. Verlag Rombach, Freiburg; 170 Sei- 
ten; 14 Mark. 
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viele Christen, sie schöpfen vielmehr 
aus der Erfahrung historischen und 
rationalen Fortschritts die Hoffnung, 
durch Wissenschaft weiteren Fort- 
schritt zustande zu bringen. 


Zu dieser nüchternsten aller Denk- 
schulen gelangte Topitsch, nachdem er 
— wie er gern beschreibt — drei auto- 
ritäre Ideologien erlebt hatte: den 
österreichischen Klerikalfaschismus, 
den Nationalsozialismus und den So- 
wjet-Marxismus. 

Topitsch, heute 50 Jahre alt, wuchs 
in Wien auf, besuchte dort zusammen 
mit Friedrich Heer, dem linkskatholi- 
schen Geisteshistoriker, das Gymnasi- 
um und teilt seither dessen Kritik an 
der katholischen Kirche. So äußert er 
sich denn auch in seinem neuen Buch 
zur Pillen-Enzyklika Papst Pauls VI. 
„Humanae vitae“ ganz im Sinne Heers. 
Pauls Rundbrief stehe, meint er dort, 
„in einer Tradition, die teils durch eine 


Studenten-Kritiker Topitsch 
Nachhut der Vergangenheit 


der Mönchsaskese entspringende Ver- 
teufelung des Geschlechtlichen, teils 
auch durch den Sexualneid der zöli- 
batären Hierokratie bestimmt sein 
dürfte, die aber wenigstens indirekt 
auch ein priesterliches Herrschafts- 
instrument darstellt — nämlich im 
Sinne der subtilen Kunst, Menschen 
durch Ausnützung von eigens zu die- 
sem Zweck erzeugten Schuldgefühlen 
gefügig zu machen“. 


Wie schon in seinen früheren Wer- 
ken („Vom Ursprung und Ende der 
Metaphysik“, 1958, und „Sozialphiloso- 
phie zwischen Ideologie und Wissen- 
schaft“, 1961) versucht Topitsch jetzt in 
seinem neuen Buch, moderne Philoso- 
phien (zum Beispiel diejenige Hegels) 
und Ideologien (zum Beispiel die ka- 
tholische Naturrechtslehre oder den 
Dialektischen Materialismus) auf Mo- 
tive und Modellvorstellungen aus my- 
thischen Zeiten, teilweise sogar auf die 
Lehren priesterlicher Schamanen zu- 
rückzuführen. 


Eine dieser archaischen „Modellvor- 
stellungen“ besagt, laut Topitsch, daß 


Staat und Gesellschaftsordnung Abbil.-- 
der einer vorgegebenen, unantastba- 
ren „kosmischen“ oder göttlichen 
Ordnung seien, wie zum Beispiel die 
katholische Kirche die irdische Kopie 
eines „himmlischen Jerusalem“. Nach 
dieser Vorstellung erscheint, meint 
Topitsch, der Fürst als „von Gottes 
Gnaden“, der oberste Priester als 
Stellvertreter Gottes und die kommu- 
nistische Parteiführung als Beauftrag- 
te der Dialektik der Geschichte. 


Ein anderes Motiv archaischer Her- 
kunft ist, laut Topitsch, das sogenannte 
höhere Wissen, das nach verbreiteter 
katholischer Auffassung nur dem Prie- 
ster eigen ist, nach kommunistischer 
nur den Proletariern. Eng verbunden 
damit trete oft die Ansicht auf, der nor- 
male Mensch wisse über einen ihm 
selbst innewohnenden „wahren Wil- 
len“ nicht Bescheid, wohingegen Staat, 
Kirche oder Partei hierüber unterrich- 
tet und somit legitimiert seien, für den 
Untertan zu handeln — und zwar auch 
dann im Einklang mit dessen „wah- 
ren Willen“, wenn sein bekundeter 
Wille ganz anders laute. 


Der Gedanke einer mit „höherem 
Wissen“ ausgestatteten Menschen- 
gruppe wurde nach Topitsch von Zau- 
berpriestern und Sehern entwickelt 
und sei, so meint er, über Pythagoras 
und Plato in das christliche Denken 
und die modernen Weltanschauungen 
gelangt. Dabei werde von manchen 
Ideologien das sogenannte höhere 
Wissen mit der Lehre vom Sündenfall 
verbunden. Danach ist das „höhere 
Wissen“ die nur bestimmten Auser- 
wählten gegebene Fähigkeit, sich an 
die reine Wahrheit vor dem Fall zu 
erinnern. 

Topitsch verweist — wie viele ande- 
re Geistesgeschichtler vor ihm — dar- 
auf, daß die Sündenfall-Lehre weitge- 
hend mit Marxens Entfremdungs- 
Ideologie übereinstimme. „Hier über- 
nehmen“, schreibt der Heidelberger 
Gelehrte, „die Proletarier geradezu die 
Rolle der electi, der gnostisch Aus- 
erwählten, deren höheres dialektisches 
Denken mit den Mitteln des gewöhn- 
lichen Verstandesdenkens der soge- 
nannten bürgerlichen Wissenschaft 
gar nicht kontrollierbar ist. Das ‚bür- 
gerliche‘ Bewußtsein gehört im uni- 
versalen dialektischen Heilsprozeß 
dem negativen Durchgangsstadium der 
Entfremdung und Verblendung an, es 
ist demnach wesensmäßig ‚falsches 
Bewußtsein‘ und darum zu einer Kri- 
tik am ‚proletarischen Bewußtsein‘, 
das dem krönenden Stadium der Erlö- 
sung und Wahrheit zugehört, prin- 
zipiell außerstande.“ 

Zum Beweis, daß diese Theorie vom 
„höheren Wissen“ der Proletarier (und 
vom Erkenntnis verhindernden, „fal- 
schen Bewußtsein“ der Nicht-Proleta- 
rier) noch heute marxistische Lehre 
ist, zitiert Topitsch 
> das in Ost-Berlin erschienene par- 

teioffiziöse philosophische Lehr- 

buch: „Die Arbeiterklasse besitzt 


keinerlei sozial bedingte Erkennt- 
nisschranken ...“; 


> Ernst Bloch aus dem Jahre 1951: So 
komme dem proletarischen „revo- 


101 


lutionären Bewußtsein, als dem 
marxistischen, Zum erstenmal die 
Eigenschaft ‚nackte Wahrheit‘ zu“ 
und 


D Georg Lukäcs: Die bürgerliche Phi- 
losophie sei „nicht mehr in der 
Lage, eine wirkliche Kritik zu 
üben“, 


Für Topitsch sind diese aufgrund 
„kosmischer Vorstellungen“ werten- 
den Deklarationen nichts anderes als 
„Vorurteile“. Sie sind es, meint er, weil 
die marxistische „Dialektik der Ge- 
schichte“ ebensowenig wissenschaftlich 
nachprüfbar sei wie die christliche Be- 
hauptung einer göttlichen Ordnung des 
Universums. Beide Vorstellungen sind 
für Topitsch deshalb „Leerformeln“. 


In seinem Zorn ob der wertenden 
Soziallehren des Christentums und des 
Marxismus wies Topitsch Anfang Mai 
im Rundfunk darauf hin, daß die 
„voraussetzungslose“ oder „wertfreie“ 
Wissenschaft nicht nur von der 
Frankfurter Schule bekämpft, sondern 
auch von Hitler und Stalin und dem 
ehemaligen Chefzensor des Athener 
Militärregimes, Oberst Vryonis, ver- 
folgt wurde — was keineswegs bedeu- 
te, daß man die Frankfurter „mit sug- 
gestiver Hinterlistt in die Nachbar- 
schaft Hitlers, Stalins oder hellenischer 
Panzerbrigadiere*“ rücken wolle Er 
wolle mit diesen Hinweisen „lediglich 
daran erinnern, wieviel Vorsicht und 
Skepsis gegenüber den Bestrebungen 
geboten ist, eine wertende Sozialwis- 
senschaft zu entwickeln“. 


Schon in einer im vorigen Jahr er- 
schienenen Schrift hatte Topitsch die 
studentische Jugend davor gewarnt, 
sich solchen Bestrebungen anzu- 
schließen*. Sie würde, meinte er dort, 
dann nicht länger „Avantgarde der 
Zukunft“ sein, „sondern eher die 
Nachhut einer gedanklich überholten 
und auch faktisch bereits weitgehend 
in die Vergangenheit zurückgesunke- 
nen Weltdeutung“. 


MEDIZIN 


MENSCHENVERSUCHE 
Bittere Pille 


as geschieht“, fragte der Londo- 

ner Mediziner Dr. Maurice H. 
Pappworth, „wenn ein Arzt kein Ge- 
wissen hat oder ein Sadist ist?“ 

Seine Antwort war eine 228seitige 
Dokumentation über medizinische Ex- 
perimente, in der er Standeskollegen 
Unmenschlichkeit vorwarf. Titel der 
1967 veröffentlichten Anklageschrift: 
„Menschliche Versuchskaninchen“. 


Ein Jahr zuvor hatte schon der US- 
Mediziner Professor Henry Knowles 
Beecher 22 Experimente angeprangert, 
bei denen das medizinische Grundgebot 
„primum nil nocere“ („Vor allem dem 


* Ernst Topitsch: „Die Freiheit der Wissen- 
schaft und der politische Auftrag der Uni- 
versität“,. Hermann Luchterhand Verlag, 
Neuwied; 60 Seiten; 4,80 Mark. 

”* Asmus Finzen: „Arzt, Patient und Ge- 
sellschaft“. Gustav Fischer Verlag, Stuttgart; 
168 Seiten; 19,80 Mark. 
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Patienten nicht verletzt 


worden sei. 

Nun erhebt ein deutscher Arzt Pro- 
test gegen gefährliche Forscherprakti- 
ken am Krankenbett und unnötige 
Eingriffe an Gesunden. In einer jüngst 
erschienenen Studie über das frag- 
würdig gewordene Selbstverständnis 
der Mediziner** kommt Dr. Asmus 
Finzen von der Universitäts-Nerven- 
klinik Tübingen zu dem Schluß, „daß 
Pflichtverletzungen bei Menschenver- 
suchen weder an eine bestimmte Zeit 


schaden“) 


Menschenversuch-Kritiker Finzen 
Bedenkliche Tests an Kindern 


noch eine totalitäre 
struktur gebunden sind“. 


„Angeregt von den SPIEGEL-Be- 
richten“ (Finzen) über den Beecher- 
Report (35/1966) und die Pappworth- 
Dokumentation (29/1967), hat der 
Psychiater ermittelt, daß auch in der 
Bundesrepublik — kaum ein Men- 
schenalter nach den Experimenten an 
KZ-Häftlingen im Dritten Reich — 
Patienten als Versuchskaninchen miß- 
braucht werden. 

Als augenfälligstes Beispiel führt 
Finzen eine „unkritische, unzulässige 
und gefährliche“ Versuchsreihe an 
Kindern an, über die ausführlich in 
einem deutschen Mediziner-Fachblatt 


Gesellschafts- 


berichtet worden ist. Alter der unfrei- 
willigen Probanden: vier Monate bis 
zwei Jahre und neun Monate. 

Es ging um die Erprobung eines 
Medikaments, von dem vermutet 
wurde, es könne bei einer Pockenimp- 
fung die sogenannte Impfreaktion 
mildern. Schon ein Jahr vorher hatten 
britische Ärzte das Mittel (das in aku- 
ten Fällen von Pockenerkrankung hilf- 
reich sein kann) an zwölfjährigen 
Kindern, zusammen mit der zweiten 
Pockenimpfung, testen wollen. Aber 
der Versuch wurde abgebrochen, weil 
sich unvertretbare Nebenwirkungen 
zeigten: Die Impflinge hatten heftig 
erbrechen müssen. 

Ungeachtet dieser britischen Ergeb- 
nisse (die bereits veröffentlicht waren) 
verabreichten die deutschen Ärzte das 
Medikament einer Gruppe von 33 
kleinen Kindern, im Zusammenhang 
mit der Erstimpfung gegen Pocken. 


Die Experimente, in einem deutschen 
Kinderheim ohne Einwilligung der EI- 
tern vorgenommen, brachten ganz ähn- 
liche Resultate wie vorher die briti- 
schen Tests. „Die Applikation des bit- 
ter schmeckenden Präparates“, so be- 
richteten die Mediziner später, „war 
bei den Kindern... mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden. In sehr 
vielen Fällen setzte schon bei geringer 
Dosierung Erbrechen ein.“ Dennoch 
wurde nur zehn Kindern nicht die vol- 
le vorgesehene Menge des Medika- 
ments aufgezwungen. 

„Die Folge war“, wie die Untersu- 
cher weiter mitteilten, „bei neun Kin- 
dern Stillstand der Gewichtszunahme, 
bei fünf Kindern Gewichtsverlust bis 
zu 200 Gramm innerhalb einer Woche.“ 


Und als Forscher-Erkenntnis konn- 
ten die Experimentatoren lediglich 
vermelden, daß „eine Abschwächung 
des Impfverlaufes... nicht festzustel- 
len“, daß aber in einem — erst später 
angestellten — Tierversuch „bei hoher 
Dosierung des Präparates nach vier 
Wochen noch ein toxisch-generativer 
Leberschaden“ nachweisbar war. 

„Für den Laien“, so umriß Mediziner 
Finzen das Bedenkliche solcher Ak- 
tionen, werde die „wissenschaftliche 
Manipulation“ nicht erkennbar — 
eben weil sie „ärztlich getarnt“ sei. 
Fachmann Finzen freilich fand bei 
Durchsicht von nur zwei Jahrgängen 
der weitverbreiteten deutschen Ärz- 
te-Zeitschrift noch weitere 39 Veröf- 
fentlichungen über Versuche an Men- 
schen, von denen viele ihm nicht un- 
bedenklich scheinen. Finzen: 


> „In 28 Fällen fand sich kein Hinweis 
auf Aufklärung oder Freiwilligkeit 
der Versuchspersonen.“ 


> „In sieben von diesen 28 Fällen wa- 
ren Kinder aus Heimen oder 
Kinderkliniken betroffen, die der 
unmittelbaren Aufsicht der Eltern 
entzogen waren.“ 


[> „In sechs von diesen sieben Fällen 
handelte es sich um Kleinkinder, 
Säuglinge, Neugeborene und Früh- 
geborene.“ 

Als unzulässig klassifizierte Finzen 
beispielsweise Experimente an Er- 
wachsenen, die offenbar nichts vom 
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Testcharakter der ärztlichen Manipu- 
lation wußten. Dazu zählen etwa sechs- 
malige Abnahme von Venenblut in 
fünf Stunden, Einfüllen von 50prozen- 
tigem Alkohol in den mit Ballonson- 
den abgedichteten Zwölffingerdarm 
für eine halbe Stunde sowie ein 
18stündiger Durstversuch, nach dem 
den Probanden fünfprozentige Koch- 
salzlösung infundiert wurde, 


Motive für solches — oft vielleicht 
nur unbedachte — Fehlverhalten von 
Medizinern sei womöglich, so meint 
Finzen, der harte Konkurrenzdruck an 
Universitätskliniken und Kranken- 
häusern: Nur wer eine ansehnliche 
Zahl von Forschungsberichten vorwei- 
se, habe Aussicht auf Karriere. 


Als eine Möglichkeit, solch fragwür- 
digen Experimenten vorzubeugen, 
empfiehlt der Tübinger Mediziner eine 
Art Selbstkontrolle in zwei Instanzen. 
Zum einen sollten Fachzeitschriften 
Berichte über bedenklich erscheinende 
ärztliche Experimente ablehnen. Zum 
anderen sollte die Erprobung neuer 
Methoden oder Medikamente immer 
an den Patienten eines anderen Medi- 
ziners vorgenommen werden; der be- 
handelnde Arzt würde dann die Kon- 
trolle ausüben, was — nach Finzens 
Befunden — nötig scheint. 


BALLETT 


ROBBINS 
Vor dem Apfel 
ier Jahre lang träumte der ameri- 
kanische Choreograph Jerome 


Robbins von einer Welt, in der „die 
schönen, die positiven Dinge gefeiert 
werden“. Jetzt, im fünften Jahr, hater 
sie erschaffen. Und es ist wahrhaft ein 
Paradies geworden — „lieblich wie 
Lerchengesang“, rein „wie der Garten 
Eden vor dem Apfel“ und voller „Vo- 
gelflug, Sonnenuntergang und fallen- 
der Blätter“. 


So beschrieben die Fachleute das 
neue Robbins-Ballett „Dances at ä 
Gathering“ (etwa: Aufforderung zum 
Tanz), das nun, nach der New Yorker 
Premiere, auch beim Ballett-Festival 
in Monte Carlo aufgeführt worden ist. 


Das paradiesische Werk des 50jähri- 
gen Choreographen — sein erstes seit 
vier Jahren — soll „eine Revolte ge- 
gen den avantgardistisch-modischen 
Schnickschnack von heute sein“ (Rob- 
bins). Darum läßt der Tanzmeister mit 
dem Silberbart jetzt, ungeachtet aller 
Ballett-Reformen, den klassischen 
Spitzentanz wieder hochleben: 


Vor einem spätsommerlich blauen 
Kulissen-Himmel schweben die Balle- 
rinen des New York City Ballet 60 
Minuten lang in wehenden Chiffon- 
Roben (Programmheft-Angabe: „apri- 
kose“, „senf“, „pflaumenblau“) über 
die Bühne, zeigen die klassischen 
Solo-Sprünge, den Pas de deux und, 
beliebig austauschbar, Terzette und 
Sextette; dazu spielt ein einsames 
Piano Chopins verträumte Etüden, 
Walzer und Nocturnes. 


Freilich, daß sich Robbins, der einst 
mit seinen in Jeans getanzten Jazz- 


DER SPIEGEL, Nr. 30/1969 


Balletten die Choreographie revolu- 
tionierte, für sein Comeback auf der 
Ballett-Bühne gerade ein zwar 
„wunderschönes“, aber doch „herzlich 
altmodisches“ Werk ausgesucht hat 
(Kritiker Horst Koegler), kommt nicht 
überraschend: Der Allround-Artist, 
der mit 17 in Danny Kayes Sommer- 
show tanzte und mit 25 sein erstes 
Ballett zu Bernstein-Musik schrieb, 
ließ sich noch nie so recht klassifizie- 
ren. 


Für das New York City Ballet seines 
Lehrmeisters George Balanchine, des- 
sen- Kodirektor er von 1949 bis 1963 
war, kreierte er mit „Pied Piper“, dem 
„Käfig“ und Debussys Pas de deux 
„Nachmittag eines Fauns“ jene Tanz- 
stücke, die ihm den Ruhm des „klassi- 
schen Choreographen“ einbrachten. 
Beim „Festival zweier Welten“ in Spo- 
leto, wo er 1959 mit seiner privaten 
Kompanie „Ballets; U. S. A.“ die 
„Moves“ präsentierte, ein modernes 
Opus ganz ohne Musik, wurde Robbins 
als Avantgardist gefeiert. 


Internationale Popularität sicherte 
er sich jedoch als Choreograph, Regis- 
seur und Produzent von gut einem 
Dutzend Broadway-Musicals, vor al- 
lem mit der „West Side Story“, für 
deren Film-Fassung er 1962 den Oscar 
bekam, und, vor fünf Jahren, mit dem 
„Fiddler on the Roof“, 


Der singende Milchmann, der allein 
in New York seit fast fünf Jahren vom 
Reichwerden träumte, brachte dem 
Regisseur Robbins das große Geschäft, 
gleichzeitig aber auch den Abschied 
vom Broadway. Denn dort ist, so klagt 
der Mann, der laut „New York Times“ 
das „amerikanische Musical revolutio- 
niert“ hat, „die Chance der künstle- 
rischen Erfüllung absolut winzig“. 


Erfüllung suchte Robbins seit dem 
„Fiddler“ auch andernorts vergebens. 
Der Versuch, mit seinem „West Side 


Robbins-Ballett „Dances” 
„Revolte gegen Schnickschnack” 


Story“-Kompagnon Leonard Bernstein 
aus dem Brecht-Stück „Die Ausnahme 
und die Regel“ ein Musical zu machen, 
scheiterte. Und auch den Plan, mit 
einem 300 000-Dollar-Zuschuß des Na- 
tional Couneil on the Arts einen Ame- 
rican Lyric Theatre Workshop zu grün- 
den, ließ er nach zwei Jahren wieder 
fallen. Denn, so Robbins heute, „Thea- 
ter langweilt mich“. 


Seine wiedererwachte Ballett-Be- 
geisterung wird gewiß länger dauern. 
Seit dem Erfolg der „Dances“, die er 
demnächst auch in der UdSSR mit der 
Bolschoi- oder Kirov-Kompanie ein- 
studieren will, steht für New Yorker 
Kenner wie den Kritiker Clive Barnes 
jetzt schon fest: Wenn George Ba- 
lanchine einmal in Pension geht, heißt 
der neue Direktor des New York City 
Ballet Jerome Robbins. 


Chereograph Robbins: „Theater Iangweilt mich” 
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„CHAOS AUS MISSGUNST UND INTRIGEN” 


SPIEGEL-Gespräch mit dem Heidelberger Regisseur Hans Nevenfels 


Neuenfels (M.) beim SPIEGEL-Gespräch in seiner Heidelberger Wohnung* 


SPIEGEL: Herr Neuenfels, vor weni- 
gen Monaten noch waren Sie die 
„große Hoffnung der deutschen 
Schauspiel-Regie“. Nun werden Sie ein 
„Gaukler“ genannt. Wie kommt das? 


NEUENFELS: Was mir passiert ist, 
könnte in diesem Land jedem passie- 
ren, der sich der Öffentlichkeit stellt. 


SPIEGEL: Sie haben immerhin in 
kurzer Zeit drei handfeste Theater- 
skandale gemacht. 

NEUENFELS: Gehabt, nicht ge- 
macht. Ich sehe darin ein Symptom für 
den derzeitigen Zustand des deutschen 
Theatersystems. 

SPIEGEL: Was ist falsch am System? 


NEUENFELS: Daß die meisten deut- 
schen Theater autoritär geführt wer- 
den und daher Regisseure wie Schau- 
spieler zur Gedankenlosigkeit ge- 
zwungen werden. Dadurch kann nur 
generelles Theater entstehen. 

SPIEGEL: Generelles Theater? 

NEUENFELS: Ja, Berlin macht zum 
Beispiel im Prinzip das gleiche Thea- 
ter wie Verden an der Aller. 

SPIEGEL: Aber doch mit Qualitäts- 
unterschieden? 

NEUENFELS: Natürlich gibt es 
Qualitätsunterschiede, ebenso wie es 
Begabungsunterschiede bei den 
Schauspielern gibt. Aber das sind doch 
keine Substanzfragen. Denn das habe 
ich gerade bei Schauspielern immer 
wieder festgestellt: Viele kommen gar 
nicht mehr zu ihrer Begabung, weil 
ihre Haltung das einfach verhindert. 

SPIEGEL: Was verstehen Sie unter 
Haltung? 

NEUENFELS: Haltung zur Rolle, zu 
sich, zum Stück, zur Aufführung, zur 
Gesellschaft — das Bewußtsein, aus 


* Mit SPIEGEL-Redakteuren Alfred Ne- 
meczek und Holger Schnitgerhans. 
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HANS NEUENFELS 


wird mit 28 Jahren als „Deutsch- 
lands junges Regie-Genie” („Mo- 
nat“) geschätzt und im Bühnen- 
betrieb wie kein zweiter als Un- 
ruhestifter gefürchtet. Gleich drei- 
mal in der abgelaufenen Spiel- 
zeit versorgte Neuenfels das 
Theater mit jenen „Aufregungen, 
die es braucht, um Leben vorzu- 
täuschen“ („Die Zeit“): Seine tur- 
bulente Heidelberger Inszenie- 
rung der Fußballer-Revue „Zicke- 
Zacke” reizte CDU und Apo zum 
Protest — gegen eine Karikatur 
der Kommunion und gegen „be- 
wußtloses Pop-Theater”; die Stutt- 
garter Neuenfels-Inszenierung der 
Albee-Komödie „Alles im Garten“ 
scheiterte an einem Verlagsveto 
(„Das ist ja ein anderes Stück“) 
schon vor der Premiere. Und auch 
die bislang größte Chance seiner 
Karriere kann Neuenfels nicht 
wahrnehmen: Ein Vertrag, der ihn. 
von 1970 an als Oberspielleiter an 
das Bochumer Schauspielhaus ver- 
pflichten sollte, wurde nach Mei- 
nungsverschiedenheiten mit dem 
Intendanten Hans Schalla und 
Protesten aus dem Ensemble zu- 
nächst fristlos gekündigt, schließ- 
lich in zweiseitigem Einvernehmen 
(Abfindung für Neuenfels: 25 000 
Mark) gelöst. Als Spielleiter in 
Heidelberg, wo er bis zum Ende 
der nächsten Spielzeit engagiert 
ist, erwartet der Regisseur nun- 
mehr „ein lukratives Angebot für 
später”. 


dem ein Schauspieler etwa den König 
Philipp spielt. Denn die entscheidende 
Frage ist doch nicht, wie jemand den 
König Philipp spielt, sondern warum 
er das macht. 

SPIEGEL: Glauben Sie im Ernst, daß 
niemand außer Ihnen diese: selbstver- 
ständliche Frage stellt? 

NEUENFELS: So selbstverständlich 
ist diese Frage nicht. Ich frage mich 
beinahe an jedem mittelguten, aus- 
abonnierten Theaterabend: Warum 
machen die das? Was ist der Spaß die- 
ser Leute? Ich sehe auf den Gesichtern 
der Schauspieler weder Freude, noch 
sehe ich Neugier, noch sehe ich Er- 
kundungen, die sie gemacht haben, 
noch sehe ich Bewußtsein. Ich sehe ef- 
fektiv nur ein ausgebrütetes Sich- 
selbst-Dulden, das langsam über die 
Rampe schleicht. 

SPIEGEL: Wir haben noch nie einen 
Schauspieler getroffen, der nicht be- 
teuert hätte, sein Beruf bereite ihm 
unbändigen Spaß. 

NEUENFELS: Das ist erstaunlich. 
Aber haben Sie auch gefragt, worin 
der Spaß besteht? Wenn ein Spaß so 
wenig Folgen hat wie die meisten 
Theaterabende, dann können Sie doch 
von jeder Aktion in der Banalität des 
Alltags dasselbe haben. 

SPIEGEL: Für Schauspieler in 
Neuenfels-Inszenierungen beanspru+ 
chen Sie also mehr Spaß als üblich 
und positive Folgen für das Theater 
dazu? 


NEUENFELS: Unbedingt — weil 
wir, die Schauspieler und ich, uns 
als Gruppe verstehen und unsere 
Theaterarbeit als einen kontinuierli- 
chen, über die jeweiligen Premie- 
rentermine fortdauernden Prozeß 
empfinden, können wir sinnvoller 
operieren als etwa jene schwerfälligen 
Ensembles, in denen sich jeder als 
Markenartikel fühlt. 


SPIEGEL: Wie arbeiten Sie mit Ihrer 
Gruppe? 

NEUENFELS: Voraussetzung unse- 
rer Arbeit ist erstens, daß wir uns alle 
sehr gut kennen: unsere Sprache, un- 
sere Gefühle, unsere Reizbarkeit, un- 
sere Nerven, scheinbar rein privat. 
Zweitens: Wir befinden uns in einer 
permanenten Diskussion. Wir deku- 
vrieren uns alle wie die Mitglieder 
eines Nacktklubs, bei dem es insofern 
fair zugeht, als alle nackt sind und 
niemand dem anderen seine Nacktheit 
vorwerfen kann. Erst wenn wir den 
gemeinsamen Nenner gefunden haben, 
gehen wir auf die Probe und finden 
dann aus diesem abgesteckten, uns 
allen gehörenden Bewußtseinsmoment 
die Konkretisierung, die das Theater 
braucht. Wenn wir uns einmal nicht in 
einer Phantasierichtung bewegen, las- 
sen wir sofort Proben ausfallen. 

SPIEGEL: Und dieses Verfahren 
garantiert gelungene Theaterabende? 

NEUENFELS: Das habe ich nie be- 


hauptet. Wir nehmen lediglich für uns 
in Anspruch, daß wir uns nicht ver- 
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leugnen, das heißt verkaufen lassen. 
Wir nehmen für uns in Anspruch, daß 
wir Kunst und Leben nicht trennen, 
denn das wäre obszön, nicht wahr? 
Vielleicht fühlen sich dadurch so viele 
provoziert. 

SPIEGEL: Aber wenn die Aufführung 
trotzdem schlecht ist... 

NEUENFELS:...dann ist sie immer- 
hin so persönlich, daß ihre Ehrlichkeit 
das Publikum stellt. Denn die meisten 
der sogenannten guten Aufführungen 
verhalten sich allgemein und ent- 
wischen dem Treffpunkt mit dem Pu- 
blikum. 

SPIEGEL: Immerhin — das Publikum 
geht zufrieden aus dem Haus. Wie ist 
es bei Ihnen? Wir haben den Eindruck, 
daß Sie am liebsten Theater ohne Pu- 
blikum machen würden. 

NEUENFELS: Das stimmt nicht. 
Höchstens insofern, als mich ein Publi- 
kum, das behauptet, den öffentlichen 
Geschmack, das öffentliche Bewußt- 
sein, die allgemeinen Werte gepachtet 
zu haben, nicht interessiert. 


Simplicissimus 
Zum Herzen des Intendanten 


SPIEGEL: Welche Folgen soll dann 
Ihre Arbeit für das deutsche Theater 
haben? 

NEUENFELS: Sie hat ja schon wel- 
che. Glauben Sie, diese sogenannten 
Skandale wären mir passiert, wenn da 
nicht gewisse Leute wären, die in 
unserer Freiheit, unserem Bemühen 
um Klarheit und Bewältigung eine 
Gefahr für das herrschende Theater- 
system sehen? Und auch die Schau- 
spieler lassen es ja plötzlich nicht mehr 
mit sich machen, Sie kriegen nämlich 
Skrupel. Sie sind nicht mehr zu fangen 
mit Geld, nicht mehr zu fangen mit 
dem Karrieredenken und dem Ehrgeiz, 
jetzt die größte Rolle zu spielen, und 
damit entziehen sie sich jenem unter 
Laien als Theateratmosphäre so ge- 
schätzten Chaos aus Mißgunst und 
Intrigen, das bis heute die deutschen 
Theater bestimmt. Bei uns gibt es 
keine Intrigen und keine plumpen 
Verbrüderungen — nur Spannungs- 
verhältnisse, die einen jeden zu einer 
gesteigerten Individualität kommen 
lassen, zu einem Zustand, in dem er 


aus Lust an der weiteren Entwicklung 
ganz natürlich reagiert. 

SPIEGEL: Das klingt so hymnisch, als 
wollten Sie per Gruppentherapie den 
ganzen Theaterbetrieb reformieren. 

NEUENFELS: Selbstverständlich 
will ich das, denn wenn an jedem der 
263 deutschen Theater so eine Gruppe 
wäre, dann hätte das generelle Theater 
ein Ende; Theater könnte dann in je- 
der Stadt je nach dem Zustand dieser 
Gruppen völlig verschieden sein. 

SPIEGEL: Das hört sich arg utopisch 
an, denn das System unserer Theater 
verlangt doch wohl noch immer den 
wohlfunktionierenden Regisseur, dem 
talentierte, mitdenkende und ebenfalls 
funktionierende Schauspieler letzten 
Endes untertan sind. Wäre es da für 
Sie nicht besser, Sie ignorierten das 
System, schlössen sich einer Theater- 
kommune an oder machten Straßen- 
theater? 

NEUENFELS: Auf keinen Fall. Das 
widerspräche meinen Vorstellungen 
von der Künstlichkeit des Theaters 
total. Diese Verwandlungs- und Kon- 
zentrationsprozesse, auf denen jeder 
Theaterabend beruhen sollte, kann 
man nicht so unbefangen, etwa auf der 
Straße, so natürlich herstellen. 

SPIEGEL: Also halten Sie doch fest 
am gewohnten Apparat, an den ge- 
formten Aufführungen, die Ihnen die 
politische Rechte als Provokation und 
die politische Linke pauschal als 
Ästhetizismus verübelt? Stützen Sie 
damit nicht indirekt die Mängel des 
öffentlich subventionierten, auch poli- 
tisch fragwürdigen Systems? 

NEUENFELS: Ich brauche die Mög- 
lichkeiten des Apparats — auf die 
Mängel des Systems kann ich gut ver- 
zichten. Nehmen Sie doch nur die Leu- 
te in den Stadtverwaltungen, die über 
das Theater bestimmen. Bei den mei- 
sten habe ich Zweifel, daß sie über- 
haupt am Theater interessiert sind. 
Für sie sind Sportstadien doch wichti- 
ger als die 'Theater. Man sieht doch 
ganz deutlich, wie oft Intendanten 
eingesetzt werden, deren Zweifelhaf- 
tigkeit von jedem erkannt wird. 

SPIEGEL: Aber die Intendanten las- 
sen Ihnen bislang so viel Freiheit, daß 
Sie Ihre Gruppenarbeit fortführen 
können. Dabei bedeutet diese Methode 
ja im schwerfälligen Theaterbetrieb 
auch ein Risiko — beispielsweise, wenn 
ein im Spielplan lange angekündigtes 
Stück nicht gebracht werden kann, 
weil es der Bewußtseinslage Ihrer 
Gruppe noch nicht entspricht, oder 
wenn eine Inszenierung wegen Dis- 
krepanzen innerhalb der Gruppe zum 
Premierentermin nicht fertig wird. 

NEUENFELS: Diese äußerlichen Ri- 
siken sehe ich nicht so absolut, zumin- 
dest trifft das nicht zu für unsere 
Arbeit hier in Heidelberg. Aber natür- 
lich: Da sich die meisten Theater 
größtenteils autoritär gebärden, wol- 
len sie keine Gruppen. Wenn ein In- 
tendant mich heute, gewissermaßen im 
Untergrund seiner Institution, mit 
meiner Gruppe arbeiten läßt, muß ich 
ihm sogar persönlich dankbar sein. 

SPIEGEL: Sie glauben also nicht, daß 


es auch für einen Intendanten Abhän- 
gigkeiten gibt? 


WORLD INVESTMENTS 
& INSURANCE LTD. 


"International Centre, Hamilton, Bermuda u 
Cable: WINCO Telex: Bermuda 244 
Telephone: 2-4741 Airmail: P.O. Box 1186 


Die internationale Finanz- 
organisation für vielseitige 
Dienstleistungen 


erbittet Ihre Anfragen für: 


|] Anlagen in verschie- 
denen ausgewählten Wachs- 


tumsindustrien: 


U] Mutual Funds of America Ltd. 

[I World Insurance Stock Fund $. A. 

[I] World Real Estate Stock Fund S. A. 
[7] Universal Bank Stock Fund S, A, 


| Versicherungspolicen 
mit Garantien gegen Ver- 


luste auf Ihre derzeitigen An- 
lagen in Mutual Funds 


| Bankservice: 


Steuerfreie, vertrauliche 
Doppelwährungs-Scheck- 
konten mit sechsprozentiger 
Verzinsung bei unserer 
Atlantic Trust Bank Ltd. 


Hirzel House — Smith St, 

$t. Peter Port, Guernsey, Channel Is (U.K.) 
Kabel: ATBANK, Guernsey — Telex: 41238 
Telefon: 2-4516 Luftpost: P.O. Box 46 


Anforderung für Informationsmaterial 


senden Sie per Luftpost an: 


P.O. Box 1186 
Name: 


| 

| | 
Iı | 
| Street: | 
| (Straße) | 
| City: | 
| (Stadt) | 
| Country: | 
| (Land) 


Für Anlageberater: Fordern Sie noch heute 
sämtliche Unterlagen an. Prüfen Sie die 
Funds, die Ihnen schon am Abschlußtag Ihre 
Provision zahlen. 
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Eine Handvoll 
„Kleinigkeiten”macht 
die Großen 

der Elektrotechnik 
zu unseren Kunden. 
(Und nicht nur die) 
Allerdings liegen 

in dieser Hand auch 
20 Jahre Erfahrung 
in der Entwicklung 
elektrischer 
Bauelemente. 


Wir entwickeln und fertigen: 
Elektrische Steckvorrichtungen, 
Mikroschalter, Betätigungsmagnete 
für alle Bereiche des Maschinen- 
baus und der Elektrotechnik. 

Ist Ihre Entwicklungs- und Ein- 
kaufsleitung informiert? 


Ihre Probleme in sicherer Hand. 


Wilhelm Harting 67 
Werk für Elektrotechnik und 
4992 Espelkamp 


Mechanik 
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NEUENFELS: Ich glaube, daß ein 
intelligenter Intendant, der sich dar- 
über klar ist, warum er das geworden 
ist und was er will, eigentlich nur auf 
die Qualität seiner Absichten Rücksicht 
nehmen darf, und auf nichts sonst. 
Jeder Intendant, der nicht dem Glücks- 
spiel verfallen ist oder sich kriminell 
betätigt, ist zunächst einmal ein freier 
Herr seiner Möglichkeiten. 

SPIEGEL: Und wenn sein Vertrag 
nicht verlängert wird? 

NEUENFELS: Er müßte die Stadt 
ohnehin verlassen, weil sie ja die Ziele 
nicht anerkannt hat, um derentwillen 
er Intendant geworden ist. Wenn ich 
bei Fernsehdiskussionen übers Theater 
eine Versammlung ununterbrochen um 
die Sache sich herumdrückender Leute 
sehe, die eigentlich nur das Schicksal 
beklagen, daß sie so viele Möglichkei- 
ten haben, und allen klarzumachen 
versuchen, wie schwierig es ist, auf sie 
zu verzichten, bin ich jedesmal empört. 
Schon die Vorstellung, daß Theater für 
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hindert, statt es überhaupt erst ent- 
stehen zu lassen. 

SPIEGEL: Sie waren bislang nur an 
Provinzbühnen fest engagiert, wo die 
Gelder spärlicher fließen... 

NEUENFELS: ... und wo infolge- 
dessen die Auswahl eines Stückes 
schon eine erste Analyse bedeutet, uni 
die sich die besser betuchten Häuser 
herumdrücken können. 

SPIEGEL: Herr Neuenfels, Sie sind 
bei Ihrer Stuttgarter Albee-Inszenie- 
rung daran gescheitert, daß das, was 
Sie in Ihrer Inszenierung als Analyse 
des Stücks ausgegeben haben, dem 
Verlag als Interessenvertreter des 
Autors wie eine unzulässige Bearbei- 
tung erschien. Welche Rolle spielt für 
Sie der Autor bei der Arbeit? 

NEUENFELS: Der Autor inspiriert 
einen Theaterabend am vitalsten, aber 
kein Autor hat je einen vollständigen 
Theaterabend geschrieben. Wenn ich, 
wie jetzt in Heidelberg, „Dantons Tod“ 


h al ER Er aaa Erik 


“ 


Neuenfels-Inszenierung „Zicke-Zacke“: „Mehr Spaß als üblich” 


Abonnenten gemacht wird oder für die 
Volksbühne oder für freien Verkauf, 
daß Theater um 23 Uhr stattfindet 
oder morgens um 11 und das „norma- 
le“ um 20 Uhr sich abspielt, beweist 
doch, daß diese Leute das Theater in 
Schichten teilen, das Publikum in 
Schichten teilen — das tun sie doch 
nur, um sich zu drücken. 

SPIEGEL: Nicht wenige Intendanten 
motivieren diese Schizophrenie mit 
Etatschwierigkeiten. 

NEUENFELS: Ich halte es für eine 
Ausrede von soundsovielen Häusern, 
die benennbar sind, zu sagen, sie hät- 
ten finanzielle Schwierigkeiten. Wenn 
die Städte, die ihnen diese Unsummen 
für langweilige, unnütze Abende be- 
willigen, etwas wüßten von den Mög- 
lichkeiten, etwas Entscheidendes her- 
zustellen, würden sie einschreiten und 
den Theater-Etat kürzen. Sie wissen 
nicht, was Leute in Zwangssituationen 
aus einer völlig leeren Bühne machen 
mußten und wie sehr das, was für 
Tausende von Mark auf einer vollen 
Bühne oft herumsteht, das Spiel ver- 


von Büchner inszeniere, dann werde 
ich also alles verhindern, was den 
Autor als toten Mann erscheinen läßt. 
Ich werde sagen: Dieser Mann hat eine 
so kraftvolle Vorlage gegeben, daß ich 
sie aufgreifen möchte — durch Asso- 
ziation und systematische Überlegung. 

SPIEGEL: Gibt es für Sie so etwas wie 
Werktreue? 

NEUENFELS: Nein, Werktreue gibt 
es nicht. Wenn ein Stück nach der Ur- 
aufführung zu vitalen Variationen an- 
regen kann, so halte ich das für das 
beste Kompliment für jede Form von 
Literatur. 

SPIEGEL: Sie sind der Meinung, daß 
Sie sich mit dieser Ansicht auf dem 
deutschen Theater durchsetzen wer- 
den? 

NEUENFELS: Ja, obschon ich große 
Schwierigkeiten habe. 

SPIEGEL: Und welches Ziel wollen 
Sie erreichen? 

NEUENFELS: Ich möchte eines 
Tages in Deutschland Intendant wer- 
den. 

SPIEGEL: Herr Neuenfels, wir dan- 
ken Ihnen für dieses Gespräch. 


FERNSEHEN 


DIESE WOCHE 


Verraten und 
Amerikanischer Doku- 
mentarfilm von Morton 
Sitverstein. Deutsche Be- 
arbeitung: Helmut Um- 
bach. ZDF. Montag, 21. 
Juli, 20.10 Uhr. 


verkauft, 


Von skrupellosen Arbeitsvermittlern 
engagiert, strömen alljährlich Neger, 
Mulatten, Mestizen und Mexikaner 
auf die Obstplantagen Kaliforniens 
und auf die Gemüseäcker in den Nord- 
staaten der USA. Die Nachkommen 
der Sklaven aus dem „Baumwoll-Gür- 
tel“ erwartet in den Lagern weißer 
Farmer und Großgrundbesitzer eine 
neue Leibeigenschaft. 


Allein auf Long Island im Staat 
New York, so ermittelte Reporter Sil- 
verstein vom US-Bildungsfernsehen 
NET (161 Stationen), leben rund 21 000 
„Ausgebeutete der amerikanischen 
Landwirtschaft“ (Untertitel) in 89 
stacheldrahtumzäunten Camps. „Bis 
Weihnachten habt ihr 500 Dollar auf 
der Kante“, verspricht beispielsweise 
der Werber Anderson den Arbeitslosen 
im Südstaat Arkansas, gibt ihnen einen 
Vorschuß, und ab geht's aufs Feld. 
Nach der täglichen Fron singen 
die „zweibeinigen Tiere“ (so ein Far- 
mer) allerdings nur noch den Blues: 
„Wir können arbeiten, soviel wir wol- 
len, das Geld hat am Ende er.“ Denn 
Anderson verdient an dem Handel 
jährlich 160 000 Mark. 


Mit solchen Dokumentationen des 
Elends im Land der Bankiers und 
Astronauten hat sich das „National 
Educational Television“, ein von pri- 
vaten Geldgebern finanziertes Sende- 
netz, nicht nur Freunde gemacht. An- 
fang dieses Jahres unterstellten reak- 
tionäre Fernseh-Politiker der NET 
„linke Tendenzen“ und forderten mehr 
Sendezeit für „Sprecher mit konserva- 
tiver Überzeugung“. 


In Silversteins Film kommen die 
Ausbeuter reichlich zu Wort. „Können 
Sie jedem Mann, der diesen Sommer 
bei Ihnen gearbeitet hat, in die Augen 
sehen?“ fragt Silverstein den Lager- 
chef Anderson. Antwort: „Ich habe sie 
behandelt, wie ich selbst behandelt 
werden möchte.“ 


Die Regenschirme von 
Cherbourg. Deutsch-fran- 
zösischer Spielfilm. Re- 
gie: Jacques Demy. NDR. 
Montag, 21. Juli, 22.55 
Uhr (Farbe) 


„Ist mein Wagen fertig?“ fragt ein 
Kunde in skurrilem Singsang, und 
Guy, der Tankwart, trällert zurück: 
„Ja, der Motor ist noch etwas laut, aber 
das ist immer so, wenn er kalt ist.“ 
Und so singen sie im preisgekrönten 
Film des Franzosen Jacques Demy 
(„Goldene Palme“ von Cannes, „Prix 
Louis Delluc“) den ganzen Dialog zu 
einer trivialen Geschichte: Während 
Guy (Nino Castelnuovo, Photo) in Al- 
gerien dient, heiratet seine schwan- 
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gere Genevieve (Catherine Deneuve) 
einen Juwelier. Guy, deshalb seelisch 
gebrochen, freit nach seiner Rückkehr 
die treuherzige Madeleine, und als ihm 
Genevieve nach Jahren die gemeinsa- 
me Tochter zuführen will, singt er 
herzlos „Nein“. 


Demys musikalisches Rührstück — 
1963, in einem Früh-Jahr der Pop Art, 
entstanden — nutzte den Haupteffekt 
dieser Kunstrichtung erstmals für 
einen kommerziellen Spielfilm, den 
das Fernsehen im französischen Origi- 
nal mit deutschen Untertiteln zeigt. 
Analog den Comic-strip-Vorlagen, die 
etwa Roy Lichtenstein durch Vergrö- 
ßerung und Übertragung ins Galerie- 
Milieu zu Kunstwerken stilisiert hat, 
verwandelte Demy Wortklischees und 
Handlungsstereotypen durch monotone 
Musik und artifizielle Farbphotogra- 
phie zu einer neuen Gattung: in einen 
kuriosen, manchmal unfreiwillig ver- 
kitschten Pop-Film jenseits von Musi- 
cal, Oper und Persiflage. 


Das Erbe Salazars. 
Zweiteilige Färb-Doku- 
mentation von Dieter 
Kronzucker. 1. Der neue 
: WDR, Mittwoch, 
23. Juli, 20.15 Uhr. 
2. Portugal in Übersee: 
WDR. Scnntag, 27. Juli, 
16.00 Uhr. 


Fast zwei Millionen Portugiesen sind 
Analphabeten, und auch die restlichen 
sieben Millionen dürfen nicht wählen, 
sagen, denken und schreiben, was sie 
wollen. 180 000 wandern Jahr für Jahr 
aus, die wenigsten aber in die portu- 
giesischen Kolonien, denn die werden 
von 120000 portugiesischen Soldaten 
drangsaliert. 


Nun will der neue Regierungschef 
Marcelo Caetano das frostige Erbe des 
invaliden Ex-Diktators de Oliveira Sa- 
lazar (Photo) in einem „Klima gegen- 
seitiger Toleranz“ auftauen, doch so- 
zialen Fortschritt hat WDR-Redakteur 
Kronzucker auf seinen Reisen durch 
Portugal und die Kolonien nicht ent- 
deckt. Die neuen Wohnsilos, den Ar- 
men aus Vorstadt-Slums zugedacht, 


haben sich längst die Staatsbeamten ° 


zugeschanzt, und immer noch haben 
Plantagenbesitzer, Bankiers, Offiziere 
und der Klerus Geld und Macht fest in 
ihren Händen. 


WEITERE SENDUNGEN 
Menschen auf dem Mond. WDR. 


Juli, 20.15 Uhr, Unter anderem 
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Catherine Deneuve in „Regenschirme“ 


„Jeder muß seine Meinung sagen 
dürfen“, fordert ein Jesuit angesichts 
der Pressezensur. Und der Sozialist 
Mario Soares klagt: „Es ist dieselbe 
totalitäre Struktur wie bei Salazar“; 
denn die Bildung einer Oppositions- 
partei ist nach wie vor nicht erlaubt. 

Bei Visiten im Kolonialimperium 
grüßt der neue Ministerpräsident aus 
dem offenen Kabriolett seine „lieben 
Landsleute“, aber das Bild des Wohl- 
täters täuscht: Guerillakämpfer lehren 
die Bauern den Umgang mit der Flinte 
und richten ihre Granatwerfer aus 
Rotchina schon auf Kirchen, die noch 
Salazar hat bauen lassen. Manchmal, 
so zeigt Kronzucker, spielen sie im 
Busch auch Theater. Ihr Lieblings- 
stück: „Tötet die Portugiesen“. 


Deutschland vor der 
Wahl: Der Föderalismus. 


Reportade von Franz 
Herre und hans Mar- 
tin Gust. SR. Donners- 


tag, 24. Juli, 22.15 Uhr. 


Beim Trachtenabend in Dachau 
konnte der Fernsehmann nichts über 
den Föderalismus erfahren — die 
Dirndl schwiegen, und die Burschen 
boten Prügel an. Da ging Gust ins 
Wirtshaus. 

Der Landwirt, den er an der Theke 
traf, bemängelte, es sei „in sieben 
Jahren nur einmal der Schneeschieber 
gekommen“, und das war dem Repor- 


Bilder aus Kalifornien. NDR. Frei- 
tag, 25, Juli, 20.15 Uhr (Farbe). 
Bericht von Werner Baecker über 


Montag, 21. Juli, 20.15 Uhr (Far- 
be). Zusammenfassung der Sonder- 
berichte vom T ige. 


Report. Leitung: Dieter Göbel. 
SWF. Montag, 21. Juli, 21.05 Uhr. 
Geplant sind Berichte über den um- 
strittenen Sex-Atlas, das politische 
Straßentheater und den Fall De- 
fregger. Außerdem werden die 
Außenministerin Nguyen Thi Binh 
der Provisorischen Revolutionsre- 
gierung Südvietnams sowie Cape- 
Kennedy-Direktor Debus interviewt. 
Bilanz des Mondilugs. ZDF. 
Dienstag, 22. Juli, 20.15 Uhr. 
Heinrich Schiemann spricht mit 
Wissenschaftlern, Industriellen und 
dem Bundesminister Stoltenberg. 


ZDF Magazin, Moderator: Gerhard 
Löwenthal. ZDF. Mittwoch, 23 


wird untersucht, wie die deutschen 
Wähler 67 Tage vor der Bundes- 
tagswahl die Parteien und ihre 
Spitzenkandidaten beurteilen. 


Frei bis zum nächsten Mal. ZDF. 
Mittwoch, 23. Juli, 21.00 Uhr. 
Fernsehspiel von Ulf Mechow über 
einen Zigeuner, dessen Versuche, 
seßhaft zu werden, an den Vor- 
urteilen der Gesellschaft scheitern. 
Regie: Korbinian Köberle. 


Emil Jannings. ZDF. Mittwoch, 
23. Juli, 22.25 Uhr. TV-Porträt 
des Schauspielers von Otto Meyer, 


Dialog. ZDF. Donnerstag, 24. Juli, 
21.35 Uhr. Klaus Harpprecht por- 
trätiert den Stellvertretenden Bun- 
despressechef Conrad Ahlers, 


San Franeisco. 


Sturzflug in die Milliarden. ZDF. 
Freitag, 25, Juli, 21.40 Uhr, Do- 
kumentation von Lothar Seehaus 
über deutsche Flughäfen. 


Der Markt. Moderator: Bert Schnitz- 
ler, SR, Samstag, 26. Juli, 17.15 
Uhr. Das Wirtschaftsmagazin in- 
formiert über den deutschen Kapi- 
talexport in die Dritte Welt sowie 
über Geschäfte mit Swimming-pools 
und Erfrischunigsgetränken. 


Titel, Thesen, Temperamente, HR. 
Sonntag, 27, Juli, 21.50 Uhr (Far- 
be). Am Beispiel der Aufführung 
des „Fliegenden Holländers“ in 
Bayreuth wird gefragt: „Wie kon- 
sumiert die High Society die na- 
tionale Kultur?" 
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ter „dann auch zu blöd“. Er ließ Volks- 
stimmen dieser Art beiseite und hielt 
sich lieber an Interviews mit Mini- 
stern. So trägt nun Carlo Schmid (Pho- 
to) Reminiszenzen aus dem Parlamen- 
tarischen Rat vor, Strauß lobt das Ge- 
setz über den Finanzausgleich, und 
Stoltenberg erwägt die Schwierigkei- 
ten der kulturellen Länderhoheit. 

Sehr lehrreich ist dieses mit Lokal- 
politiker-Zitaten und Szenen aus einer 
wohlpräparierten Schulklasse ver- 
schnittene Staatsbürger-Seminar ge- 
rade nicht — dazu ist es zu planlos. 
Weder die Vorgeschichte und das ge- 
genwärtige System des deutschen Fö- 
deralismus noch Möglichkeit und 
Wünschbarkeit seiner Veränderung 
werden gründlich diskutiert. Und der 
im Titel plakatierte Bezug zur Bundes- 
tagswahl bleibt top secret, Statt dessen 
macht sich’s Autor Herre, sonst Kom- 
mentator der „Deutschen Welle“, mit 
Allgemeinplätzen bequem. „Das föde- 
ralistische Prinzip“, erklärt er, „ent- 
spricht den europäischen Gegeben- 
heiten.“ 

Kurzum, die Sendung ist ungefähr 
so sinnvoll wie jenes Diktum eines 
ehemaligen Polizisten, das Gust als 


einzigen Volks-Mund passieren ließ: 
„Der Föderalismus“, sagt der Pensio- 
Zu- 


när, „ist die Großmutter. der 
kunft.“ Na bitte. 


Zum Beispiel:Ahel Gance. 
Fernsehporträt von Ke- 
vin Brownlow. ZDF. Frei- 
tag, 25. Juli, 22.50 Uhr 


„Ohne Enthusiasmus“, so sprach der 
Filmregisseur Abel Gance, 79 (Photo), 
vor der BBC-Kamera, „stirbt das Ki- 
no.“ Frankreichs großer Alt-Cineast 
kann beruhigt sein: Kaum ein anderer 
hat soviel für die Zukunft der Film- 
kunst geleistet wie dieser Poet, der 
schon 1911 fürs Kino optierte. 

Im Nachkriegsjahr 1919 erwarb er 
Weltruhm mit seinem Anti-Kriegs- 
Epos „J’accuse“ (Ich klage an), das 
Originalaufnahmen von der Front 
enthielt. Für seinen Eisenbahnerfilm 
„La Roue“ (Das Rad) erfand Gance 
1922 jenes Furioso knapper Schnitte, 
das der Russe Eisenstein zum Stil- 
prinzip erhob. Als erster setzte Gance 
seine Kameras auf Pferderücken und 
Fahrradsattel und experimentierte — 
wie später Godard — mit der „subjek- 
tiven“ Handkamera. 

Im Fragment gebliebenen Haupt- 
werk „Napoleon“ (1926) nahm der be- 
sessene Filmkünstler, den nur seine 
Bild-Visionen zum Erfinder gemacht 
hatten, bereits Cinerama-Effekte vor- 
weg — durch Projektion auf drei 
Leinwände zugleich. 

Gance-Kenner Brownlow, schon als 
Teenager Wiederentdecker des „Napo- 
leon“-Films, krönt sein Verdienst um 
diesen Filmkunst-Pionier mit einer 
klaren Fernseh-Biographie aus Film- 
szenen, Werkstattfilmen und einem 
Gance-Interview, das auch die Resi- 
gnation des fast vergessenen Regis- 
seurs verrät. „Ich bin ein toter Mann“, 
so hatte er bereits 1953 geklagt, „der 
Film hat mich getötet.“ 
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ine Idylle“ sei die deutsche Redak- 

4 tionsstube, so befand Ingo Her- 
mann, Abteilungsleiter beim Mainzer 
Fernsehen: „Telephone, Fernschreib- 
fahnen, Nachrichtendienste und Zei- 
tungen, Schreibmaschinen und Papier 
bestimmen diese Welt.“ 


In den TV-Redaktionen Japans, der 
zweitgrößten Fernseh-Nation der Welt 
(mehr als 20 Millionen Empfänger), ist 
diese Idylle schon Vergangenheit. Ein 
Team von Elektronenhirnen überwacht 
seit zwölf Monaten Produktion und 
Sendebetrieb der größten TV- und 
Hörfunkkette Japans, der „Nippon 
Hoso Kyokai“ (NHK). 


Anfang dieses Monats diskutierten 
Fernseh-Experten beider deutscher 
TV-Netze im Erbacher Schloßhotel 
Reinhartshausen am Rhein über die 
bisherigen Erfahrungen mit der auto- 
matisierten TV-Produktion. Gastgeber 
war die IBM, der Lieferant der japa- 
nischen Redaktions-Roboter. 


Daß Automaten eines Tages auch in 
Deutschland Studios und Redaktions- 
Büros bedienen werden, galt vielen 
Erbacher Seminarteilnehmern schon 
als beschlossene Sache. Zur Debatte 
stand für sie nur noch, in welchem 
Tempo die Funkhäuser automatisiert 
werden sollen. Denn es gäbe, so resü- 
mierte der Leiter der Hauptabteilung 
Produktion beim Südwestfunk, Walter 
Huhn, „a la longue keine Alternative“. 


Die japanische NHK beispielsweise 
konnte sich nur mit Hilfe der Auto- 
maten vor organisatorischem Chaos 
retten: 


> Die Produktionskosten stiegen um 
bis zu 30 Prozent jährlich — einzige 
Einnahmequelle der NHK aber sind 
die Fernsehgebühren, die nicht er- 
höht werden können. 


\> Der Informationsfluß in der schnell 
wachsenden Funkanstalt nahm 
überhand und drohte zu stocken — 
die NHK-Manager mußten fürch- 
ten, die Kontrolle über ihr Unter- 
nehmen zu verlieren. 


Vor fünf Jahren beschlossen deshalb 
die NHK-Organisatoren, den Produk- 
tions- und Sendebetrieb nach den Re- 
geln eines rationell arbeitenden, auto- 
matisierten Industriebetriebes umzu- 
gestalten. 


Im Sommer letzten Jahres war die 
Revolution im Funkhaus komplett: 
Zwei Automaten regeln seither Her- 
stellung und Ausstrahlung von mehr 
als 600 Fernseh- und rund 1200 Hör- 
funk-Produktionen (etwa Shows, 
Spielfilme, aktuelle Übertragungen 
oder Dokumentarsendungen), die für 
zwei TV- und fünf Rundfunk-Pro- 
gramme bei NHK jeweils in Arbeit 
sind. 


Zwei Roboter-Zentren installierten 
die Techniker der IBM in dem Tokio- 
ter NHK-Hauptquartier: 


> das Rundfunk-Kontrollzentrum 
(Broadcast Control Center) für die 
Produktionsplanung und 


> die Technische Schaltzentrale 
(Technical Operations Center), die 
sämtliche Verbindungen zwischen 
Kameras, Studios und Sende-An- 
tennen an- und abschaltet. 


In jedem der beiden Zentren steht 
ein Computer-Zwillingspaar: ein 
Automat vom Dienst und ein Reserve- 
Computer, der bei einem Defekt 
sofort einspringt. 


Jede einzelne Produktion, etwa eine 
TV-Show, beginnt mit einem Dialog 
zwischen Produktionsleiter und Com- 
puter. Der Produktionsleiter entwirft 
für den Produktionsablauf einen so- 
genannten Netzplan. Diesen Plan — 
der den Arbeitsablauf vom Sammeln 
der Informationen und dem Verfassen 
des Drehbuchs bis zur letzten Filmauf- 
nahme genau beschreiben muß — teilt 
der Produktionsleiter dem Broadcast 


ges 


Computer-Zentrale im japanischen Fernsehen: Gespräche zwischen Automaten 
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Control Center über eine Schreibma- 
schinen-Tastatur mit. 

Etwa 20 Sekunden später antwortet 
das Elektronenhirn. Auf einem Bild- 
schirm zeigt es das von ihm errechnete 
Planungsergebnis. Der Automat hat in 
dieser Zeit alle Arbeitsanforderungen 
des Netzplanes mit den verfügbaren 
Mitteln verglichen: Er wählte freie 
Kameras, Studios, Übertragungs-Wa- 
gen, Drehbuchverfasser, Schauspieler 
aus und plante sie fest ein. 

Von nun an läßt sich der Automat 
ständig über den Fortschritt der Auf- 
nahme-Arbeiten unterrichten — er ist 
mithin stets über .den letzten Stand der 
durchschnittlich 1800 NHK-Sendungen 
informiert, die im NHK-Komplex 
produziert werden. In maximal sechs 
Sekunden kann etwa der Programm- 
direktor vom Computer erfahren, wie 
es um eine Sendung steht. 

Wenn Verzögerungen aufgetreten 
sind, gibt der Automat auch Hinweise 
auf die Art der Störungsquelle: tech- 
nische Defekte oder Schlamperei. Die- 
selben Informationen beim herkömm- 
lichen Sendebetrieb herbeizuschaffen, 
dauert — so der Erfahrungswert eines 
westdeutschen Programmdirektors — 
gewöhnlich vier Tage. 


Hauptgesprächspartner des Compu- 
ters im Broadcast Control Center ist 
freilich weder der Programmdirektor 
noch irgendein anderer Mensch — 
sondern der zweite Rechen-Automat 
im Technical Operations Center, ein 
sogenannter Prozeßrechner, wie er 
auch in der industriellen Fertigung 
komplizierte Maschinen steuert. 

Regelmäßig alle zehn Minuten 
schickt der Zentral-Computer einen 
Stoß Anweisungen an den Prozeß- 
rechner: Daten über die in Kürze ab- 
zustrahlenden Sendungen auf den zwei 
TV- und fünf Rundfunk-Kanälen. 


Blitzschnell kalkuliert der Prozeß- 
rechner, welche Verbindungen zwi- 
schen Studios und Sendeantennen zu 
schalten sind. Er schaltet danach alle 
Sendekontakte automatisch und gibt 
den Technikern Anweisungen, welche 
Magnetbänder oder Filmrollen sie in 
bestimmte Geräte einlegen sollen. 


Etwa eine drittel Sekunde vor Be- 
ginn der Sendung schaltet der Auto- 
mat die Rotlichter des Studios von 
„Ruhe“ auf „Sendung“ und steuert 
anschließend die gesamte Sende-Elek- 
tronik. 

Das in Japan schon bewährte System 
komplett in deutsche Funkhäuser 
zu übernehmen, zeigten die in Erbach 
versammelten TV-Experten fürs erste 
wenig Neigung. Noch gibt es in der 
Bundesrepublik keine Rundfunkan- 
stalt, die dem Äther-Riesen NHK ver- 
gleichbar wäre. Allenfalls in kleinen 
Teilschritten sollen westdeutsche TV- 
Redakteure und -Produktionsleiter 
durch Automation von bürokratischen 
Aufgaben entlastet werden. 

Denn im automatisierten Televi- 
sions-Betrieb droht überdies eine neue 
Art von nervlicher Belastung. Es be- 
steht die — wenngleich sehr geringe — 
Möglichkeit, daß alle Automaten 
gleichzeitig versagen. Der Automa- 
tionschef bei NHK, Mii, berichtete: 
„Das ist ein Alptraum für uns alle.“ 
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Otto Köhler 


s geschah beim Besuch des 

Kanzlers Kiesinger in den USA 
anläßlich der Beerdigung Eisen- 
howers. Kiesinger fragte die deut- 
schen USA-Korrespondenten, wel- 
chen Eindruck sie von der neuen 
Regierung Nixon hätten. Darauf er- 
hob Heinz E. Barth, Korrespondent 
der „Welt“, seine Stimme und er- 
klärte dem Herrn Bundeskanzler 
feierlich: Dies könne er sicherlich 
übereinstimmend mit seinen Wa- 
shingtoner Kollegen sagen, die Re- 
gierung Nixon habe bisher einen 
hervorragenden Eindruck gemacht. 


Nun gut, die Kollegen murrten, 
einer sagte, der Herr Kollege habe 
das politische System Amerikas 
wohl nicht richtig begriffen, aber 
was tat’s, der Kanzler hatte auf eine 
kluge Frage eine kongeniale Ant- 
wort erhalten, und zuständig für 
politische Heldenverehrung ist nun 
einmal Heinz Barth. 

Seit vielen Jahren 
schon. Es begann — 
1934 bis 1939 — in Rom, 
wo Barth als Korre- 
spondent des Ullstein- 
Konzerns hellsichtig 
den Duce andichtete: 
„Das Wesen des römi- 
schen Erneuerers Mus- 
solini ist dem Staats- 
mann näher als dem 
General, dem Realisten 
näher als dem Spieler, 
ist Cäsar näher als 
Napoleon. Die Linien 
seines Lebens laufen 
auf der Via triumphalis 
des Imperiums zusam- 
men, nicht auf den Inseln der Ver- 
bannung.“ 


Es folgte 1939 Madrid, von wo 
aus er unermüdlich die „bolschewi- 
stische Bedrohung“ bekämpfte, un- 
ter anderem als Korrespondent für 
die Goebbels-Zeitung „Das Reich“. 
Als er 1962 Abschied von Madrid 
nahm, war er zuletzt für vier Ra- 
dio-Stationen und vierzehn bun- 
desdeutsche Zeitungen tätig gewe- 
sen. Eine von ihnen — „Christ und 
Welt“ — schrieb damals: „Ein Vier- 
teljahrhundert hindurch hat Barth 
das deutsche Spanien-Bild nach- 
haltig beeinflußt“ und sich „in 
Madrid großer Wertschätzung“ er- 
freut, 


Und jetzt beeinflußt Barth das 
„Welt“-Bild der Deutschen von den 
USA. Mit Präsident Johnson war 
Barth oft unzufrieden, weil er sich 
von den „neuen Isolationisten“, zu 
denen Barth auch „die Intellektuel- 
len und Koexistenzler“ zählt, eine 
„Politik der Halbheiten“ aufnötigen 
ließ. Barths Klage über die Ver- 
fechter eines „militanten Liberalis- 
mus“, die Johnson zu einer „mani- 
pulierten Politik“ nötigten: „Wohin 
immer man blickt — überall wird 
die Artikulierung einer geradlini- 


Barth 


GEGEN DIE GLASBLÄSER 


gen Außenpolitik durch Rücksich- 
ten auf die Kreise verhindert, die in 
der bequemen Lage sind, keine Ver- 
antwortung zu tragen, aber doch 
mitzuregieren. Der ewige Frieden 
mit dem Kommunismus ist der 
Hauptsatz ihres internationalen 
Glaubensbekenntnisses.“ 


Doch Nixon, der neue Präsident, 
„kämpft gegen Neo-Isolationisten“ 
und das, was Barth darunter ver- 
steht. Konsequenz: „Der Präsident 
unter Trommelfeuer.“ Barth bangt 
um Nixon: „Das lange fällige Kes- 
seltreiben eines Establishments, das 
als liberal firmiert, aber immer 
sektiererische Züge annimmt, läßt 
... der Nixon-Administration keine 
einzige ruhige Minute mehr.“ Die 
Establishment-Sektierer haben den 
Präsidenten zum Abschuß freigege- 
ben: „Die Schonzeit für Nixon ist 
vorbei.“ 

Nixon hat — zumin- 
dest, wenn er die 
„Welt“ liest — gegen 
einen wahren Hexen- 
sabbat zu kämpfen. 
Denn die Gegner Ni- 
xons „agitieren“ in der 
Vietnamfrage wieder 
einmal „für Kapitula- 
tion und Ausverkauf“, 
Washington „feiert“ 
eine „Orgie von Spe- 
kulationen“, eine „Or- 
gie politischer Illusio- 
nen“. Im Kongreß „ze- 
lebriert die Kapitula- 
tionspartei, sekundiert 
von den Massenme- 
dien, ein atavistisches 
Ritual der Autodestruktion“, ja 
wirklich! „Glasbläser falscher Illu- 
sionen“ spiegeln dem amerikani- 
schen Volk etwas vor. Und natür- 
lich, auch die „New York Times“ 
bietet keine richtigen Illusionen, 
war sie doch „schon immer Herold 
der Kapitulantenpartei“. 


Doch mögen auch „die Schläge 
trommeln“, Heinz Barth steht un- 
beirrbar auf der Seite Nixons. Ob 
im Kommentar, ob im Bericht, 
Barth bietet stets die richtigen Ad- 
jektive: Nixons Gegner sind „zän- 
kisch“, „aggressiv“, „sektiererisch“, 
„verwirrt“, haben eine „verbogene 
Mentalität“, wollen ‚keinen Streit 
vermeiden“ und bieter; den „totalen 
Ausverkauf der amerikanischen 
Position“ feil. Nixon dagegen ist 
„sachlich“, „behutsam“, „pragma- 
tisch“ und kommt seinen Gegnern 
„mit Engelsgeduld“ entgegen. 


So sind die „Welt“-Leser immer 
gut unterrichtet, und Barth ist auch 
zufrieden. „Die Welt“: „Für ihn, 
der seit 35 Jahren als Auslands- 
korrespondent deutscher Zeitungen 
tätig ist, stellt Washington wegen 
der weltpolitischen Bedeutung die- 
ses Postens den Höhepunkt seiner 
Korrespondentenlaufbahn dar.“ 
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Diese Schalter- 
drehung am Linde 
Klimagerät 
betrachten viele als 
gesunde Selbst- 
verständlichkeit. 


Zu recht. 


Linde Klimatisierung ist gesunder 
Raumkomfort, den Sie spüren. 

In Wohn- und Geschäftsräumen; 

im gewerblichen und industriellen Bereich. 
Schalterdrehung: gekühlte Frischluft 

zieht ein; gefiltert, sauber. Verbrauchte 
Raumluft wird abgesaugt. 

Linde Klimatisierungseinrichtungen gibt es 
als Kompaktgeräte zum nachträglichen 
Einbau in Einzelräume. 

Und als Truhenanlage in Verbindung mit 
der zentralen Warmwasserheizung. 


Klimatisierung — eine gesunde 
Selbstverständlichkeit. 
Wenden Sie sich an die 
nächste Linde Beratungsstelle. 
Oder schreiben Sie uns. 


Linde Aktiengesellschatt 
Werksgruppe Sürth 
Beratungsgruppe Klima 
5039 Sürth bei Köln 


der starke Partner 
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BÜCHER 
NEU IN DEUTSCHLAND 


Dreimal Pech 


Wolf Wondratschek: „Früher begann der Tag 
mit einer Schußwunde“. Hanser; 84 Seiten; 
5,80 Mark. 


„Die Geschichten machen keinen 
Spaß mehr“, schreibt der Autor: „Nur 
die Sätze zählen.“ Und so will er in 
den Texten seines ersten Prosa-Ban- 
des nicht jeweils eine Geschichte, son- 
dern „einen Satz erzählen“. 


Wolf Wondratschek, 26, der erste 
SDS-Genosse, der diskutable Belle- 
tristik präsentiert, hat für sein Debüt 
eine Art Kurz-Schrift entwickelt: Sie 
befähigt ihn, auf einer knappen Seite 
etwa „43 Liebesgeschichten“ unterzu- 
bringen, eine jede in einem Satz: 


„Didi will immer. Olga ist bekannt 
dafür. Ursel hat schon dreimal Pech 
gehabt. Heidi macht kein Hehl daraus. 
Bei Elke weiß man nicht genau. Petra 
zögert. Barbara schweigt...“ 

Wondratscheks Kompakt-Prosa, die 
überwiegend deutsche Verhältnisse, 
„Zustände und Zusammenhänge“ ab- 
bildet, verkürzt manch weitschweifig 
umschriebenes Erzähler-Sujet zum 
Kernsatz, manches freilich auch zum 
Kalauer: „Im Winter sind die Bäume 
nur aus Holz“ oder: „Heidelberg sieht 
auch bei Regenwetter genauso aus, wie 
sich die Ausländer Heidelberg bei 
Sonne vorgestellt haben.“ 


Doch das Stakkato aus kurzgefaßten 
Denkklischees, Redensarten und 
Schlag-Zeilen, die Erzählung zumeist 
per Aufzählung und Aufklärung per 
Andeutung leisten wollen, wirkt 
durchweg anregend, auch dort, wo der 


Autor Wondratschek 
Debüt in Kurz-Schrift 


Autor nur wenig überraschende Er- 
kenntnisse formuliert: „Die Literatur 
ist so (oder so); das sollte einmal so 
oder so gesagt werden.“ 


Tropfender Neger 


Ror Wolf: „Danke schön. Nichts zu danken“. 
Suhrkamp; 120 Seiten; 3 Mark. 


Sätze, in der Reihenfolge ihres Auf- 
tretens: „Unter den Bäumen ist es 
sehr dunkel. Ich möchte das hier zum 
Ausdruck bringen. Ein warmes Lachen 
schwillt aus dem Salon. Eine Herren- 
hand kommt aus der Tasche zum Vor- 
schein.“ 


Ror Wolf, 37, liebt vor allem ironi- 
sche Horror-Bilder jeglicher Art. Er 
verwendet dazu die entsprechende Li- 
teratur- und Filmgeschichte, Alltags- 
und Feierabendfloskeln und eine un- 
kontrollierbare Menge wuchernder 
Eigen-Phantasie. 


BESTSELLER 


BELLETRISTIK 


Lenz: Deutschstunde. Hoff- (1) 
mann und Campe; 26 Mark. 


Habe: Das Netz. Walter; 
24 Mark. 

. Durrell: Eine Verwandte na- 
mens Rosy. Rowohlt; 16,80 
Mark. 

. Solschenizyn: Krebsstation Il. 


Luchterhand; 18 Mark. 


. Solschenizyn: Krebsstation |. 
Luchterhand; 18 Mark. 


. Hachfeld: Struwwelpeter neu 
frisiert,. Rütten & Loening; 
9,80 Mark, 

Sagan: Der Wächter des (8) 
Herzens. Ullstein; 12 Mark. 

. Malpass: Wenn süß das (6) 
Mondlicht auf den Hügeln 
schläft. Rowohlt; 16,80 Mark. 


. de Belleroche: Geständnisse. (9) 
Desch; 30 Mark. 

. Portis: Die mutige Mattie. (10) 
Rowohlt; 16,80 Mark. 


SACHBÜCHER 


. Lundberg: Die Reichen und 
die Superreichen. Hoffmann 
und Campe; 28 Mark. 

. Watson: Die Doppel-Helix. 
Rowohlt; 19,80 Mark. 

. Taylor: Die biologische Zeit- 
bombe. G. B. Fischer; 20 
Mark. 

. Djilas: Die unvollkommene 
Gesellschaft. Molden; 16,80 
Mark. 

. Haber: Der offene Himmel. 
DVA; 18,80 Mark. 

. Chester: Was ist das für ein 
Land. Hoffmann und Campe; 
28 Mark. 

« Kahn-Wiener: Ihr werdet es 
erleben. Molden; 25 Mark. 

. Cleaver: Seele auf Eis. Han- 
ser; 15 Mark. 

. Habermas: Protestbewegung 
und Hochschulreform. Suhr- 
kamp; 5 Mark. 

10. Gaus: Zur Wahl gestellt. Ro- 
wohlt; 2,20 Mark. 


Im Auftrag des SPIEGEL wöchentlich ermittelt vom Institut für Demoskopie Allensbach. 
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Autor Wolf 
Phantasie als Meterware 


Seine Stärke sind aber auch in die- 
sen kürzeren „Geschichten“ die zweck- 
freien Bandwurm-Collagen, in denen 
aus unübersichtlichen Wortbergen 
eine flüchtige, unsichere Antiwelt ent- 
steht. Die an nichts mehr gebundene, 
skurrile Assoziation, naiv, konzep- 
tionslos und willkürlich, erzeugt Ak- 
korde wie diesen: „...hervor sprang 
kahlköpfig glänzend der Neger trop- 
fend über den Teppich krachend in 
den grauen Alltag hinaus“, und dage- 
gen läßt sich in der Tat schwerlich et- 
was einwenden. 


Denn solche Wolf-Sätze (fast schon 
ein Markenartikel) kommen nirgends 
her und führen auch nirgends hin. Sie 
sind einfach da als lärmende, sinnlos- 
spaßige Teilstücke einer endlos mäan- 
drierenden Kette von Einfällen, die 
nur auf dem Papier existieren und 
die sich damit begnügen. Es wäre an- 
gebracht, Ror Wolfs quellende Phanta- 
sien, die sich immer weniger zu Ge- 
schichten formieren lassen, als Meter- 
ware zu verkaufen. 


Mit Einfällchen 


„Ich Urs Dickershof Undsoweiter eine Art Bil- 
derbuch”. Lukianos; 114 Seiten; 20 Mark. 


„Ich Urs Dickerhof Undsoweiter — 
eine vermessene Sache mit noch nicht 
27“ tippt Urs Dickerhof, 27, an einen 


Sieh da der Todosengel 

in der Verkleidung eines weiblichen Tambourmajors 
immer nett mit allen. 

Die Hirne orweicht vom Zusammenprali 

gegen den Schwolss der verströmt 

gegen das Blut 


ch tet 
(wie lange ist das Feld noch bespielbar 
bei diesen rötlichen Lachen 


kein Regen hingespuckt hat?) 
das Angebot von 2000 Desodoranten 
allss Markenartikel 

0 möge das Banner wehen 

über dem Lande der Tapferen. 


Bombe im Poesiealbum 
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Freund und läßt die im Ich-Jan-Cre- 
mer-Stil gehaltene Selbstbescheidung 
in eben dieser „vermessenen Sache“ 
faksimilieren. 


So flott geht es allerwegen zu in 
diesem „Report“ eines Malers über 
sich und Frau Irms, über seine Bilder, 
seine Freunde aus der Schweizer 
In-group und Mischa, den Sohn, der 
auch schon zeichnet. Alle haben sie 
etwas beigesteuert, ein Bildchen, ein 
Textchen, ein Erlebnis, manchmal gar 
ein Einfällchen, aber so schick lebens- 
echt collagiert hat es der Urs immer 
allein. 


Diese „Art Bilderbuch“ (Programm: 
„Ein Thema wird eingekreist, und viel- 
leicht kommt eine Person heraus“) ist 
enorm nett: so richtig von Freunden 
für Freunde, die zwar ihre kleinen Ri- 
valitäten haben („Der Moucky säuft 
meinen Kafi weg“), aber in den gro- 
ßen Dingen nichts auf sich kommen 
lassen. „Sex is fun“, und gegen die 
Notstandsgesetze ist man engagiert. 
Es kommen vor: Vietnam und Papst 
und Pille und Dutschke und Springer 
undsoweiter. Man liebt die Beatles, 
Bob Dylan und eine gemütliche 
Kneipe. 


Batman, Dachau, Busen und Bomben 
— das alles wird als Realitätsver- 
schnitt auf den gemeinsamen ästheti- 
schen Nenner gebracht und zum mo- 
dernen Poesiealbum gebunden. „Ich, 
Urs Dickerhof, versuche Distanz zu 
halten.“ Eigene Gemälde heißen folg- 
lich „The Little Nice War Ghost“, 
„Eine süße Bombe“ oder „Das 50-Jah- 
re-Dachau-Jubelbild“. 


Mit Gebrabbel 


Hartmut Sander und Ulrich Christians (Heravs- 
geber): „Subkultur Berlin”. März; 192 Seiten; 
14 Mark. 


Das Buch trägt den Untertitel 
„Selbstdarstellung Text-, Ton- Bild- 
dokumente Esoterik der Kommunen 
Rocker subversiven Gruppen“. Es ent- 
hält zwei chinesische Kalenderblätter, 
64 „linke“ Berliner Telephonnum- 
mern, das Urteil im Frankfurter 
Brandstifterprozeß, Sprüche von Mao, 
Anschläge, Plakate, Flugblätter (vom 
SDS-Weiberrat und vom Polizeipräsi- 
denten Hübner), Zeitungsausschnitte, 
Werbeanzeigen, Protokolle von Kom- 
mune-Diskussionen, Korrespondenzen, 
Tagebucheintragungen, Handschriftli- 
ches (von Rudi, Gudrun, Andreas), ein 
Stückchen parodierten „Erika-Roman“, 
das Titelbild des Perry-Rhodan-Hef- 
tes 299, mancherlei aus Untergrund- 
gazetten (bevorzugt jenen, die Hart- 
mut Sander herausgab), ein Photo vom 
„Elektroofen bei Linkeck“, den (fünf- 
zehnseitigen) Donald-Duck-Comic „Die 
Insel des Lachens“, etwas Pornogra- 
phie (Cunnilingus lesbisch), eine völlig 
verrauschte Schallplatte mit undeutli- 
chem Gebrabbel, ein beiliegendes Pla- 
kat, das den Herausgeber Sander beim 
Striptease zeigt, die Bitte des Genossen 
Hartmut um einen Vorschuß vom Ver- 
lag und den Brief eines anderen Ge- 
nossen, der über „Subkultur Berlin“ 
schreibt: „Meiner Meinung nach ist es 
"Scheiße, ein solches Buch bei diesem 
Verlag zu machen.“ Recht hat er. 


Krankheitsherd Seele 


Strophanthin gegen Liebeskummer? 


Verfehltes Leben als Krankheitsursacht - 
Tödliche Langeweile — Pensioni 


Ehediagnose 
aus dem Zwölffingerdarm 


Pantoftelhelden leben getahrlich 


Ärzte warnen: 
Seelische Belastung 
macht krank! 


he Leiden ohne organische 
helten nicht immer 
sychotherapeuten 


Imusik als "Therapie 

bh Nervöse 
rauchen keine Erholung! 

Die Neurose 

hat tausend Gesichter 
Angst ıst immer der Kern — 


Frigidität und Impotenz 
haben meist psychische Ursachen 


Macht user M enschen 
Zwilisatton To, oni 
nk ronische 
a Unterleibsleiden _ 
eichen von Lebensangst? 
Fehigeburten PSychosomatis 
atisch gesehen — 
Scheinschwangere Frauen — 
Ist Migräne eine Krankheit? 
Norbert Lebert 
gibt die Antwort in 
»PSYCHOPOTENZ« 


ungstod 


Ursache — 
Körperlis 
Medikamente IS 
Hausärzte als \ 
jazz und Orge 


Seele 
programmiert 
Körper 


\ 


J 


288 Seiten. Register. Leinen 


16.80 DM 


In jeder Buchhandlung! 


Bertelsmann 
Ratgeberverlag 
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EIN BRODEM VON HASS UND FRUSTRATION 


SPIEGEL-Reporter Fritz Rumler über ein Kabarett-Gastspiel im Gefängnis von Heilbronn 


n jeder Zellentür des Kittchens 

von Heilbronn hängt eine oliv- 
grüne 32-Seiten-Broschüre. Sie birgt 
die „Verhaltensvorschriften für 
Strafgefangene und Verwahrte“. 


Der Gefangene, so ist etwa vorge- 
schrieben, „darf sich nicht unbefugt 
am Fenster aufhalten“, er „darf mit 
einem Bediensteten nur sprechen, 
wenn er dazu aufgefordert wird“, 
und betritt ein „Bediensteter“ die 
Zelle, „so hat der Gefangene... sich 
zu erheben und eine ordentliche Hal- 
tung anzunehmen“. 


Zehn „Hausstrafen“ verleihen den 
Vorschriften Nachdruck; der Straf- 
vollzug, besagt die Broschüre, „soll 
den Willen und die Fähigkeiten des 
Gefangenen wecken und stärken, 
künftig ein gesetzmäßiges und 
geordnetes Leben zu führen“. 


Der Strafvollzug, sagt hingegen 
einer der rund 220 Heilbronner In- 
sassen, ist das „Schlammloch Num- 
mer eins“: Der Schuster Norbert 
Knoche, 23, gegen ihn wird wegen 
Betrugs ermittelt, hat wider die 
Sinnwidrigkeiten des heutigen Stra- 
fens schon mit Flugblättern agitiert. 
Deshalb durfte er jetzt einem histo- 
rischen Vorfall nicht beiwohnen: 


Am vorletzten Samstag brachte das 
„Münchner Rationaltheater“, ein ge- 
wiegtes Agit-Kabarett, im Heilbron- 
ner Gefängnis sein „l. deutsches 
Sing-Sing-Spiel“ zur Uraufführung 
— Titel: „Knast“. Es zeigte den 
Strafvollzug auch als Schlammloch. 


Der Mann, der das Kabarett den- 
noch einließ und den Knoche aus- 
schloß, ist der Leiter der Abteilung 
Strafvollzug im baden-württember- 
gischen Justizministerium, der Mini- 
sterialrat Willi Reuschenbach, 50. Er 
vereint schwäbische Bonhomie mit 
merkwürdigem Mut: Ihm war vor 
der Knast-Premiere kein Wort des 
„Knast“-Programms bekannt. 


Er wußte nur, „daß das ‚Ratio- 
naltheater‘ kein extrem rechtes Ka- 
barett ist“: Es hatte einst Lübke als 
„KZ-Baumeister“ attackiert. Reu- 
schenbach hält einfach „Außenkon- 
takte“ für wichtig, und manche 
der „Vollzugsordnungsbestimmun- 
gen“ hält er für überholt. 


So wurden an jenem Samstag- 
nachmittag an die hundert Häftlinge 
(Strafmaß: bis fünf Jahre) im Gän- 
semarsch in den Kirchensaal der 
Strafanstalt geführt; mit den roten 
Biesen an den blauen Hosen erin- 
nerten sie leicht an verarmte Gene- 
ralstäbler. Mittags hatten sie Boh- 
neneintopf gespeist, und das werde 
man, raunte mir ein Beamter zu, 
wohl bald zu riechen bekommen. 


Die meisten der bohnengefüllten 
Büßer, vertraute mir ein anderer an, 
seien ungelernte Arbeiter; Eigen- 
tumsdelikte überwögen, dann folgten 
Verkehrs- und Sittlichkeitsdelikte, 
Für Straftaten der letzten Art säßen 
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gern Pädagogen ein; das sei eben 
eine „Lehrerkrankheit“. 

Höhnisches Gelächter scholl aus 
den Kirchenbänken, als der 
schnauzbärtige, schlagfertige „Ratio- 
naltheater“-Chef Reiner Uthoff, 32, 
schelmisch kundtat, ab heute, mit 
dieser Premiere, sei „das Land 
Württemberg im Strafvollzug füh- 
rend“. Später bekam das Kabarett- 
Quintett nur Beifall. 


Denn in der Montage aus scharfen 
Spiel-Szenen, 


Dokumentar-Num- 


„Rationaltheater” im Gefängnis 
„Künftig ein geordnetes Leben” 


mern und Überschall-Beat trat den 
Einsitzern offensichtlich Vertrautes 
vor Augen: „Klassenjustiz“ der 
Gnadenkommission; Augenwischerei 
mit „Musterzellen“; Schwierigkeiten 
der Resozialisierung; die hohe Rück- 
fallrate (40 Prozent); und Juxe mit 
dem „Rückenschwimmer“ (Kruzifix). 
Als die Künstler schließlich einen 
Beatles-Song parodierten („Onanie, 
Onanah, Onana-ah!“), da hieben sich 
die Eingeschlossenen die Hände 
wund. 


Mit Beat und Verve hämmerte 
Uthoff seinen Hörern zudem brech. 
toide Merksätze ein. Etwa: „Wer 
Unrecht begeht an der Macht, begeht 
Recht im Namen des Volkes.“ Oder: 
„Der Dieb muß sitzen, damit 10 000 
Millionäre frei bleiben.“ 

Wie derlei Spreng-Sätze in 
schlichten Köpfen wirken, kann man 
nur bangend ahnen. Die Vorführung, 
jedenfalls, hinterließ eine erhitzte 
Menge. Genau so sei es, stieß einer 
hervor; ein anderer dagegen: „Die 
haben nur die Hälfte gesagt.“ Ein 


dritter, düster: „Wenn die draußen: 


wüßten, was hier drinnen vor sich 
geht.“ Ein vierter: „Wie der letzte 
Dreck wird man hier behandelt.“ 


Ein Brodem von Haß und Frustra- 
tion schlug mir entgegen, als sich mir 
nachher einige Zellen öffneten, doch 
Uthoff will keinen „Aufstand im 
Gefängnis“ provozieren. Er gastiere, 
ohne Entgelt, hinter Gittern, „um 
den Leuten bei der Artikulation ihrer 
Unzufriedenheit zu helfen“. Außer- 
dem, sagt er, verdanke er „diesen 
Leuten“ das Programm. 

Er hat, als Vorarbeit, an die 15 
Stunden Interviews mit Exhäftlin- 
gen auf Band fixiert; zwei seiner 
Koautoren, Henry Jaeger („Die Fe- 
stung“) und Wolfgang Graetz („Die 
Verschwörer“), sind selbst Vorbe- 
strafte; und ein dritter, Günter 
Wallraff, verbrachte mit dem ver- 
meintlichen Frauen-Mörder Hetzel 
zwei Wochen Urlaub in Italien. 


Mit dem so recherchierten Pro- 
gramm wollten die Münchner zu- 
nächst in der bayrischen Strafanstalt 
Bernau gastieren; der Gefängnis- 
Psychologe, ob seiner roten Krawatte 
intern „Rotkehlchen“ genannt, lehnte 
die „Knast“-Revue aber als „unrich- 
tig“ ab. Den Württembergern kam 
Uthoff dann gelegener. 

Der „Rationaltheater“-Chef macht 
Kabarett nicht zum Vergnügen. Er 
ist studierter Volkswirt, schrieb eine 
Soziologie-Diplomarbeit über „Die 
Wirkung des politischen Kabaretts 
auf die öffentliche Meinungsbildung“, 
und er verbindet, weil diese Wirkung 
bislang minimal war, Kabarett nun 
mit direkter Aktion. 

Er holt, zuweilen früh um fünf, 
Strafentlassene am Gefängnis ab, 
hilft ihnen mit Kaution bei der 
Wohnungssuche und lädt sie am 
Abend zu Freibier in sein Etablisse- 
ment. Uthoff, Vater zweier Söhne und 
nicht begütert, will Helfer gewinnen: 
„Die Leute, die mit den roten Punk- 
ten herumfahren, könnten auch auf 
die Idee kommen, einen Entlassenen 
zum Essen einzuladen.“ 

Nach Heilbronn hatte er drei Pa- 
kete Tabak mitgebracht, und der Mi- 
nisterialrat Reuschenbach versprach, 
sie gerecht zu verteilen. Bei einer 
Kaffeerunde nach der Premiere — 
die Herren waren mit Damen ins Ge- 
fängnis gekommen — gestand Reu- 
schenbach dann, er habe ein noch 
aggressiveres Programm erwartet; 
es wäre nicht nötig gewesen, den 
Knoche auszuschließen. 

Neben den Tröstungen des Ta- 
baks helfen den Heilbronner Häft- 
lingen noch andere Aufmerksam- 
keiten über die langen Tage. Ein 
Netz im Lichthof, etwa, bremst 
Selbstmörder-Stürze ab, und an den 
Wänden laben fromme Sprüche — so 
der Psalm 118,8: „Es ist gut, auf den 
Herrn vertrauen, und nicht sich ver- 
lassen auf Menschen.“ Aber der liebe 
Gottist, vielleicht, kein Bernhardiner. 


SCHALLPLATTEN 


NEU IN DEUTSCHLAND 


Gutes Auto 


„The Byrds”: „Dr. Byrds & Mr. Hide“. CBS S 
63 545; 19 Mark. — Bob Dylan: „Nashville Sky- 
line”. CBS S 63 601; 19 Mark. 


Vier Rocker reißen sich das Leder 
vom Leib, schleudern den Motorrad- 
Dress in die Prärie, kostümieren sich 
als Cowboys und besteigen Pferde: Mit 
diesen Bildern auf dem Cover ihrer 
neuesten Platte kündigen die „Byrds“ 
die Rückkehr zur Country-and-We- 
stern-Musik an. Und immer mehr ame- 
rikanische Popmusiker ziehen mit der 
Band in Amerikas Hain und Flur. 

Statt psychedelischer Geräuschcol- 
lagen und Soul-Gekreisch erklingen 
auf zahlreichen Beat-Platten nun wie- 
der Hillbilly-Gitarren und kehliger 
Hinterwäldler-Gesang. Titel der neuen 


Sänger Dylan {Plattenhülle) 
Leder vom Leib 


Musikmode: Country-Rock; prominen- 
tester Interpret: Bob Dylan, 28. 


Einst hatte der Sänger gegen die 
„Masters of War“ protestiert, hatte 
aggressive Folk-Songs zum Beatrhyth- 
mus vorgetragen und noch auf seiner 
letzten Platte „John Wesley Harding“ 
den Blues der Landstreicher und Out- 
casts angestimmt. Jetzt klingen Dylans 
Verse nicht mehr bitter, sie sind von 
staatserhaltender Art. 


„Nashville Skyline“, in der Hillbilly- 
Metropole von Tennessee aufgenom- 
men, enthält elf simple Lieder über 
„die positiven Dinge des Lebens: ein 
gutes Haus, ein gutes Auto, eine gute 
Straße, ein gutes Girl“. Und „in die- 
sem Geist“, erklärt Dylan, „schreibe 
ich künftig noch viele neue Songs“. 


Gekonnte Langeweile 


„The German All Stars Live at the domicile 
Munich”. Manfred Schoof, Ack van Rooyen 
(Trompete), Albert Mangelsdorff, Rudi Füssers 
(Posaune), Rolf Kühn, Emil Mangelsdorfft, 
Heinz Sauer, Gerd Dudek (Saxophon), Wolt- 
gang Dauner (Klavier), Günter Lenz (Kontra- 
baß), Ralf Hübner (Schlagzeug), Willi Johanns 
(Gesang). CBS S 86 217; Doppelalbum; 25 Mark. 


Zwölf deutsche Jazzmusiker aus sti- 
listisch unterschiedlichen Bands haben 
im Auftrag des „Goethe-Instituts“ in 
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Südamerika konzertiert. Zu den Gast- 
spielen der „German All Stars“ in 24 
Städten kamen mehr Menschen als zu 
Parallel-Konzerten des Duke-Elling- 
ton-Orchesters aus den USA. Das In- 
stitut rühmt sich: „Es war unsere 
erfolgreichste Jazz-Tournee über- 
haupt.“ 


Die Platte, die das Auswahl-En- 
semble nach seiner Rückkehr im 
Münchner Jazzlokal „domicile“ auf- 
genommen hat, zeigt nun, wie dieser 
deutsche Reise-Jazz klingt: Die Mu- 
sik, angeblich „in Auffassung und 
Form so typisch deutsch wie die Bran- 
denburgischen Konzerte von Bach“ 
(„Jornal do Brasil“), ist eine Melange 
aus Bebop und Kansas-City-Swing, 
aus Free-Jazz-Räuschen und einer Ka- 
rikatur des Blues. 


Freilich: Die deutschen Jazzmusiker 
sind allesamt Profis, und selbst Lan- 
geweile verbreiten sie noch gekonnt. 
Sie haben in Südamerika „miteinan- 
der harmoniert“ und fanden musika- 
lisch immer einen Kompromiß. Doch 
jeder Musiker dieser angeblich „größ- 
ten Talentballung des deutschen Jazz“ 
(„FAZ“) hat in seiner eigenen Combo 
schon besser improvisiert. 


Längstes Solo 


Ornette Coleman: „Chappaqua Suite”. Ornette 
Coleman (Altsaxophon), David Izenzon (Kon- 
trabaß), Charles Moffelt (Schlagzeug) und Big 
Band. CBS Import 82 896/97; Doppelalbum:; 38 
Mark. 


Für seinen Rauschgift-Film „Chap- 
paqua“ wünschte sich der Under- 
ground-Regisseur Conrad Rooks 
eine „bewußtseinserweiternde Musik“. 
Der Free-Jazz-Erfinder Ornette Cole- 
man, 39, schien ihm als Komponist 
dazu gerade recht. Doch als der Alt- 
saxophonist seine Film-Suite abliefer- 


te, lehnte Rooks den Soundtrack als 
„zu dramatisch“ ab. 

Es ist aber auch, wie die jetzt ver- 
öffentlichte Schallplatten-Version be- 
weist, die einfallsreichste und ausge- 
wogenste Improvisation des Jazzmusi- 
kers aus Fort Worth. Er spielt dieses 
längste Solo der Jazz-Geschichte (80 
Minuten) zu schrillen, statischen Ak- 
korden einer zwölfköpfigen Bläser- 
gruppe; die umfangreichen Orchester- 
passagen seiner Komposition hat 
Coleman für die Plattenfassung ent- 
fernt. 

Der Stil, mit dem Coleman noch vor 
zehn Jahren die Jazzfans schockiert 
hat, klingt allerdings längst nicht 
mehr avantgardistisch. Auch der ge- 
bundene, swingende Rhythmus, das 
Arrangement und die Form der Suite 
erscheinen heute eher konventionell: 
Aneinandergereiht ergeben die drei 
Zentraltöne des Mittelsatzes die 


Grundstufen des Blues. 


ORNEITE, COLEMAN 
CHABPAQUA SUITE 


Jazzmusiker Coleman (Plattenhülle) 
Sound zum Rauschgift 


BESTSELLER 


E-MUSIK 


. Hifi-Stereo-Festival 1. Berli- (1) 
ner Philharmoniker; Kara- 
jan; Grammophon; 10 Mark. 

. Wilhelm Backhaus spielt (2) 
Beethoven. Decca; 10 Mark. 

. Mozart: Eine kleine Nacht- (3) 
musik. Münchinger; Decca; 

10 Mark. 

. Barock-Revolution. W. Car- (4) 
los spielt Bach an der Elek- 
tronen-ÖOrgel. CBS; 19 Mark. 

. Artur Rubinstein spielt Cho- (6) 


pin. RCA Victor; 10 Mark. 


. Bizet: Carmen. Karajan; (5) 
RCA Victor; 10 Mark. 

. Laudate Dominum. Geistli- (7) 
che Musik. Grammophon; 
10 Mark. 

. Berlioz: Symphonie fanta- 
stique. New Yorker Philh.; 
Bernstein; CBS; 10 Mark. 

. Konzert für Millionen Il. (8) 
Grammophon; 7,50 Mark. 

. Mozart: Die Zauberflöte. (10) 
Böhm; Decca; 10 Mark. 


U-MUSIK 


. James Last: Non Stop Danc- (1) 
ing 8. Polydor; 19 Mark. 


. The Fantastic 5th Dimen- (2) 
sion. Liberty Stern; 19 Mark. 


. Hair.  Original-Broadway- (10) 
Fassung. RCA Victor; 19 
Mark. 

Haare. Polydor; 19 Mark. (5) 
Udo Jürgens: Udo live. (3) 
Ariola; 20 Mark. 

Roy Black: Ich hab dich lieb. (6) 
Polydor; 19 Mark. 

Peter Alexander: Schlager- (8) 
Rendezvous Il. Ariola; 19 
Mark. 

. World Star Festival. Uno (4) 
(Vertrieb Phonogram); 12,80 
Mark. 

Karel Gott: Die goldene (9) 

Stimme aus Prag. Polydor 

Stern; 19 Mark. 
10. Pop Revolution. 


CBS; 10 (7) 
Mark. 


Im Auftrag des SPIEGEL vierzehntäglich ermitlelt vom Institut für Demoskopie Allensbach. 
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Müiler 


Hans Dieter Müller, 42, ist durch seine Studie 
über „Das Reich” (im Faksimile-Band über die 
von Goebbels proötegierte Wochenzeitung 
des Dritten Reiches) und als Autor des Buches 
„Der Springer-Konzern” bekannt geworden. 


ournalismus und Macht — eine be- 
J sondere Spielart führt der Faksi- 
mile-Band „Das Schwarze Korps“ vor. 
Auswählende und Verfasser des kom- 
mentierenden Textes sind Helmut Hei- 
ber und Hildegard von Kotze, beide 
gründliche Kenner des Nationalsozia- 
lismus im Münchner Institut für 
Zeitgeschichte. 


Eine Dokumentation der Wochen- 
zeitung mit den Sigrunen, der ge- 
fürchtetsten Zeitung im Dritten Reich, 
wirft zwei Fragen auf: 1. Wie ergiebig 
sind die Texte selber? 2. Erschließen 
die Kommentare den Text? Gewinnen 
wir über die Einsicht in das, was war, 
Erkenntnis dessen, was ist? Kurz: Ge- 
winnen wir historische Einsicht? 


Die Erinnerung an die „Zeitung der 
Schutzstaffeln der NSDAP“ ist eini- 
germaßen präzis. Das Blatt unterschied 
sich radikal von der gleichgeschalte- 
ten bürgerlichen Presse: Es las sich 
gut. Scharfzüngige Artikel, meist 
anonym und gleicher Machart, pran- 
gerten Mißstände an. Nichts schien die 
Redaktion zu fürchten, weder die 
alten Gesellschaftsmächte Justiz, Adel, 
Wirtschaft, Beamtenschaft, noch die 
neuen, soweit sie nicht den reinen 
Geist der nationalsozialistischen Re- 
volution atmeten: unfähige Veteranen 
der Kampfzeit, die nun ihren Anteilan 
der Macht wollten, die Menge der bür- 
gerlichen Karrieristen, die in SA und 
NSDAP drängten und ihre neue 
Staatsloyalität durch ideologischen 
Übereifer bewiesen, gar Polizei und 
Staatsanwaltschaften, die solchen Eifer 
zu bereitwillig in Strafsachen um- 
setzten. 


Auch die „reine Idee“, die Absichten 
und neuen Normen des Regimes, tra- 
ten klarer und schärfer hervor: An 
dem erbarmungslosen Kampf gegen 
die noch intakte gesellschaftliche 
Macht, die katholische Kirche, ließen 


die Schreiber vom „Schwarzen Korps“ - 


keinen Zweifel, tabuzerstörend öffne- 
ten sie die Schleusen der politischen 
Pornographie. Die Artikel gegen den 
Todfeind, den Juden, entsprachen dem 
Stand der exekutiven Maßnahmen und 
deuteten auf einen engen Kontakt zum 
Zentrum der Macht. Als in Heydrichs 
Sicherheitshauptamt noch Auswande- 
rung erwogen wurde, schrieb das Blatt 
von Auswanderung, als die Ausmer- 
zung beschlossen war, schrieb es von 
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Hans Dieter Müller über den Faksimile-Band 
„Das Schwarze Korps“ 


JOURNALISMUS UND MACHT 


Ausmerzung. So klar war sonst nur 
noch Goebbels im „Reich“. 


Intellektueller Journalismus, ins 
Machtmäßige gewendet: Verlegerisch 
war er ein beachtlicher Erfolg. Eine 
weitaus größere Leserzahl, als man 
vermuten würde, stimmte am Kiosk 
für die Mischung aus rüdem Volkston 
und Exekution im Namen der herr- 
schenden Normen ab. Der Beherrscher 
des allmächtigen Eher-Konzerns, 


Helmut Heiber/ 


Hildegard 
von Kotze 
(Herausgeber): 
as Schwarze Korps „Das Schwarze 
Das chwarzesenpg Korps” 
un. la Scherz Verlag 
= Das Sehimarze Korps München 
208 Seiten 
meet, 24,80 Mark 


Amann, kam weit über die Zahlen, die 
er für den weiteren Unterhalt des 
Blattes forderte. Von 70000 Exem- 
plaren im Jahre 1935 stieg die Auflage 
am Ende auf 750 000 Exemplare. 


Wer machte diese Zeitung? Zweifel- 
los war sie ein Produkt aus bürger- 
lich-intellektuellem, aus journalisti- 
schem Geist; es wundert nicht, daß der 
vierundzwanzigjährige Gründer und 
einzige Hauptschriftleiter von 1935 bis 
1945, Gunter d’Alquen, ein Bewunderer 
Theodor Wolffs war (wie übrigens 
auch Goebbels). 


“5 er 


Hauptschriftleiter d’Alquen 
Halb Darwin, halb Machiavell 


Das Porträt, das die Faksimile-Her- 
ausgeber von dem jungen „SS-Sturm- 
bannführer“ entwerfen, bleibt trotz 
der vielen zusammengetragenen Fak- 
ten gleichwohl unüberzeugend. Die 
Zugehörigkeit zur neuen Machtelite in 
Heydrichs Sicherheitsdienst seit Ok- 
tober 1933 ist unerwähnt. Der Um- 
schlag des jungen Idealisten von vagen 
Volkserlöserideen zur reinen Macht- 
anbetung bleibt unerklärt. 


In dem Bürgersohn aus einem 
wohlhabenden Wollgeschäft — „Händ- 
ler“ nannte der Sohn den liberalen 
Vater — wäre er darzustellen gewesen. 
Es ist wichtig, daß diese jungen Intel- 
lektuellen, die meist schon als Schüler 
und Studenten zur „Bewegung“ stie- 
ßen, vom krisengeschüttelten Kapita- 
lismus nichts mehr hielten, seine libe- 
rale Fassade verachteten, sich als „So- 
zialisten“ fühlten. 


Unter der Mythensucht, den elitär- 
romantischen Ausbruchsversuchen 
blieben den Bürgersöhnen die ökono- 
mischen Zusammenhänge jedoch in 
tiefer Nacht. In der Umdeutung der 
permanenten Krise in einen gottgege- 
benen „Kampf ums Dasein“, einen 
scheinbar naturgesetzlichen Machtna- 
turalismus, halb Darwin und Nietz- 
sche, halb Lehre des Machiavell, kann 
man wohl den Hauptfaktor sehen, der 
das Bürgertum Hitler zutrieb, ruinier- 
ten Mittelstand, verschuldete Groß- 
agrarier und Kleinbauern, Rentner, 
Beamte, der Teil des Offizierskorps, 
der aus den gleichen Schichten stamm- 
te, die Industrie. 


Als nach außen gewendeter Sozia- 
lismus, als Projektion des mörderi- 
schen Konkurrenzkampfes auf die 
Völkerwelt erfaßte er auch die Mas- 
sen: Es war einleuchtend, durch 
„Außenpolitik“ wiederzuholen, was 
nur durch den unverschuldeten Krieg 
verloren war. 


Dieser harte Kern in den späteren 
Mythen von Rasse und Reich, die Ab- 
sichten auf Öl, Erzgruben und Getrei- 
de, die weit in fremde „Lebensräume“ 
ausgreifenden Wirtschaftspläne, in 
denen sich die Wirtschaft, vom Raub- 
staat unangetastet, wohl einzurichten 
wußte, die Teilung der Welt in arme 
(nichtnordische) Völker, die durch rei- 
che (nordische) auszubeuten waren, 
die endlich erfüllte Hoffnung auf den 
„Platz an der Sonne“, magische Formel 
seit der Wilhelminischen Zeit — sie 
sind heute dem Gedächtnis ent- 
schwunden. 
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Man muß die der bürgerlichen Kon- 
kurrenzangst entstammenden Ideen 
jedoch ernst nehmen, immerhin haben 
sie ein Millionenvolk in Bewegung ge- 
setzt und bis zum Ende in Bewegung 
gehalten. Die Faksimile-Herausgeber 
tun das nicht. Sie stellen sich auf einen 
höheren Punkt der Ironie. So ist ihnen 
das Nebeneinander von Intellektuali- 
tät, „reiner Idee“ und Machtexekution 
im Journalismus des „Schwarzen 
Korps“ bestenfalls abstrus. 

Die Vermischung von journalisti- 
schem und politischem „Nachrichten- 
dienst“, die zeitweise enge Wechselbe- 
ziehung zwischen Heydrichs SD und 
der Redaktion erscheint ihnen ledig- 
lich eine Folge zufälliger Miserabilität, 
obwohl sie nur plausibel ist: Hat der 
Journalist sich einmal auf die Macht- 
teillhabe eingelassen, verfließen die 
Grenzen, denn beide, Geheimdienst- 
mann und Journalist, wollen wissen, 
„was wirklich ist“, fühlen sich als das 
„Tast- und Sinnesorgan am Körper 
des Volkes“, wie SD-Auslandschef 
Schellenberg es einmal formulierte. 
(Die Grenzen verfließen auch bei Kor- 
respondenten seriöser Blätter mehr, 
als der Leser damals und heute denkt; 
klügere Leute gingen damals zu Admi- 
ral Canaris’ „Abwehr“.) 

Der Führerkult des „Schwarzen 
Korps“ ist Helmut Heiber vollends lä- 
cherlich. Die Projektion der Potenz- 
phantasien in den einen Großen, in das 
„Raubtier als Erlöser“ ist jedoch nur 
folgerichtig. Er verriet im übrigen nur 
konsequenten Machtsinn: Aus welcher 
Quelle im autoritären Staat das 
„Recht“ allein floß, hatten scharf- 
sinnige Rechtslehrer von Carl Schmitt 
bis Forsthoff längst nachgewiesen. Die 
Konsequenz erlaubte dem jungen SS- 
Journalisten gefährliche intellektuelle 
Ketzereien, zum Beispiel, aus dem 
„Untermenschen“ Wlassow einen Frei- 
heitshelden zu machen: d’Alquen wur- 
de der erfolgreichste Promoter des ge- 
gen sein Land umgedrehten Sowjet- 
generals. 

Von diesen Zusammenhängen teilen 
die Herausgeber, sonst minuziös, wenig 
mit. So ist die Trauerarbeit um den 
verlorenen Führer wieder einmal aus- 
geblieben, es wird nicht einsichtig, 
woher er kam und ob er je einmal 
wiederkehren könnte. 

Die Zeitgeschichtsforschung enthüllt 
hier ihre Schwäche von Heiber bis 
Fest. Will sie über den bloßen Fak- 
tenpositivismus hinaus, fällt sie auf 
eine bürgerliche Psychologie zurück, 
die sich an den kleinbürgerlichen 
Symptomen, den monströsen Infanti- 
litäten der „Bewegung“ delektiert, an- 
dererseits zum Männer-machen-Ge- 
schichte-Mythos Zuflucht nehmen 
muß: der Führer als die Ursache allen 
Übels, ein Dämon, aber groß. Beides 
klärt nicht die gesellschaftlichen Vor- 
aussetzungen. Es ist in einem tiefen 
Sinne unhistorisch.,. Wie andere Pu- 
blikationen auch wird die Faksimile- 
Ausgabe des „Schwarzen Korps“ 
darum nur Alibi-Funktion ausüben, 
ein Museum des Spottes: „Das, zum 
Glück, waren wir nicht.“ Alle Schande 
sonst hat der Führer mit sich genom- 
men, ein zweites Mal unser Erlöser. 
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Zweigang-Maschinen, 
die auch im 2. Gang mit 
voller Kraft arbeiten. 
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PEANUTS 


ICH HABE DIE 
GESCHLAGEN. . 
GESCHLAGEN. 


ALLE 


ICH BIN 
AUF DEM 


GESCHAFFT! DER ERSTE 
HUND AUF DEM MOND! 


NUSSEN 
. ICH Zee 


...S0GAR DIE BEuDe 
TZE Aus MEINE 
. IACHBARSCHAFT !!| 


Comic-Figur — 
Wenn wirklich alles klappt... 


VERLAGE 


MOND-BÜCHER 
Rasante Niederkunft 


eutschlands Buchhändler wunder- 

ten sich: Neben den saisonbeding- 
ten Bergen bunter Herbstprospekte 
schleppten ihnen die Postboten Klar- 
sichtsäckchen mit unansehnlichen 
Brocken Lavagestein ins Haus. 


Der Stein des Anstoßes kam aus 
Frankfurt, vom reputierlichen Suhr- 
kamp Verlag: „Liebe Kollegen“, so 
schrieben die Verlagsleute dazu, die 
soeben erst die neue Reihe „suhr- 
kamp wissen“ ins Leben gerufen 
haben, „dieser Stein stammt noch nicht 
vom Mond!“ Und mit solch kühnem 
Gedankensprung waren sie sofort beim 
Thema. 

Denn nächst den Angehörigen der 
Astronauten und nächst der Nasa 
blicken in diesen Tagen die großen 
Sachbuch-Produzenten wohl am bäng- 
lichsten zum Himmel auf. „Die Verle- 
ger“, so schrieb „The New York 
Times“ anzüglich, „haben alles Er- 
denkliche unternommen, um aus der 
Mondlandung Kapital zu schlagen.“ 
Vorerst freilich hängen ihre Investi- 
tionen in der Luft. 

In den USA kassierte der Bestseller- 
Romancier Norman Mailer („Die 
Nackten und die Toten“) eine Million 
Mark als Vorschuß für ein Mondbuch. 


WILFORD 


Der -_. verläßt die Erie 


Das größte Abenteuer 
des Jahrhunderts 


| NY Apsilo 


BIGKGOKUNTENEAUON 


Farbe 


.in der ersten Augosikällie ei eine Em von einer Million Bänden: Mond-Bücher in h Deutschland 
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KULTUR 


Und obwohl hier die Summen kleiner 
sind, steht der Mond-Boom auf dem 
deutschen Buchmarkt an Euphorie 
dem amerikanischen kaum nach. 
Während Suhrkamp seinen eher wis- 
senschaftlichen Bericht über den Erd- 
trabanten bereits in der vergangenen 
Woche (als „Buch zum Mond-Ereig- 
nis“) auslieferte* und der berühmte 
Comic-Hund Snoopy zur gleichen Zeit 
bereits Armstrongs Ziel erreichte**, 
treten in den kommenden Wochen ne- 
ben Schallplattenfabrikanten, Glo- 
ben-, Atlanten- und Poster-Herstel- 
lern noch über 20 Buch-Verlage 
zum Run auf das Mondgeschäft an. 


Die zehn auflagestärksten Titel: 


> Werner Büdeler: „Projekt Apollo“. 
Bertelsmann; 24 Mark. Auflage: 
„zwischen 100 000 und 200 000“. 


> „Der Flug zum Mond“. Burda; 15 
Mark. Auflage: 150 000. 


Franz Zeithammer: „Zwischensta- 
tion Mond. Das programmierte 
Abenteuer“. Franckh; 3,80 Mark. 
Auflage: „über 100 000“. 


D Rüdiger Proske: „Der Mond“. Han- 
sen; 8,90 Mark; nur für Warenhäu- 
ser. Auflage: 50 000. — In besserer 
Ausstattung für den Buchhandel 
unter dem Titel: „Station Mond. 
Das größte Abenteuer unserer 
Zeit“. 14,90 Mark. Auflage: 20 000. 


D> John Noble Wilford: „Der Mensch 
verläßt die Erde. Das größte Aben- 
teuer des Jahrhunderts“. Econ; 22 
Mark. Auflage: 30 000. 


D> Herbert Pichler: „Die Mondlandung. 


Der Menschheit größtes Aben- 
teuer“. Molden; 25 Mark. Auflage: 
30 000. 


> Adalbert Bärwolf: „Brennschluß“. 
Ullstein; 20 Mark. Auflage: 25 000. 


D> Günter Karweina: „Der Wettlauf 
zum Mond“. Kiepenheuer & 
Witsch; 18 Mark. Auflage: 30 000. 


> Wernher von Braun: 
für die Raumfahrt“. 
Mark. Auflage: 25 000. 


D Fred G. Delius: „Apollo 11. 


„Mein Leben 
Burda; 28,50 


Die 


Landung auf dem Mond“. Heyne; 
2,80 Mark. Auflage: 40 000. 
* Rolf Meißner: „Der Mond“. Suhrkamp 


Verlag, Frankfurt; 208 Seiten; 12 Mark. 


*+ Charles M. Schulz: „Snoopy — oder: 
Dein Hund ist auf dem Mond, Charlie 
Braun!“ Aar-Verlag, Götzenhain; 96 Seiten; 
3,60 Mark. 


Rüdiger Proske 


Alle am Rennen beteiligten Verlage 
sitzen auf Neun-Zehntel-Fertigfabri- 
katen, die nach dem Apollo-Unter- 
nehmen lediglich um das notwendige 
Schlußkapitel und um die aktuellen 
Bilder bereichert zu werden brauchen. 


So kommt es, daß das Sachbuch mit 
dem Journalismus in Konkurrenz ge- 
rät: Die schnellen Schreiber der 
Mondschuß-Reportagen vollenden 
ihre Werke derart hektisch, daß es zum 
Auslieferungsfinish bereits zehn Tage 
nach Rückkehr der Mondfahrer kom- 
men wird. In der ersten Augusthälfte 
ist täglich mindestens ein neues Apol- 
lo-Opus zu erwarten — zusammen eine 
Flut von einer Million Bänden. 


Die Verleger läßt die Frage nach Er- 
folg oder Mißerfolg der Apollo-Mis- 
sion ziemlich kalt. Die meisten Buch- 
Titel sind so formuliert, daß sie auch 
im Katastrophenfalle verkäuflich blei- 
ben. 

Nur der Bertelsmann Verlag, der 
eins der teuersten Bücher fertigt, will 
die Schnellpressen für die letzten Sei- 
ten nur „bei positivem Ausgang der 
ganzen Sache“ anwerfen: Risiko oder 
Verlust andernfalls wäre freilich mini- 
mal — der nächste Mondflug kommt 
bestimmt, und das, bevor die ausge- 
druckten Bogen vergilben. 


Die sonst so eifrig Techn:logie po- 
pularisierende Deutsche Verlags-An- 
stalt in Stuttgart allerdings (Hausauto- 
ren: Buchholz, Steinbuch, Haber) gibt 
sich aller Mondtüchtigkeit der Kon- 
kurrenz zum Trotz skeptisch: Sie hat 
bislang kein aktuelles Mondbuch an- 
gekündigt. 


„Wenn jedoch wirklich alles klappt“, 
dann soll ein gewaltiger Endspurt von 
Tele-Professor Heinz Haber („Unser 
blauer Planet“) der DVA zum ersten 
Platz im Verleger-Feld und zu einem 
neuen einträglichen Bestseller (Titel: 
„Unser Mond“) verhelfen. 


Das Rezept der DVA-Strategen für 
ihr Geheimprojekt: Sie machen schon 
Redaktionsschluß, wenn erst die 
Mondfähre wieder ins Raumschiff zu- 
rückgekehrt ist, und kommen so mit 
ihrem rasanten Buch, das „in sehr, 
sehr hoher Auflage“ erscheint, schon 
vor den Astronauten nieder — an die- 
sem Donnerstagmorgen bereits sollen 
die Bücherpakete in allen Buchhand- 
lungen sein. Armstrong, Aldrin und 
Collins landen Donnerstagabend. 


Unser Mond 


Heinz Haber 


HEINRICH /f; 
hat Gin iM 
in Deutschland 
populär 1 
gemacht 


Heinrich, Deutschlands führender 
Marken-Gin.Heinrich Dry Gin 

ist rein. Dank Spezial-Destillation. 
Für Long Drinks. Für Kurze. 
Heinrich Dry Gin nur echt mit 
dem Löwen. 


PERSONALIEN 


Kurt Georg Kiesinger, 65, Deutsch- 
lands schönster Nachkriegs-Kanzler, 
will weibliche Wählerstimmen teuer 
zurückkaufen. Laut Umfragen führte 
die CDU im Januar bei den Frauen 
noch mit 18 Punkten vor der SPD, im 
Mai jedoch nur noch mit vier Punkten. 
Auf diese Nachricht hin ließ Kiesinger 
seine christliche Wahlkampfzentrale 
für die Damen eine Anzeigen-Kam- 
pagne starten, die den Kanzler gleich 
im ersten Inserat gemeinsam mit 
einem Kind zeigt und dem Wähler 
weismacht: „Alles, was wir tun, tun 
wir für die Zukunft der Kinder.“ Preis 
der Stimmen-Rückgewinnungsaktion! 
fünf Millionen Mark. 


Dieter Schnitzius, 34, CDU-Bundestags- 
kandidat im schwarzen Mosel-Wahl- 
kreis 151 (Cochem), geht statt nach 
Bonn für fünf Monate ins Gefängnis. 
Der Weinexperte und Generalsekretär 
der CDU-Fraktion im Europaparla- 
ment hatte im Februar 1968 mit 2,4 
Promille am Steuer in Brauneberg- 
Filzen (Kreis Bernkastel-Wittlich) ein 
Wegkreuz gerammt, war dann ge- 
flüchtet und erst nach wilder Jagd von 
einer Polizeistreife gestellt worden. 
Wegen Trunkenheit am Steuer, Ver- 
kehrsgefährdung. Unfallflucht und 
Widerstand gegen die Staatsgewalt 
verurteilte ein Schöffengericht in 
Bernkastel nun den Christdemokraten 
zu Gefängnis ohne Bewährung. Davon 
wurden des Jung-Kandidaten Partei- 
Obere, der rheinland-pfälzische Mini- 
sterpräsident Helmut Kohl und der 
Koblenzer CDU-Bezirksvorsitzende 
Heinz Schwarz, „absolut überrascht“: 
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Günter Graß, 41, ES-PE-DE-Tromm- 
ler, schrieb während eines Besuchs im 
ehemaligen KZ Dachau seine politi- 
sche Meinung nieder. Nach einem 
Rundgang durch die Dachauer Waf- 
fen- und Maschinenfabrik „Erma- 
Werke“ äußerte der Schriftsteller den 
Wunsch, auch das KZ zu besuchen. 
Grund: „Es ist gefährlich, an diesem 
Stück deutscher Vergangenheit vorbei- 
zugehen. Schlimm genug, daß man es 
früher einmal ignoriert hat.“ Nach 
einem Rundgang durch Museum und 
Lager verhinderte Graß, daß die KZ- 
Bewacher pünktlich Feierabend mach- 
ten und vor einer im Bus angereisten 
jugoslawischen Besuchergruppe die 
Lagertore schlossen. Der Autor, der 
1966 vor der Kanzlerwahl in einem 
offenen Brief Kiesinger gefragt hatte, 
wie „wir der Toten von Auschwitz 
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Der Weinexperte hatte seine Alkohol- 
delikte bislang parteiintern und vor 
der Presse stets als Bagatellsachen 
dargestellt. Schwarz hätte „zwei Wo- 
chen mit Bewährung oder eine Geld- 
strafe noch hingenommen“, denn: „An 
der Mosel trinkt jeder mal einen zu- 
viel.“ Weil jedoch Schnitzius seiner 
Partei nicht klarzumachen vermochte, 
wie er zugleich im Bundestag und im 
Gefängnis sitzen könne, verzichtete er 
schließlich auf die Kandidatur. 
Schwarz: „Ein politisches Wirken ist 
für diesen Mann auf Jahre hinaus un- 
möglich geworden.“ 


Robert Jungk, 56, Autor („Die Zukunft 
hat schon begonnen“) und Gastdozent 
für Zukunftsfragen an der West-Ber- 
liner TU, trägt Franz Josef Strauß sei- 
ne Vergangenheit nach. Der Würzbur- 
ger Arena-Verlag bat den Schriftstel- 
ler um Abdruckrechte aus seinem 
Buch „Revolution gegen den Staat“, 
aus dem der Verlag in seinem Band 
„Politik aus erster Hand“ zitieren 
wollte. Arena nannte als „Politik“- 
Herausgeber „Herrn Bundesfinanzmi- 
nister Dr. Franz Josef Strauß“ und als 
Zweck des Buches: „Hinführung zu 
Grundfragen der Politik... die gera- 
de jungen heranwachsenden Menschen 
es ermöglichen sollen, sich anhand von 
Quellenstellen ein eigenes Urteil zu 
bilden“. Robert Jungk über die Ver- 
lags-Bitte: „Ich habe selbstverständ- 
lich unter Hinweis auf die SPIEGEL- 
Affäre abgesagt. Ausgerechnet Franz 
Josef Strauß als politischer Lehrmei- 
ster für junge Demokraten!“ 


und Treblinka gedenken“ sollen, „wenn 
Sie, der Mitläufer von damals, es wa- 
gen, heute hier die Richtlinien der Po- 
litik zu bestimmen?“, schrieb schließ- 
lich vor Verlassen des Lagers in das 
Besucherbuch: „Hiervon — so sagt der 
heutige Bundeskanzler Kurt Georg 
Kiesinger — habe er nichts gewußt!?“ 


Julie Eisenhower, 21 (r.), Geschichts- 
Studentin, ermöglicht Besuchern „zum 
erstenmal in der 169jährigen Geschichte 
des Weißen Hauses Einblick in Räume, 


die der Öffentlichkeit bisher ver- 
schlossen waren“ (Weißes-Haus-Kura- 
tor James Ketchum). Nixons Tochter 
verdingte sich in den Semesterferien 
als Touristen-Führerin im Präsiden- 
ten-Palais, zeigt drei- bis viermal täg- 
lich von Dienstag bis Sonnabend einer 
Gruppe von jeweils 25 Besuchern auch 
die Privatzimmer des US-Präsidenten 
und plaudert über Familien-Interna. 
Julies Gag vor dem Kamin im Ar- 
beitszimmer des Präsidenten: „Vater 
läßt ihn auch im Hochsommer brennen 
und kompensiert die Hitze durch Auf- 
drehen der Klima-Anlage.“ 


Klaus Schütz, 42, Regierender Bürger- 
meister von Berlin (SPD), ärgerte er- 
neut Berliner Vertriebenenfunktionä- 
re. Nachdem Schütz in der Hamburger 
„Zeit“ festgestellt hatte, daß es „kei- 
nen Verbündeten“ für diejenigen gebe, 
„die darauf hoffen, die Gebiete jenseits 
der Oder und der Neiße für Deutsch- 
land zurückzugewinnen“, traten Ger- 
hard Dewitz, Vorsitzender des Berliner 
Landesverbandes der Vertriebenen e. 
V. und zwei weitere Vorstandsherren 
inoffiziell im Schöneberger Rathaus an 
und versuchten, den Regierenden da- 
von abzubringen, am 7. September 
dieses Jahres wie üblich auf dem „Tag 
der Heimat“ in Berlin zu sprechen. 
Schütz zu den Vertriebenen: „Sie ha- 
ben mich eingeladen, laden Sie mich 
wieder aus, dann spreche ich nicht.“ 
Besorgt wiesen die drei Funktionäre 
auf die möglichen Schlagzeilen hin: 
„Heimatvertriebene laden Schütz aus.“ 
Der Bürgermeister konterte, viel un- 
angenehmer wäre ihrn die Schlagzeile: 
„Schütz kneift vor Heimatvertriebe- 
nen.“ Unverrichteterdinge brachen die 
Unterhändler nach einer Stunde das 
Gespräch ab. Vergangene Woche teil- 
ten sie dem Sozialdemokraten brieflich 
mit, die Einladung werde „aufrechter- 
halten“. Begründung: „Wir achten Ih- 
ren Entschluß.“ 


Ihre Armbanduhr wird durch eine Mini- 
batterie gespeist. Sie sprechen Briefe auf 
Tonband: Und Ihr Sohn wird einen Beruf 
ergreifen, den es morgen erst gibt. 


Warum aber schließen Sie 
bei Ihrem Auto Kompromisse® Wenn Sie zum ersten Mal | 


NSU Motorenwerke AG, 7107 Neckarsulm, Abt. MO 99 


spüren, daß Sie durch Kurven 
wie auf einem Leitstrahl - 
geführt werden und welch 
beruhigendes Gefühl Ihnen die 
Sicherheitsreserven dieses 
Wagens vermitteln - dann 
wissen Sie,was es heißt,einen 
NSU Ro 80 zu fahren. 

Und sollten Sie den NSU 
Ro 80 noch nicht kennen, so 
schreiben Sie uns bitte. Sie 


erhalten dann umgehend aus- 


führliches Informationsmaterial. 
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Fonds, dessen Leitung bestrebt ist, 
Ihr Geld zu vermehren. Sie können 
sichersein, daß dieGeschäftsleitung 
des Dreyfus Fund alles tun wird, 


um dieses Ziel zu erreichen. 

Kostenloser Prospekt durch Ihren Anlagebe- 
rater oder The Dreyfus Sales Corporation, 
Liaison Office Deutschland, 8 München 22, 
Ludwigstr. 6/IIl. Abt. 4, Tel. (0811) 28 56 53. 


DREYFUS FUND ING 
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Wer den SPIEGEL abonnie- 
ren will — für sich selbst 
oder für Freunde -, muß 
folgendes wissen: 


Das Eigen-Abonnement In- 
land kann beim zuständigen 
Zustellpostamt am Schalter 
bestellt werden, bei gleich- 
zeitiger Zahlung des Abon- 
nementspreises für dasVier- 
teljahr in Höhe von DM 19,50. 
Im letzten Monat der folgen- 
den Kalenderquartale wird 
dann jeweils der Abonne- 
mentspreis durch den Post- 
boten kassiert, doch kann 
das Bezugsgeld auch durch 
die Zeitungsstelle des Post- 
amts abgebucht werden. 


Das Geschenk-Abonnement 
Inland kann durch schrift- 
liche Mitteilung an die Ver- 
triebsabteilung des SPIEGEL- 
Verlages bestellt werden. Da- 
zu ist eine Vorauszahlung 
für den gewünschten Bezugs- 
zeitraum (ein halbes Jahr 
DM 39,—, ein ganzes Jahr 
DM 78,—) erforderlich. Deut- 
lich sollte erkennbar sein, an 
welche Adresse der SPIEGEL 
und an welche Adresse die 
Rechnung zu senden ist. 


DER SPIEGEL 


SPIEGEL-Verlag 
Vertrieb 

2 Hamburg 11 
Postfach 


REGISTER 


BERUFLICHES 


ANTONIO ARGUEDAS, 41, (von No- 
vember 1964 bis Juli 1968) Innenmini- 
ster von Bolivien, hat in der mexika- 
nischen Botschaft in Boliviens Haupt- 
stadt La Paz um Asyl gebeten. Der 
Minister hatte nach der Erschießung 
Che Guevaras durch bolivianische 
Soldaten eine Kopie des (in Bolivien 
als Staatsgeheimnis gehüteten) Ta- 
gebuchs des kubanischen Guerillas an 
Fidel Castro ausgeliefert und damit 
beinahe den Sturz der damaligen Re- 
gierung von General Barrientos her- 
beigeführt. Nach vierwöchiger Flucht 
über Chile nach London und New York 
kehrte Arguedas am 17. August ver- 
gangenen Jahres überraschend nach 
Bolivien zurück und erklärte, er sei 
zwar Marxist und würde den Gueril- 
la-Kampf Guevaras jederzeit fortset- 
zen, habe aber zugleich „ein bißchen 
aus Opportunismus und Neugierde” 
drei Jahre lang für den amerikani- 
schen Geheimdienst CIA gearbeitet. 
Während der Ex-Innenminister auf 
seinen Prozeß wegen Landesverrats 
wartete, wurde er nach zwei Bom- 
benanschlägen auf sein Haus Anfang 
Juni durch Schüsse aus einem fahren- 
den Auto verletzt. Arguedas entschloß 
sich daraufhin, „wegen der Labilität 
der verfassungsmäßigen Regierung” 
um Asyl zu bitten. 


STOKELY CARMICHAEL, 28, Wort- 
führer der radikalen US-Negerpartei 
„Black Panther“, sagte sich von seiner 
Organisation los. Der militante Neger- 
führer, der zur Zeit an einem Fremd- 
sprachen-Institut im westafrikanischen 
Guinea Französisch studiert, ließ 
dürch seine aus Südafrika stammende 
Ehefrau, die Sängerin Miriam Make- 
ba, auf dem Kennedy-Flughafen in 
New York an Pressevertreter einen an 
die „Black-Panther-Partei” gerichteten 
Brief verteilen. Darin beklagt Car- 
michael den „Dogmatismus der 
augenblicklichen Black-Panther-Ideo- 
logie“, der alle, die nicht mit der Par- 
tei-Linie übereinstimmen, als „Natio- 
nalisten und reaktionäre Schweine” 
abstemple. 


KONSTANTIN FEDIN, 77, sowjeti- 
scher Schriftsteller, Stalinpreisträger 
und Erster Sekretär des sowjetischen 
Schriftstellerverbandes, konnte sein 
autobiographisches Archiv vervoll- 
ständigen: Fedin, Vorsitzender der 
sowjetischen „Gesellschaft für 
Freundschaft mit der DDR“, hat sich 
bereits um sächsische Kultur verdient 
gemacht, als er während des Ersten 
Weltkriegs in Deutschland lebte. Jetzt 
wurden Theaterzettel aufgefunden, 
die den Zivilinternierten Fedin na- 
mentlich als Hilfs-Schauspieler am 
Theater von Zittau ausweisen. Er 
wirkte in der Oper „Martha“ mit und 
spielte als Chargendarsteller in einem 
Weihnachtsmärchen, das am 9. De- 
zember 1917 aufgeführt wurde. 


EHESCHLIESSUNG 


FLORENCE LA RUE, 26, Sängerin des 
farbigen Vocal-Quintettis „The Fifth 
Dimension”, mit MARC GORDON, 33 


(2. v. 1), Manager des Gesangsen- 
sembles. Eingedenk des Erfolgs-Songs 
der „Fifth Dimension” über eine Bal- 
lonreise, „Up, up and away” (bisher 
über drei Millionen verkaufte Platten), 
der inzwischen auch von der US-Flug- 
gesellschaft TWA als Werbe-Erken- 
nungsmelodie angekauft wurde, ließ 
sich das Paar in der Gondel eines 
Heißluftballons 15 Meter über dem 
Century Plaza Hotel in Los Angeles 
von Pfarrer BOB WEBB (2. v. r.), Va- 


ter des „Up, up and away“-Komponi- 
sten Jim Webb, trauen. Der Pastor 
nach der Zeremonie: „Ich bin froh, 
wieder ‚down, down and off’ zu sein.” 


GESTORBEN 


PETER VAN EYCK, 55. „Schau-Spie- 
ler“, sagte der Schauspieler, „das 
liegt mir nicht“ — er bewies es seit 
1943 in Über 80 Filmen. Ob im Arztkittel 
oder Smoking, in Gl-, SS- oder 
Sträflingsuniform, ob mit Cowboyhut 
oder unter der Schlägermütze: Stets 
spielte er sich selbst, mit der schlep- 
penden Stimme eines Betrunkenen 
und den arroganten Manieren des 
ostelbischen Junkers Götz von Eick — 
so sein richtiger Name. Ein einziges 
Mal, 1953, erwarb er sich mit diesem 
Charakterklischee auch internationa- 
len Ruhm: als weißblondierter („Mein 
Firmenzeichen“) Nitroglycerin-Kutscher 
Bimba in Clouzots „Lohn der Angst”. 


CLARENCE, 10. Für seine TV-Auftritte, 
bei denen er gelegentlich auch Strau- 
Ben-Eier ausbrütete, hielt er sich mit 
täglich zehn Pfund Frischfleisch fit. 
Jetzt wurde dem 209 Kilogramm 
schweren Star der ZDF-Serie „Daktari” 
(Tages-Gage: 4000 Mark) die Freß-Lust 
zum Verhängnis: In seinem Käfig in 
Peoria, US-Bundesstaat Illinois, ging 
der schielende Löwe an. schweren 
Verdauungsstörungen ein. 


Wenn bei den nächsten Olympischen 
Spielen wieder die Welirekorde purzeln 
„denken Sie an Bayer 


Immer wieder wird behauptet: Der Mensch 
hat seine körperliche Leistungsgrenze erreicht. 
Und immer wieder purzeln bei den 
Olympischen Spielen die Weltrekorde. 

Hochleistungstraining, neue Techniken, 
modernere Sportgeräte: Die Jagd nach 
Millimetern und Sekunden macht erfinderisch. 

Und die Chemie erfindet mit: Für die 
Stabhochspringer Stäbe von bisher 
unerreichter Elastizität. Für die Sprinter 


schnellere Kunststoffbahnen. Für die Turner 
weichere Bodenbeläge. Kunststoff-Federbretier 
für die Kunsispringer. Kunststoffstollen für 
die Fußballer. Kunststoffboote für die Kanuten 
und Segler. 

Die Olympiade ist auch eine Olympiade 
der Chemie. Und Bayer ist nicht nur 
vertreten mit Athleten des Sports. Sondern 
auch mit den Athleten der Kunststoffe — 
Alle welirekordverdächtig. 
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HOHLSPIEGEL 


Die „Fachschaft Psychologie“ der 
Technischen Universität Braunschweig 
beschloß auf einer Vollversammlung, 
„das Kultusministerium der DDR“ zu 
ersuchen, „das Institut für Psychologie 
als ‚Entwicklungsland‘; einzustufen 
und finanziell zu unterstützen, um uns 
ein sachgerechtes Studium zu ermög- 
lichen“. 
V 


Freiheit 


Ich suche für die Gründung meiner Partei einen 2, Präsident, 
einen 1. und 2. Schriftführer, einen 1. und 2. Hauptkassier, 
2 gute Journalisten, In Frage kommen Charaktermenschen 
mit guter Schulbildung, Lebenserfahrung, aufgeschlossen. 


Mindestalter 25 Jahre, Interessenten werden gebeten am 
Dienstag, 15, Juli, nachmittags 3 Uh® im Hotel Waldeck — 
Saal — sich einzufinden bei der Konferenz. 

Kennwort, Anmeldung: „Grün weiß Gold.“ 

Die Forderung wird gestellt: „Keine Täuschung.“ 

Mannes Ehre des Reiches Ehre, 


Der erste Präsident 


Aus der Freudenstädter 
Presse — Der Grenzer“. 


„Südwest 


N 7 


Um zu beweisen, daß die „von außen 
geschürte Unzufriedenheit mit den 
herkömmlichen Bildungsinstituten ... 
die oft unqualifizierbaren Angriffe“ 
die Schüler des „Ignaz-Günther- 
Gymnasiums“ in Rosenheim „in ihrer 
positiven Haltung kaum beeinflussen 
oder wankend machen“ konnten, ver- 
öffentlichte Oberstudiendirektor Jo- 
seph Straßer in seinem Schul-Jahres- 
bericht 1968/69 einen von Obertertia- 
ner Rochus von Rochow verfaßten 
fiktiven Dialog zwischen Vater und 
Sohn (Vater: „Warum liebst du deine 
Schule, mein Sohn?“ — Sohn: „Weil es 
meine Schule ist.“). In einem Flugblatt 
zur Jahresabschlußfeier am vergange- 
nen Sonnabend klärte Dialog-Verfas- 
ser von Rochow die Leser auf: „Dieser 
Aufsatz... ist eine Satire. Und der sie 
abdruckte, hat seinen Beitrag dazu ge- 
leistet, daß die Diskussion über unser 
Bildungssystem neu belebt wird.“ 

V 
In einem Grußschreiben an die „neu 
zugezogenen Gemeindeglieder“ mahnt 
die evangelische Kirchengemeinde 
Arnsberg (Nordrhein-Westfalen) unter 
anderem: „Geben Sie Ihrem Bezirks- 
pfarrer im Krankheitsfalle bitte Be- 
scheid und warten Sie nicht, bis der 
Tod eingetreten ist.“ 

x7 


Dektorand, 29/1,74, sucht Friseuse, die 
ihm zur Gestaltung gemeinsamer Frei- 
zeit nicht nur die Haare schneidet. Zu- 
schriften erbeten unter 41636 Z an die 


A us der Münchner „Abendzeitung“,. 


V 


Die „Stuttgarter Zeitung“ meldet 
Bonner Überlegungen, Bundespräsi- 
dent Heinemann das Bundesver- 
dienstkreuz zu verleihen, und schließt 
den Bericht mit dem Hinweis: „Es ist 
geplant, ihm den Orden zusammen mit 
der Frau des ehemaligen Bundesprä- 
sidenten, Wilhelmine Lübke, zu über- 
reichen.“ 
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RÜCKSPIEGEL 


ZITAT 
Die Moskauer „Literaturnaja Gaseta“ 
über ein SPIEGEL-Gespräch mit dem 


jugoslawischen Historiker Vladimir De- 

dijer (SPIEGEL 3/1969): 
Schon 1955 wurde Dedijer aus der 
Kommunistischen Partei Jugoslawiens 
ausgeschlossen. Danach wirkte er im 
Westen, er schrieb und lehrte an der 
Harvard-Universität (USA). Nach sei- 
ner Rückkehr nach Jugoslawien brach 
Dedijer nicht seine freundschaftlichen 
Beziehungen zum Westen ab... Die 
Hamburger Zeitschrift SPIEGEL brach- 
te beispielsweise vor kurzem ein lan- 
ges Interview mit ihm unter der deut- 
lich provokatorischen Überschrift: „Die 
Tschechen hätten schießen sollen.” 
Dieses Interview ist die Beichte eines 
fanatischen Feindes der Sowjet- 
Union... Der „Historiker” aus Ljublja- 
na erdreistet sich, den Sozialismus in 
dem einen oder anderen Lande zu 
bewerten, und kommt natürlich zu der 
Schlußfolgerung, China sei das „am 
meisten sozialistische“ land . ; 
Schließlich stellten die Hamburger 
Journalisten, die durch den „Histori- 
ker“ in Verwirrung geraten waren, 
ihm eine letzte Frage: „Geben Sie 
dem Sozialismus überhaupt noch eine 
Chance in der Welt?” Und damit tra- 
fen sie den Nagel genau auf den 
Kopf. Denn Vladimir Dedijer spricht 
sich gegen den Sozialismus aus. Mehr 
noch, er haßt den Sozialismus... Die 
Position des SPIEGEL, der für sich in 
Anspruch nimmt, „kommunistisch“ und 
„revolutionär” zu sein, ist klar. Klar 
ist auch die Position Dedijers... 


ARAPRIL IOAR - Me 
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DER SPIEGEL 
Papst in Bedrängnis \ 


ZU 


er. 


in he SR 
IL PAPA NEL TORMENTO 


Fiugblatt des „Königreichs Mariö, der 
Miterlöserin, Via Castelmorrone 4, 
Mailand“, das in Roms Straßen und 
Kirchen tagelang verteilt und stets 
von der Polizei beschlagnahmt wurde. 
Auf der Rückseite eines Faksimiles von 
SPIEGEL-Titel Nr. 18/1969 versuchen 
die Autoren, durch Zitate „Unserer 
Lieben Frau von Fatima” nachzuwei- 
sen, daß Papst „Paul VI. der letzte An- 
tichrist” sei. 


MN SP 80-9-3 


Bier und Bier — 
dasistein großer 
Unterschied! 


Deshalb wird Fürstenberg Pilsener auf der 
ganzen Welt von Bierkennern bevorzugt. 
Denn im echten Fürstenberg sind 
wertvollster Hopfen, beste Braugerste 
und das kristallklare Quellwasser des 
Schwarzwaldes. Und jeder schäumende 
Tropfen zeugt vom Können und der 
Erfahrung der Fürstlich Fürstenbergischen 
Braumeister. Zum Wohle Ihrer schlanken 
Linie.... Weltberühmtes Fürstenberg. 
Qualität ist seine beste Referenz. 


u hat die een nn nen gen gleichen reinen Geschmack und die eich naturreine 
tinarm im Rauch. Und hat ein neues großes Format. 


Wenn Tabaknsch Ente age Set nikotinanm m euch een möchten, ist „die Teldene Ernte” Ihre neue 
Ggareiz Von acer Reinheit. 


